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22 Entwicklung der Netto-Energie- und Netto-Ölimporte -

wertmäßig 1970-1985 64 

23 Energetischer Endverbrauch nach Energieträgern 1970-1985 65 

24 Energetischer Endverbrauch nach Energieträgern, 
Anteile in Prozent 1970-1985 66 

25 Energetischer Endverbrauch - indexiert 1970-1985 67 

26 Energetischer Endverbrauch der Sektoren Industrie, 
Verkehr und Kleinabnehmer nach Energieträgern 1970-1985 71 

27 Energetischer Endverbrauch der Sektoren Industrie, 
Verkehr und Kleinabnehmer nach Energieträgern 1985 72 

III-60 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)14 von 200

www.parlament.gv.at



14 

Abb.-Nr. Inhalt Darstellungs- Seite 
zeitraum 

28 Energiepreise in der Industrie - indexiert 1970-1985 74 

29 Energiepreise in der Industrie, bezogen auf den 
Wärmeinhalt 1970-1985 74 

30 Entwicklung der nominellen Energiepreise für Haushalte 1970-1985 76 

31 Entwicklung der realen Energiepreise für Haushalte 1970-1985 76 

32 Energiepreise der Haushalte, bezogen auf den 
Wärmeinhalt 1970-1985 76 

33 Energiekosten österreichischer Haushalte je Bundesland 1984 78 

34 Energiekosten österreichischer Haushalte je Bundesland 
pro m2 Wohnungsnutzfläche 1984 78 

35 Verbrauch an festen Brennstoffen 1970-1984 80 

36a-h Kenngrößen der Kohleversorgung 86-87 

37 Kohleverbraucherpreise für Haushalte und Industrie 1970-1985 89 

38 Investitionen des Kohlebergbaues 1970-1985 89 

39 Verbrauch an Erdöl 1970-1984 90 

40 Raffinerieproduktion der ÖMV Aktiengesellschaft 1976-1985 94 

41 a-h Kenngrößen der Erdölversorgung 96--97 

42 Marktverbrauch ausgewählter Erdölprodukte 1970-1985 101 

43 S02-Emissionen in Österreich aus der Verbrennung von 
Mineralölprodukten 1970-1985 102 

44 Entwicklung der Endverbraucherpreise 1970-1985 104 

45 Vergleich der Letztverbraucherpreise mit den Import-
einstandspreisen 1979-1986 105 

46 Investitionen der Erdölwirtschaft 1970-1985 106 

47 Verbrauch an Erdgas 1970-1984 107 

48a-d Kenngrößen der Erdgasversorgung 111 

49 Anzahl der angeschlossenen Gaszähler bis 4 bar 1972-1985 112 

50 Erdgaspreise für Haushalte und Industrie 1971-1985(86) 114 

51 Investitionen der österreich ischen Gasversorgungs-
unternehmen 1970-1985 115 

52 Verbrauch an erneuerbaren Energieträgern 1985 123 

53 Installierte Wärmepumpenanlagen 1979-1985 127 

54 Sonnenkollektoren - installierte Kollektorfläche 1979-1985 127 

55 Deckung des monatlichen Inlandstromverbrauches -
gesamte Elektrizitätsversorgung 1985 133 

56 a-f Kenngrößen der Versorgung mit elektrischer Energie 134-135 

57 Ausbauwürdiges Wasserkraftpotential- Aufteilung nach 
Flußgebieten Stand: 1985 138 

58 Preisentwickl u ng 1970-1986 146 

59 Investitionen der Verbundgruppe der Landes-
gesellschaften und EVU der Landeshauptstädte 1970-1985 150 

60 a-f Kenngrößen der Fernwärmewirtschaft 154-155 

61 Preise für Fernwärmeabnehmer der Heizbetriebe Wien 
Ges.m.b.H. 1970-1986 158 

62 Fernwärmeinvestitionen 1975-1985 160 

63 Struktur des Endenergieverbrauchs nach dem Verwen-
dungszweck 1984; Gliederung nach Energieträgern 1984 166 
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Berichtszeitraum 1983-1985 
Soweit statistische Daten vorliegen, erstreckt sich der Berichtszeitraum dieses Energieberichtes bis 
30. September 1986. 
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1. Die internationale Wirtschaftslage 

Nachdem die zweite Erdölkrise zu Beginn der 
achtziger Jahre die westlichen Industrieländer in 
eine schwere Rezession geführt hatte, die über­
dies noch durch restriktive Maßnahmen zur Be­
kämpfung der Inflation und der Leistungsbilanz­
defizite verstärkt wurde , zeichnete sich erst 1983 
eine internationale wirtschaftliche Entspannung 
aO , die ihren Ausgang in den USA nahm. 

Der Höhepunkt der Konjunkturbelebung wurde 
1984 erreicht, als das Bruttoinlandsprodukt der 
OECD-Staaten real um 4,8% (1983: + 2,6% ) 
wuchs , wobei diese Werte von den europäischen 
OECD-Staaten mit 2,6% (1983: + 1 ,5% ) nicht er­
rf" : ~ werden konnten. Spitzenreiter des Wirt-

swachstums waren dabei 1984 die USA mit 
6% (1983: + 3,4% ) und Japan mit + 5,1% 

,03: + 3,2% ). Gleichzeitig nahm das Welthan­
, ;volumen um 8,5% (1983: +2,75% ) zu (siehe 

rl~ - ' i auch die nachfolgenden Tabellen 1 und 2). 

' -3 r Jahresmitte 1984 hat der Aufschwung 
~ e ltwirtschaft etwas an Tempo verloren . Die 
,!(anische Konjunktur ist vor allem in den 

c: r ' , Monaten des Jahres 1985 deutlich schwä­
cher geworden , das Wachstumsgefälle zwischen 
d~ '1 USA und Westeuropa ist nahezu verschwun­
den . So stieg 1985 das BIP aller OECD-Länder um 
durchschnittlich 2,8% , jenes OECD-Europas um 

' %, während es in den USA um 2,2% zunahm . 

. ~dingungen für eine fortgesetzte Konjunk-
0bung scheinen aber weiter in günstigem 

.,-" u liegen. Die Gefahr einer baldigen Rezes-
;t ird durch das Fehlen eines inflationären 
ndrucks, weiters den Abbau von Wechsel­
md Leistungsbilanzungleichgewichten so­

, . ,t; " Rückgang der Rohölpreise auf den inter-
3.len Spotmärkten gebannt. Gemessen an 

früheren Konjunkturzyklen könnte sich der ge­
genwärtige Aufschwung als zwar mäßig, aber 
umso tragfähiger erweisen . So ist für 1986 eine 
leichte Wachstumszunahme in den OECD-Län­
dern auf etwa 3% zu erwarten, die jener der Ver­
einigten Staaten entsprechen dürfte. Ebenfalls 
gebremst wurde 1985 die Dynamik des Welthan­
dels, der nur mehr um 4,25% zunahm und sich 
1986 ähnlich dem Vorjahr entwickeln wird . 

Der Annäherung der gesamtwirtschaftlichen 
Wachstumsraten (vgl. Abb . 1) liegt nicht zuletzt 
auch eine Annäherung der Fiskalpolitik zu­
grunde. Die USA schwenken von einer bisher ex-

trem expansiven Fiskalpolitik zu einer mehr und 
mehr restriktiven und auf Budgetkonsolidierung 
ausgerichteten Politik um und kommen damit der 
Haltung der meisten europäischen Länder und 
Japans nahe. 

Tab. 1: Wirtschaftswachstum im Internationalen Vergleich 
1983-1985 

Wachstum des Brutto-National-
bzw. - Inlandsproduktes in % 

Veränderung gegen 
das Vorjahr in % 

1983 1984 1985 

USA' ) 3,4 6,6 2,2 
Japan') 3,2 5,1 4,6 
BRD') 1,5 3,0 2,4 
Frankreich 0,8 1,5 1,2 
Großbritannien 3,3 2,8 3,2 
Ital ien - 0,2 2,8 2,3 
Kanada ' ) 3,3 5,0 4,5 

Große Industrieländer 2,8 5,1 2,7 

Spanien 2,0 2,2 2,1 
Australien 1,5 6,8 4,7 
Niederlande 0,9 1,8 2,0 
Schweden 2,7 3,4 2,3 
Belgien - 0,1 1,3 1,1 
Schweiz 0,7 2,1 3,8 
Österreich 2,1 2,0 2,9 
Dänemark 2,1 3,5 3,1 
Türkei') 3,3 5,9 4,9 
Norwegen 4,5 5,6 4,4 
Finnland 2,9 3,0 2,8 
Griechenland 0,3 2,6 1,7 
Neuseeland 3,3 4,8 0,8 
Portugal - 0,9 - 1,5 2,8 
Irland - 1,8 2,3 -0,7 
Luxemburg 2,8 4,9 1,9 
Island') - 5,7 2,5 2,8 

Kleine Industrieländer 1,7 3,3 2,9 

OECD insgesamt 2,6 4,8 2,8 
OECD-Europa 1,5 2,6 2,4 
EG 1,4 2,4 2,2 
EFTA 2,3 3,1 3,2 

© BMfHGIIEnergieberlcht '86 .J 

Quelle : OECD, WIFO 
') Bruttonationalprodukt 
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Tab. 2: Entwicklung des Welthandels 1983-1985 

Veränderung gegen 
das Vorjahr in % 

1983 1984 1985 

Welthandel, real + 2,75 + 8,5 + 4,25 
Industrieländer 
Exporte + 2,75 + 9,75 + 5,25 
Importe + 4,5 + 11 ,5 + 5,5 

Intra-OECD-Handel 
(0 Exporte/ Importe) + 6 + 13 - 6,75 

OPEC 
Exporte -7 - 3,75 - 9,75 
Importe -9,25 - 6 - 11 ,25 

Sonstige Entwicklungsländer 
Exporte + 9 + 11 + 6 
Importe - 1 + 6 + 7 

Staatshandelsländer 
Exporte + 9 + 5 - 4 
Importe + 5 + 7 + 9 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 
Que lle : WIFO 

Die Geldpolitik war in letzter Zeit durch ein deut­
liches Nachgeben der Zinssätze charakterisiert. 
Dennoch ist bei anhaltender Abschwächung des 
Preisauftriebes das Realzinsniveau im Vergleich 
zu früheren Aufschwungphasen immer noch sehr 
hoch. Das Sinken der Zinssätze auf Grund der 
Lockerung der Geldmarktpolitik in den USA hat 
auch zu einem teilweise sehr ausgeprägten Rück­
gang des Dollarkurses nach dem Höhepunkt im 
März 1985 geführt. 
Trotz einer effektiven Abwertung des Dollars sind 
die hohen Ungleichgewichte in den Leistungsbi­
lanzen (siehe auch Tabellen 3 und 4) erhalten 
geblieben ; das heißt, daß die Defizite in den USA 
bzw. die Überschüsse in Japan und in Europa 

weiter gewachsen sind . So hat sich das Lei­
stungsbilanzdefizit von rund 107 Mrd. $ in den 
USA im Jahr 1984 auf fast 118 Mrd . $ 1985 erhöht. 
Demgegenüber entwickelt sich der Leistungsbi­
lanzsaldo der europäischen OECD-Länder wei­
terhin positiv. Er betrug 1984 rund 11 Mrd . $ und 
stieg 1985 auf 20,7 Mrd. $. Besonders pos itiv ent­
wickelte sich der japanische Leistungsbilanz­
saldo; er stieg von 35 Mrd . $ 1984 auf über 
49 Mrd. $ 1985. 

Seit Beginn des Jahres 1986 steht die Weltwirt­
schaft im Zeichen des raschen Verfalls der Roh­
ölpreise auf nunmehr weniger als die Hälfte des 
Niveaus zur Jahreswende. Diese Entwicklung 
dürfte das Wachstum , die Preisstabilität und die 
Leistungsb ilanzen der OECD-Länder insgesamt 
günstig beeinflussen . Den Terms of Trade-Ge­
winnen der Industrieländer muß allerdings die 
Verschlechterung der Leistungsbilanzposition 
der Ölexportländer gegenübergestellt werden . 
Die empfindliche Verringerung ihrer Kaufkraft 
und die Verschärfung ihrer Auslandsverschul­
dung wird zwangsläufig negative Rückwirkungen 
für die Industrieländer haben . Im Weitmaßstab .; 
werden sich deshalb die Leistungsbilanz- .:'1 
ungleichgewichte weiter vergrößern . Die Indu- ' 
strieländer , mit Ausnahme der USA, werden ih-
ren Leistungsbilanzüberschuß voraussichtl ich 
deutlich vergrößern , sodaß insgesamt die OECD­
Staaten seit 1978 erstmals wieder einen Lei­
stungsbilanzüberschuß ausweisen werden kön-
nen . In den USA dürfte der Rückgang des Dollar­
kurses zunächst noch eine weitere Vergrößerung 
des Leistungsbilanzdefizits bewirken (voraus­
sichtlich auf 120 Mrd. $) , bevor die Reaktion der 
Export- und Importmengen den Trend umkehrt. 

Abb.1: Österreichs Wirtschaftswachstum im internationalen Vergleich 1970-1985 
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Tab. 3: Handels- und Leistungsbilanzen 1983-1985 

1983 

USA -62,0 
Japan 1-31,3 
BRD 1-23,3 
Frankreich - 8,2 
Großbritannien - 1,3 
Italien - 3,1 
Kanada 114,9 

i Große Industrieländer - 5,1 

I Spanien - 7,6 

lAustralien 0,0 
Niederlande I- 4,3 
Schweden + 3,1 
Belgien, Luxemburg - 0,1 
Schweiz - 2,2 
Österreich - 3,9 
Dänemark + 0,2 
Türkei - 3,0 
Norwegen -+ 4,3 
Finnland -+ 0,2 
Griechenland - 4,3 
Neuseeland 0,0 
Portugal - 3,0 
Irland - 0,2 
Island 0,0 
-~ 

Kleine Industrieländer -12,2 
-~ 

OECD insgesamt -17,2 
OECD-Europa - 1,6 
EG I- 0,1 
EFTA t- 1,5 

'CI BMfHGI/En;rgiebericht '86 I 

Quelle: OECD, WIFO 

Das Leistungsbilanzdefizit der OPEC-Länder 
dürfte sich 1986 auf 24 Mrd. $ nahezu verdoppeln 
(siehe auch Tab, 4); auch Erdölexporteure außer­
halb des Kartells werden negativ betroffen sein 
(z. B. Mexiko). Lediglich jene Entwicklungslän­
der, die netto Erdöl importieren (z. B. Brasilien), 
können eine Verbesserung ihrer Außenhandels­
position erwarten, 

19 

in Mrd. US-$ 
--

Handelsbilanz Leistungsbilanz 

1984 1985 1983 1984 1985 

-114,1 -124,3 -40,8 -107,4 

I 
-117,7 

~ 44,3 I 56,0 t 20,8 I 35,0 t 49,3 

~ 23,3 I 29,1 t 4,1 I 6,3 I 13,1 
- 4,1 - 4,6 - 4,4 - 0,8 1- 0,3 
- 5,8 - 2,7 + 4,8 + 1,2 I 3,8 
- 6,1 - 7,0 + 0,8 - 3,0 - 4,1 

I 16,6 ~ 12,6 + 1,4 I 2,0 - 1,9 

- 46,0 - 40.8 -13.4 - 66,7 - 57,1 

- 4,0 - 4.0 - 2,8 + 2,4 ~ 3,0 
- 0,9 - 1.1 - 5.9 - 8,4 - 8,6 
I 5,5 T 5,5 ~ 3.7 I 4,8 t 5.9 

+ 4,7 + 4.0 - 0,9 i 0,4 - 0,8 
I 0,2 I- 0,4 - 0,4 0,0 -+ 0.1 
- 2,3 - 1,9 t- 3,8 I 3,8 -+ 4,5 
- 3,8 - 3,2 I- 0,2 - 0,2 - 0.1 
- 0,2 - 0,8 - 1,2 - 1,6 - 2,6 
- 2,9 - 3.0 - 1,9 - 1,4 - 1,0 

-+ 5,1 + 4,8 t- 2,1 + 3,2 -+ 3,0 

-+ 1,5 + 0.9 - 0,9 0,0 - 0,6 
- 4,2 - 5,0 - 1,9 - 2,1 - 3,3 
- 0,3 t- 0,1 - 1,2 - 1,6 - 1,1 
- 2,1 - 1,3 - 1,5 - 0,6 -+ 0,3 

+ 0,2 t- 0,3 - 1.1 - 0,9 - 0,6 
0,0 0,0 - 0,1 - 0,1 - 0,1 

- 3,5 - 4,3 - 9,9 - 2,4 - 2,1 

- 49,5 - 45,1 -23,3 - 69,0 - 59,2 
-t 4,8 I 11,6 ! 2,4 I 11,3 ~ 20,7 

-+ 2,6 I- 9,9 -+ 0,1 I 5,6 I- 16,0 
I 5,2 i- 4.6 -+ 4,2 I 7,1 I- 5,9 

Tab. 4: Entwicklung der Handels- und Leistungsbilanzsaiden 
bei den verschiedenen Wirtschaftsblöcken 1983 bis 
1985 in Mrd. 5 

I 
1983 1984 1985 

Handelsbilanzsaiden 
OECD-Länder -17 -50 -45 
OPEC-Länder 148 I 57 I 48 
Sonstige Entwicklungsländer -21 - 2 -10 
Staatshandelsländer I 17 -I 16 I 9 

Leistungsbi lanzsalden 
OECD-Länder -23 -69 -59 
OPEC-Länder -11 -10 -13 
Sonstige Entwicklungsländer -35 -22 -28 
Staatshandelsländer t 11 +11 -+ 5 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Quelle: OECD 
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International zeichneten sich Erfolge bei der Be­
kämpfung der Inflation ab. In fast allen Ländern 
konnte seit 1984 eine Reduktion des Preisauftrie­
bes erzielt werden (vgl. Tab. 5 und Abb. 2). Der 
Hauptgrund dafür lag im Nachgeben der Roh­
stoffpreise sowie in der vorsichtigen Geld- und 
Lohnpolitik. Die Dollarpreise für Rohwaren gin­
gen in einer Phase der internationalen Konjunk­
tur zurück, in der sie gewöhnlich anziehen. 
Reichliches Angebot an Rohwaren, weltweite Be­
mühungen um Energieeinsparung und die 
Schwächung des OPEC-Kartells - dessen 
Marktanteil auf weniger als 50% zurückging -
trugen zu dieser Entwicklung bei. Auch im laufen­
den Jahr zeichnet sich ein weiterer Rückgang der 
Weltmarktpreise ab, der die Preisstabilisierung 
weiter begünstigen wird. 
Trotz der konjunkturellen Aufwärtsbewegung ist 
keine nachhaltige Verbesserung der Arbeits­
marktsituation eingetreten. Tab. 6 sowie Abb. 3 
geben einen Überblick über die internationale 

Tab. 5: Preissteigerungsrate im internationalen Vergleich 
1983-1985 in % 

I 

Verbraucherpreise 

1983 1984 1985 

Veränderung gegen 
das Vorjahr in % 

-- --- -

i USA 3.2 4.3 3.6 
Japan 1.8 2.3 2.0 
BRD 3.3 2.4 2.2 
Frankreich 9.5 7.7 5.8 
Großbritannien 4.6 5.0 6.1 
Italien 14.6 10.8 9.2 
Kanada 5.8 4.3 3.9 

Große Industrieländer 4.4 4.5 3.8 
i 

Spanien 12.2 11.3 8.8 

i Australien 10.1 3.9 6.8 
Niederlande 2.7 3.3 2.2 
Schweden 9.0 8.0 7,3 
Belgien 7.6 6.4 4.9 
Schweiz 2.9 2.9 3.4 
Österreich 3.3 5,6 3.2 
Dänemark 6.9 6.3 4,7 
Türkei 29.3 54.0 40.8 
Norwegen 8.4 6.3 5.6 
Finnland 8.4 7.2 5.9 
Griechenland 20.2 18.5 19.3 
Neuseeland 7,3 6.2 15.4 
Portugal 25.1 28.9 19.6 
Irland 10.5 8.6 5.4 
Luxemburg 8.7 5.6 3.1 
Island 86.3 30.8 32.0 

Kleine Industrieländer 9.6 9.8 8.6 

I OECD insgesamt 5.2 5.2 4.5 
i OECD-Europa 8.2 7.4 6.6 

EG 7.9 6.7 6.4 
EFTA 7.2 7.2 5.0 

Ce) BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Quelle: OECD. WIFO 

Entwicklung der Arbeitslosenrate in den vergan­
genen Jahren. In ganz Westeuropa ist die Ar­
beitslosigkeit zum vorrangigen Problem gewor­
den. Zwischen 1981 und 1984 ist die Arbeitslosen­
rate in OECD-Europa um rund 2% auf 10,8% ge­
stiegen, 1985 und 1986 dürfte sich die Arbeits­
marktsituation weiter leicht verschärfen. In den 
USA, wo die Arbeitslosenrate 1984 bei 7,5% und 
1985 bei 7,2% lag, wird für 1986 ein weiterer leich­
ter Rückgang auf rund 7% erwartet. Um das Pro­
blem der Arbeitslosigkeit vor allem in Europa 
durchgreifend zu entschärfen, müßte aber das 
Wirtschaftswachstum noch mehr gesteigert wer­
den. Es kann derzeit noch nicht exakt vorausge­
sehen werden, in welchem Ausmaß der mit An­
fang 1986 einsetzende Ölpreisverfall mit seinen 
wachstumsfördernden Auswirkungen auch posi­
tive Effekte auf dem internationalen Arbeitsmarkt 
hervorbringt, die zumindest kurzfristig dem vor­
her erwähnten weiteren Anstieg der Arbeitslosig­
keit Einhalt gebieten könnten. 

Tab. 6: Arbeitslosenrate im internationalen Vergleich 1983 
bis 1985 in % 

------ - --------,---A-r-b-ei-ts-Io-s-e-n-ra-t-e-n-'I 

USA 
Japan 
BRD 
Frankreich 
Großbritannien 
Italien 
Kanada 

~1-9-8-3~-19--8-4~-19~ 
Veränderung gegen 

I 

I 

I 

das Vorjahr in 0'0 

9.6 
2,7 
8.7 
8.4 

11.6 
9.8 

11.9 

7.5 I 
2,7 I 
8.2 I 

9.9 I 
11.7 
10.3 
11.3 

7.2 
2.6 
8.3 

10.2 ! 
11.9 
10.6 
10.5 

1---------------t-------j-----+------

Große Industrieländer 

Spanien 
Australien 
Niederlande 
Schweden 
Belgien 
Schweiz 
Österreich 
Dänemark 
Türkei 
Norwegen 
Finnland 
Griechenland 
Neuseeland 
Portugal 
Irland 
Luxemburg 
Island 

1----------------

Kleine Industrieländer 

8.2 

17,8 
9.9 

15.0 
3.3 

14,0 
0.9 
4.5 

10.5 
12.0 
3.3 
6.1 
7.4 
5.0 

10.8 
14.1 

1.5 
1.1 

7.6 7.5 --r--
20.6 21.9 

8.9 I 8.2 I 
15.4 i 14.4 
3.0 I 2.8 

14.0 I 13,1 
1,1 I 0.8 
4.5 4.8 

10.0 8.9 
12,4 13,1 
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Abb. 2: Österreichs Inflationsrate im internationalen Vergleich 1970-1985 
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Abb. 3: Österreichs Arbeitslosenrate im internationalen Vergleich 1970-1985 
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2. Die internationale Entwicklung von 
Energieaufbringung und Energieverbrauch 

unter besonderer Berücksichtigung der 
Veränderungen auf dem Ölmarkt 

2.1. Allgemeines 

Am Beginn der achtziger Jahre schrumpfte der 
Energieverbrauch weltweit deutlich. Der zweite 
Erdölpreisschock (1979/1981) zog in den Indu­
striestaaten hohe Investitionen zur Rationalisie­
rung des Energieeinsatzes nach sich. Außerdem 
wurde weniger Energie verbraucht, weil die welt­
wirtschaftliche Produktion infolge Anpassungs­
schwierigkeiten an die geänderten Marktbedin­
gungen zurückging. Gleichzeitig kam es zu einer 
raschen Substitution des teuren Erdöls durch bil­
ligere Energieträger. Erdöl verlor auf einem 
schrumpfenden Markt Verbrauchsanteile, und 
der Erdölverbrauch nahm insgesamt stark ab. 
Seit 1983 wächst die Weltwirtschaft wieder, und 
trotz anhaltender Rationalisierungserfolge steigt 
der absolute Energieverbrauch neuerlich. 
1985 setzte sich das Wirtschaftswachstum in den 
Industriestaaten fort (das BIP nahm in der OECD 
real um +2,7% zu). Der Energieverbrauch ist ins-

Tab. 7: Endenergieverbrauch der OECD') und Anteile der 
Energieträger 1970--1984 

Feste) 
Gas- Elektrizi-Brenn- Flüssige 

Jahr 
Insgesamt 

stoffe förmige tät') 
(Mtoe) 

Verbrauchsanteil in % 

1970 2382,6 15,0 56.6 17.5 10.9 
1971 2419,8 13,1 57,6 18,4 10,8 
1972 2571,8 12,2 57,7 19,0 11,0 
1973 2664,4 12,1 58,0 18,4 11,4 
1974 2592,0 12,4 56,6 19,0 12,0 
1975 2500,4 11,5 56,9 18,9 12,6 
1976 2653,4 11,2 57,6 18,5 12,7 
1977 2704,8 10,6 58,4 17,9 13,0 
1978 2789,8 10,3 58,4 18,1 13,2 
1979 2860,8 10,6 57,6 18,5 13,4 
1980 2729,7 10,6 55,8 19,5 14,1 
1981 2657,1 11,1 54.0 20,1 14,8 
1982 2533.8 11.0 54.0 19,8 15,3 
1983 2538,1 11,0 53,5 19,6 15,9 
1984 2644.6 11,4 52,8 19,7 16,1 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Quelle: OECD 

') Zur Problematik unterschiedlicher Energiebilanzdefinitio­
nen siehe Anhang II 

') Gemäß Gliederung der OECD auch inkl. fester Biomasse 
') Gemäß Gliederung der OECD auch inkl. Fernwärme 

gesamt mäßig gestiegen (+ 1,7%), der Rückgang 
des Verbrauchs je Produktionseinheit war wei­
terhin gegeben (-1%). Obwohl die Preise für 
Erdöl weiter nachgaben, setzte sich der Rückzug 
aus dem Erdöl fort (vgl. Tab. 7). 

2.2. Die Situation auf dem 
internationalen Ölmarkt 

Die internationale Energiesituation ist in hohem 
Maße vom Ölmarkt und dem daraus resultieren­
den Öl preis geprägt, was sich insbesondere bei 
der rasanten Entwicklung in jüngster Zeit be­
merkbar gemacht hat. 
Die Erdölpreise sind 1985 merklich gesunken. Im 
Jahresdurchschnitt lag der aus dem offiziellen 
Verkaufspreis und dem Spotpreis gewichtete Im­
portpreis der OECD für Erdöl bei 27,4 $/bbl und 
somit um ein Viertel niedriger als am Höhepunkt 
der zweiten Erdölpreiswelle (1981 36,3 $/bbl). 
Der Erdölpreis lag nominell und real (Importpreis 
deflationiert mit der Preisentwicklung für Export­
güter der OECD) nur noch wenig über dem Ni­
veau zu Beginn der zweiten Erdölpreiswelle 
(1979). Nach dem zweiten Ölpreisschock wurden 
weltweit Aktivitäten zur Abwendung der sprung­
haft gestiegenen Energiekosten gesetzt. So inve­
stierten die Verbraucher in die Rationalisierung 
des Energieeinsatzes, drosselten ihren Energie­
konsum und ersetzten das teure Erdöl durch billi­
gere Energieträger. Die Energiepolitik unter­
stützte und förderte durch gezielte Maßnahmen 
diese Bemühungen wegen der hohen Importab­
hängigkeit der Erdölversorgung, wegen der gro­
ßen Abhängigkeit vom Preiskartell der OPEC­
Staaten, wegen der hohen Kaufkraftabflüsse an 
die Erdölexporteure und wegen der gesamtwirt­
schaftlichen Störungen durch sprunghafte Ände­
rungen der Erdölpreise. Das Ziel der westlichen 
Industriestaaten, das weitgehend erreicht wurde, 
war der Rückzug aus dem Erdöl. Der Rückgang 
der Erdölnachfrage erfolgte bereits seit 1979 im 
wesentlichen zu Lasten der OPEC, die 1985 neu­
erlich große Marktanteile verlor. Diese langfristi­
ge, starke Verschiebung der Angebotsstruktur lö­
ste letztlich den Preissturz zum Jahresbeginn 
1986 aus. 
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Die Welterdölförderung ist seit 1979 (damals er­
reichte sie einen Höchstwert) von 3,2 Mrd. tauf 
2,74 Mrd . t im Jahr 1985 (1985/1979 -14%) ge­
sunken. Die Förderung der Nicht-OPEC-Staaten 
erhöhte sich im gleichen Zeitraum von 1,66 Mrd. t 

Tab. 8: Welterdölproduktion 1970--1985 

Jahr Libyen Saud i- Algerien Irak andere 
arabi e n OPEC 

70 159 177 47 77 671 
71 132 224 36 84 750 
72 106 286 50 72 796 
73 105 365 51 99 887 
74 72 422 49 91 889 
75 72 352 45 110 769 
76 92 429 54 117 836 
77 100 458 55 112 833 
78 95 410 59 115 783 
79 101 475 53 170 737 
80 86 496 52 130 676 
81 54 490 37 45 532 
82 55 323 33 50 485 
83 53 249 31 47 486 
84 52 229 30 59 496 
85 50 165 29 70 478 

© BMfHGl/Energiebericht '86 

Quelle: Petroleum Economist 

Unter den Nicht-OPEC-Staaten haben vor allem 
Mexiko, Großbritannien , Norwegen , die USA und 
China ihre Förderung kräftig erhöht. 
Zur Verhinderung weiterer Preisrückgänge be­
schloß die OPEC Förderbeschränkungen , die im 
Herbst 1986 auf rund 16 Mill. bbl/d festgelegt wur­
den . Das angestrebte Ziel wurde jedoch nicht er­
reicht, nicht zuletzt deshalb, weil einzelne OPEC­
Staaten versuchten , durch Preiskonzessionen 
und höhere Förderung ihre Erdöleinkünfte zu hal­
ten . Lange Zeit übernahm Saudi-Arabien die 
Funktion eines " swinging producer" und kürzte 
seine Erdölförderung zugunsten höherer Förde­
rung in anderen OPEC-Staaten . Im Sommer 1985 
wurde aber die Grenze dieser Politik sichtbar. Im 
Monat August 1985 betrug die Erdölförderung 
Saudi-Arabiens nur noch 9,8 Mill. t (2,3 Mill. 
bbl/d) gegen 18,9 Mill. t (4,5 Mill. bbl/d) im Jahr 
davor und 41 ,1 Mill. t (9,8 Mill. bbl/d) im Jahr 
1979. In dieser Situation entschloß sich Saudi­
Arabien , seine Förderung bis Jahresende um 
2 Mill. bbl/d zu erhöhen und einen Preissturz in 
Kauf zu nehmen , in der Erwartung, dadurch die 
Erdölexporteure innerhalb und außerhalb der 
OPEC zu Produktionsabsprachen zu zwingen . 
Die Erdölpreise sind am Jahresbeginn 1986 tat­
sächlich abrupt gefallen. Zu einer endgültigen 
Vereinbarung der Produzenten über Marktanteile 
ist es aber bisher nicht gekommen. 

23 

(1979) auf 1,95 Mrd. t (1985/1979 + 17%), die der 
OPEC-Staaten sank von 1,54 Mrd. tauf 0,79 Mrd. t 
(1985/1979 - 48%). In nachfolgender Tab. 8 ist 
die Entwicklung der jeweiligen Förderquoten seit 
1970 dargestellt. 

in Mio t 

OPEC West- Kanada/ UdSSR andere Welt 
gesamt europa USA gesamt 

1131 16 604 353 232 2336 
1226 15 605 377 249 2472 
1310 16 615 400 263 2604 
1507 16 614 427 284 2848 
1523 16 515 459 272 2785 
1348 24 481 490 301 2644 
1528 39 526 520 324 2937 
1558 64 528 550 349 3049 
1462 83 554 573 384 3056 
1536 109 560 586 409 3200 
1340 118 565 603 433 3059 
1158 126 553 609 458 2904 
946 143 560 613 493 2755 
866 164 557 616 516 2719 
866 180 572 613 558 2789 
792 187 577 596 586 2738 

Aussagen über das tatsächliche Ölpreisniveau 
sind derzeit schwer zu treffen. Nach Schätzungen 
der Internationalen Energieagentur kostete im­
portiertes Erdöl im Dezember 1985 27,5 $/bbl 
(Spotprice , Arabian Light) . Bis März 1986 ist der 
Erdölpreis auf 17 $/bbl auf dem Spotmarkt gesun­
ken , im April haben die Preise sogar weniger als 
15 $/bbl betragen (siehe Abb. 4) , kurzfristig er­
folgten zur Jahresmitte 1986 Abschlüsse sogar 
unter der 10-$-Marke. Damit erlösen die Erdölex­
porteure je Tonne Rohöl derzeit real weniger aus 
ihren Verkäufen als unmittelbar nach der ersten 
Erdölpreiswelle. Statistische Probleme erschwe­
ren ebenfalls die Preisbeobachtung. Auf dem 
Spotmarkt, für den es Preiserhebungen gibt, wer­
den nur noch sehr geringe Rohölmengen gehan­
delt. 

Die Net-Back-Verträge (Orientierung des Rohöl­
preises am Verkaufserlös) haben große Bedeu­
tung erlangt, die Preise auf Grund dieser Verein­
barungen werden bisher jedoch statistisch nicht 
ausgewiesen . Als Ersatz berechnet die IEA Pro­
duct-Value-Indices (Rückrechnung eines Rohöl­
preises auf Grund von Durchschnittserträgen 
einer Raffinerie in einem bestimmten Versor­
gungsgebiet für die jeweilige Rohölsorte) , die 
derzeit die besten Indikatoren für die Entwicklung 
der Erdölpreise sein dürften. 
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Abb.4: Entwicklung der Erdölpreise 197G--1986 
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Es ist gegenwärtig nicht möglich , wirklich verläß­
liche kurzfristige Preisprognosen für Erdöl zu er­
stellen . Der jetzt stattfindende Preiswettbewerb 
kann kurzfristig sein und vorübergehend zu 
Preisrückgängen bis unter 10 $/bbl führen , er 
kann aber auch längerfristig anhalten - dies 
scheint nach derzeitigem Kenntnisstand eher zu­
zutreffen - und weniger heftig sein. Noch vor 
kurzem mußte für den Beginn der neunziger 
Jahre mit Erdölpreisen um 40 $/bbl gerechnet 
werden, jetzt werden vielfach für den gle ichen 
Zeitpunkt Preise um 20 $/bbl prognostiziert. 
Gleichzeitig hat der Wechselkurs des Dollars 
kräftig nachgegeben, was im Durchschnitt der 
OECD-Staaten die Kosten der Erdöleinfuhren zu­
sätzlich drückt. 
Um nun die vorgenannte Situation im Hinblick auf 
ihre Relevanz für die zukünftige Entwicklung der 
Ölpreise besser einschätzen zu können , wurde 
das Institut für Energiewirtschaft an der Techni­
schen Universität Wien mit der Durchführung von 
Untersuchungen über die wahrscheinlich zu er­
wartende Angebots-/Nachfrage-Situation auf 

79 

Quelle: OECD 

dem internationalen Ölmarkt und die daraus re­
sultierende Preisentwicklung beauftragt, die in 
folgendem Punkt 2.3. dargestellt werden . 

2.3. Abschätzung der zukünftigen 
Ölpre isentwicklu ng 

Für zahlreiche Planungsprobleme sowohl für die 
Wirtschaft als auch für die öffentliche Hand ist die 
Abschätzung der künftigen Energiepreisentwick­
lung ein wichtiger Parameter. Im besonderen ist 
hiefür die wahrscheinliche Preisentwicklung für 
Erdöl auf den internationalen Märkten maßgeb­
lich . Bereits qualitativ läßt sich feststellen , daß 
steigende Ölpreise sowohl die Nachfrage dämp­
fen als auch das Angebot an förderungswürdigen 
Erdöllagerstätten erhöhen und somit die Absatz­
möglichkeiten der traditionell erdölexportieren­
den Länder schwächen . Dies w iederum wird stei­
genden Ölpreisen entgegenwirken . Damit ist zu­
nächst verständlich , daß die hohen Ölpreise der 
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ersten Hälfte der achtziger Jahre die Nachfrage 
nach OPEC-Öl erheblich reduzierten und der ÖI­
preis verfiel. Umgekehrt werden niedrige Ölprei­
se sowohl die Nachfrage steigern als auch das 
Angebot reduzieren, also Knappheitssituationen 
mittel- bis langfristig verstärken, die ihrerseits 
wieder Ölpreissteigerungen zulassen. 
Die Auswertung der historischen Nachfrage- und 
Angebotsreaktionen nach Erdöl auf den Welt­
märkten, abhängig vom realisierten Preis für 
Erdöl, ermöglicht hiezu quantitative Aufschlüs­
se. In einem ökonometrischen Modell konnte die 
Nachfrage nach Erdöl und Erdölprodukten der 
OECD-Länder wie auch die Angebotsentwicklung 
sowohl in den OPEC- als auch den OECD-Län­
dern in Abhängigkeit von den Preisen für das 
Rohöl erfaßt werden. Auch Einflüsse aus der drit­
ten Welt und dem COMECON-Raum wurden be­
rücksichtigt. Insbesondere sind die Reaktions­
trägheiten der Märkte empirisch erfaßt. Es ge­
lingt von daher aufzuzeigen, wann beim derzeit 
ni ed ri gen Öl preis die Erdöl-Produ ktionsziffern 
des Marktführers OPEC wieder erreicht sein wer­
den. die langfristig akzeptable Einnahmemög­
lichkeiten in Aussicht stellen. Aus Abb. 5 ist er­
sichtlich, daß dies Anfang der neunziger Jahre 
der Fall sein kann. 

Abb. 5: Modellanalyse TU Wien - weltweite Nachfrage nach 
OPEC-Öl 

-- --------

'" 
J2 

:xl ryv 28 

26 

2< 

0' 22 
0 

20 

~ I. 
I. 

- ,. 
12 

" 10 

I I",' 

ßc) BMfHGIiEnergiebericht '86 [ 

Ouelle TU Wien 

Zu etwa diesem Zeitpunkt kann deshalb auch mit 
einem Preissprung für Erdöl gerechnet werden. 
Er wird den Nachfragedruck nach OPEC-Öl 
dämpfen, bis über die weltweite Wirtschaftsent­
wicklung erneut die Nachfrage Knappheitssitua­
tionen und einen weiteren Ölpreissprung indi­
ziert. 
Die in Abb. 5 aufgezeigte plausible Entwicklung 
der Nachfrage nach OPEC-Öl manifestiert sich in 
einer Preisentwicklung für Rohöl, wie sie in 
Abb. 6 dargestellt ist. 
Sie zeigt, daß aus einer inneren Logik der Erdöl­
Weltmarktzusammenhänge heraus nach einer 
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Abb. 6: Modellanalyse TU Wien - Preis für importiertes 
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obere: 

vorübergehenden Phase niedriger Öl preise mit 
Steigerungen zu rechnen ist, die die Ölpreis-Sze­
narien des Energiekonzeptes 1984 langfristig 
plausibel erscheinen lassen. Entsprechend be­
halten auch die energiepolitischen Folgerungen 
ihre Gültigkeit. 

2.4. Gesa mtw i rtschaftl iche 
Auswirkungen der 
9.egenwärtigen 
Olpreissituation 

Eine nachhaltige Verbilligung des Erdöls hat ge­
samtwi rtschaftl iche und energiewi rtschaftl iche 
Auswirkungen. Die wirtschaftlichen Auswirkun­
gen für die Industriestaaten werden überwiegend 
positiv beu rtei It: 
• Die Erdölverbilligung bringt Terms-of-Trade­

Gewinne. 
• Die Erdölexporteure müssen Realeinkom­

mensverluste hinnehmen, wogegen die Impor­
teure Realeinkommensgewinne lukrieren wer­
den. Schließlich muß für Importe in realen 
Größen weniger aufgewendet werden. 

• Über höheren Konsum, sinkende Zinsen, stei­
gende Investitionen und höhere Staatsausga­
ben müßte es letztlich zu einer Stimulierung 
der Wirtschaft kommen. 

• Zusätzlich zu den Terms-of-Trade-Gewinnen 
sind wachstumsfördernde Effekte von einer 
geringeren Inflation zu erwarten. Geringe In­
flation infolge direkter und indirekter Auswir­
kungen der Erdölverbilligung hat zusätzliche 
Realeinkommenseffekte und positive Auswir­
kungen auf die reale Nachfrage. 

Ein dämpfender Effekt auf die Weltwirtschaft ist 
dagegen von der sinkenden Kaufkraft der Erdöl­
produzenten zu erwarten. Das gilt insbesondere 
dann, wenn die Verlierer wegen bereits hoher 
Verschuldung ihre Nachfrage nicht ausweiten 
können. 
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2.5. Ene rg iewi rtschaftl iche 
Auswirkungen der 
gegenwärtigen Ölpreis­
situation 

Eine Erdölverbilligung hat aber auch deutliche 
energiewirtschaftliche Folgen. Die Preiselastizi­
tät ist zwar kurzfristig gering, sie dürfte aber auf 
längere Sicht nicht unbeträchtlich sein. Sicher ist 
die Preiselastizität für steigende und sinkende 
Preise nicht symmetrisch. So werden z. B. be­
reits getätigte Investitionen in Heizsysteme mit 
höherem Wirkungsgrad oder in die Wärmedäm­
mung wegen sinkender Preise offensichtlich 
nicht rückgängig gemacht werden. Manche Inve­
stitionsentscheidungen vergangener Jahre wer­
den erst in Zukunft wirksam werden. Sicherlich 
wird der in den siebziger Jahren erlittene Preis­
schock noch weiterhin energiesparende Maß­
nahmen begünstigen. Längerfristig könnte aber 
wegen mangelnder Rentabilität das Tempo der 
Energ ierational isieru ng nach lassen. Au ßerdem 
ist damit zu rechnen, daß die relative Verbilli­
gung energieaufwendiger Produkte die Nachfra­
ge nach diesen Erzeugnissen vergrößert und de­
ren Herstellung den Energieverbrauch zusätzlich 
erhöht. Aus anderen wichtigen Zielsetzungen 
heraus (vor allem aber aus Gründen der Versor­
gungssicherheit sowie Umweltschutzgründen) 
muß jedoch ein weiteres energiesparendes Vor-

gehen bei Investitionsentscheidungen zwingend 
sein. Voraussichtlich können die übrigen Ener­
gieträger längerfristig den Preisrückgang des 
Erdöls nicht voll mitmachen. Dies dürfte zu einer 
relativen Verteuerung der Substitutionskonkur­
renten des Erdöls führen, was ein Ende des Rück­
zugs aus dem Erdöl, voraussichtlich sogar eine 
Resubstitution zugunsten des Erdöls zur Folge 
haben könnte. 
Von beachtlicher Bedeutung ist eine anhaltende 
Erdölverbilligung für die Aufsuchung und Ent­
wicklung konventioneller und unkonventioneller 
Energieträger und für die Entwicklung neuer 
Technologien zur Energiegewinnung und Ener­
gieanwendung. Besonders kapitalaufwendige 
Projekte wurden bereits vor einiger Zeit einge­
stellt (z. B. Kohleverflüssigung, Erdölgewinnung 
aus Ölschiefern und Teersanden), und mit einem 
weiteren starken Rückgang der Investitionen im 
Energiebereich wäre zu rechnen. Wenn die Wirt­
schaft rascher wächst, das Tempo der Ver­
brauchsrationalisierung nachläßt und relativ bil­
ligeres Erdöl vom höheren Energiebedarf über­
proportional profitiert, gleichzeitig jedoch die In­
vestitionen im Nicht-ÖI-Energiebereich nachlas­
sen, dann wird letztlich die Erdölabhängigkeit 
der Ölnachfrageländer wieder zunehmen. Aber 
auch der Prozeß der Erdölsubstitution darf aus 
übergeordneten volkswirtschaftspolitischen und 
gesamtpolitischen Überlegungen heraus nicht 
ins Stocken geraten. 

III-60 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)30 von 200

www.parlament.gv.at



27 

3. Die Wirtschaftslage Österreichs 

3.1. Die Entwicklung der 
Wirtschaftslage 1

) 

Die langsame Konjunkturerholung, die 1983 die 
österreichische Wirtschaft aus einer längeren 
Stagnationsphase zog, setzte sich auch 1984 fort, 
ohne sich jedoch zu beschleunigen. Das reale 
Brutto-Inlandsprodukt wuchs mit 2% sogar etwas 
geringer als im Jahr davor. Gemessen am Ver­
lauf früherer Konjunkturzyklen blieb das Wirt­
schaftswachstum im zweiten Jahr des Auf­
schwungs bescheiden, was im wesentlichen auf 
zwei Faktoren zurückzuführen ist: 
• Die von den USA ausgehenden Wachstums­

impulse wurden für Westeuropa nur abge­
schwächt wirksam, weil die Wirtschaftspolitik 
hier weiter restriktiv eingestellt war und die 
Binnennachfrage dämpfte. 

• Auch in Österreich nutzte die Budgetpolitik die 
günstigere Konjunkturentwicklung, um den 
Saldo des Bundeshaushaltes zu verbessern 
und dadurch den wirtschaftspolitischen Hand­
lungsspielraum wieder zu erweitern. Damit 
trugen die Maßnahmen zur Budgetkonsolidie­
rung zu einer etwas gedämpfteren Wachs­
tumsentwicklung bei, und überdies löste die 
Anhebung der Mehrwertsteuersätze Vorzieh­
käufe aus, die das Wachstumsprofil 1983/84 
verzerrten. 

Träger des Wirtschaftswachstums war 1984 die 
Auslandsnachfrage. Österreich konnte auf Grund 
erhöhter preislicher Wettbewerbsfähigkeit - die 
relativen Arbeitskosten sanken gegenüber dem 
Durchschnitt der Handelspartner um fast 3% -
weitere Marktanteile gewinnen. 
Die inländische Endnachfrage trug insgesamt 
kaum zum Wirtschaftswachstum bei. Immerhin 
kam nach drei Jahren der Rückgang der Investi­
tionstätigkeit zum Stillstand. Mit der höheren 
Auslastung der Produktionskapazitäten und bes­
seren Unternehmenserträgen belebte sich vor al­
lem in der Industrie die Nachfrage nach Ausrü­
stungsgütern. 
Trotz stag nierender Inlandsnachfrage besch leu­
nigte sich 1984 das Importwachstum. Dazu trugen 
vor allem der kräftige Lageraufbau von Rohstof­
fen, aber auch die in hohem Maße auf Importwa­
ren gerichtete Nachfrage nach Investitionsgütern 
bei. Der Saldo der Leistungsbilanz drehte sich 
daher auf ein Passivum von fast 4 Mrd. S. 
Die Inflationsrate stieg - bedingt nicht zuletzt 
durch die höheren Mehrwertsteuersätze - auf 
5,6% im Jahresdurchschnitt 1984. Insgesamt 
blieb jedoch der Preisauftrieb gedämpft, da die 

') Siehe auch Tab. 1-6 sowie Abb. 1-3 in Pkl. 1. 

Rohwarenpreise auf Dollarbasis Stabilität zeig­
ten und von der Lohnpolitik kein Druck auf die 
Arbeitskosten ausging. 
Unterstützt durch die Konjunkturerholung erziel­
ten auch die Maßnahmen zur Budgetverbesse­
rung Erfolge. Das Nettodefizit des Bundes, das 
sich bis 1983 auf 66 Mrd. S (5.4% des BIP) erhöht 
hatte, konnte 1984 auf 57 Mrd. S (4,5%) zurückge­
führt werden. 
Auch 1985 behielt die österreichische Konjunktur 
Ihre Aufwärtstendenz bei. Das Bruttoinlandspro­
dukt stieg real um 2,9%, was gleichzeitig die 
höchste Wachstumsrate seit 1980 bedeutet. 
Österreichs Wirtschaftswachstum lag 1985 damit 
auch deutlich über dem Durchschnitt Westeuro­
pas (+2.4%). 
Eine Beschleunigung des Wachstums im dritten 
Jahr eines Konjunkturaufschwungs ist häufig mit 
stärkerem Preisauftrieb und einer Belastung der 
Leistungsbilanz verbunden. Beide Gefahren 
konnten jedoch im vergangenen Jahr vermieden 
werden. Trotz kräftigerer Inlandsnachfrage ver­
ringerte sich das Defizit in der Handelsbilanz, die 
Leistungsbilanz blieb nahezu ausgeglichen. Die 
Inflationsrate fiel im vergangenen Jahr, nachdem 
der Effekt der höheren Mehrwertsteuersätze ab­
geklungen war, auf 3,2% im Jahresdurchschnitt 
zurück. Österreich blieb damit eines der preissta­
bilsten Länder der Welt. 
Träger des Wirtschaftswachstums blieb auch 
1985 der Export. Mit einer realen Steigerung der 
Warenausfuhr um 8,8% erzielte Österreich inter­
national einen Spitzenwert und verzeichnete be­
deutende Marktanteilsgewinne. Dies ist umso be­
merkenswerter, als sich die internationale Nach­
frage von Grundstoffen zu Fertigwaren verschob. 
Offenbar zeitigten die Bemühungen um eine Ver­
besserung der Produktions- und Exportstruktur 
bereits erste Erfolge. 
Die Investitionstätigkeit gewann 1985 an 
Schwung. Mit real +5,3% expandierte sie ra­
scher als in irgendeinem Jahr seit 1977. Vor al­
lem nach Ausrüstungsgütern bestand lebhafte 
Nachfrage (+ 10,1 %). Besser ausgelastete Pro­
duktionskapazitäten und höhere Unternehmens­
erträge ließen die Unternehmer optimistischer in 
die Zukunft blicken. Stärker als im Vorjahr dürf­
ten heimische Erzeuger von der Investitionskon­
junktur profitiert haben. Fertige Investitionsgüter 
wurden um rund 13% mehr erzeugt als im Vor­
jahr. Auch die Produktion langlebiger Konsumgü­
ter belebte sich, während die Erzeugung von 
Grundstoffen, Vorprodukten und Verbrauchsgü­
tern stagnierte. 
Der Aufschwung der Produktion steigerte die 
Nachfrage nach Arbeitskräften. Zu Jahresbeginn 
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1985 noch durch die extreme Winterkälte ge­
hemmt, wuchs die Beschäftigung im Durchschnitt 
des abgelaufenen Jahres um 15200 (+0,6%) . 
Die besseren Chancen , einen Arbeitsplatz zu fin­
den , veranlaßten auch früher entmutigte Bewer­
ber, wieder aktiv Arbeit zu suchen . Daher nahm 
die statistisch ausgewiesene Arbeitslosigkeit 
noch etwas zu . Im Jahresdurchschnitt 1985 wa­
ren 139400 Arbeitslose vorgemerkt, um fast 9000 
mehr als im Vorjahr. Die Arbeitslosenrate stieg 
von 4,5% auf 4,8%. Sie war aber damit weiterhin 
weniger als halb so hoch wie in OECD-Europa. 
Die insgesamt positive Entwicklung der heimi­
schen Wirtschaft im Jahr 1985 wurde maßgeblich 
von zwei Faktoren geprägt. Zum einen war es der 
seit Februar 1985 sinkende Dollarkurs, der zu 
einer Stärkung des nominellen effektiven Wech­
selkurses des Schillings führte , und zum anderen 
der sich 1985 beschleunigende Preisverfall bei 
Rohöl. 
Der zu Beginn des Jahres 1986 einsetzende ab­
rupte Preissturz des Rohöls auf den Spotmärkten 
läßt nachhaltige gesamtwirtschaftliche Auswir­
kungen für das laufende Jahr erwarten , die in 
weiterer Folge dargestellt werden . 

3.2. Auswirkungen des 
Erdölpreisverfalles auf die 
heimische Wirtschaft 

Es ist offensichtlich, daß ein Preiseinbruch , wie 
er innerhalb nur weniger Wochen beim wichtig­
sten Primärenergieträger stattgefunden hat, zu­
nächst bedeutende kurzfristige Auswirkungen 
nach sich ziehen wird . Das Österreichische Insti­
tut für Wirtschaftsforschung (WIFO) hat deshalb 
noch im ersten Quartal 1986 unter Verwendung 
von Modellrechnungen ein Szenarium der wahr­
scheinlichen Auswirkungen der Erdölpreissen­
kung auf die österreich ische Wirtschaft errechnet 
(im einzelnen siehe WIFO-Monatsberichte 1986, 
Heft 3, S. 135 ff .). 
Den Berechnungen wurden zugrunde gelegt: 

die Importmengen des Jahres 1985, 
die Dollarabwertung (von 20,7 S/$ im Durch­
schnitt des Jahres 1985 auf 17 S/$ im Jahr 
1986), 
zwei Varianten des Erdölpreises, nämlich ein 
Rückgang von $ 28/bbl auf $ 20 bzw. $ 14. 

Weiters wurden auf Grund internationaler Erfah­
rungen die Koeffizienten der Preisüberwälzung 
mit 75% für Mineralölprodukte, 50% für Erdgas, 
40% für Kohle und 10% für elektrische. Energie 
angenommen . 
Die nachfolgende Tab. 9 zeigt die für das lau­
fende Jahr resultierenden Auswirkungen der 
Erdölverbilligung auf die heimischen Energie­
importe. 

Tab. 9: Auswirkungen der Erdölverbilligung auf die öster­
reichischen Energieimporte 

Wechselkurs 
Erdölpreis 

Sum-
(17,- je $) 20 14 me 

$/bbl $/bbl 

Ersparnis 1986 Var. 1 9,7 - 20 29,7 
gegenüber 1985 

(in Mrd. S) Var . 2 9,7 11,4 - 21,1 

© BMfHGI/Energiebericht '86 I 

Der bisherige Beobachtungszeitraum bis etwa 
zur Jahresmitte 1986 läßt erkennen , daß für das 
laufende Jahr eine Ersparnis , wie sie bei einem 
Erdölpreis von 14 US-$ in der Tabelle ausgewie­
sen ist, als realistisch erscheint. 
In einem ökonometrischen Modell hat das WIFO 
in weiterer Folge die gesamtwirtschaftlichen Ef­
fekte , die aus dieser volkswirtschaftlichen Er­
sparnis resultieren , dargestellt (siehe Tab. 10). 
Zu beachten ist aber , daß die Modellrechnungen 
auf der Wirtschaftsprognose des WIFO vom Spät­
herbst 1985 beruhen und daher zwischenzeitlich 
eingetretene Änderungen wirtschaftlicher Rah­
menbedingungen nicht berücksichtigt sind . 

Tab. 10: Auswirkungen einer Erdölverbilligung um 50% 
(Variante I) bzw. um 25% (Variante 11) im Jahr 1986 
Modellrechnung 

Änderungen 
gegenüber der 

Basislösung 

Variante I Varian te 11 
Erdölpreis Erdölpreis 

14 $ 20 $ 
je Barrel je Barrel 

Prozentpunkte 

Wachstumseffekte (real) 
Brutto-I n landsprodukt + % + '/.0 
Privater Konsum + 1 + % 
Brutto-Anlageinvestitionen + 1 + % 
Exporte i. w . S. + '14 + % 
Importe i. w . S. + 1'14 + '14 

Beschäftigungseffekte 
Unselbständig Beschäftigte + 0,2 + 0,1 
Arbeitslosenrate in % -0,1 + 0,0 

Preis- und Einkommenseffekte 
Terms of Trade (i. w. S.) + 4 '/.0 + 2 
Deflator des privaten Konsums -1% -'/, 
Deflator des Brutto-Inlandsproduktes + '/.0 + 0 
Verfügbares Einkommen der privaten 

Haushalte, nominell + Y2 + '/.0 

Leistungsbilanzeffekte (nominell) 
Leistungsbi lanz Mrd. S + 19 + 11 
Leistungsbilanz in % des BIP + 1'/.0 + '/' 

© BMfHGI/Energiebericht '86 I 
Quelle: WIFO 

Eine Erdölpreissenkung auf 14 US-$/bbl würde 
demnach einen Wachstumsimpuls in der Größen­
ordnung von gut % Prozentpunkt des realen BIP 
bewirken. Obwohl die verfügbaren Einkommen 
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der privaten Haushalte preisbereinigt um 2 Pro­
zentpunkte rascher steigen, wird nur eine Be­
schleunigung der Konsumausgaben um real 
rund 1 Prozentpunkt erwartet, da die Konsumen­
ten mit einer zeitlichen Verzögerung auf die 
Realeinkommensveränderung reagieren, In ähn­
licher Weise würden sich die Brutto-Anlage­
investitionen entwickel n. 
Ein positiver, aber nicht zu überschätzender Ein­
fluß ist auch auf den Arbeitsmarkt zu erwarten. 
Hier würden etwa 5000 Personen mehr Arbeit 
finden, was die Arbeitslosenrate um rund 0,1 Pro­
zentpunkte sinken ließe. 
Der gesunkene Öl preis wird sich auch günstig auf 
die Inflationsrate auswirken. Es wurde errechnet, 
daß hier eine Dämpfung um rund 1.5 Prozent­
punkte stattfinden könnte. Ebenso würde eine 
Terms-of-Trade-Verbesserung um etwa 4,5 Pro­
zentpunkte (auf Preisbasis 1986) platzgreifen. 
Neben der schon zitierten drastischen Entlastung 
der Handelsbilanz ergibt sich für die Leistungs­
bilanz ein signifikanter Aktivierungseffekt von 
rund 19 Mrd. S oder 1,25% des nominellen BIP. 
Insgesamt läßt sich also feststellen, daß durch 
die voraussichtliche Halbierung des Öl preises im 
laufenden Jahr eine für die heimische Volkswirt­
schaft äußerst erfreuliche Entwicklung absehbar 
wird. Die seit 1983 beobachtbare Konjunkturer­
holung findet durch die derzeitige Situation eine 
wünschenswerte und wirksame Unterstützung. 
Eine Verbesserung der Rahmenbedingungen er­
gibt sich vor allem durch eine Ausweitung der 
realen Kaufkraft grundsätzlich bei allen Energie­
verbrauchern, weil die Energiekostenbelastung 
spürbar zurückgehen wird. Auch auf der Produk­
tionsseite ist mit höheren Wachstumschancen zu 
rechnen. 
Daß sich diese zu erwartenden positiven gesamt­
wirtschaftlichen Effekte nicht in einem neuerli­
chen Energieverbrauchsschub auswirken, dafür 
sprechen mehrere Fakten: 
• So haben zunächst die beiden Ölpreisschocks 

zu einem Schub von technologischen Innova­
tionen geführt, die fast immer eine merkliche 
Verringerung des Energiebedarfes und eine 
bessere Nutzung von Energie in allen Anwen­
dungsbereichen nach sich zogen. Die Palette 
dieser technischen Verbesserungen reicht 
vom Pkw-Motor, dessen spezifischer Energie­
verbrauch innerhalb weniger Jahre um durch­
schnittlich 25% gesenkt werden konnte, über 
eine Vielzahl von Maßnahmen zur Verminde­
rung des spezifischen Energieverbrauches in 
der Industrie und bei Haushaltsgeräten. Be­
deutende Fortschritte wurden auch bei Kon­
struktion und Betriebsweise von Heizsyste­
men des Hausbrandes erzielt. 

• Ebenso leisten die Maßnahmen zum verbes­
serten Wärmeschutz ihren wichtigen Beitrag 
zur sparsamen Energieverwendung. 

29 

• Auch wurden in den letzten Jahren z. T. tief­
greifende Umstrukturierungsmaßnahmen in 
der Grundstoffindustrie und Maßnahmen in 
der Verkehrspolitik sowie bei der Forcierung 
des Einsatzes leitungsgebundener Energie 
durchgeführt, deren Auswirkungen ebenfalls 
in einem beachtlichen Rückgang des Energie­
einsatzes meßbar werden. 

• Schließlich steht dem Energiekonsumenten 
ein reiches Informations- und Beratungsan­
gebot zur Verfügung, das selbstverständlich 
auch bei einem realen Energiepreisrückgang 
bestehen bleibt. 

Die Bundesregierung lehnt den Versuch, eine all­
fällige Nachfragestimulierung bei gesunkenen 
Energiepreisen, etwa durch Abschöpfung eines 
Teiles der Ölpreisverbilligung, zu begrenzen, 
entschieden ab. Jeder Einfluß auf das Erdöl­
produktenpreisniveau - wobei sowohl Rohöl­
preisgestaltung als auch Dollarkursbewegungen 
mittel- und langfristig zu betrachten sind - hat 
Auswirkungen auf das gesamte Energiepreisni­
veau und damit auf verschiedene gesamtwirt­
schafti iche Größen. Die dargestellten positiven 
Auswirkungen, die von einem niedrigen Energie­
preisniveau auf die internationale Wettbewerbs­
fähigkeit der österreich ischen Wirtschaft und auf 
die Kaufkraftsteigerung der Konsumenten ausge­
hen, müssen voll erhalten bleiben, zumal auch 
auf vergleichbaren Märkten - für Österreich vor 
allem in der BRD - ähnliche Maßnahmen ge­
setzt werden. Im Zusammenhang mit der von 
Österreich verfolgten Hartwährungspolitik soll­
ten daher alle Möglichkeiten genützt werden, 
welche dazu geeignet erscheinen, die Preisstei­
gerungsrate in Österreich so niedrig als möglich 
zu halten. 

Darüber hinaus ist noch zu beachten, daß 
• eine erhöhte Kaufkraft durch verstärkte Ge­

winne bei den Unternehmen Investitionen zum 
rationellen Energieeinsatz mittels moderner 
Produktionsmethoden fördert und auch 

• private Haushalte durch die Kostenentlastung 
bei Energie erweiterte Möglichkeiten für Inve­
stitionen in Energiesparaktivitäten vorfinden, 

• in Österreich vor allem die Besteuerung der 
Kraftstoffe als relativ hoch empfunden wird. 

• durch die Besonderheit, daß die Mineralöl­
steuer als Fixbetrag/Gewichtseinheit eingeho­
ben wird, die prozentuelle Steuerbelastung 
bei sinkenden Produktpreisen weiter steigt. 

Sollte es allerdings - vor allem dann, wenn auf 
längere Sicht das Ölpreisniveau nicht seiner 
langfristigen Angebots-/Nachfrage-Struktur ent­
spricht - in späterer Folge notwendig werden, 
eine Kurskorrektur in dieser Frage international 
zu diskutieren, wird sich selbstverständlich auch 
Österreich davon nicht ausschließen können 
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4. Umwelt und Energie 

4.1. Allgemeines 

Der hohe Stellenwert, den die österreichische 
Bundesregierung der Umwelt in ihrer Energiepo­
litik einräumt, wurde im Energiekonzept 1984 do­
kumentiert. 
Umfangreiche Maßnahmen zum Schutz der Um­
welt sind in Angriff genommen worden. Erwähnt 
seien beispielsweise die Erfolge des am 31. März 
1981 in Kraft getretenen Dampfkesselemissions-' 
gesetzes und seiner Durchführungsverordnun­
gen, durch welche es gelungen ist, die aus Kes­
selanlagen stammenden Emissionen bei S02 be­
deutend zu senken. An einer weiteren Verbesse­
rung wird gearbeitet. Auch haben die Schwefel­
absenkungen in den Erdölprodukten einen hohen 
Rückgang der Schwefelemissionen in den Berei­
chen des Verkehrs und der Kleinabnehmer be­
wirkt. Nachstehend werden die seit dem Erschei­
nen des Energieberichtes und Energiekonzeptes 
1984 getätigten umweltrelevanten Maßnahmen 
im Bereich der Energiepolitik näher ausgeführt. 
Als zentrale Aufgabensteilung gilt es, nach 
einem verträglichen Kompromiß zu suchen, der 
einerseits eine saubere Umwelt und andererseits 
ei ne vol kswi rtschaftl ich si n nvolle Energ ieversor­
gung sichert. Die im Rahmen der Energieversor­
gung erforderlichen künftigen Investitionsvorha­
ben müssen daher weiterhin unter größtmög­
licher Schonung der Umwelt erfolgen. 

4.2. Umweltpolitische 
Zielvorstellungen 

Die im Energiebericht und Energiekonzept der 
Bundesregierung 1984 dargestellten umweltpoli­
tischen Zielvorstellungen sind weiterhin in allen 
ihren Grundsätzen gültig, nämlich daß 
• der Umweltschutz neben der Abwehr schäd­

licher Einwirkungen auf den Menschen, die 
Fauna und Flora, die Luft, die Gewässer sowie 
den Boden auch den Natur- und Landschafts­
schutz umfaßt, 

• umweltpolitische Zielvorstellungen mit ande­
ren lediglich vordergründig konkurrierenden, 
wirtschafts- und sozialpolitischen Interessen 
abgestimmt werden müssen, 

• im Falle einer Gefährdung des Lebens oder 
der Gesundheit Maßnahmen zum Schutz der 
Umwelt in jedem Fall ohne Interessenabstim­
mung Vorrang eingeräumt werden muß, 

• eine vorsorgende Umweltpolitik zur Sicherung 
der elementaren natürlichen Lebensgrund­
lagen eine schonende Nutzung der Natur vor­
aussetzt. 

Angesichts dieser Erfordernisse einer modernen 
Umweltschutzpolitik strebt die Energiepolitik der 
Bundesregierung die Sicherung der Energiever­
sorgung unter größtmöglicher Schonung der Um­
welt an. Es hat sich in verstärktem Maß gezeigt, 
daß zur Verminderung der energieabhängigen 
Umweltprobleme neben dem Einsatz von Um­
welttechnologien insbesondere auch die Maß­
nahmen 

zum Energiesparen und 
- zum optimalen Einsatz und der Substitution 

von Energieträgern 
weiter zu intensivieren sind, wobei auf eine opti­
male Kombination dieser Maßnahmen zu achten 
ist. 

4.2.1. Energiesparen 

Die rationelle Nutzung von Energie, die durch 
Reduktion des Nutzenergiebedarfes bei glei­
cher Energiedienstleistung (z. B. durch Wär­
medämmung, strukturpolitische Maßnahmen 
im Verkehrsbereich), 
Verringerung der Nachfrage nach Energie­
dienstleistungen (z. B. durch Nachtabsenkung 
der Raumtemperatur), 
rationelle Deckung eines bestimmten Nutz­
energiebedarfes (z. B. durch Nutzungsgrad­
verbesserungen an Heizungsanlagen oder 
durch Wärmerückgewinnung), 
Verringerung des Primärenergieaufwandes 
für die Bereitstellung der Nutzenergie durch 
Übergang auf andere Energieumwandlungs­
systeme (z. B. durch verstärkten Einsatz der 
Kraft-Wärme-Kupplung und durch Forcierung 
des öffentlichen Verkehrs) 

erzielt wird, bewirkt auch eine wesentliche Sen­
kung der Emissionen. Maßnahmen zur Energie­
einsparung verfolgen also gleichzeitig die ener­
giepolitische Zielsetzung einer möglichst spar­
samen Verwendung der Energieressourcen als 
auch die umweltpolitischen Zielsetzungen der 
Reduktion von Umweltbelastungen und der spar­
samen Nutzung ökologischer Ressourcen. Der 
verbesserten Nutzung der Primärenergie ist da­
her auch aus umweltpolitischer Sicht gegenüber 
einer Erhöhung des Einsatzes von Primärenergie 
unbedingt der Vorzug zu geben. 
Eine optimale Substitution und Verwendung der 
Energieträger und der Umwelttechnologien um­
faßt 
• die Substitution stark emissionsverursachen­

der Energieträger durch weniger emissions­
verursachende (z. B. Kohle durch Gas, insbe­
sondere im Hausbrand und bei Kleinverbrau­
chern). 
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• die Reduktion von Schadstoffen in Brennstof­
fen vor dem Einsatz zur energetischen Nut­
zung (z. B. Heizölentschwefelung), 

• den Einsatz der umweltschonendsten Ver­
brennungstechniken bei den einzelnen Ener­
gieträgern im Sinne umwelttechnologischer 
Primärmaßnahmen (z. B. NOx-arme Brenner 
für Gas- und Ölfeuerung, Anwendung der 
Wirbelschichtfeuerung bei Verwendung von 
Kohle), 

• die Forcierung von Technologien, die eine 
bessere Primärenergieausnutzung gestatten 
und dadurch die Umwelt weniger belasten 
(z. B. die Kraft-Wärme-Kupplung), 

• und die Reduktion der beim Umwandlungspro­
zeß entstehenden gasförmigen und staubför­
migen Schadstoffe mit wirksamen Abscheide­
verfahren (z. B. Rauchgasentschwefelungs­
anlagen in Kohlekraftwerken). 

Aus umweltpolitischer Sicht ist es sinnvoll und 
wünschenswert, Energieträger mit hohem Anteil 
an SChadstoffkomponenten nur in Anlagen einzu­
setzen, bei denen Maßnahmen der Schadstoff­
rückhaltetech n i k wi rtschaftl ich vertretbar si nd. 
Andere Energieträger (Gas, Fernwärme, ent­
schwefeltes Heizöl, Elektrizität) sind jenen Anla­
gen, insbesondere Haushalten und sonstigen 
Kleinverbrauchern, vorzubehalten, in denen eine 
Reduktion von Schadstoffen nicht oder nur unter 
unverhältnismäßig hohen Kosten erfolgen kann. 
Schadstoffemissionen, die durch chemische Re­
aktionen des Energieträgers bei Verbrennungs­
vorgängen entstehen (z. B. CO) oder aus Luft­
stickstoff gebildet werden (NO,), können durch 
sogenannte Primärmaßnahmen an der Verbren­
nungsanlage selbst verringert werden, die die 
Art bzw. die Bedingungen der Feuerführung be­
einflussen. Die Anwendung von Primärmaßnah­
men ist auch im Bereich der Kleinemittenten zu 
forcieren. 
Bei großen Feuerungsanlagen sind zur Verringe­
rung der Emissionsbelastung zusätzliche Sekun­
därmaßnahmen zu tätigen. Diese Sekundärmaß­
nahmen umfassen Abscheideverfahren durch 
chemische Reaktionen auf der Abgasseite wie 
beispielsweise Rauchgasentschwefelungs- und 
Entstickungsanlagen, die eigene Anlagenkompo­
nenten bei der Kraftwerksanlage bilden. Auf 
Grund der hohen Kosten sind diese allerdings 
nur für mittlere und große Kraftwerksanlagen 
wirtschaftlich. Bei der Wahl der Rauchgasverfah­
ren ist darauf zu achten, daß das Luftproblem zu 
keinem Wasser- und Abfallproblem wird. 

4.3. Aktivitäten der 
Bundesregierung 
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Auf den hohen Stellenwert, den die Bundesregie­
rung der Vermeidung von Belastungen der Um­
welt durch die Energienutzung und -umwandlung 
einräumt, verweisen die zahlreichen und umfas­
send gesetzten Maßnahmen, die seit der Be­
schlußfassung des Energiekonzeptes der Bun­
desregierung 1984 weiterverfolgt und neu in 
Angriff genommen wurden: 
• Durch ein am 1. Jänner 1985 in Kraft getrete­

nes eigenes Bundesverfassungsgesetz wurde 
der umfassende Umweltschutz im Sinne einer 
Bewahrung der natürlichen Umwelt als Le­
bensgrundlage des Menschen vor schädlichen 
Einwirkungen verankert. Der umfassende Um­
weltschutz besteht insbesondere in Maßnah­
men zur Reinhaltung der Luft, des Wassers 
und des Bodens sowie zur Vermeidung von 
Störungen durch Lärm. 

• Auf Grund des am 1. Mai 1985 in Kraft getrete­
nen Bundesgesetzes über die Umweltkon­
trolle wurde in Österreich ein Umweltbundes­
amt eingerichtet. Zu den Aufgaben dieses Am­
tes gehört u. a. die Überwachung der Umwelt 
und ihrer Veränderungen im Hinblick auf Um­
weltbelastungen (vor allem durch Emissions­
und Immissionsmessungen) sowie die Ausar­
beitung von Konzepten und Strategien zur 
Verminderung von Umweltbelastungen. 

• Mit dem am 1. Jänner 1984 in Kraft getretenen 
Bundesgesetz über die Förderung von Maß­
nahmen zum Schutz der Umwelt wurde der 
Umweltfonds eingerichtet und nahm im April 
seine Tätigkeit auf. Der Umweltfonds fördert 
unter anderem Umweltschutzinvestitionen ge­
werblich-industrieller Unternehmen auf dem 
Gebiet der Luftreinhaltung und des Lärm­
schutzes (ausgenommen Verkehrslärm). An 
energiepolitischen Maßnahmen werden die 
Verbesserung und Ersetzung von umweltbela­
stenden Altanlagen gefördert. 
In diesem Zusammenhang sind beispielhaft 
folgende energierelevante Aktionen zu erwäh­
nen: 

Umstellung von Kupolofenanlagen auf 
Elektroschmelzöfen bzw. sonstige beheiz­
te Ziegelöfen 
Umstellung von Heizöl auf Erdgas 
Biomassefeuerungsanlagen (Umstell ung 
der Holzfeuerungsanlagen von händischer 
auf automatische Beschickung) 

Es werden aber auch etwa die Pilotanlagen, 
die durch den Einsatz fortschrittlichster Tech­
nologien besonders zum Schutz der Umwelt 
beitragen, gefördert. 
Die bisherige Tätigkeit des Umweltfonds hat 
reges Interesse der Unternehmen gefunden. 
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Bis zum 1. September 1986 erging an 435 Un­
ternehmen eine Förderungszusage, mit weite­
ren etwa 500 Unternehmen sind eingehende 
Gespräche im Gange. 
Die bereits zugesagten nominellen Förde­
rungsmittel in der Höhe von 1,1 Mrd. S ermög­
lichen ein umweltrelevantes Investitionsvolu­
men von rund 3,5 Mrd. S. Da jedoch der um­
weltrelevante Teil einer Investition in einer 
OECD-Volkswirtschaft mit etwa einem Drittel 
der Gesamtinvestition angesetzt wird, kann 
von einem induzierten Investitionsvolumen 
von etwa 9 bis 10 Mrd. S gesprochen werden. 
Die Palette der Förderungswerber reicht dabei 
von gewerblichen Kleinbetrieben bis hin zu 
den größten österreichischen Industrieunter­
nehmen. 
Zu den wesentlichsten Bereichen. in denen 
der Umweltfonds bisher tätig wurde, zählen 
die Erzeugung und Verarbeitung von Papier, 
die Erzeugung von Chemikalien und chemi­
schen Produkten, die Verarbeitung von Erz­
produkten und die Erzeugung von Textilien 
und Textilwaren. 
Insgesamt konnten durch die Maßnahmen des 
Umweltfonds im Bereich der Industrie erhebli­
che Emissionsreduktionen erreicht werden. 
Durch Maßnahmen im Bereich von Energie­
umwandlungsprozessen allein werden durch 
die vom Fonds geförderten Brennstoffumstel­
lungen und Sekundärmaßnahmen (z. B. Ein­
bau von Filtern) bisher ca. 6700 t Schwefel­
oxidemissionen/Jahr, ca. 400 t Stickoxidemis­
sionen/Jahr, ca. 200 t Kohlenwasserstoffe/ 
Jahr und 3000 t Staub/Jahr verhindert. 
In manchen Industriebetrieben konnte in Zu­
sammenarbeit mit dem Umweltfonds eine Lö­
sung gefunden werden, durch die nicht nur 
eine beträchtliche Emissionsminderung, son­
dern darüber hinaus auch Energieautarkie er­
reicht wurde. 

• Auf Grund der am 12. Juni 1983 in Kraft getre­
tenen Vereinbarung gemäß Artikel 15 a B-VG 
über den höchstzulässigen Schwefel gehalt im 
Heizöl und der am 3. Februar 1985 in Kraft 
getretenen Novelle zu dieser Vereinbarung 
wurde der Schwefel gehalt auf folgende Antei­
le gesenkt: 
bei Ofen heizöl von 0,5% auf 0,3% 
bei Heizöl leicht von 1.5% auf 0,5% 
bei Heizöl mittel von 2,5% auf 1,0% 
bei Heizöl schwer von 3,5% auf 2,0% 
Auf Grund dieser Vereinbarungen wurden 
vom Bund und von den Ländern die entspre­
chenden Ausfü h ru ngsvorschriften erl assen. 
Seit 1985 werden von der ÖMV Aktiengesell­
schaft 20% des Heizöls schwer mit einem 
Schwefel gehalt von nur 1 % angeboten. Die 
Bundesregierung strebt aber eine weitere 

Senkung des Schwefelgehaltes bei den einzel­
nen Heizölsorten an. 
So wird der Schwefelgehalt von Heizöl mittel 
auf 0,6% gesenkt. Die dazu abgeschlossene 
Vereinbarung gemäß Art. 15 a B-VG befindet 
sich im Stadium der Ratifizierung. In weiterer 
Folge soll bis 1. Dezember 1988 der Schwefel­
anteil bei 'Jfenheizöl auf 0,2% und bei Heizöl 
leicht auf 0,3% reduziert werden. Die Verhand­
lungf!n hierüber werden noch 1986 beginnen. 

• Moturenkontrolle zur Einstellung von Zündung 
und Vergaser 

Zur Verminderung schädlicher Luftverun­
reinigung hat anläßlich der wiederkehren­
den Begutachtung gemäß § 57 a Kraftfahr­
gesetz 1967 nunmehr auch eine jährliche 
Motorenkontrolle zur Einstellung von Zün­
dung und Vergaser ("Grünes Pickerl") zu 
erfolgen, und zwar 
+ ab 1. Mai 1985 für Pkw mit Otto-Motoren 

und 
+ ab 1. Jänner 1986 auch für Pkw mit Die­

selmotoren. 

• Reduzierung von Schadstoffkomponenten in 
Kraftstoffen 

Nachdem bereits mit früheren Novellen 
des Kraftfahrgesetzes 1967 und deren Ver­
ordnungen der Gehalt an Bleiverbindun­
gen in den Kraftstoffen systematisch her­
abgesetzt und das Ausmaß des Benzolge­
haltes begrenzt wurde, hat die Verordnung 
des Bundesministers für Gesundheit und 
Umweltschutz vom 7. März 1985 den 
höchstzulässigen Gehalt an Bleiverbindun­
gen, Benzol und Schwefel neu festgelegt. 
+ Demnach darf in Superbenzin mit einer 

Klopffestigkeit von ROZ 97,5 und dar­
über der Gehalt an Bleiverbindungen 
berechnet als Blei 0,15 g je Liter und 
der Benzolgehalt 5 v. H. des Volumens 
nicht überschreiten. 

+ Normalbenzin darf seit dem 1. Oktober 
1985 nur mehr unverbleit angeboten 
werden. 

+ Seit 1. Juli 1986 darf Dieselkraftstoff nur 
mehr mit einem höchstzulässigen Ge­
halt an Schwefel von 0,15% inden Han­
del gebracht werden. 

• Abgasgrenzwerte für Auspuffgase 
Für Mopeds und Kleinmotorräder gelten 
seit 1. Jänner 1986 die Abgasvorschriften 
der ECE-Richtlinie R. 47 und für Motorräder 
jene der ECE-Richtlinie R. 40. 
Die ECE-Richtlinie R. 49 minus 20%, die ab 
1. Jänner 1988 für schwere Nutzfahrzeuge 
verbindlich ist, wird nach Verhandlungen 
der Bundesregierung von den Herstellern, 
die 80% des Marktes decken, bereits seit 
1. Jänner 1986 auf freiwilliger Basis erfüllt. 
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Für schwere und leichte Nutzfahrzeuge gilt 
seit 1. Jänner 1986 die ECE-Richtlinie R. 24 
(bei den leichten Nutzfahrzeugen sind nur 
die Dieselfahrzeuge betroffen). 
Für Pkw gelten die Grenzwerte der US-83-
Abgasbestimmung, und zwar 
+ ab 1. Jänner 1987 für alle Neuzulassun­

gen über 1500 cm 3 und 
-1 ab 1. Jänner 1988 für alle Neuzulassun-

gen bis 1500 cm 3 Hubraum. 
Um die Einführung abgasarmer Fahrzeuge 
zu beschleunigen, wurden folgende flan­
kierende Maßnahmen getroffen: 
--t Pauschale Erstattung der Kraftfahr­

zeugsteuer in Form einer Prämie an­
läßlich der Erstzulassung im Inland, 
wenn der Kraftwagen mit einem Hub­
raum über 1500 cm 3 den mit 1. Jänner 
1987, mit einem Hubraum bis 1500 cm 3 

den mit 1. Jänner 1988 in Kraft treten­
den kraftfahrrechtlichen Abgasvor­
schriften entspricht. Das Ausmaß der 
Erstattung ist je nach dem Zeitpunkt der 
Erstzulassung gestaffelt. 

+ Einreihung bei Anschaffung nicht ab­
gasarmer Fahrzeuge: 
Gemäß § 5 Abs. 7 Kraftfahrzeugsteuer­
gesetz sind Kraftfahrzeuge, sofern sie 
den am 1. Jänner 1987 bzw. 1. Jänner 
1988 in K raft tretenden Abgasvorsch rif­
ten nicht entsprechen 
o bei einem Hubraum bis 1500 cm 3

• 

wenn die erste Zulassung im Inland 
nach dem 30. September 1986 er­
folgt, 

o bei einem Hubraum über 1500 cm 3
, 

wenn die erste Zulassung im Inland 
nach dem 30. September 1985 er­
folgt, 

in die nächsthöhere Steuerkategorie 
einzureihen. 

• In dem vom Ministerrat am 21. Jänner 1986 
beschlossenen Entwurf der Novelle zum Elek­
trizitätswirtschaftsgesetz, der dem Nationalrat 
vorgelegt wurde, sind die Zielsetzungen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung sowie die Be­
rücksichtigung ökologischer Gesichtspunkte 
bei Großprojekten der Elektrizitätswirtschaft 
verankert worden. 

• Auch in der am 1. Jänner 1985 in Kraft getrete­
nen Novelle zum Einkommensteuergesetz 
wurden umweltrelevante Bestimmungen er­
gänzt. So können Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten von Wirtschaftsgütern im Inland, 
die ausschließlich und unmittelbar der Verhin­
derung, Beseitigung oder Verringerung von im 
eigenen Betrieb verursachten oder diesen be­
einträchtigenden Umweltbelastungen dienen 
und deren Anschaffung oder Herstellung ge-
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setzlich vorgeschrieben oder im öffentlichen 
Interesse erforderlich ist. in der Höhe von 80% 
vorzeitig abgeschrieben werden. 

• Die am 1. Juli 1985 in Kraft getretene Novelle 
zum Energieförderungsgesetz sieht eine steu­
erliche Förderung auch für Anlagen der im Ge­
setz genannten Energieversorgungsunterneh­
men, die der Verringerung von Umweltbela­
stungen dienen, vor. Bei der Beurteilung der 
energiewi rtschaftl ichen Zweckmäßigkeit wi rd 
für die im Energieförderungsbeirat zu behan­
delnden Investitionsvorhaben ihre Umweltver­
träglichkeit berücksichtigt. Der Bescheinigung 
der energiewirtschaftlichen Zweckmäßigkeit 
von Kraftwerken ab einer elektrischen Lei­
stung von 50.000 kW hat eine Prüfung der Aus­
wirkungen auf die ökologischen Gegebenhei­
ten und Wechselwirkungen, die bebaute Um­
welt und die Landschaft, die Gesundheit sowie 
sonstiger nachteiliger Auswirkungen auf die 
Umwelt vorauszugehen. 

• Angesichts des Umstandes, daß durch Fern­
wärmeversorgung nicht nur bedeutende Ef­
fekte an Energieeinsparung und Erdölsubstitu­
tion erzielt werden, sondern auch ein bedeu­
tender Beitrag zur Luftreinhaltung geleistet 
wird, gilt es, den Ausbau der Fernwärmever­
sorgung weiterhin voranzutreiben und im Sin­
ne der Gesamtkonzeption eine umweltbewuß­
te Energiepolitik sicherzustellen, den Trend 
eines forcierten Ausbaues des vorhandenen 
Fernwärmepotentials weiter fortzusetzen und 
nach Möglichkeit zu verstärken. Daher wurde 
mit der am 1. Jänner 1986 in Kraft getretenen 
Novelle zum Fernwärmeförderungsgesetz der 
ursprünglich bis 31. Dezember 1985 vorgese­
hene Investitionszeitraum dieses Förderungs­
instrumentes für den Fernwärmeausbau bis 
zum 31. Dezember 1988 verlängert. die Förde­
rungstatbestände ausgedehnt und weitere um­
weltrelevante Bestimmungen aufgenommen: 

Im Sinne einer umweltbewußten Energie­
politik dürfen Vorhaben zur Anschaffung, 
Herstellung oder Erweiterung von Anlagen 
zur Erzeugung von Fernwärme nur mehr 
unter der Voraussetzung gefördert werden, 
daß diese Anlagen mit Einrichtungen zur 
Verringerung von Umweltbelastungen aus­
gestattet sind, die dem Stand der Technik 
entsprechen . 
Des weiteren haben Ansuchen von Fern­
wärmeversorgungsunternehmen um För­
derung auch Angaben über die Verminde­
rung der Luftverunreinigung durch die je­
weils geplante Fernwärmeversorgung zu 
enthalten. 

• Das neue am 1. September 1986 in Kraft getre­
tene Altölgesetz regelt die Beseitigung von 
Altöl unter dem Gesichtspunkt des Umwelt-
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schutzes. Dazu ist eine umweltschutzgerechte 
Abgrenzung zwischen dem Wirtschaftsgut 
Altöl und dem Sonderabfall Altöl notwendig. 
Altöl ist durch Einführung von Sammelstellen 
einer Wiederverwertung zuzuführen oder un­
ter Beachtung umweltpolitischer Erforder­
nisse zu entsorgen. Eine Reraffination, die 
man als eine der Möglichkeiten zur Wieder­
verwertung derzeit diskutiert, wird so vonstat­
ten gehen müssen, daß im Endprodukt keine 
umweltgefährdenden Stoffe enthalten sind. 
Für den Letztverbraucher werden die Möglich­
keiten und der nötige Anreiz geschaffen, ge­
brauchtes Motoröl nicht unkontrolliert zu "ent­
sorgen", sondern dem Verwertungskreislauf 
im Wege von Sammelstellen zuzuführen . 

• Die Bundesregierung hat im Rahmen ihres 
Forschungsförderungsprogramms auch einen 
Forschungs- und Technologieschwerpunkt 
"Umwelttechnik" ins Leben gerufen. Darin 
sind in großem Ausmaß energierelevante Pro­
bleme enthalten. Das Konzept umfaßt generell 
die Zielsetzung, langfristig von defensiven 
"FIL TER"-Verfahren wegzukommen und intel­
ligente emissionsarme Technologien zu ent­
wickeln. 
An Einzelprojekten sind zu nennen: 

Energetische Verwertung von Abfällen 
Abgasarme thermische Müllbehandlungs­
verfahren 
Deponiegasnutzung 
Entwicklung schadstoffarmer Brenner 
Verfahren zur Verminderung der Schad­
stoffemissionen von Biomassefeuerungen 
Verfahren zur Verminderung des Schad­
stoffgehaltes von Brennstoffen vor der Ver­
brennung 
Umweltgerechte Nutzung der Rückstände 
aus Rauchgasrei n ig u ngsan lagen 

Neue Verfahren zur Rauchgasreinigung 
(z. B. Elektronenstrahlverfahren) 
Verfahren zur Verbesserung der ökolo­
gischen Einbindung von Großbauwerken 
Verfahren zur Identifizierung des Beitra­
ges einzelner Emittenten zur Gesamtim­
mission 
Tragbare Meßgeräte zur Funktionsüberwa­
chung von Abgaskatalysatoren 
Messung von Kohlenwasserstoffen (konti­
nuierlich) 
Steuer- und Regelungstechnik insbesonde­
re zur Optimierung von Verbrennungspro­
zessen 

4.4. Die Emissionssituation 
in Österreich 

4.4.1. Die Emissionssituation im Jahre 1985 

Das Ausmaß der atmosphärischen Schadstoff­
emissionen aus energetischen Umwandlungs­
prozessen in Österreich im Jahre 1985 wurde für 
die Emittentengruppen 

kalorische Kraftwerke 
Industrie 
Kleinabnehmer 
Verkehr 

auf Basis der aktuellsten verfügbaren Energie­
verbrauchsdaten und aktualisierter Emissions­
faktoren des Energieberichtes 1984 für einzelne 
Schadstoffkomponenten, differenziert nach Ver­
brauchersektoren, in Berechnungen des Bundes­
ministeriums für Gesundheit und Umweltschutz 
und des Umweltbundesamtes abgeschätzt. 
Die Ergebnisse sind der Tab. 11 zu entnehmen. 

Tab. 11: Emissionen der Emittentengruppen in Tonnen und in Prozent für die Jahre 1980 und 1985 in Österreich 
-~ 

I 
SO, NO Staub CO C H 

x x y 
Verursacher --

1980 1985 1980 1985 1980 1985 1980 1985 1980 1985 

Kalorische t 95000 44000 20000 20000 8000 8000 5000 1000 1000 500 
Kraftwerke % (29) (32) (10) (10) (16) (15) (0.5) (0.1) (1) (0.5) 

-- ~---~ 

Verkehr 
t 15000 10000 141000 149000 12000 12000 754000 635000 101000 103000 

% (5) (7) (70) (72) (24) (23) (67) (60) (85) (86) 

Industrie 
t 150000 48000 30000 28000 9000 10000 7000 9000 3000 3000 

% (46) (35) (15) (13) (18) (19) (0.5) (0,9) (3) (2.5) 

Kleinabnehmer 
t 65000 36000 10000 11000 21000 23000 360000 423000 13000 13000 

% (20) (26) (5) (5) (42) (43) (32) (39) (11) (11) 

Insgesamt 
t 325000 138000 201000 208000 50000 53000 1 126000 1068000 118000 119500 

% (100) (100) (100) (100) (100) (100) (100) (100) (100) (100) 

(c:) BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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Die Schadstoffkomponenten 
Schwefeldioxid (S02) 
Stickoxide (NOx) 
Staub 
Kohlenmonoxid (CO) 
Kohlenwasserstoffe (CxH) 

wurden für alle Emittentengruppen erfaßt. Blei 
(Pb) wurde für den Verkehr als Hauptemittent er­
hoben. Als Emissionswerte des Verkehrs wurden 
sowohl für das Jahr 1980 als auch für das Jahr 
1985 die Ergebnisse der detaillierten Verkehrs­
untersuchungen "Schadstoffemissionen von 
Kraftfahrzeugen in Österreich" von Prof. Dr. H. P. 
Lenz, die im Auftrag des Bundesministeriums für 

Abb.7: SO,-Emissionen der Emittentengruppen 1980 und 1985 
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öffentliche Wirtschaft und Verkehr erstellt wur­
den, herangezogen. 
Es zeigt sich, daß weiterhin 

die Industrie und abgeschwächt die ka­
lorischen Kraftwerke die größten Schwefel­
dioxidemittenten darstellen, 
der Verkehr die größte Emissionsquelle von 
Stickoxiden, Kohlenmonoxid und Kohlenwas­
serstoffen ist 
und die Kleinabnehmer den höchsten Anteil 
an Staubemissionen verursachen. 

Die SO[Emissionen (Abb. 7) konnten innerhalb 
der letzten 5 Jahre bereits von 325000 t im Jahr 
1980 auf 138 000 t im Jahre 1985 gesenkt werden, 

85 80 85 80 85 
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was einer Reduktion um 56% entspricht. Diese 
Reduktion wurde zum größten Teil durch Struk­
turveränderungen im Energieverbrauch, durch 
die Schwefelabsenkungen im Heizöl und durch 
die Forcierung der leitungsgebundenen Energien, 
insbesondere Erdgas und Fernwärme im Klein­
verbrauchersektor, erreicht. Der Verbrauch an 
Heizöl nahm von 1980 bis 1985 insgesamt um 
rund 40% ab. Im Sektor der kalorischen Kraft­
werke sank der Heizöl schwer-Einsatz sogar um 
66%. Ein Teil der SOrReduktionen bei den ka­
lorischen Kraftwerken ist auch bereits auf Mi nde­
rungsmaßnahmen, die im Zuge der 2. Durchfüh­
rungsverordnung des Dampfkesselemissionsge­
setzes durchgeführt wurden, zurückzuführen. 

Abb. 8: NOx-Emissionen der Emittentengruppen 1980 und 1985 
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Von den verschiedenen Emittentengruppen weist 
die Industrie als Hauptverursacher dieser Schad­
stoffkomponente die höchsten Emissionsreduk­
tionen auf. Seit 1980 konnten die von der Indu­
strie verursachten S02-Emissionen um 68% redu­
ziert werden. Jene der kalorischen Kraftwerke 
wurden um 54% und jene der Kleinverbraucher 
um 44% reduziert. Auch die vom Verkehr verur­
sachten S02-Emissionen konnten durch Schwe­
felsenkungen im Dieselkraftstoff trotz Ver­
brauchszunahmen gesenkt werden. 
Die Stickoxidemissionen (Abb. 8) nahmen seit 
1980 um 4% auf 208 000 t zu. Bei Beachtung der 
einzelnen Verursacher ist zu beachten, daß in 
der Industrie bereits erste NOx-Reduktionen im 
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Umfang von 6% erreicht werden konnten . Bei den 
kalorischen Kraftwerken konnten sie trotz erhöh­
tem Energieeinsatz und erhöhter Energ ieerzeu­
gung konstant gehalten werden . Die NOx-Emis­
sionen des Verkehrs, auf den als Hauptverursa­
cher rund 72 % zurückzuführen sind, haben seit 
1980 um 6% zugenommen . Auch bei den Kleinab­
nehmern sind geringe Zunahmen zu verzeich­
nen . Die von der Bundesregierung bereits in An­
griff genommenen Maßnahmen - wie die Ein­
führung der neuen Abgasvorschriften für den 

Abb.9: Staubemissionen der Emittentengruppen 1980 und 1985 
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Straßenverkehr und das Dampfkesselemissions­
gesetz - lassen für die Zukunft auch beachtliche 
Reduktionen der NOx-Emiss ionen erwarten (sie­
he Tab. 12, S. 40) . 
Die Staubemissionen (Abb. 9) nahmen seit 1980 
mit 53000 t im Jahr 1985 um rund 6% zu . Dieser 
Zuwachs ist auf den erhöhten Einsatz fester 
Brennstoffe in Kesselanlagen der Industrie und 
der Kleinabnehmer zurückzuführen , wobei d ie 
Kleinabnehmer die Hauptverursacher dieser 
Schadstoffkomponente darstellen . 

85 80 85 80 85 
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Bei den Kohlenmonoxidemissionen (Abb. 10) ist 
im Betrachtungszeitraum 1980 bis 1985 insge­
samt eine Absenkung um rund 5% erfolgt. Diese 
ist darauf zurückzuführen, daß im Bereich Ver­
kehr durch die vermehrte Motorenwartung, durch 
die Zunahme des Anteils der Dieselmotoren so­
wie durch den allgemeinen Fortschritt der Moto­
rentechnik eine Reduktion um rund 16% eingetre­
ten ist. Bei den Kleinabnehmern hat es hingegen 
einen Zuwachs gegeben. Die Anteile der Kraft­
werke und der Industrie sind vernachlässigbar. 
Die CxHy-Emissionen (Abb. 11) erhöhten sich seit 
1980 geringfügig um 1 %. Diese Zunahme ist aus­
schließlich auf den Verkehr zurückzuführen. Bei 

Abb.10: CO-Emissionen der EmiHentengruppen 1980 und 1985 
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allen anderen Emittentengruppen ist eine Sta­
gnation bzw. bei den kalorischen Kraftwerken 
eine Reduktion festzustellen. 
Die Bleiemissionen des Verkehrs konnten bis 
1985 durch die inzwischen in Angriff genomme­
nen Bleireduktionen in Normal- und Superbenzin 
von 925 t im Jahr 1980 auf 323 t gesenkt werden. 
Dies entspricht einer Reduktion von rund 65%. 
Es ist damit zu rechnen, daß durch die Einführung 
der neuen Abgasvorschriften für den Straßenver­
kehr die Emissionen an Stickoxiden, Kohlenmon­
oxid und Kohlenwasserstoffen, für die der Ver­
kehr Hauptverursacher ist, in Zukunft beachtlich 
reduziert werden können. 
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Abb. 11: CxHy-Emissionen der Emittentengruppen 1980 und 1985 
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4.4.2. Emissionsabschätzung für das Jahr 1995 

Für die gleichen Schadstoffkomponenten, für die 
die Emissionen aus Energieumwandlungs- und 
Verwendungsanlagen der Emittentengruppen 

Kalorische Kraftwerke 
Industrie 
Verkehr 
Kleinverbraucher 

bereits für die Jahre 1980 und 1985 berechnet 
wurden, wurde auch eine Abschätzung der zu 
erwartenden Emissionen für das Jahr 1995 
durchgeführt. 

80 85 80 80 

Die voraussichtlichen Emissionen des Verkehrs 
wurden wiederum der von Univ.-Prof. Dr. H. P. 
Lenz erstellten Untersuchung "Schadstoffemis­
sionen von Kraftfahrzeugen in Österreich" ent­
nommen. 

Für die anderen Sektoren wurde zunächst eine 
Abschätzung des Verbrauches der einzelnen 
Energieträger (Steinkohle, Braunkohle, Braun­
kohlebriketts, Koks, Heizöl, Erdgas, sonstige 
Gase, brennbare Abfälle und Holz) unter Berück­
sichtigung des zu erwartenden Gesamtenergie­
verbrauches durchgeführt. An Hand von aktuali-
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sierten, der zu erwartenden Entwicklung entspre­
chenden Emissionsfaktoren für die einzelnen 
Schadstoffkomponenten und Einsatzbereiche 
wurde sodann die Emissionsabschätzung für 
1995 durchgeführt. Auf Basis der Berechnungen 
des Bundesministeriums für Gesundheit und Um­
weltschutz sowie des Umweltbundesamtes kön­
nen die Emissionen für 1995 wie folgt dargestellt 
werden (Tab. 12 und Abb. 12). 

Tab. 12: Emissionsabschätzung der Emillentengruppen in 
Tonnen und Prozent für das Jahr 1995 in Österreich 

-

Verbraucher SO, NO Staub CO CH x x y 
-- -~ - -

Kalorische t 6000 7000 1000 500*) 250*) 
Kraftwerke o. (8) (5) (2) (0.05) (0.3) .0 

-- -

Verkehr 
t 6000 104000 11000 266000 64000 

% (8) (69) (23) (35) (80) 
~-

Industrie 
t 31000 27000 12000 11000 3000 

% (43) (18) (25) (1) (4) 

Kleinver- t 30000 12000 24000 490000 13000 
braucher % (41) (8) (50) (64) (16) 

~ - --

Insgesamt 
t 73000 150000 48000 767500 80250 

% (100) (100) (100) (100) (100) 
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*) Die Emissionswerte wurden auf 1 000 Tonnen gerundet bei 
kalorischen Kraftwerken werden für CO und C H aufgrund 
der marginalen Anteile genauere Werte angeführt 

Ein Vergleich dieser Emissionsabschätzung mit 
den Emissionen des Jahres 1985 läßt bis 1995 
weitere umfangreiche Reduktionen vor allem der 
Schwefeldioxid-, aber auch der Stickoxid-, Koh­
lenmonoxid-, Kohlenwasserstoff- und der Staub­
emissionen erwarten. 
Die S02-Emissionen können im Zeitraum 1985 bis 
1995 voraussichtl ich um weitere 47% gesenkt 
werden. Die höchsten Reduktionen sind dabei bei 
den kalorischen Kraftwerken zu erwarten. Sie 
werden bereits ab 1987 weitgehend wirksam (An­
teil rund 14%). Ab 1995 werden kalorische Kraft­
werke mit einem Anteil von 8% nur mehr eine 
untergeordnete Rolle als Emissionsquelle von 
S02 spielen. Dies ist hauptsächlich auf den ge­
planten Ersatz alter Kraftwerke, welche nur sehr 
besch ränkt Rauchgasrei n ig ungsei n richtungen 
aufweisen, durch neue Kraftwerke mit modern­
sten Entschwefelungsanlagen auf Grund des 
Dampfkesselemissionsgesetzes (Dürnrohr, Mel­
lach, Riedersbach, Nachrüstung im Bereich der 
Wien er Stadtwerke, Voitsberg 3, St. Andrä 2) zu­
rückzufü h ren. 
Auch bei der Industrie sind bedeutende S02-Re­
duktionen zu erwarten, wobei diese hauptsäch­
lich aus der angenommenen Senkung des 
Schwefel gehaltes im Heizöl schwer auf 1 % resul­
tieren. Die SOrEmissionen der Industrie sind in 
hohem Ausmaß von der Entwicklung der Energie-

preise und in diesem Zusammenhang vom ver­
stärkten Ei nsatz von Gaskessel n oder Wi rbel­
schichtfeuerungen abhängig. 
Bei den Kleinverbrauchern sind geringfügigere 
SOrEmissionsreduktionen auf Grund der beab­
sichtigten Schwefelabsenkung im Ofenheizöl von 
derzeit 0,3% auf 0, 15% und auf Grund von voraus­
sichtlich verstärktem Einsatz an Erdgas und 
Brennholz festzustellen. Diese Emittentengruppe 
gewinnt damit anteilsmäßig an Bedeutung und 
stellt künftig - gemeinsam mit der Industrie -
den Hauptverursacher an S02-Emissionen dar. 
Der Rückgang an S02-Emissionen im Bereich 
des Verkehrs ist auf die Senkung des Schwefel­
gehaltes im Diesel von 0,3% auf 0, 15% seit 1. Jän­
ner 1986 zurückzuführen. 
Die NOx-Emissionen werden bis 1995 im Ver­
gleich zu 1985 insgesamt um knapp 30% gesenkt 
werden können. Die umfangreichsten Reduktio­
nen sind dabei auf die bis dahin bereits sich aus­
wirkenden Abgasvorschriften für den Straßen­
verkehr zurückzuführen. Trotzdem bleibt der Ver­
kehr auch künftig Hauptverursacher von NOx-
Emissionen. 

Auch die kalorischen Kraftwerke weisen auf 
Grund des bereits erwähnten Einsatzes neuer 
Kraftwerke, die auch über Entstickungsanlagen 
nach dem Stand der Technik verfügen, starke Re­
duktionen auf. In der Industrie kann - basierend 
auf verstärktem Einsatz schadstoffarmer Ver­
brennungstechnologien und von Rauchgasreini­
gungsanlagen - von leichten Reduktionen aus­
gegangen werden. Nur im Bereich der Kleinver­
braucher ist wegen des erhöhten Energieein­
satzes bis 1995 auch von einer leichten Zunahme 
der NOx-Emissionen auszugehen. 
Bei Staub kann bis zum Jahre 1995 lediglich mit 
einem minimalen Rückgang gerechnet werden. 
Diese Reduktionen sind auf die neu eingesetzten 
Kraftwerke und deren Ausstattung mit Entstau­
bungseinrichtungen nach dem Stand der Technik 
zurückzuführen. Auch beim Verkehr kann von 
leichten Abnahmen ausgegangen werden. Bei 
der Industrie und den Kleinverbrauchern hinge­
gen muß mit leichten Zunahmen an Staubemis­
sionen auf Grund der Annahme eines steigenden 
Einsatzes von brennbaren Abfällen und Stein­
kohle in der Industrie und von Brennholz bei den 
Kleinverbrauchern gerechnet werden. 

Die Kohlenmonoxidemissionen werden voraus­
sichtlich bis 1995 um knapp 30% gesenkt werden 
können. Diese umfangreichen Reduktionen sind 
fast ausschließlich auf die neuen Abgasvorschrif­
ten des Straßenverkehrs zurückzuführen. Der 
Verkehr, der derzeit mit einem Anteil von 60% 
der Kohlenmonoxidemissionen den Hauptverur­
sacher für diese Schadstoffkomponente darstellt, 
wird 1995 mit einem Anteil von voraussichtlich 
noch 35% diese Position an die Kleinabnehmer 
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Abb. 12: Emissionsvergleich für die Jahre 1980, 1985 und 1995 
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b) Stickoxide 
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e) Kohlenwasserstoffe 
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abgeben. Bei den kalorischen Kraftwerken sin­
ken die CO-Emissionen auf einen marginalen An­
teil von unter 1 % ab. Bei der Industrie sind zwar 
leichte Zunahmen anzunehmen, die jedoch auf 
Grund des geringen Anteils an der Gesamtemis­
sion unbedeutend sind. 
Die Emissionen an Kohlenwasserstoffen werden 
bis 1995 um rund ein Drittel gesenkt werden kön­
nen, wobei diese Reduktion ausschließlich Aus­
wirkungen der neuen Abgasvorschriften für den 
Straßenverkehr als Hauptverursacher dieser 
Schadstoffkomponente darstellt. Die kalorischen 
Kraftwerke sind als Emittenten von Kohlenwas­
serstoffen unbedeutend. Bei der Industrie und 
den Kleinabnehmern kann mit einer Stagnation 
gerechnet werden. 
Zusammenfassend zeigt die Emissionsabschät­
zung für 1995 die zu erwartenden drastischen Ab­
senkungen der Luftemissionen an Hand der in­
zwischen von der Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang in Angriff genommenen und ge­
planten Maßnahmen auf. Ein Emissionsvergleich 
der Jahre 1985 und 1995 zeigt, daß voraussicht­
lich die 

Schwefeldioxidemissionen 
Stickoxidemissionen 
Kohlenmonoxidemissionen 
Kohlenwasserstoffemissionen 

umca.50% 
umca.30% 
umca.30% 
umca.35% 

gesenkt werden können. Besonders hervorzuhe­
ben sind in diesem Zusammenhang: 

die Schwefelabsenkungen in den Heizölpro­
dukten, 
die Minderungsmaßnahmen bei den kalori­
schen Kraftwerken im Rahmen des Dampf­
kesselemissionsgesetzes 

und die neuen Abgasvorschriften für den Stra­
ßenverkehr. 

4.5. Grenzüberschreitender 
Transport von Schadstoffen 

Die Umweltbeeinträchtigungen durch Ferntrans­
port sind noch nicht hinreichend genau ermittelt, 
können jedoch grob abgeschätzt werden. Erste 
Ergebnisse von Messungen weisen, abhängig 
von den meteorologischen Bedingungen, auf ein 
erhebliches Ausmaß hin. Dies gilt besonders 
für von eigenen Emissionen gering belastete Ge­
biete. 
Daher ist eine möglichst enge multilaterale und 
bilaterale Zusammenarbeit - wie sie bereits 
jetzt mit der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweiz besteht - notwendig. In Implementie­
rung des ECE-Übereinkommens über die weit­
räu m i gen grenzübersch re itenden Luftveru n rei n i­
gungen aus dem Jahre 1979 wurde im Juni 1985 
in Helsinki ein Protokoll zu diesem Übereinkom­
men unterzeichnet, in dem sich die Signatarstaa­
ten (u. a. auch Österreich) verpflichten, die 
Schwefeldioxidemissionen bis 1993 um 30% ge­
genüber 1980 zu senken. Österreich hat bereits 
1985 eine S02-Emissionsreduktion um rund 56% 
gegenüber 1980 erreicht. Die vorbereitenden Ar­
beiten an einem vergleichbaren Protokoll über 
die Reduktion der NOx-Emissionen haben 1985 
begonnen und werden unter aktiver Mitarbeit 
Österreichs weitergeführt. 
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5. Energiestatistik, Energieprognose und 
Energieplanung 

5.1. Energiestatistik 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit der 
Energiewirtschaft und den Verbrauchern ein 
hochstehendes statistisches Instrumentarium 
entwickelt, welches ein wesentliches Hilfsmittel 
für die österreichische Energiepolitik darstellt. 
Seiner Verfeinerung und seinem Ausbau räumt 
die Bundesregierung weiterhin einen hohen Stel­
lenwert ein. 
Im Hinblick auf eine möglichst optimale Harmoni­
sierung der Daten ist es nunmehr gelungen, die 
Abweichungen zwischen den Energiebilanzen 
des Österreichischen Statistischen Zentralamtes 
und des Österreichischen Institutes für Wirt­
schaftsforschung besonders gering zu halten. 
Die noch vorhandenen minimalen Abweichungen 
bei den endgültigen Energiebilanzen sind auf 
Rundungsdifferenzen und auf geringe Abwei­
chungen bei einzelnen Begriffsdefinitionen zu­
rückzuführen. Hinsichtlich einer weiteren Anglei­
chung laufen bereits erfolgversprechende Ge­
spräche. 
Die Bundesregierung wird darüber hinaus die 
bestmögliche Harmonisierung zwischen der amt­
lichen Außenhandelsstatistik und den Erforder­
nissen der Energieverbrauchsstatistik sowie eine 
weitere Verfeinerung der Mikrozensuserhe­
bungen im Auge behalten. 
Der Erfassungsumfang der erneuerbaren Ener­
gieträger konnte vom BMfHGI seit dem Energie­
bericht 1984 ausgeweitet werden (siehe S. 122). 
Im Hinblick auf die Notwendigkeit einer verstärk­
ten Heranziehung von Nutzenergieanalysen ne­
ben den vorhandenen Wärmewertbilanzen wur­
de 1986 vom Österreichischen Statistischen Zen­
tralamt die Nutzenergieanalyse 1983 erstellt. Die 
Erhebungen wurden dahingehend verbessert, 
daß die Stichprobenauswahl (bisher nur Indu­
strie) auf den Groß- und Einzelhandel, den Ver­
kehr, das Geld- und Kreditwesen und auch die 
öffentl iche Verwaltung erweitert wurde. Darüber 
hinaus wurde auf eine genauere Erfassung der 
biogenen Brennstoffe sowie eine exaktere Defini­
tion der Umwandlungsbilanzen Bedacht genom­
men. 

5.2. Energieprognose 

Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie geht seit längerem den Weg, neben 

einer einmal jährlich erstellten kurzfristigen 
Energieprognose eine langfristige Prognose aus­
arbeiten und regelmäßig adaptieren zu lassen. 
Ende des Jahres 1985 wurde die im Jahr 1983 
erstellte langfristige Prognose einer Revision un­
terzogen und der Prognosezeitraum von 1995 bis 
2000 erweitert. Diese Prognose berücksichtigt 
unter anderem auch die energie- und umweltpoli­
tischen Maßnahmen der Bundesregierung, die 
im Energiekonzept 1984 festgehalten sind. 
Grundsätzlich hat sich an der Methodik zur Er­
stellung der Energieprognose nichts geändert. 
Zur besseren Erfassung des Industriesektors 
fand ein ökonometrisches Modell Verwendung, 
das die Zusammenhänge zwischen dem Energie­
bedarf der einzelnen Industriebranchen und der 
Wertschöpfung aufzeigt. 

5.3. Konzepte und Studien 

5.3.1. Energieplanung auf Bundesebene 

Die Bundesregierung hat bereits beim Energie­
bericht 1984 durch die Einbeziehung von system­
analytischen Untersuchungen verschiedener 
Energieszenarien mit dem Energiemodell MAR­
KAL. die wertvolle Entscheidungshilfen für die 
Erstellung des Energiekonzeptes gebracht ha­
ben, neue Wege der Energieplanung beschritten. 
Zwischenzeitlich wurde die systemanalytische 
Basis für eine vertiefte Analyse der Szenarien­
ergebnisse sowie für die Interpretation der Aus­
wirkungen von Veränderungen der Energieszene 
erweitert, und zwar durch 
• Transformation der Output-Langfassung des 

MARKAL-Modells in zusätzliche Ergebnisma­
trizen. 
Diese erlauben den Vergleich der Technolo­
gieverwendung der Szenarien mit den derzeit 
geplanten oder projektierten Technologiever­
wendungen der 

Energieversorgungssektoren: z. B. Sensiti­
vitätstests über die Kosteneffekte eines re­
duzierten Wasserkraftausbaues (vgl. 
S. 140 f) und der 
Energieverwendungssektoren: z. B. Sensi­
tivitätstests über die Kraft-Wärme-Kupp­
lung In der Industrie (vgl. S. 149 f) 
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• Erstellung zusätzlicher Reportgeneratoren für 
die verfeinerte und komparative Abbildung 
von Szenarienergebnissen. 

In Vorbereitung stehen Arbeiten zur 
• Ermittlung der kostenminimalen Technologien 

zur Reduktion der Schadstoffe und ihrer Rang­
ordnung bei zunehmenden Emissionsbegren­
zungen, 

• Bilanzierung der Effekte von Steuern und Sub­
ventionen für einzelne Technologien, 

• Verfeinerung der Inputs für die Bandbreite der 
Energiepreisentwicklung durch Erstellung von 
Modellen. 

Zu letzterem Themenkreis hat das Institut für 
Energiewirtschaft an der Technischen Universität 
Wien im Auftrag des Bundesministeriums für 
Handel, Gewerbe und Industrie Untersuchungen 
über die wahrscheinlich zu erwartende Ange­
bots-/Nachfrage-Situation auf dem internationa­
len Ölmarkt und die daraus resultierende Preis­
entwicklung durchgeführt (vgl. S. 24 f). 

5.3.2. Energiekonzepte und -berichte 
in den Ländern 

Die Energieplanung der Länder hat ein sehr ho­
hes Niveau erreicht. Von sämtlichen Bundeslän­
dern wurden bzw. werden teils Energieberichte, 
Energiekonzepte oder Energieleitbilder erstellt, 
die unter Berücksichtigung der von der Bundes­
regierung formulierten Rahmenziele auf den 
Kompetenzbereich der Landesebene ausgerich­
tet sind und auf die spezifischen strukturellen Ge­
gebenheiten und Bedürfnisse der Energieversor­
gung auf Landesebene eingehen. 
Die Bundesregierung begrüßt diese Aktivitäten 
der Länder und geht davon aus, daß diese Initiati­
ven weiter fortgeführt werden. 
Der Koordination und Zusammenarbeit mit den 
Ländern auf diesem Gebiet im Sinne der Erstel­
lung energiepolitischer Rahmenziele für Öster­
reich insgesamt als auch der auf die strukturel­
len Gegebenheiten und Bedürfnisse der Teilräu­
me abgestimmten energiepolitischen Ziele der 
Länder in Verbindung mit entsprechenden Stra­
tegien und Maßnahmen mißt die Bundesregie­
rung größte Bedeutung bei. 

5.3.3. Förderung regionaler, kommunaler und 
lokaler Energiekonzepte und Studien 

Energiekonzepte auf verschiedenen Planungs­
ebenen versuchen für einen konkreten Planungs­
raum unter Heranziehung lokaler Energiequellen 
(zum Beispiel Biomasse oder Abwärme) und un­
ter Berücksichtigung der Raumstruktur eine opti­
male Energieversorgung zu ermitteln und stellen 
daher ein wichtiges Planungsinstrument dar. Die 
Bundesregierung fördert als Träger von Privat­
rechten seit 1982 gemeinsam mit Gemeinden und 
Ländern gemäß § 9 des Fernwärmeförderungsge­
setzes 1982 i. d. g. F. 

die Erstellung regionaler, kommunaler und 
lokaler Energieversorgungskonzepte zum 
Zweck der Koordinierung der leitungsgebun­
denen Energien zur Deckung des Niedertem­
peraturwärmebedarfes unter besonderer Be­
achtung der Nutzung des wirtschaftlichen 
Fernwärmepotentials, 
die Vorauswahl geeigneter Fernwärmepro­
jekte, insbesondere die Erstellung und Aktua­
lisierung von Wärmenachfrageatlanten und 
Abwärmekatastern, 
und Untersuchungen über die volks- und be­
triebswi rtschaftl iche Zweckmäßigkeit ei nes 
Fernwärmeausbaues. 

Dieses Förderungsinstrument wurde bisher rege 
in Anspruch genommen. Es wurden bereits zahl­
reiche kommunale und regionale Energiekon­
zepte und Fernwärmeuntersuchungen, aber auch 
Grundlagenarbeiten wie das Handbuch zur kom­
munalen und regionalen Energieplanung ge­
meinsam mit Ländern und Gemeinden im Sinne 
einer Koordination der Energiepolitik gefördert 
(siehe Tab. 13) und auf diesem Wege der weitere 
Ausbau der Fernwärmeversorgung sowie die 
Nutzung der heimischen Biomasse forciert. Wei­
ters wurden für die Bundesländer 

Niederösterreich, 
Salzburg, 
Steiermark und 
Vorarlberg 

mit Hilfe dieses Förderungsinstrumentes landes­
weite Abwärmekataster erstellt. Die Bundesre­
gierung stellt mit Anerkennung die erfolgreichen 
Bemühungen der Länder und Gemeinden auf 
diesem Gebiet der Energieplanung fest und wird 
diese weiterhin in jeder Hinsicht unterstützen. 
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Tab. 13: Geförderte regionale, kommunale und lokale Energiekonzepte und Fernwärmestudien gemäß § 9 des Fernwärmeförde­
rungsgesetzes 

--~----~~--- -,------ ~--- ------~-- ---- -- ---- -- --

Projekt - Untersuchungsgebiet Bundes-
Inhalt land 

._-~ 

Wärmeversorgungskonzept Oberpullen- Bgld. Wärmeversorgung mittels zentraler Strohverbrennungsanlage 
dorf 

Energiekonzept Villach - Wolfsberg Ktn. Villach: Ausbau der leitungsgebundenen Wärmeversorgung 
Varianten Fernwärme, Gas 

Wolfsberg: Untersuchung der Möglichkeiten für leitungsgebundene 
Wärmeversorgung: Fernwärme, Abwärme, Gas 

-- --1----- ------

Energiekonzept Dürnrohr - SI. Pölten NÖ. Ausbau der Wärmeenergieversorgung in SI. Pölten mit leitungsgebun-
denen Energieträgern: Ausbau der bestehenden Versorgungsanlagen 
bzw Umstellung auf Kohlefeuerung, Abwärmenutzung des DKW 
Dürnrohr, Müllverbrennungsanlage 

Wärmeenergieversorgung Horn NÖ. Wärmemarktuntersuchung für Fernwärme: 
konventionelle Wärmezentrale oder Biomassefeuerung auf Basis 
Holz/Stroh 

-~-

Fernwärmeuntersuchung Gänserndorf NÖ. Wärmeversorgung mittels Blockheizkraftwerk, Heizwerk auf Stroh- und 
Holzbasis 

Nahwärmeprojekt Irnfritz NÖ. Untersuchung über ein Heizwerk auf Holzbasis 
--

Wärmeversorgungskonzept Seibersdorf NÖ. Wärmeversorgung mittels zentraler Strohverbrennungsanlage 
I----~ -------- ---- .--

Fernwärmestudie Lichtenegg NÖ. Wärmeversorgung mittels zentraler Strohverbrennungsanlage 
-~--~ --~ --- ~---~-

Fernwärmestudie Ottenschlag NÖ. Wärmeversorgungskonzept: Heizwerk auf Holzbasis (in Arbeit) 
- - -- ~-- --~-------~- -

Energiemodell Braunau OÖ. UnterSUChung mehrerer Wärmeenergieversorgungsvarianten für die 
Gemeinden Braunau und Ranshofen auf Basis leitungsgebundener 
Energieträger; Fernwärme durch Geothermie, Abwärme, Blockheiz-
kraftwerk, Gas 

~-

Geothermieprojekt Altheim OÖ. Wärmeversorgung mittels geothermischer Energie; 
Möglichkeiten zur Erschließung von Thermalwasser: Öisubstitution 

-

Wärmeversorgungskonzept Sandl OÖ. Fernwärmeversorgung durch zentrale Holzschnitzelfeuerung 
--

Wärmeversorgungsstudie Bad Zell OÖ Fernwärmeuntersuchung (in Arbeit): Heizwerk auf Holzbasis 
-~----~----~ 

Fernwärmeversorgung der Landes- Sbg~ Uberprüfung einer Abwärmenutzung von Riedersbach II bzw. aus einem 
hauptstadt Salzburg neuen Heizwerk in Salzburg-Nord 

Ergänzungsstudie Abwärmenutzung Sbg. Fernwärmeversorgung der Stadt Salzburg mittels Abwärme aus 
Riedersbach Riedersbach 11 

-~---~--~ 

Programm für die optimale Verwendung Sbg. Maßnahmen - Kosten-Nutzen-Modell zur Optimierung des Wärme-
der Wärmeenergie In der Gemeinde energieeinsatzes 

SI. Johann/Pongau 
------ -- --

Wärmeversorgungskonzept Rauris Sbg. Untersuchung über ein Fernheizwerk auf Restholzbasis 
~ ~ 

Fernwärmestudie Großarl Sbg. Fernwärmeversorgung durch zentrale Holzschnitzelfeuerung 

Energiekonzept für die Marktgemeinde Sbg. Untersuchung mit zehn technischen Varianten über Möglichkeiten und 
Bad Hofgastein Wirtschaftlichkeit eines Fernwärmesystems 

Fernwärmekonzept Hallein Sbg. Kommunales Fernwärmekonzept (in Arbeit): es werden mehrere 
Varianten untersucht werden, u. a~ auch ein Fernheizwerk auf der Basis 
Biomasse 

1-----. 

Energiekonzept Trofaiach Stmk. Kommunales Energiekonzept (in Arbeit): es werden mehrere Varianten 
untersucht, u. a. eine Wirbelschichtfeuerung auf Basis von Kohle und 
Holz (10 MW) 

Kommunales Energiekonzept Deutsch- Stmk. Analyse zweier Varianten einer leitungsgebundenen Wärmeenergie-
landsberg versorgung; Fernwärme auf Basis Biomasse, Gasversorgung 

Fernwärmestudie Telfs Tirol Untersuchung über ein Fernheizwerk auf Restholzbasis 

Abwärmenutzung und Fernwärmever- Vbg~ Untersuchung über die Möglichkeiten und die Wirtschaftlichkeit einer 
sorgung Rankweil Abwärmenutzung der wichtigsten Industriebetriebe: direkte und 

indirekte Nutzungsmöglichkeiten 

Ce) BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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6. Sicherung einer Energienotversorgung 
6.1. Allgemeines 
Wie schon im Energiebericht 1984 ausgeführt, hat 
die Bundesregierung besonderes Augenmerk 
auf die Schaffung der notwendigen Krisenmecha­
nismen gelenkt. Trotz der derzeit mengenmäßig 
entspannten Lage auf dem Gebiet der Energie­
versorgung wird im Hinblick auf die Importabhän­
gigkeit Österreichs dem weiteren Aufbau eines 
leistu ngsfäh igen Versorgu ngsi nstrumentari ums 
größtmögliche Priorität eingeräumt. 

6.2. Teilbereiche der 
Energiekrisenvorsorge 

6.2.1. Flüssige Brennstoffe 

6.2.1.1. IEA-Krisenmechanismus 

Im Rahmen seiner Mitgliedschaft zur IEA hat 
Österreich im Herbst 1985 am fünften Zuteilungs­
test des zur kollektiven Sicherung der Versor­
gung mit Erdöl und Erdölpr,odukten entwickelten 
Krisensystems erfolgreich teilgenommen, 
Zielsetzung derartiger Testläufe, welche meist 
von regionalen oder internationalen Versor­
gungsverknappungen bei Rohöl ausgehen, ist ei­
nerseits die stetige Aktualisierung des IEA-Not­
standssystems und andererseits die Überprüfung 
des Kriseninstrumentariums der Teilnehmer­
staaten, Der Verlauf des Tests hat die ausge­
zeichnete Zusammenarbeit zwischen den zu­
ständigen österreichischen Regierungsstellen 
und der österreich ischen Mineralölwirtschaft be­
stätigt. 

6.2.1.2. Bevorratung 

Die auf Grund des Erdölbevorratungs- und Mel­
degesetzes gehaltenen Pflichtvorräte betragen 
derzeit ca. 1,9 Mio. t Rohöl und Erdölprodukte. 
Kommerzielle Vorräte in der sei ben Größenord­
nung werden von der österreichischen Erdölwirt­
schaft, dem Handel und den Großverbrauchern 
gelagert. Was die Vorratshaltung an Heizöl bei 
privaten Verbrauchern anbelangt, so wird ange­
nommen, daß die vorhandenen Öltanks im 
Durchschnitt zu 50% befüllt sind; dies würde 
einer gelagerten Menge von ca. 600000 t ent­
sprechen. 

6.2.2. Gasförmige Brennstoffe 

Erdgas kann in Österreich in einem Ausmaß von 
rund 50% des Jahresbedarfes in unterirdischen 
Speichern gelagert werden. 

Die gesamte Speicherkapazität liegt derzeit bei 
etwa 2,3 Mrd. m 3 Ende des Winters 1985/86 lagen 
in den Speichern rund 1,2 Mrd. m 3

. Die Erdgas­
wirtschaft füllte diese Speicher durch billige Zu­
satzmengen in den Sommermonaten weiter auf, 
sodaß sich zu Beginn der Heizperiode 1986/87 
annähernd 2 Mrd. m3 in Speichern befanden. 

6.2.3. Feste Brennstoffe 

Der Kohlebergbau verfügt im Jahresdurchschnitt 
über einen Lagerbestand von rund 900 000 t. Dar­
über hinaus liegen bei den Kohlegroßverbrau­
chern und beim Kohlehandel ausreichende Koh­
lemengen, um bei Versorgungsstörungen oder 
Lieferunterbrechungen die Versorgung gewähr­
leisten zu können. So lagern bei Kohlegroßver­
brauchern etwa 40-50% eines Jahresumsatzes 
und beim Handel ein durchschnittlicher Monats­
umsatz von ca. 110000 t. 

6.2.4. Elektrizität 

6.2.4.1 Die Rolle der Wasserkraft bei der 
Krisenvorsorge 

Bei der Aufbringung elektrischer Energie steht in 
Österreich die Nutzung der Wasserkraft an erster 
Stelle. Von den im Jahre 1985 in Österreich er­
zeugten 44534 GWh elektrischer Energie stam­
men 71,0% aus Wasserkraftwerken. So bildet der 
hohe Wasserkraftanteil an der österreichischen 
Elektrizitätsversorgung auch eine entscheidende 
und unabhängig von ausländischen Einflüssen 
stehende Basis für die Sicherstellung einer Ener­
gienotversorgung in Krisenzeiten. 
Nach wie vor mißt daher die Bundesregierung 
dem forcierten Ausbau der Wasserkraft auch aus 
sicherheitspol itischen Erwägungen höchste Prio­
rität zu. 

6.2.4.2 Bevorratung der kalorischen Kraftwerke 

Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen haben 
für alle festen und flüssigen Brennstoffe ausrei­
chende Lager errichtet. Im Jahresdurchschnitt 
1985 lagerten bei den Wärmekraftwerken der 
EI ektr izitä tsverso rg u n gsu nte rn eh m e n: 
0,73 Mio. t Steinkohle 
1,10 Mio. t Braunkohle 
0,59 Mio. t Heizöl (exklusive Notstandsreserven 

nach dem Erdölbevorratungs- und 
Meldegesetz) 

Die Brennstoffvorräte entsprachen insgesamt 
einem Arbeitsvermögen von 5000 GWh. 
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7. Raumordnung und Energie 
7.1. Allgerne ines 
Aufgabe der Raumordnung ist es, der Energiepo­
litik Hilfestellung insbesondere bei der Koordi­
nierung der Lagerstättennutzung, der Standorte 
von Kraftwerken und der Situierung von Lei­
tungstrassen mit anderen Raumansprüchen zu 
geben, Die bereits im Energiekonzept 1984 der 
Bundesregierung dargestellten Aussagen zur 
Koordination von Energiepolitik und Raumord­
nungspolitik haben weiterhin Gültigkeit. Da die 
räumliche Struktur der Energieversorgung auch 
auf die Umwelt einwirkt, befaßt sich die Raum­
ordnungspolitik im Zusammenhang mit der Ener­
gieplanung zunehmend auch mit Umweltfragen, 

7.2. Aktivitäten der 
Österreichischen 
Raumordnungskonferenz 

7.2.1. Österreichisches 
Raumordnungskonzept 

Seit dem Beschluß des Österreichischen Raum­
ordnungskonzeptes im Jahr 1981 durch die 
Österreichische Raumordnungskonferenz steht 
ei ne ausgereifte, gesamtstaatl iche, in haiti iche 
Grundlage und Orientierung für Raumordnungs­
aktivitäten zur Verfügung, 
Die energiepolitischen Zielsetzungen, die im 
Raumordnungskonzept explizit im Abschnitt 10 
der "Ziele zu Sachbereichen" angeführt und im 
Energiekonzept 1984 der Bundesregierung be­
reits dargestellt wurden, haben weiterhin ihre 
Gültigkeit. 

7.2.2. Sonstige Aktivitäten der ÖROK 

Die Österreichische Raumordnungskonferenz 
behandelt außerdem in einer Reihe von spezi­
fischen Projekten und Aufgaben die Wechselbe­
ziehungen zur Energiepolitik, Sie erstellt neben 
dem Raumordnungskonzept in regelmäßigen Ab­
ständen (bisher 1975,1978, 1981,1984) Raumord­
nungsberichte, in denen die Öffentlichkeit über 
die Tätigkeit der Österreichischen Raumord­
nungskonferenz und über raumordnungsrele­
vante Aktivitäten der Gebietskörperschaften 
auch im Hinblick auf die Energieplanung infor­
miert wird, Derzeit befindet sich der 5, Raumord­
nungsbericht in Ausarbeitung, 
Die in der Österreichischen Raumordnungskon­
ferenz installierte Arbeitsgruppe "Energiefra­
gen" hat seit Erscheinen des Energiekonzeptes 
1984 beim Österreichischen Institut für Raumpla­
nung eine Untersuchung über die regionalwirt­
schaftliche Bedeutung von Kleinwasserkraftwer-

ken in Auftrag gegeben und das Seminar "Inte­
grierte Energieversorgung" veranstaltet. 
Derzeit wird von der Arbeitsgruppe "Energiefra­
gen" im Rahmen einer neuen Untersuchung mit 
dem Titel "Leitungsgebundene Energieversor­
gung für den Wärmemarkt in ausgewählten Städ­
ten" rückblickend der bis heute erfolgte Ausbau 
der Fernwärme-, Erdgas- und Elektrizitätsversor­
gung dargestellt und analysiert. Damit soll eine 
Grundlage zur stärkeren Berücksichtigung der 
Belange der leitungsgebundenen Energieversor­
gung durch die Stadtplanung bzw, Raumplanung 
erarbeitet werden, 
Neben diesen Arbeiten beschäftigt sich das Insti­
tut für Raumplanung auch mit der Einrichtung 
eines Landesinformationssystems, mit dessen 
Hilfe - aufbauend auf eine umfangreiche Daten­
bank zur Raumstruktur - Energie - Umwelt­
sowohl generelle Aussagen zu Energiever­
brauch oder -versorgung in Form von Bilanzen 
oder Karten als auch z. B, Naturraumpotential­
karten erstellt werden können. 
Sowohl das Vorhandensein als auch die Ausdeh­
nung und die Beschaffenheit, z, B. Kohlenlager­
stätten, müssen bei der Gestaltung der Raumord­
nung unter Bedachtnahme auf alle übrigen kon­
kurrierenden Aspekte - vor allem jene der Um­
welt - zeitgerecht berücksichtigt werden, Paral­
lel dazu muß auch geprüft werden, ob Naturräu­
me in entsprechender Ausdehnung und Beschaf­
fenheit vorhanden sind, in denen die bei der Ge­
winnung von Kohle in diesem Gebiet anfallenden 
Abfallstoffe, die wirtschaftlich nicht wiederver­
wertbar sind, wo und auf welche Weise deponiert 
werden können, 
Hiefür sowie zur Klärung der Frage, welche na­
türlichen Ressourcen eines bestimmten Raumes 
vorrangig genutzt oder aber verschont werden 
sollen, sowie für standortrelevante Entscheidun­
gen wie z. B, die 

- Abgrenzung von Lagerstättenbereichen, 
- Auswahl der Standorte für Kraftwerke 

ist die Erfassung des Naturraumpotentials von 
größter Bedeutung. 
Sie beinhaltet sowohl die geogenen Komponen­
ten, wie etwa den geologischen Aufbau, minera­
lische Brennstoffe, Oberflächenwässer, Massen­
rohstoffe für die Bauwirtschaft usw .. als auch die 
nicht-geogenen Gegebenheiten wie klimatische 
Verhältnisse, Niederschläge, aktuelle und poten­
tielle Vegetation, Biotope usw, 
Die vollständige Ermittlung und Bewertung des 
Naturraumpotentials bestimmter Gebiete bietet 
die Möglichkeit, nicht nur prioritäre Nutzungen 
an Hand bestmöglicher wissenschaftlicher Grund­
lagen herauszuarbeiten, sondern auch Zielkon­
fl ikte in der Raumordnung zu lösen, 
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8. Energieforschung 
8.1. Leitlinien der 

Energieforschung 

Die im "Österreichischen Energieforschungskon­
zept 80" festgelegten Leitlinien für die österrei­
chische Energieforschung haben weiterhin Gül­
tigkeit. 

8.2. Forschung im Bereich 
des Bundes 

Trotz im Berichtszeitraum stagnierender bzw. 
fallender Ölpreise zollt die österreichische Bun­
desregierung der Energieforschung weiterhin 
besondere Beachtung und mißt ihr Priorität bei. 
Wurden 1975 rund 77 Mio. S für Energieforschung 
durch die öffentliche Hand (Bund und Bundeslän­
der) aufgewendet, so stiegen diese Aufwendun­
gen auf ca. 450 Mio. S pro Jahr innerhalb der 
letzten drei Jahre. 

Abb.13: Entwicklung der Energieforschungsausgaben des 
Bundes 1975-1985 
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Positive Ergebnisse der Energieforschungs- und 
Entwicklungsarbeiten haben in den letzten Jah­
ren zur Reduzierung des Erdölverbrauchs und 
zur schrittweisen Entkopplung von Wirtschafts­
wachstum und Energieverbrauch beigetragen. 
Gemäß dem jährlichen Bericht, den die Mitglied­
staaten der Internationalen Energieagentur über 
ihre Programme und Ausgaben im Bereich der 
Energieforschung und Entwicklung zu legen ha­
ben, wurden in Österreich Ausgaben für die ein­
zelnen Forschungsbereiche wie folgt getätigt: 

Tab. 14: Energieforschungsausgaben der öffentlichen Hand 
1984 und 1985 in Mio. S 

Themenbereiche 1984 1985 

Energieeinsparung 153.5 133.9 
Erdöl und Erdgas 20.1 22.9 
Kohle 5,2 9.4 
Reaktorsicherheitstechnik 64.1 58.3 
Kernverschmelzung (Fusion) 31.8 32.6 
Sonnenenergie 15.1 19.4 
Windenergie 0,7 0.9 
Geothermische Energie 0,5 0.3 
Biomasse 30.8 21.8 
Andere EnergiequeJlen 
(Wasserkraft etc.) 43.9 46.4 
BegleittechnoJogien 93.0 87.9 

Summe 458.7 433,8 
davon Bundesländer 6.9 7.4 

@ BMfHGl/Energiebericht '86 I 

8.2.1. Energieeinsparung und 
Begleitlechnologien 

Im Berichtszeitraum lag somit das Schwerge­
wicht der Arbeiten weiterhin auf Entwicklungs­
vorhaben im Bereich der Energieeinsparung in 
der Industrie, im Verkehr und im Haushaltsbe­
reich mit rund 32% der Gesamtausgaben, gefolgt 
von Forschungsvorhaben zur Verbesserung der 
Erzeugung, des Transports, der Speicherung und 
der Verwendung elektrischer Energie mit 20%. 
Es sind hier besonders die in den letzten Jahren 
forcierten Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
in den Bereichen 

elektrochemische Energiespeicherung 
Batteriesysteme für Elektrotraktion 
Entwicklung und Herstellung supraleiten­
der Drähte 
Entwicklung supraleitender Generatoren 
Entwicklung verbrauchsarmer Dieselmo­
toren 
Energierationalisierung insbesondere im 

Fremdenverkehr und im kommunalen Be­
reich (z. B. Forcierung der Wärmedäm­
mung, Effizienzsteigerung bei Heizungsanla­
gen etc.) 

hervorzuheben. 

8.2.2. Erneuerbare Energien 

Im Bereich der neuen und erneuerbaren Energie­
quellen wurden ca. 10% derfür Energieforschung 
zur Verfügung stehenden Finanzmittel aufgewen­
det, wovon auf Forschungsarbeiten zur Erzeu­
gung von Energie aus Biomasse rund 7% entfie­
len. 
Dies bedeutet, daß zwar in diesem Bereich vor­
erst die Aufwendungen für Forschungsarbeiten 
gegenüber den Vorjahren verringert wurden 
(1983: 18% bzw. 11 % für Biomasse), ist dies je-
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doch dadurch erklärbar, daß sowohl im Bereich 
der Nutzung der Sonnenenergie als auch im Be­
reich Wärmepumpen, Biogas und Biomasse aus 
landwirtschaftlichen Abfällen die Forschungspro­
jekte in das Stadium der kommerziellen Verwer­
tung eingetreten sind. Z. B. wurden bis Ende 1985 
in Österreich 185.000 m 2 Sonnenkollektoren In­
stalliert, wobei das Inlandsmarktvolumen von 
1984 auf 1985 um rund 15% gestiegen ist und etwa 
100 Mio. S betrug. Die Verkaufszahlen für Wär­
mepumpen zeigen eine stark steigende Zu­
wachsrate, insbesondere im Bereich der Brauch­
wasserwärmepumpe, mit etwa 34% Anstieg von 
1984 bis 1985. Pro Jahr werden derzeit in Oster­
reich etwa 11.000 Wärmepumpenanlagen instal­
liert, und das Marktvolumen hiefür betrug in 
Österreich 1985 rund 700 Mio. S. Durch die in den 
letzten Jahren zur Serienreife entwickelten Vaku­
um-Kollektoren ist eine Verbesserung der Wirt­
schaftlichkeit bei der Nutzung der Sonnenenergie 
für Warmwassererzeugung und Heizung zu er­
warten. Als Pilotprojekt wurde ein Kasernenneu­
bau mit derartigen Kollektoren ausgestattet, und 
diese werden nun einem Langzeittest unterzo­
gen. Die Nutzung von Sonnenenergie bzw ... die 
Nutzung von Abwärme mittels Absorptlonskuhl­
anlagen zur Kühlung bzw. Tiefkühlung von Le­
bensmitteln etc. wurde so weit vorangetrieben, 
daß mit dem Bau einer Großanlage in einem le­
bensmittelverarbeitenden Betrieb in Nieder­
österreich begonnen werden konnte. 
Im Bereich der Nutzung der Umweltenergie wur­
den Arbeiten zur Entwicklung verbesserter Wär­
metauschersysteme und neuer Treibmittel von 
Wärmepumpen in Angriff genommen. 
Im Biogasforschungs- und Demonstrationszen­
trum an der Landwirtschaftlichen Fachschule 
Edelhof wurde eine dritte neuentwickelte, preis­
günstige Biogasanlage erfolgreich erprobt. Ob­
wohl der Biogastechnologie vom wirtschaftlichen 
Standpunkt enge Grenzen gezogen sind, so ist 
doch ein rasches Ansteigen des Interesses vor 
allem im landwirtschaftlichen Bereich festzustel­
len (das Biogasforschungs- und Demonstrations­
zentrum Edelhof besuchten 1985 rund 25000 In­
teressenten). Die weitere Entwicklung und Nut­
zung der Biogastechnologie ist in Zukunft vor al­
lem aus umweltschonenden Gründen weiter zu 
forcieren. 
Im Bereich der Nutzung der Windenergie wurden 
mehrere Anlagen zur Versorgung von Schutzhüt­
ten bzw. Sender-Umsetzungsanlagen in alpinen 
Regionen in Betrieb genommen. 
In einigen Gemeinden Niederösterreichs wird be­
reits eine lokale Fernwärmeversorgung mit Stroh 
begonnen. Da die Strohbrikettierung nicht zufrie­
densteIlend ist, sollen neue Prozesse entwickelt 
werden, die das Stroh in einen lagerfähigen Zu­
stand überführen. So ist die Erzeugung von Bri­
ketts aus Strohkohle in Vorbereitung. 
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8.2.3. Kernverschmelzung 

Während weiterhin für Forschungsarbeiten zur 
Verbesserung der Erdöl- und Erdgasförderung 
und deren Nutzung sowie zur Nutzung der Kohle 
relativ geringe Mittel benötigt wurden (5%), wur­
den für Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der 
Fusionsforschung rund 7,5% der vom Bund zur 
Verfügung gestellten Forschungsmittel aufge­
wendet, obwohl die großtechnische Nutzung die­
ser Energieart erst nach dem Jahre 2000 möglich 
sein wird. Diese Forschungsarbeiten führen aber 
auch in den Bereich der Hochtechnologie und 
sind daher nicht nur aus energiepolitischen 
Gründen weltweit von besonderem Interesse. 
Die österreichischen Arbeiten werden durch die 

Kommission für die Koordination der Kernfu­
~ionsforschung in Österreich" der Österreichi­
schen Akademie der Wissenschaft koordiniert, 
und die Ergebnisse der bisherigen Arbeiten wur­
den anläßlich einer Informationstagung im April 
1986 einer kritischen Bewertung durch ausländi­
sche Experten unterzogen. Durch diese Arbeiten 
wird unter anderem eine Infrastruktur aufgebaut, 
die eine österreichische Beteiligung an den inter­
nationalen Großforschungsprojekten auf diesem 
Gebiet (z. B. JET) in Zukunft ermöglichen wird. 

8.2.4. Energierelevanle Umwelttechnik 

Österreich ist in einigen Teilbereichen des Um­
weltschutzes führend. Es wird aber von entschei­
dender Bedeutung sein, daß anstelle der bislang 
dominierenden Maßnahmen - Sanierung von 
Anlagen durch nachträglichen Einbau von 
Rauchgasreinigungsanlagen oder Autokatalysa­
toren ("End-of-the-Pipe-Technology") - immer 
mehr Produktionsverfahren und Transportein­
richtungen treten, die von vornherein umwelt­
freundlich sind. Im Jahr 1985 wurden rund 
150 Mio. S für umweltrelevante Forschungen ein­
gesetzt. Eine Forcierung ist jedoch notwendig. 
Die Bundesregierung hat daher die Schaffung 
eines neuen Forschungs- und Technologie­
schwerpunktes "Umwelttechnik" vorgesehen. 

8.3. Kooperation zwischen Bund 
und Ländern 

Um eine koordinierte Energieforschung zu er­
möglichen, wurde 1980 die seit 1978 bestehende 
Bund-/Bundesländer-Kooperation auf dem Ge­
biet der Rohstofforschung und Rohstoffversor­
gungssicherheit auch auf das Gebiet der länder­
spezifischen Energieforschung erweitert. Ge­
meinsame Finanzierung, Durchführung und Er­
gebnisumsetzung von Energieforschungsprojek­
ten, die von spezifischem Interesse für das jewei-
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lige Land sind, werden beraten und beschlossen. 
Die Energieforschung in diesem Bereich hat die 
Schwerpunkte: 
- Verwertung und Produktion von Biomasse 

inkl. Energiewälder 
Biogasforschung, insbesondere zur Entsor­
gung von Industrieabwässern 
Nutzung geothermischer Energie 
Nutzung der Sonnen- und Windenergie 
Entwicklung von Elektrofahrzeugen, Batterien 
und Brennstoffzellen 

Insgesamt wurden diesem Rohstoff- und Energie­
forschungsprogramm seit 1978 vom Bund, den 
Bundesländern, der Wirtschaft und sonstigen Fi­
nanzierungsinstitutionen fast 900 Mio. S zuge­
führt. Als ein erfolgreiches Beispiel aus dem Be­
reich der Rohstofforschung ist die Entdeckung 
neuer Kohlevorkommen im niederösterreichi­
schen Grenzland von Langau/Riegersburg anzu­
führen. Insbesondere mit dem Bundesland Stei­
ermark wurden in den letzten vier Jahren inten­
sive Forschungsarbeiten zur Aufzucht von forst­
lichen Energiepflanzen durchgeführt, wobei erste 
Ergebnisse aus den derzeit bestehenden elf Ver­
suchsflächen (rund 6,5 ha) - z. B. für Pappel bei 
dreijährigem Umtrieb - Erträge von etwa 10-14 
Tonnen Trockensubstanz pro Hektar zeigen. 
In den Bundesländern Niederösterreich und 
Oberösterreich wu rden großräum ige U ntersu­
chungen von landwirtschaftlichen Energiepflan­
zen durchgeführt, wobei insbesondere Mengen­
weizen, Mais, Zuckerrüben, Zichorie, Topinam­
bur und Zuckerhirse auf ihr Ertragspotential und 
ihre Verwendung für z. B. die Produktion von Bio­
alkohol untersucht wurden. 
Ebenso wurden in langjährigen Untersuchungen 
die verschiedenen Verwertungsmöglichkeiten 
von Stroh (mit Niederösterreich: Strohverbren­
nung, Brikettierung, Röstung; mit Steiermark, 
Oberösterreich und Ti ral: Verarbeitu ng des 
Strohs durch enzymatischen Zelluloseaufschluß 
zu chemischen Grundstoffen) geklärt. In den letz­
ten beiden Jahren wurden zwei Studien gemein­
sam mit den Bundesländern Tirol und Kärnten 
zur Erfassung und Durchführung von umfassen­
den Energieeinsparungsmaßnahmen bzw. -mög­
lichkeiten in Fremdenverkehrsbetrieben und im 
kommunalen Bereich, insbesondere im Bäder­
bau und -betrieb, durchgeführt. Hiebei zeigten 
sich sehr deutlich vielfältige Einsparungsmög­
lichkeiten. In Einzelfällen wurden in Zusammen­
arbeit mit den Landesregierungen, den regiona­
len Wirtschaftsförderungsinstituten sowie mit ört­
lichen Banken Sanierungskonzepte erarbeitet 
und mit den Sanierungsarbeiten begonnen (z. B. 
Fremdenverkehrsbetriebe im Defereggental, 
Hallenbad Heiligenblut etc.). Auf den Einsatz er­
neuerbarer Energieträger wird bei Erarbeitung 
und Durchführung dieser Konzepte besonders 
geachtet. 

Ebenfalls im Jahr 1980 wurde ein Konzept für 
Recyclingforschung veröffentlicht und die Recy­
clingforschung im Rahmen der Forschungsko­
operation Bund/Bundesländer installiert. Die Re­
cyclingstrategie des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung trägt sowohl der Be­
grenztheit der Ressourcen an Primärenergie und 
Rohstoffen, den Preisen und dem Umweltschutz 
Rechnung und konzentiert sich insbesondere auf 
die Reduzierung des spezifischen Rohstoff- und 
Energieverbrauchs und auf den Ausgleich zwi­
schen Ökonomie und Ökologie. 

8.4. Internationale Kooperation 

8.4.1. Multilaterale Kooperation 

Die Bundesregierung hat stets der internatio­
nalen Forschungskooperation im Energiebereich 
besondere Bedeutung gezollt, und Österreich ist 
daher seit Gründung der Internationalen Ener­
gieagentur im Jahre 1974 aktiv an deren Initiati­
ven und Arbeiten beteiligt. 
Österreich arbeitet seither an rund 30 For­
schungs- und Entwicklungsprojekten der Interna­
tionalen Energieagentur mit und hatte bzw. hat in 
einigen Projekten die Federführung (z. B. Opera­
ting Agent für Wärmepumpenprojekte, Internatio­
nales Wärmepumpenzentrum in Graz, Dreifach­
Dampfprozeß etc.). 
Von den Projekten, an denen sich Österreich be­
teiligte bzw. beteiligt, seien besonders hervorge­
hoben: 
• Erarbeitung der "Internationalen Energiefor­

schungsstrategie", die nicht nur einen wesent­
lichen Input zur Erstellung des "Österreichi­
schen Energieforschungskonzeptes 80" liefer­
te, sondern im Rahmen dieser Strategieerstel­
lung wurde auch das Optimierungsmodell 
MARKAL entwickelt, das wesentliche Basis für 
die Erstellung des Energiekonzeptes 1984 und 
des Energieberichtes 1986 der Bundesregie­
rung war. 

• "Sonnenheizungs- und -kühlungsprogramm" , 
an dem neben Österreich weitere 17 Mitglied­
staaten der IEA teilnehmen. Das Forschungs­
programm umfaßt bisher neun verschiedene 
Projekte, wovon vier bereits abgeschlossen 
sind. Die Arbeiten zu den anderen Projekten 
sind weitgehend fortgeschritten, und in den 
nächsten Jahren soll Österreich speziell an 
den neuen Forschungsvorschlägen, die sich 
Materialproblemen bei solaren Heizungs- und 
Kühlsystemen sowie mit der passiven Son­
nenenergienutzung beschäfti gen, m itwi rken. 

• Projekt "Kleine Sonnenkraftwerke", das mit 
der Entwicklung und dem Bau sowie dem Be­
trieb von zwei 500-kW-Sonnenkraftwerken un-
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terschiedlicher technischer Konzeption in AI­
meria/Spanien ausgeführt wurde. Die Versu­
che wurden 1985 abgeschlossen, und der End­
bericht wi rd in Kü rze vorl iegen. 

• Auf österreichische Initiative und unter öster­
reichischer Führung wurden eingehende tech­
nische, wirtschaftliche und ökologische Stu­
dien über Einsatzmöglichkeiten des soge­
nannten "Dreifach-Dampfprozesses" bei ther­
mischen Kraftwerken durchgeführt. Diese Stu­
dien zeigen, daß durch diesen Prozeß auch 
eine Verbesserung des Wirkungsgrades des 
Kraftwerkes erreicht werden kann. 

• Auf österreichischen Vorschlag wird derzeit 
ein neues Programm definiert, das sich mit der 
Auswirkung von Energieerzeugungs- und Um­
wandlungstechnik auf die Umwelt beschäfti­
gen wird. 

Österreich nimmt jedoch auch im Rahmen der 
CüST-Gruppe an Energieforschungsprojekten 
der Europäischen Gemeinschaften teil. Die 
europäische Forschungsaktion zur Untersuchung 
der technischen und wirtschaftlichen Vorausset­
zungen für den Einsatz von Elektro-Straßenfahr­
zeugen (CüST-Aktion 302) zeigte, daß Österreich 
entscheidende vol kswi rtschaftl iche Ei nsparun­
gen auf dem Gebiet des Umweltschutzes und der 
Zahlungsbilanz durch den Einsatz von öffent­
lichen und privaten Elektrofahrzeugen erzielen 
kann. Auf Grund der österreich ischen Elektrizi­
tätserzeugungsstruktur ist Österreich eines der 
am besten geeigneten Länder Europas für den 
Einsatz von Elektrofahrzeugen. 

8.4.2. Bilaterale Kooperation 

Neben den IEA-Programmen existieren eine Rei­
he bilateraler Forschungskooperationen, von de­
nen als Beispiel genannt seien: 

• Malta 
Das Österreichisch-Maltesische Forschungs-
zentrum für Sonnenenergie in Malta bearbei­
tet die Schwerpunkte: 

Entwicklung und Erzeugung billiger Son­
nenkollektoranlagen nach dem Thermo­
syphonprinzip zur Warmwasserbereitung 
Entwicklung und Erprobung von solaren 
Absorptionskühlanlagen insbesondere zur 
Kühlung von Lebensmitteln und Pharma­
zeutika 

• übervolta 
Errichtung einer solaren Warmwasserberei-
tungsanlage an der österreich ischen Schule in 
üuagadougou zur Warmwasserbereitung für 
die Schule, Demonstration im Unterricht und 
zur Materialprüfung unter extremen Klimabe­
dingungen. 

• Im Rahmen eines Kooperationsvertrages zwi­
schen der Österreichischen Gesellschaft für 
Sonnenenergie und Weltraumfragen Ges.mbH. 
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und dem Schwedischen Institut für Bau­
forschung findet ein intensiver Erfahrungsaus­
tausch auf dem Gebiet der Sonnenenergie­
forschung und Wärmepumpenanwendung 
statt. Weiters ist geplant, österreichische Pro­
dukte zur Nutzung der Sonnen- und Umwelt­
energie in Schweden und schwedische Pro­
dukte in Österreich eingehenden Tests zu un­
terziehen. 

• Kapverdische Inseln und Äthiopien: 
Adaptierung der Biogastechnologie auf die 
Bedürfnisse und Gegebenheiten von Entwick­
lungsländern. 

8.5. Energieforschung durch 
Industrie und 
Energiewirtschaft 

Die Bundesregierung vermerkt mit Anerkennung 
die Anstrengungen der Industrie und der einzel­
nen Bereiche der Energiewirtschaft auf dem Ge­
biet der Energieforschung und Entwicklung. 
Die Ausgaben der Industrie für Energieforschung 
und Entwicklung werden auf Grund einer im Jah­
re 1983 von der Bundeskammer der gewerbli­
chen Wirtschaft durchgeführten Erhebung im Be­
richtszeitraum auf ca. 150 Mio. S pro Jahr ge­
schätzt. 

Tab. 15: Energieforschungsausgaben der Industrie 1984 und 
1985 in Mio. S 

Themenbereiche 1984 1985 

Energieeinsparung 35,9 34,6 
Konventionelle Energiequellen 7,7 7,3 
Erneuerbare Energiequellen 12,0 11,4 
Begleittechnologien 95,3 93,2 

Summe 150,9 146,5 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Die Forschungs- und Entwicklungsanstrengun­
gen konzentrierten sich somit vor allem auf die 
auch wirtschaftlich schnell verwertbaren The­
menbereiche Energieeinsparung und Begleit­
technologien (z. B. Erzeugung, Transport, Spei­
cherung von Energie). Besondere Erfolge ver­
zeichnen die Arbeiten zur: 

Energieeinsparung durch verbesserte indu­
strielle Verfahrenstechnik, insbesondere 
+ Kraft-Wärme-Kupplung 
+ bessere Nutzung vorhandener Abwärme 
+ Umstellung auf andere Energieträger 
+ Verbesserung der Prozeßführung 
Entwicklung neuer Verfahren und Werkstoffe 
in der Energietechnik - insbesondere Nut­
zung der Supraleitung 
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Verbesserung des Wirkungsgrades von Ver­
brennungskraftmaschinen einschließlich der 
Meßtechnik 
neue Verfahren der Energiespeicherung 
Anhebung der bau physikalischen Qualitäten 
von Baustoffen 
Optimierung von Raumheizungssystemen 
Entwicklung von Verfahren zur verstärkten 
Nutzung erneuerbarer Energieträger 

- Verfahren zur besseren Bringung, Nutzung 
und Umwandlung von Biomasse zur Energie­
gewinnung 
energierelevante Umwelttechnik 

8.6. Folgerungen 

Die Bundesregierung wird an den im "Österrei­
chischen Energieforschungskonzept 80" darge­
legten und bewährten Forschungsschwerpunk­
ten festhalten und empfiehlt sie auch - für ihre 
Zwecke adaptiert - den Ländern und der Indu­
strie. Für eine möglichst optimale Realisierung 
der Energieforschungsziele wird sie in ihrer For­
schungs- und Entwicklungspolitik darauf bedacht 
sein: 

- Alle neuen Energietechnologien im verstärk­
ten Ausmaß zu fördern, die die Umweltbela­
stungen durch Energieerzeugung und -ver­
wendung vermindern. 
Die Markteinführung neuer Produkte und Ver­
fahren zur Energieeinsparung, für den Um­
weltschutz oder zur Verminderung der Ener­
gieimporte durch verschiedenste finanzielle 
Anreize zu beschleunigen und zu fördern. 
Neue Technologien zur Verminderung der 
Abhängigkeit Österreichs vom Import fossiler 
Energieträger zu fördern, auch dann, wenn 
diese den derzeitigen Marktbedingungen 
noch nicht entsprechen. 
In vermehrtem Ausmaß technologisch neue 
Ansätze, die eine Erhöhung der Konkurrenz­
fähigkeit von Technologien erbringen sowie 
die zeitliche Übereinstimmung von Technolo­
gieverfügbarkeit und Marktbedarf zu fördern. 
Die Informationsvermittlung der Forschungs­
ergebnisse zwischen Forscher und Industrie 
bzw. Nutzer zu verbessern. 
Die Zusammenarbeit mit Vertretern der Wirt­
schaft zur möglichst wirtschaftsbezogenen 
Auswahl von Energieforschungsprojekten si­
cherzustellen. 
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9. Die österreichische Energiepolitik im 
internationalen Rahmen 

Die weltweite Energieszene wurde in letzter Zeit 
durch zwei Ereignisse wesentlich geprägt, und 
zwar durch den Rückschlag, den die energiewirt­
schaftliche Nutzung der Kernenergie durch den 
katastrophalen Reaktorunfall von Tschernobyl in 
der Sowjetunion Ende April 1986 erlitten hat, so­
wie durch die Entspannung des Erdölmarktes, 
die sich bereits seit Beginn der achtziger Jahre 
zunehmend bemerkbar machte. 
Der Reaktorunfall von Tschernobyl bedeutet eine 
Zäsur in der Verwendung von Kernkraft. In allen 
Staaten, in denen Kernenergie genutzt wird, hat 
das bislang kaum beachtete sogenannte "Rest­
risiko" an öffentlicher Aufmerksamkeit gewon­
nen. Der weitere Einsatz von Kernkraft zum 
Zweck der Energieversorgung erscheint - wenn 
nicht insgesamt in Frage gestellt - zumindest 
eine Retardierung erfahren zu haben. Nicht als 
Versäumnis stellt sich daher nachträglich der 
Nichteintritt Österreichs in das "Nuklearzeital­
ter" dar. Der heimischen Wirtschaft bleibt über­
dies der zweifellos kostspielige mittel- oder lang­
fristige Wiederausstieg aus der Kernenergie er­
spart. 
Es erwies sich, daß Schadensfälle im Ausmaß 
des erwähnten Ereignisses in keiner Weise aus­
geschlossen werden können. Die Folgen von Nu­
klearunfällen machen vor keiner Staatsgrenze 
halt, weshalb der Betrieb von Kernkraftwerken 
auch nicht ausschließlich der souveränen Ent­
scheidung eines Staates allein überlassen blei­
ben sollte. Die Belastung kommender Genera­
tionen durch die bisher noch nicht wirklich 
gelöste Problematik der radioaktiven Abfälle 
muß ebenfalls in Betracht gezogen werden. 
Demnach sollte weltweit als Ziel betrachtet wer­
den, unter Berücksichtigung ökonomischer Ge­
gebenheiten allmählich von der Kernenergie 
als Grundlage für die Erzeugung elektrischen 
Stroms abzurücken und auf andere gefahrlosere 
Energieträger überzugehen. Bis dahin müßte al­
lerdings alles daran gesetzt werden, ein Maxi­
mum an Sicherheit in der Nutzung der Kernener­
gie zu erreichen, für den Fall von Nuklearunfällen 
zwischenstaatliche Information und Hilfeleistung 
sicherzustellen (wie dies zwei von der Internatio­
nalen Atomenergieorganisation - IAEO -
jüngst verabschiedete Konventionen vorsehen) 
und auch Haftpflichtprobleme befriedigend zu lö­
sen. 
Das Ereignis von Tschernobyl unterstreicht da­
her die besondere Bedeutung energiewirtschaft­
licher Zusammenarbeit in internationaler Dimen­
sion, insbesondere unter den Nachbarstaaten im 

Herzen Europas. Hier sind auf Grund aktueller 
Bestandsaufnahmen gemeinsame Überlegungen 
anzustellen, auf welche Weise eine nicht nur ko­
stengünstige, sondern auch sichere, kontinuier­
liche, umweltschonende und wirtschaftlich akzep­
tierte Energieversorgung allgemein sicherge­
stellt werden kann. Gegenseitige Information und 
Erfahrungsaustausch, eine Fortsetzung des Aus­
baues der europäischen Strom- und Gasverbund­
netze bis hin zur Entwicklung gemeinsamer ener­
giepolitischer Strategien sollen als Weg zu die­
sem Ziel beschritten werden. 
Die Bemühungen der Bundesregierung, sowohl 
auf bilateraler als auch auf gesamteuropäischer 
Ebene Vereinbarungen zur Verminderung des 
grenzüberschreitenden Transportes von Schad­
stoffen abzuschließen, werden fortgesetzt. 
Der Erdölmarkt zeigt nach einer Phase allmäh­
lich zunehmender Entspannung seit Ende 1985 
eine markant sinkende Tendenz der Preise für 
Rohöl und in der Folge auch für Erdölprodukte. 
Diese Entwicklung leitete für die Energiewirt­
schaft nach dem über ein Jahrzehnt erfolgten ÖI­
preisanstieg eine neue Phase ein, in der die gün­
stigen Auswirkungen der nun niedrigen Öl preise 
auf die Volkswirtschaften der Verbraucherstaa­
ten (Entlastung der Importrechnung) einerseits 
gegen die Risken geringerer Anreize zur Auf­
rechterhaltung bestehender und Entwicklung 
neuer kostenintensiver Energiequellen anderer­
seits abgewogen werden müssen. 
Dennoch bleiben die wesentlichen Fakten. die 
die Energieversorgung Österreichs auch in Zu­
kunft bestimmen, unverändert: 

Die wichtigsten Ressourcen sind begrenzt, 
ihre zu erwartende Verfügbarkeit beläuft sich 
z. T. auf wenige Jahrzehnte. 
Energieproduktionsschwerpunkte und Ener­
gieverbrauchsschwerpunkte liegen zum 
Großteil in verschiedenen geographischen 
Bereichen. 
Ein wesentlicher Teil der Energieressourcen, 
insbesondere des Erdöls, befindet sich in po­
litisch labilen Regionen. 

Weltweit hat der Energiebedarf im letzten Jahr­
zehnt, trotz erfolgreicher Energiesparmaßnah­
men in den Industriestaaten, um mehr als 15% 
zugenommen. In Anbetracht des Nachholbe­
darfes der Entwicklungsländer, aber auch eines 
zu erwartenden Wirtschaftsaufschwungs muß 
damit gerechnet werden, daß sich diese globale 
Tendenz fortsetzt. 
Für die Bundesregierung besteht daher kein An­
laß, die Grundzüge ihrer Energiepolitik abzuän-
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dern und der Notwendigkeit einer umfassenden 
und vielschichtigen internationalen Zusammen­
arbeit im Energiebereich weniger Bedeutung als 
bisher beizumessen. An der spezifischen Situa­
tion Österreichs - Binnenlage zwischen Ost und 
West, kleiner Inlandsmarkt und daher export­
orientierte Industrie - hat sich nichts geändert. 
Die Abhängigkeit Österreichs von Energieim­
porten ist überd ies - als Folge der si nkenden För­
derung einheimischer Kohlenwasserstoffe -
tendenziell im Steigen begriffen. 

In diesem Sinne wurde die Zusammenarbeit 
Österreichs mit seinen Nachbarstaaten in we­
sentlichen Punkten intensiviert und die Stellung 
Österreichs als europäisches Energietransitland 
gefestigt. Als wesentlichste Maßnahmen sind 

- der Abschluß eines langfristigen Stromim­
portvertrages mit Ungarn 

sowie 
die Kapazitätserweiterung der Trans-Austria­
Gasleitung, die zusätzliche Transitpotentiale 
von der UdSSR nach Italien und Jugoslawien 
schafft, zu erwähnen. 

In Zusammenhang mit den Stromimporten aus 
Ungarn erfolgt auch ein Ausbau der modernen 
Übertragungsanlagen zwischen dem west- und 
dem osteuropäischen Verbundnetz, was weitere 
Möglichkeiten der internationalen Zusammenar­
beit eröffnet. 

Dem hohen Grad an Auslandsabhängigkeit bei 
mineralischen Brennstoffen - insbesondere 
Erdöl und Erdgas - wurde durch vermehrte Di­
versifikationsbemühungen Rechnung getragen. 
Erdölimporte wurden 1984/85 aus nicht weniger 
als 16 Ländern getätigt. Auch bei Erdgas wurden 
die Diversifikationsbemühungen fortgesetzt; un­
ter Berücksichtigung des Prinzips der Ausgewo­
genheit zwischen optimalen Bezugskosten und 
größtmöglicher Versorgungssicherheit kommen 
in diesem Bereich jedoch grundsätzlich nur we­
nige Lieferländer in Frage. 

Die Mitarbeit in der Internationalen Energieagen­
tur bildet weiterhin den Schwerpunkt der multi­
lateralen energiepolitischen Kooperation Öster­
reichs. Der Krisenmechanismus der IEA wurde 

erneut Tests unterzogen, die seine Funktions­
tüchtigkeit unter Beweis stellten und weitere Ver­
besserungen im Detail ermöglichten. Angesichts 
des Überangebotes an Öl auf dem Weltmarkt wid­
mete sich die IEA jedoch auch anderen Fragen 
von langfristiger Bedeutung, so der Sicherheit 
der Erdgasversorgung in Europa und der Ent­
wicklung der Erdölproduktenmärkte. Da auch bis­
lang nur Rohöl exportierende Länder vermehrt 
Raffinerieprodukte anbieten, kommt diesem 
Aspekt für die Zukunft besondere Bedeutung zu. 
Die Energiepolitik Österreichs, die wie jene der 
anderen Mitgliedstaaten jährlich einer Beurtei­
lung auf ihre Übereinstimmung mit den Zielset­
zungen der IEA hin unterzogen wird, wurde auch 
1985, wie schon in den Vorjahren, grundsätzlich 
positiv bewertet. Die wesentlichste in diesem 
Rahmen an Österreich gerichtete Empfehlung 
betrifft den sinnvollen Ausbau der noch unge­
nutzten Wasserkräfte. 
Die Bundesregierung beurteilt auch weiterhin 
alle Ansätze zu einer multilateralen Kooperation 
zwischen energieimportierenden und energie­
exportierenden Ländern positiv, wenngleich die 
derzeitige Lage der Weltenergiemärkte Initia­
tiven in dieser Richtung nicht vordringlich erschei­
nen läßt. Gleichermaßen müssen auch Koopera­
tionsbemühungen mit energieimportierenden 
Entwicklungsländern begrüßt werden, deren Si­
tuation zwar durch das Sinken der Erdölpreise 
eine gewisse Verbesserung erfahren hat, deren 
Energiebedarf jedoch als Folge dringend notwen­
diger Industrialisierungsvorhaben und steigen­
der Bevölkerungszahlen mittel- und langfristig 
markant steigen wird. Ein Schwerpunkt der 
österreichischen Kooperationsbemühungen liegt 
dementsprechend in Hilfeleistungen zur Er­
schließung und Nutzung der einheimischen Res­
sourcen dieser Länder. 
Fortgesetzt wurde auch die energiepolitische Zu­
sammenarbeit im Rahmen der Vereinten Natio­
nen. Im Gefolge der entspannteren weItpoli­
tischen Gesamtlage konnte die sachbezogene Ar­
beit in den mit Energiethemen befaßten Gremien 
der UNO, insbesondere der Europäischen Wirt­
schaftskommission (ECE), intensiviert werden. 
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10. Energieaufbringung und -verbrauch 

10.1. Allgemeines 

Die seit 1983 wieder wachsende Wirtschaft sowie 
die in den Jahren 1984 und 1985 ungünstigeren 
klimatischen Bedingungen haben in diesem Zeit­
raum zu einem Zuwachs des Energieverbrau­
ches geführt, wie er auch international zu beob­
achten war. 
Eine Darstellung der Entwicklung von Energie­
aufbringung und Energieverbrauch im Zeitraum 
1970 bis 1985 ist aus den folgenden Tabellen 16 
und 17 sowie den Abb ildungen 14 und 15 zu erse­
hen . 

Der Gesamtenergieverbrauch erhöhte sich im 
Jahr 1984 gegenüber 1983 um 3,8%. Diese Zu­
nahme des Energieverbrauches result ierte aus 
dem Konjunkturaufschwung - vor allem der 
Besserung der Auftragslage in den energ ie- und 
transport intensiven Industriebranchen - und 
aus den wesentlich ungünstigeren Witterungs­
verhältnissen . Einer noch stärkeren Verbrauchs­
zunahme haben vor allem der temporäre Anst ieg 
der Energiepreise, die Stagnation der Realein­
kommen , die anhaltende Rezession in der Bau­
wirtschaft und die ungünstigen Ergebn isse im 
Fremdenverkehr entgegengewirkt. 

Abb.14: Energieaufbringung und Gesamtenergleverbrauch 1970-1985 (kumulative Darstellung) 
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Tab. 16: Energieaufbringung und Energieverbrauch 1970--1985 in PJ gj -_ .. - ---

1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 I 

Inlandserzeugung 357,8 327,1 328,9 354,5 354,2 353,9 325,6 347,3 353,1 363.5 348,0 336,8 341,1 338,4 341,2 353.1 I 

Einfuhr 476.8 507,1 552,8 606,8 593,3 546,9 647,9 602,3 666.8 714,3 718,2 691,6 610,0 580,9 694.7 719.41 
Aufkommen 834,6 834,2 881,6 961,4 947,5 900,8 973,5 949,7 1020,0 1077.7 1066,2 1 028,4 951,1 919,3 1035,9 1072,5 
Lager -19,0 1,6 -4,3 -17,4 -24,9 0,2 -12,6 -2,1 -33,7 -39,9 -29,5 -42,1 13,6 53,0 -21,9 -7,1 
Ausfuhr 32,8 27,0 28,7 29.4 33,8 34,9 33,6 34,7 32,7 34,2 36,2 38,2 36,9 39,4 45.4 66,7 

Gesamtenergieverbrauch 782,8 808,8 848,6 914.5 888.8 866,1 927,4 912,9 953,6 1003,7 1000,6 948,1 927,9 932,8 968,6 998,7 

Umwandl ungseinsatz 577,6 641,8 671,6 724.8 705.1 678.3 738.8 702,2 752,8 805,4 791,0 728,1 674,5 647.9 681.9 723.2 
Erz abgel. Energieträger 495,8 547,3 575,4 620,8 608.4 582,8 617,4 595,8 643,9 690,6 680,1 622,4 576,7 547,4 573,4 609,8 
Nicht energetischer Verbrauch 51,8 53,5 55,7 59,6 61.8 59,8 66.0 68,2 67.2 72,1 72.2 68,4 63.7 73,3 79,6 71,5 
Eigenverbrauch des Sektors Energie 31,1 33,8 37,3 37.7 36.3 35.3 39,7 38.8 42,4 41,0 48,9 49.2 45,8 46,9 48,5 49,6 
Netzverluste 12,7 13,5 14,0 16,2 15,6 14,2 14,2 14,3 13,9 14,1 15,4 12,8 12,7 12,3 12,1 12,6 

Energetischer Endverbrauch 605.3 613,5 645.4 696,9 678,4 661,3 686,0 685,0 721,2 761,8 753.3 712,0 707,8 699,6 720,1 751.6 

nach Industrie 218,2 224,3 231,3 241,3 257,0 233,9 245,5 236,5 243,2 257,9 251,0 238,7 231,6 226,9 240,1 248,8 
Verbrauchern Verkehr 136,1 141,0 154,9 167,9 158,0 161,6 161,1 167,5 176,6 183.8 185,6 182,1 181,5 182,9 179,9 183.1 

Kleinabnehmer 251,0 248.1 259,2 287,7 263,4 265,8 279,5 281,1 301,4 320,1 316.7 291,2 294,6 289,9 300,0 319.7 

nach Energie- Kohle 125.1 99,4 92,6 96,4 99,9 85,6 85.6 78.6 79.1 98,6 93,1 91,4 87.6 88,6 99,8 99,0 
trägern Mineralölprodukte 304,1 327,0 351,4 383,9 348,3 347,3 355,7 358,9 377,8 382,8 366,5 332,5 324,8 313,5 298,0 307,0 

Gas 68,9 74,6 82,2 89,0 99,6 97,1 104,6 102,5 108,6 111,9 117.0 106,8 104,3 100,9 111,0 122,1 
Sonstige Energieträger 27,3 27,4 26,1 27,7 26,9 27,0 27,6 27,7 32,0 39,4 42,8 46,3 52,6 56,0 64,1 68,2 
Fernwärme 5,5 6,3 8,2 8,7 8,2 9,2 10,5 11,8 13,6 14,1 14,8 15.2 17,9 18,1 18,8

1 

21.9 
Elektrische Energie 74,3 78,8 84,8 91.3 95.4 95,0 102.1 105.6 110,2 115,1 119,0 119,9 120,6 122,51 128.3 133,4 

I , 
J2. BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Anmerkung: Die Definitionen der einzelnen Bilanzgrößen finden sich im Anhang 
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Abb.15: Gesamtenergieverbrauch nach Energieträgern 1970-1985 (kumulative Darstellung) 
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Tab. 17: Gesamtenergieverbrauch nach Energieträgern 1970-1985 

Gesamt Kohle Erdöl Gas Wasserkraft und Sonstige 

Jahr elektrische Energie Energieträger 

PJ % PJ % PJ % PJ % PJ % PJ % 

1970 782,8 100 194,5 24,8 379,4 48,5 104,0 13,3 76 ,8 9,8 28,0 3,6 
1971 808,8 100 176,4 21 ,8 417,3 51,6 120,3 14,9 66,7 8,2 28,2 3,5 
1972 848,6 100 164,5 19,4 454,5 53,6 129,8 15,3 72,7 8,6 27 ,0 3,2 
1973 914,5 100 166,5 18,2 497,0 54,3 139,7 15,3 81,3 8,9 30,0 3,3 
1974 888,8 100 175,2 19,7 440,5 49,6 151,7 17,1 92,1 10,4 29,3 3,3 
1975 866,1 100 152,7 17,6 441 ,1 50,9 151 ,5 17,5 91,3 10,5 29,6 3,4 
1976 927,4 100 163,2 17,6 476,4 51,4 172,5 18,6 85,1 9,2 30,2 3,3 
1977 912,9 100 137,6 15,1 470,6 51 ,6 175,6 19,2 • 98,5 10,8 30,6 3,4 
1978 953,6 100 137,5 14,4 495,4 51,9 182,6 19,2 102,8 10,8 35,2 3,7 
1979 1003,7 100 152,1 15,2 513,1 51 ,1 182,5 18,2 112,6 11,2 43,3 4,3 
1980 1000,6 100 153,4 15,3 507,3 50,7 175,6 17,5 116,7 11 ,7 47,6 4,8 
1981 948,1 100 158,2 16,7 453,0 47 ,8 164,0 17,3 122,3 12,9 50,5 5,3 
1982 927,9 100 150,7 16,2 437,9 47,2 158,8 17,1 123,4 13,3 57,1 6,2 
1983 932,8 100 160,7 17,2 424,7 45,5 161 ,1 17,3 125,1 13,4 61 ,2 6,6 
1984 968,6 100 183,0 18,9 407,8 42,1 179,5 18,5 127,9 13,2 70,3 7,3 
1985 998,7 100 183,6 18,4 410,4 41,1 192,7 19,3 136,1 13,6 76,0 7,6 
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Im Jahr 1985 festigte sich die Konjunktur, und 
der Anstieg des gesamten Energ ieverbrauches 
setzte sich mit 3,1% fort. Dieser Verbrauchszu­
wachs war vor allem eine Folge der guten Indu­
str iekonjunktur des Jahres 1985, der günstigen 
Entwicklung der Realeinkommen und der ver­
gleichsweise noch ungünstigeren Witterungsver­
hältn isse gegenüber 1984 (Zahl der Heizgradtage 
1984: 1,4% unter dem langjährigen Durchschnitt, 
1985: 1% darüber) . 
In längerfristiger Betrachtung se it dem ersten 
Erdölschock 1973/74 zeigt sich , daß der Gesamt­
energieverbrauch von 1973 bis 1985 um 9,2 % ge­
st iegen ist, während das reale BIP um 32,6% an­
wuchs. Der sogenannte " relative Energiever­
brauch " - der Energieverbrauch je Einheit des 
BIP - sank daher um 18% (vgl. Tab. 18 und Abb. 
16). 

Tab. 18: BruHoinlandsprodukt und Gesamtenergieverbrauch 
in Österreich 1970-1985 

BIP BIP BIP Gesamt-
Gesaml- relativer 

Jahr nominell rea l 1976 Zuwachs E.-Verbr. E.-Ve rbr. E.-Verbr. 
Zuwachs Veränder. 

Mrd. S Mrd. S %/a PJ %/a %/a 

1970 375,9 571 ,5 6,4 782,8 8,7 2,1 
1971 419,6 600,7 5,1 808,8 3,3 - 1,7 
1972 479,5 638,0 6,2 848,6 4,9 - 1,2 
1973 543,5 669,2 4,9 914,5 7,8 2,7 
1974 618,6 695,5 3,9 888,8 - 2,8 - 6,5 
1975 656,5 693,0 - 0,4 866,1 -2,6 -2,2 
1976 724,8 724,8 4,6 927,4 7, 1 2,4 
1977 796,2 756,3 4,4 912,9 - 1,6 - 5,7 
1978 842,3 760,3 0,5 953,6 4,5 3,9 
1979 918,5 796,0 4,7 1003,7 5,3 0,5 
1980 994,7 820,0 3,0 1000,6 - 0,3 - 3,2 
1981 1056,0 818,8 - 0,1 948,1 - 5,2 - 5,1 
1982 1136,9 828,7 1,2 927,9 - 2,1 - 3,3 
1983 1206,6 845,8 2,1 932,8 0,5 - 1,5 
1984 1289,7 862,8 2,0 968,6 3,8 1,8 
1985 1 371 ,0 887,6 2,9 998,7 3,1 0,2 

© BMfHGl/Energiebericht '86] 

Abb. 16: Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch 1970-1985, indexiert 1973 = 100 
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10.2. Inländische Erzeugung 

Die heimische Energieerzeugung stieg 1984 ge­
genüber 1983 nur geringfügig (+ 0,8%). Während 
die Förderung von Kohle und Erdöl (-4,6% ; 
-1 ,2%) sowie die Stromerzeugung aus Wasser-

Tab. 19: Inländische Primärenergieerzeugung 1970--1985 

Gesamt Kohle Erdöl 

Jahr 

PJ % PJ % PJ 

1970 357,8 100 46,9 13,1 117,5 
1971 327,1 100 48,2 14,7 105,7 
1972 328,9 100 48,0 14,6 104,8 
1973 354,5 100 46,4 13,1 109,3 
1974 354,2 100 46,4 13,1 95,7 
1975 353,9 100 43,4 12,3 86,8 
1976 325,6 100 41 ,3 12,7 83,2 
1977 347,3 100 40,2 11 ,6 71,1 
1978 353,1 100 39,5 11 ,2 77,2 
1979 363,5 100 33,7 9,3 74,7 
1980 348,0 100 35,2 10,1 64,0 
1981 336,8 100 37 ,7 11 ,2 57,6 
1982 341 ,1 100 40,6 11,9 56,9 
1983 338,4 100 38,0 11 ,2 58,4 
1984 341 ,2 100 36,3 10,7 57,7 
1985 353,1 100 38,8 11 ,0 56,6 

© BMfHGl/Energlebericht '86 I 
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kraftwerken auf Grund der geringen Wasserfüh­
rung der Flüsse (-3,7%) sanken, nahm die Erd­
gasförderung erstmals seit 1978 wieder beträcht­
lich zu (+4,9%). Eine besonders bemerkens­
werte Zuwachsrate erzielten 1984 die sonstigen 
Energieträger mit 13,6% gegenüber 1983, wobei 

Erdgas Wasserkraft Sonstige 
Energieträger 

PJ % PJ % PJ % 

69,5 19,4 96,3 26,9 27,7 7,8 
69,4 21 ,2 76,1 23,3 27 ,8 8,5 
71 ,7 21 ,8 78,2 23,8 26,2 8,0 
82,7 23,3 86,9 24,5 29,2 8,3 
80,4 22,7 102,7 29,0 29,1 8,2 
86,9 24,6 107,6 30,4 29,2 8,2 
79,0 24,3 93,0 28,6 29,1 8,9 
88,1 25,3 112,7 32,5 29,3 8,4 
88,8 25,1 112,8 31 ,9 34,8 9,9 
85,8 23,6 126,4 34,8 42 ,8 11 ,8 
70,6 20,3 131 ,0 37,6 47,2 13,6 
52,3 15,5 138,8 41 ,2 50,4 15,0 
48,2 14,1 139,0 40,8 56,5 16,6 
43,9 13,0 137,7 40,7 60,3 17,8 
46,1 13,5 132,7 38,9 68,5 20,0 
42,2 12,0 142,3 40,3 73,2 20,7 

Abb.17: Inländische Primärenergleerzeugung 1970--1985 (kumulative Darstellung) 
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die Zuwächse bei Brennholz und brennbaren Ab­
fällen mit 9,6% bzw. 19,8% ausschlaggebend wa­
ren . 
Im Jahr 1985 konnte die gesamte inländische Er­
zeugung gegenüber 1984 um 3,5% ausgeweitet 
werden . Während flüssige und gasförmige Ener­
gieträger mit-1 ,9% bzw. -8,3% rückläufig wa­
ren, konnte die heimische Förderung von Kohle 
um 7% , die Stromerzeugung aus Wasserkraft um 
7,2% und jene von sonstiger Energie um 6,8% 
erhöht werden . 

Tab. 20: Energieimporte - mengenmäßig 

Gesamt Kohle Erdöl 

Jahr 

PJ % PJ % PJ 

1970 476,8 100 148,7 31 ,2 286,8 
1971 507,1 100 118,4 23,3 328,4 
1972 552 ,8 100 125,1 22 ,6 356,5 
1973 606,8 100 128,4 21 ,2 409,1 
1974 593,3 100 135,3 22 ,8 372 ,1 
1975 546,9 100 115,9 21 ,2 356,1 
1976 647 ,9 100 117,9 18,2 419,4 
1977 602 ,3 100 104,5 17,4 398,0 
1978 666,8 100 104,5 15,7 448,6 
1979 714,3 100 123,3 17,3 471,8 
1980 718,2 100 117,5 16,4 475,6 
1981 691 ,6 100 117,4 17,0 417 ,5 
1982 610,0 100 121 ,0 19,8 366,3 
1983 580,9 100 122,9 21 ,2 350,4 
1984 694,7 100 149,5 21 ,5 375,8 
1985 719,4 100 151 ,7 21 ,1 390,3 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Die folgende Tab. 21 gibt Aufschluß über die An­
te ile der Energieimporte strukturiert nach Wirt­
schaftsblöcken. 

Gleichzeitig wuchsen in den bei den Jahren die 
Energieexporte. Sie expandierten im Jahr 1984 
um + 15,1% und 1985 um + 47% , was vor allem 

% 

60,2 
64,8 
64,5 
67,4 
62,7 
65,1 
64,7 
66,1 
67 ,3 
66,5 
66,2 
60,4 
60,1 
60,3 
54,1 
54,3 

10.3. Import-Export-Entwicklung 

Im Jahr 1984 konnte der hohe inländische Ener­
giebedarf zusammen mit dem außerordentlich 
starken Aufbau von Brennstoffvorräten auf Grund 
der stagnierenden heimischen Energieerzeu­
gung nur durch kräftig steigende Importe gedeckt 
werden. Mengenmäßig stiegen die Energieim­
porte von 580,9 PJ auf 694,7 PJ (+ 19,6%). Auch 
1985 stiegen die Energieimporte um 3,6% auf 
719,4 PJ (siehe Tab. 20 und Abb . 18). 

1970-1985 

Erdgas Elektr. Energie Sonstige 
Energieträger 

PJ % PJ % PJ % 

35,7 7,5 4,9 1,0 0,5 0,1 
52,0 10,3 7,8 1,5 0,5 0,1 
59,5 10,8 10,8 1,9 0,9 0,2 
56,7 9,3 11 ,7 1,9 1,0 0,2 
73,9 12,5 11,4 1,9 0,6 0,1 
65,5 12,0 8,7 1,6 0,6 0,1 
97,8 15,1 11 ,4 1,8 1,4 0,2 
89,6 14,9 8,7 1,4 1,5 0,2 

102,2 15,3 10,6 1,6 1,0 0,1 
107,7 15,1 10,3 1,4 1,3 0,2 
112,4 15,6 11,4 1,6 1,3 0,2 
145,6 21 ,0 10,3 1,5 0,9 0,1 
110,2 18,1 11 ,2 1,8 1,2 0,2 
90,3 15,5 15,8 2,7 1,4 0,3 

147,6 21 ,2 19,4 2,8 2,3 0,3 
152,5 21 ,2 21 ,8 3,0 3,1 0,4 

auf die stark gestiegenen Exporte von Ölproduk­
ten zurückzuführen war. 
Durch die vorgenannten Umstände erhöhte sich 
auch die Nettoimporttangente (Importe minus Ex­
porte, gemessen am Gesamtenergieverbrauch) 
von 58% im Jahr 1983 auf 67% 1984, ging aber 
1985 wieder auf 65,4% zurück (vgl. Tab. 22 sowie 
Abb. 19). 

Tab. 21: Energieimporte - Struktur nach Wirtschaftsblöcken 1983-1985 

Kohle Erdöl und Erdgas Elektrische Sonstige Importe 
Erdölprodukte Energie Energieträger gesamt 

1983 1984 1985 1983 1984 1985 1983 1984 1985 1983 1984 1985 1983 1984 1985 1983 1984 1985 

Anteile in %, bezogen auf den Energieinhalt 

OPEC - - - 36,5 45,9 46,8 - - - - - - - - - 22,0 24,9 25,4 
COMECON 70,3 71 ,9 67,8 33,5 30,4 22,9 98,2 98,3 97,9 46,6 53,3 47,0 87 ,2 85,7 80,7 51,8 54,6 49,2 
OECD 25,9 26,6 29,7 16,8 16,9 18,7 1,8 1,7 2,1 49,2 44,5 51 ,0 12,8 14,2 14,4 17,2 16,5 18,5 
Sonstige 4,0 1,5 2,5 13,2 6,8 11 ,6 - - - 4,2 2,3 2,0 0,0 0,1 4,9 9,0 4,0 6,9 

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Abb.18: Gesamtenergieimporte nach Energieträgern 1970-1985 (kumulative Darstellung) 
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Tab. 22: Entwicklung der Nettoimporttangente' ) 1970-1985 
in % 

Jahr Gesamt Kohle Erdöl Erdgas Sonstige 
Energ ie 

1970 56,7 78,3 73,5 34,4 1,2 
1971 59,4 66,8 76,5 43,2 1,2 
1972 61,8 74,5 76,3 45,8 2,9 
1973 63,1 75,6 80,4 40,6 2,7 
1974 63 ,0 77,0 81 ,9 48,7 0,9 
1975 59 ,1 75,6 78,7 43,3 1,2 
1976 66,2 71,2 85,5 56,7 3,6 
1977 62,2 74,5 82 ,6 51 ,0 4,1 
1978 66,5 74,6 88,6 56,0 1,8 
1979 67,8 80,8 90,2 59,0 1,7 
1980 68,2 76,3 91 ,9 64,0 1,3 
1981 68,9 74,1 89,8 88,7 0,6 
1982 61 ,8 80,1 81 ,5 69,4 1,4 
1983 58,0 76,4 80,0 56,1 1,7 
1984 67,0 81 ,6 87,1 82,2 2,8 
1985 65,4 82,5 85,0 79,1 3,9 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
' ) Zur Nettoimporttangente tür elektri sche Energie s iehe 
S. 143. Zu beachten ist, daß in der Spa lte " Gesamt" die 
Entwickl ung der Nettoimporttangente der elektrischen Ener­
gie als physika lische Größe enthalten ist. 

Quelle: WIFO 
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Abb.19: Entwicklung der Nettolmporttangente 
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Abb.20: Importe nach Energieträgern 197G-1985, wertmäßIg (kumulative Darstellung) 
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Abb. 21: Exporte nach Energieträgern 1970-1985, wertmäßig (kumulative Darstellung) 
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Wertmäßig mußte bei den Energieimporten im 
Jahr 1985 eine Belastung von 64,1 Mrd . S hinge­
nommen werden . Allerdings konnte 1985 auch 
der Erlös für die Energieexporte mit 7,34 Mrd. S 
gegenüber 4,79 Mrd. S im Jahr 1984 bedeutend 
gesteigert werden , sodaß per Saldo die Import­
aufwendungen für Energie, die 1984 54,4 Mrd. S 
betrugen, nur auf 56,7 Mrd . S im Jahr 1985 stie­
gen. Es ist dies aber immer noch die zweithöch­
ste Belastung überhaupt, die lediglich 1981 mit 
einem Importsaldo von fast 58 Mrd . S übertroffen 
wurde (siehe nachstehende Tab. 23 sowie 
Abb. 20 und 21) . 

Tab. 23: Energieimporte und -exporte wertmäßig 1970-1985 

1970 1971 1972 1973 1974 

Gesamtenergieimporte 7,6 8,4 8,6 10,3 20,4 
- Feste min . Brennstoffe 3,2 2,7 2,6 2,5 3,6 
- Erdöl und -produkte 4,0 5,1 5,2 7, 1 15,7 
- Erdgas 0,4 0,5 0,6 0,5 0,8 
- Elektrische Energie 0,1 0,1 0,2 0,2 0,3 

Gesamtenerg ieexporte 1,9 1,6 1,8 2,2 2,7 
- Feste min. Brennstoffe 0,0 0,0 0,1 0,1 0,0 
- Erdöl und -produkte 0,2 0,3 0,3 0,3 0,8 
- Elektrische Energie 1,7 1,3 1,4 1,8 1,9 
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1975 

20,6 
4,8 

14,0 
1,5 
0,3 

2,7 
0,0 
0,6 
2,1 
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Gemessen am Bruttoinlandsprodukt blieben die 
Nettoenergieimporte mit einem Anteil von rund 
4% im Jahr 1985 gleich hoch wie 1984, sie lagen 
aber auf Grund der günstigen gesamtwirtschaft­
lichen Entwicklung der letzten Jahre sowie der 
Wechselkursverluste des US-$ um 1 % Prozent­
punkte unter dem Höchstwert des Jahres 1981 ; 
damals machte der Importsaldo noch 5,5% des 
BIP aus. 
Wie Abb. 22 deutlich erkennen läßt, macht die 
Nettoölrechnung mit rund 37 Mrd. S den überwie­
genden Teil der wertmäßigen Gesamtenergie­
importe (netto 56,7 Mrd . S) aus. 

in Mrd. S 

1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 

25,2 24,2 24,9 33,4 48,9 62,4 53,7 48,1 59,2 64,1 
4,8 4,3 4,0 4,9 5,2 6,6 7, 1 6,2 7,2 8,6 

17,6 17,1 17,2 24,7 37,7 44,1 37,4 35,0 40,6 42,4 
2,3 2,3 3,3 3,5 5,7 11 ,1 8,4 6,1 10,4 12,2 
0,5 0,5 0,4 0,2 0,4 0,6 0,8 0,8 1,0 0,9 

2,8 3,1 2,8 3,0 3,6 4,4 4,1 4,0 4,8 7,3 
0,1 0,1 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
0,8 0,7 0,7 0,8 1,1 1,4 1,3 1,5 2,7 4,7 
1,9 2,3 2,0 2,2 2,5 3,0 2,8 2,5 2, 1 2,6 
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Abb.22: Entwicklung der Netto-Energie- und Netto-Ölimporte 1970-1985 wertmäßig 
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10.4. Lagerbewegung 

74 75 76 

Der ab 1981 in Österreich zu beobachtende Ab­
bau von Energievorräten setzte sich 1984 nicht 
weiter fort. Die Lagerbewegung war zwar je nach 
Energieträger und Abnehmer unterschiedlich, 
per Saldo wurden aber große Energielager im 
Ausmaß von 21,9 PJ aufgebaut. Im wesentlichen 
resultierte dieser Lageraufbau aus der Erhöhung 
der Steinkohlevorräte in der Elektrizitätswirt­
schaft sowie aus der Kompensation der im Jahr 
1983 erheblich reduzierten Speichermengen von 
Erdgas. 
Diese Entwicklung setzte sich im Jahr 1985 in ab­
geschwächter Form fort (Lageraufbau + 7,1 PJ). 
Obwohl es witterungsbedingt zu Beginn des Jah­
res zu einem kurzfristig starken Lagerabbau 
kam, konnten die Lagervorräte im weiteren Jah­
resverlauf wieder ergänzt werden, sodaß am 
Jahresende 1985 mehr Brennstoffe als im Jahr 
davor - vor allem bei Erdgas und im Kohleberg­
bau - vorhanden waren. 

•. ~ ..... : : : ~ 
· . . .. . 
· , , . · , , . · , , . 

79 80 8r 82 83 84 85 

10.5. Umwandlung, Erzeugung 
abgeleiteter Energieträger 
und nichtenergetischer 
Verbrauch 

Als Folge der ungünstigen Witterung stieg 1984 
der Umwandlungseinsatz für die Erzeugung ab­
geleiteter Energieträger beträchtlich. Es kam da­
bei zu einer Erhöhung der Umwandlungsver­
luste in der Höhe von 8%, wovon ein nicht unbe­
trächtlicher Teil dem auf Grund der geringen Nie­
derschlagsmengen verstärkten Einsatz von kalo­
rischen Kraftwerken bei der Stromerzeugung zu­
zuschreiben war. 
Der nichtenergetische Verbrauch stieg 1984 ge­
genüber 1983 um rund 9%, was auf verstärkten 
Erdgaseinsatz in der petrochemischen Industrie 
und die Erhöhung des Bitumenabsatzes im Stra­
ßenbau zurückzuführen war. 
Im Jahr 1985 erhöhten sich die Umwandlungsver­
luste abermals (+4,4%), jedoch nicht so stark 
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wie im Jahr zuvor, da die Wasserkraftwerke we­
sentlich mehr elektrischen Strom erzeugten. 
Stark abgenommen hat hingegen der Bedarf an 
Energieträgern tür nichtenergetische Zwecke 
(-10,2% ). Dies erklärt sich aus dem verringerten 
Einsatz von Bitumen im Straßenbau , aus dem 
Rückgang der Erzeugung von Schmiermitteln auf 
Grund verringerter Verkehrsle istungen , vor al­
lem aber aus Produktionsänderungen in der 
petrochem ischen Industrie. 

10.6. Entwicklung des ener­
getischen Endverbrauches 

10.6.1. Allgemeines 

65 

1984 stieg der energetische Endverbrauch ge­
genüber 1983 um 2,9% auf 720,1 PJ . Auch im dar­
auffolgenden Jahr setzte sich d iese Entwicklung 
fort; 1985 nahm der energetische Endverbrauch 
gegenüber 1984 um 4,4% zu . 

Abb. 23: Energetischer Endverbrauch nach Energieträgern 1970-1985 (kumulative Darstellung) 
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Trotz der Zunahme des Endenergieverbrauches 
in den be iden Berichtsjahren ist es ge lungen , 
den Anteil des Erdöls am Endenerg ieverbrauch 
von 44,8% (1983) auf41,4% (1984) zu senken. Die 
Strukturverschiebung erfolgte dabei 1984 vorran­
gig zugunsten der Kohle, aber auch der übrigen 
Energieträger. Der Verbrauch an Erdöl und Erd­
ölprodukten stieg zwar 1985 erstmals seit 1979 
wieder an , der Anteil dieses Energieträgers am 
energetischen Endverbrauch konnte jedoch neu­
erlich verringert werden (Anteil 1985: 40,8%). An­
te ilsgewinne konnten 1985 vor allem Gas und 
sonstige Energieträger buchen , während die 
Kohle leichte Marktanteilsverluste hinnehmen 
mußte. 
Im Detail kann die langfristige Entwicklung und 
Struktur des energetischen Endverbrauches den 
nachfolgenden Tab. 24 und 25 sowie den Abb. 23 
bis 25 entnommen werden. 

Abb. 24: Energetischer Endverbrauch nach Energieträgern 
1970---1985 
Anteile in Prozent (kumulative Darstellung) 
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Tab. 24: Energetischer Endverbrauch nach Energieträgern 1970---1985 

1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 

in Petajoule 

Kohle 125,1 99,4 92,6 96,4 99,9 85,6 85,6 78,6 79,1 98,6 93 ,1 91,4 87,6 88,6 99,8 99,0 
Mi neralölprod ukte 304,1 327 ,0 351 ,4 383,9 348,3 347,3 355,7 358,9 377,8 382,8 366,5 332,5 324,8 313,5 298,0 307 ,0 
Gas 68,9 74,6 82,2 89,0 99,6 97,1 104,6 102,5 108,6 111 ,9 117,0 106,8 104,3 100,9 111 ,0 122,1 
Sonstige Energieträger 27 ,3 27,4 26,1 27,7 26,9 27,0 27 ,6 27,7 32 ,0 39,4 42,8 46,3 52,6 56,0 64,1 68,2 
Fernwärme 5,5 6,3 8,2 8,7 8,2 9,2 10,5 11 ,8 13,6 14,1 14,8 15,2 17,9 18,1 18,8 21 ,9 
Elektrische Energie 74,3 78 ,8 84,8 91 ,3 95,4 95,0 102,1 105,6 110,2 115,1 119,0 119,9 120,6 122,5 128,3 133,4 

Gesamt 605,3 613,5 645,4 696,9 678,4 661 ,3 686,0 685,0 721 ,2 761 ,8 753,3 712,0 707,8 699,6 720,1 751 ,6 

in Prozent 

Kohle 20,7 16,2 14,4 13,8 14,7 12,9 12,5 11 ,5 11 ,0 12,9 12,4 12,8 12,4 12,7 13,9 13,2 
Mineralölprodukte 50,2 53,3 54,4 55,1 51 ,3 52,5 51,8 52,4 52,4 50,2 48,7 46,7 45,9 44,8 41,4 40,8 
Gas 11,4 12,2 12,7 12,8 14,7 14,7 15,2 15,0 15,1 14,7 15,5 15,0 14,7 14,4 15,4 16,2 
Sonstige Energieträger 4,5 4,5 4,1 4,0 4,0 4,1 4,0 4,0 4,4 5,2 5,7 6,5 7,4 8,0 8,9 9,1 
Fernwärme 0,9 1,0 1,3 1,2 1,2 1,4 1,5 1,7 1,9 1,9 1,9 2,1 2,5 2,6 2,6 2,9 
Elektrische Energie 12,3 12,8 13,1 13,1 14,1 14,4 14,9 15,4 15,3 15,1 15,8 16,8 17,0 17,5 17,8 17,8 

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Tab. 25: Energetischer Endverbrauch nach Energieträgern 197G-1985 
Indexiert 1973 = 100 

1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 

Kohle 129,8 103,1 96,1 100,0 103,6 88,8 88,8 
Erdöl 79,2 85,2 91 ,5 100,0 90,7 90,5 92,7 
Gas 77,4 83,8 92 ,4 100,0 111 ,9 109,1 117,5 
Sonstige Energ ieträger 98,6 98,9 94,2 100,0 97, 1 97,5 99,6 
Fernwärme 63,2 72,4 94,3 100,0 94,3 105,7 120,7 
Elektrische Energie 81,4 86,3 92,9 100,0 104,5 104,1 111 ,8 
Gesamt 86,9 88,0 92,6 100,0 97 ,3 94,9 98,4 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Abb. 25: Energetischer Endverbrauch 197G-1985, indexiert 1973 = 100 
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10.6.2. Aufwendungen der 
Energieverbrauchssektoren für 
Energiebezüge 

Wie in Pkt. 10.3. dargestellt, betrugen die Netto­
energieimporte 1984 und 1985 rund 4% des BIP. 
Gemessen an den Gesamtimporten hatten die 
Nettoenergieimporte einen Anteil von 11,2% im 
Jahr 1984 bzw. 10,4% 1985. Diese Werte können 
jedoch nur teilweise Aufschluß über die tatsäch­
liche Belastung derWirtschaftssektoren durch die 
Energiekosten und damit auch die monetäre Be­
deutung der Energie in den einzelnen Sektoren 
geben. 

Auf Basis des Jahres 1984 wurden deshalb Be­
rechnungen über die Gesamtaufwendungen der 
einzelnen Endverbrauchersektoren für Energie­
bezüge durchgeführt. Demnach mußten 1984 ins­
gesamt rund 136,3 Mrd. S von den Endverbrau­
chern für den Bezug von Energie aufgewendet 
werden. Dieser Betrag entspricht 10,6% des da­
mals erwirtschafteten Bruttoinlandsproduktes. 

Industrie und Großgewerbe (Gewerbebetriebe 
mit mehr als 20 Beschäftigten) hatten für ihren 
Energieverbrauch einen Kostenaufwand von 
29,9 Mrd. S, wobei feste fossile Energieträger mit 
1,4 Mrd. S, brennbare Abfälle mit 0,6 Mrd. S, 
Heizöl schwer mit rund 3,7 Mrd. S, Erdgas mit 
rund 6,6 Mrd. Sund Fremdstrom mit etwa 
9,1 Mrd. Santeilsmäßig am stärksten zu Buche 
schlugen. Auf das Kleingewerbe entfielen Ener­
gieaufwendungen in Höhe von 3,4 Mrd. S. 

Der Dienstleistungssektor (also Handel, Beher­
bergungswesen, der gesamte gewerbliche Ver­
kehr, Geld- und Kreditwesen, Nachrichtenwesen 
sowie die öffentlichen Einrichtungen) war mit 
Energiekosten von rund 26,8 Mrd. S belastet, wo­
bei hier elektrische Energie mit 10,4 Mrd. S, Die­
selöl mit rund 5,2 Mrd. S, Heizöl leicht mit 
4,4 Mrd. S, Benzin mit 2,7 Mrd. S, Erdgas mit 
1,6 Mrd. S und Fernwärme mit etwa 1,4 Mrd. S 
den wertmäßig höchsten Anteil hatten. 
Auf den Bereich Landwirtschaft entfielen insge­
samt etwa 6 Mrd. San Energiekosten. Die Ener­
gieträger Dieselöl mit über 1,8 Mrd. S und elektri­
sche Energie mit rund 1,7 Mrd. S verursachten in 
diesem Bereich die höchsten Aufwendungen, ge­
folgt von festen mineralischen Brennstoffen mit 
etwa 0,7 Mrd. S, Benzin mit rund 0,6 Mrd. S sowie 
Brennholz und brennbaren Abfällen mit etwa 
0,4 Mrd. S. 
Die privaten Haushalte hatten für ihren Energie­
bezug rund 70,2 Mrd. S aufzuwenden, wobei auf 
die Raumheizung und Warmwasserbereitung ein 
Betrag von 39,6 Mrd. S entfiel (weitere Ausfüh­
rungen dazu in Kapitel 10.6.4.3.), etwa 30,6 Mrd. S 
wurden in diesem Sektor für Treibstoffe ausgege­
ben und davon wieder über 22 Mrd. S allein für 
Superbenzin, während die Ausgaben für Normal­
benzin rund 8 Mrd. Sausmachten. 
Die folgende Tabelle zeigt zusammengefaßt die 
Verteilung der Energieaufwendungen nach Ener­
gieträgern bei den einzelnen Endverbraucher­
sektoren. 

Tab. 26: Aufwendungen der Endverbraucher im Jahr 1984 für Energiebezüge in Mrd. S 

Endverbraucher 
Aufwendungen 

gesamt 
Feste 

Industrie 29,9 1,4 
Klei ngewerbe 3,4 0,1 
Dienstleistungen 26,8 0,4 
Landwirtschaft 6,0 0,7 
Private Haushalte 70,2 5,3 

136,3 7,9 

© BMfHGl/Energiebericht '86] 

10.6.3. Die Entwicklung der Energiepreise für 
Endverbraucher 

Mit dem Ende des zweiten Ölpreisschockes kam 
der Preisauftrieb im Jahr 1981 auf dem internatio­
nalen Energiemarkt zum Stillstand, und in der 
Folge begannen die Energiepreise wieder leicht 
zu sinken. 

Aufwendungen nach Energieträgern 

Flüssige 
Gas- Elek- Fern-

Sonstige 
förmige trizität wärme 

6,2 9,6 11.9 0,3 0,5 
1,5 0,2 1,5 0,0 0,1 

12,9 1,6 10,4 1,4 0,1 
3,1 0,1 1,7 0,0 0,4 

38,2 5,9 15,0 1,7 4,1 

61,9 17,4 40,5 3,4 5,2 

In Österreich wirkte sich diese Entwicklung nur 
zum Teil auf die Letztverbraucherpreise für Ener­
gie aus, da seit 1980 der Wechselkurs des Dollars 
ständig stieg und erst im Frühjahr 1985 zum Still­
stand kam. 
Insgesamt gesehen war der Energiepreisrück­
gang auf dem Weltmarkt zu gering, um die be­
trächtlichen Wechselkursgewinne des Dollars zu 
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kompensieren . Dies führte zu einer stetigen und 
fühlbaren Verteuerung der Energieimporte auf 
Schillingbasis. 

Für Letztverbraucher waren 1984 die Energie­
preise nominell im Jahresdurchschnitt um rund 
8% höher als 1983, wobei Erdölprodukte und fe-

Tab. 27: Entwicklung der Energiepreise') 1983-1985 

Heizöl 
Super-

Jahr 
Oten- benzin 
heizöl 

leicht 

69 

ste mineralische Brennstoffe überdurchschnitt­
liche Preissteigerungsraten aufwiesen. 1985 ko­
stete Energie um rund 4% mehr als im Jahr da­
vor. Auffällig ist, daß sich 1985 die Mineralölpro­
dukte weniger verteuerten als die festen minera­
lischen Brennstoffe. Die Gas- und Strompreise 
stiegen eher mäßig (siehe Tab. 27). 

Elektr. 
Gas Briketts Koks Strom Insgesamt 

Veränderung gegen Vorjahr in % 

1983 - 4 ,3 - 2,0 -1 ,1 + 0,1 + 2,0 - 4,5 - 0,7 - 1,5 
1984 + 9,5 + 10,6 + 5,5 + 6,7 + 9,4 + 6,7 + 6,6 + 8,1 
1985 + 1,9 + 3,7 + 2,9 + 4,0 + 6,1 + 12,0 + 2,4 + 4,1 

Veränderung in % zwischen 1983 und 1985 

nominell + 11 ,5 + 14,8 + 8,6 +10,9 + 16,0 + 19,6 + 9,0 + 12,5 

real 2
) + 2,3 + 5,3 - 0,4 + 1,7 + 6,4 + 9,7 0,0 + 3,2 

© BMfHGI/Energiebericht '86 I 
') Berechnet aus dem Teilindex tür Energie des Verbraucherpreisindex 
2) Detlationiert mit der Entwicklung des Verbraucherpreisindex 

Ein Vergleich der realen Energiepreise im Zeit­
raum 1983-1985 läßt erkennen , daß allein bei 
elektrischer Energie die Preise stagnierten, wäh­
rend sie bei den anderen Energieträgern durch­
wegs zunahmen . Am stärksten war der reale 
Preisanstieg wiederum bei den festen minerali­
schen Brennstoffen ; dies dürfte sich durch einen 
Aufholprozeß der Preise auf Grund der bereits 
seit 1983 anhaltenden lebhaften Kohlenachfrage 
der internationalen Eisen- und Stahlindustrie er­
klären . Eher mäßig haben sich im vorgenannten 
Zeitraum die realen Preissteigerungsraten bei 
den Heizölen entwickelt (Ofenheizöl +2,3%; 
Heizöl leicht + 5,3%), während der Preisanstieg 
bei Erdgas mit + 1,7% nur unwesentlich ausfiel. 

Weitere Ausführungen zur Entwicklung der Ener­
giepreise finden sich im nachfolgenden Pkt. 
10.6.4.3.2. sowie Pkt. 10.7.1.4.3., S. 76 und 88 f. 

10.6.4. Die Entwicklung des energetischen 
Endverbrauches in den einzelnen 
Sektoren 

Tab. 28 und Abb. 26 zeigen die Entwicklung des 
energetischen Endverbrauches - gegliedert 
nach den Sektoren Industrie, Verkehr und Klein­
abnehmer - der Jahre 1970 bis 1985. Aus 
Abb. 27 kann deren Energieträgerstruktur im 
Jahr 1985 ersehen werden. 
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Tab. 28: Energetischer Endverbrauch nach Sektoren und Energieträgern 1970-1985 

1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 

PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % 

Kohle 44.4 20.3 41,0 18,3 40,0 17,3 40,3 16,7 49,1 19,1 40,9 17,5 43,5 17,7 40,3 17,0 
Erdöl 84,4 38,7 87.4 39,0 90,0 38,9 91,7 38.0 86,5 33,7 79.4 33,9 77.8 31,7 77,5 32,8 

Q) .;: Gas 50,8 23,3 55,3 24,7 59,2 25,6 64,2 26,6 73,9 28,7 68,6 29,4 75,9 30,9 69,6 29,5 u; Sonst. Energietr. 0,8 0.4 1,5 0,6 1,3 0,6 1.4 0,6 1,7 0,7 1,7 0,7 2,2 0,9 1,6 0,8 " " Fernwärme 0.4 0,2 0.4 0,2 0,4 0,2 0,5 0,2 0,7 0,3 0,6 0,3 1,0 0.4 1,0 0.4 E 
Elektr. Energ ie 37,4 17,1 38,7 17,2 40.4 17.4 43,1 17,8 45,1 17,5 42,2 18,1 45,0 18,3 46,2 19,5 
Gesamt 218,2 100,0 36,0 224,3 100,0 36,6 231 ,3 100,0 35,8 241 ,3 100,0 34,6 257,0 100,0 37,9 233,9 100,0 35,4 245,5 100,0 35,8 236,5 100,0 34,5 

Kohle 8,4 6,2 7,5 5,3 5,8 3,7 5,2 3,1 3,9 2,5 2,3 1.4 1,4 0,8 1,5 0,9 
Erdöl 122,2 89,7 127,7 90,6 143,1 92,3 156,2 93,0 147,3 93,2 152.4 94,3 152,3 94,5 157,8 94,2 

.c Gas 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,8 0,4 
~ Sonst. Energietr. 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
Q; 
> Fernwärme 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,2 0,1 0,2 0,1 0.4 0,2 0,4 0,3 0,5 0,3 

Elektr. Energie 5,4 4,0 5,7 4,0 6,0 3,9 6,3 3,7 6,4 4,1 6,3 3,9 6,8 4,2 6,8 4,1 
Gesamt 136,1 100,0 22,5 141 ,0 100,0 23,0 154,9 100,0 24,0 167,9 100,0 24,1 158,0 100,0 23,3 161 ,6 100,0 24.4 161,1 100,0 23,5 167,5 100,0 24,5 

Q; 
Kohle 72,4 28,6 50,9 20,5 46,9 18,1 50,9 17,7 46,8 17,8 42.4 15,9 40,7 14,6 36,9 13,1 

E Erdöl 97,6 38,9 111 ,8 45,0 118,3 45,6 136,0 47,2 114,5 43.4 115,5 43,5 125,6 44,9 123,6 44,0 
.c Gas 18,0 7,2 19,3 7,7 23,0 8,9 24,7 8,6 25,7 9,8 28,2 10,6 28,6 10,2 31 ,9 11,3 Q) 
c: Sonst. Energietr. 26.4 10,5 25,9 10.4 24,7 9,5 26,2 9,1 25,1 9,5 25,2 9,5 25,3 9,1 25,6 9,2 D 

'" Fernwärme 5,2 2,1 5,9 2.4 7,8 3,0 8,0 2,8 7,3 2,8 8,1 3,0 9,0 3,2 10,3 3,7 c: 
'ijj Elektr. Energie 31 .5 12,5 34.4 13,9 38,5 14,8 41 ,9 14,6 44,0 16,7 46,5 17,5 50,3 18,0 52,6 18,7 
~ Gesamt 251,0 100,0 41 ,5 248,1 100,0 40.4 259,2 100,0 40,2 287,7 100,0 41 ,3 263,4 100,0 38,8 265,8 100,0 40,2 279,5 100,0 40,7 261,1 100,0 41 ,0 

Kohle 125,1 20,7 99.4 16,2 92,6 14.4 96,4 13,8 99,9 14,7 85,6 12,9 85,6 12,5 78,6 11 ,5 
~.c 

Erdöl 304,1 50,2 327,0 53,3 383,9 348,3 Q) " 351,4 54.4 55,1 51,3 347,3 52,5 355,7 51,8 356,9 52,4 .c ::J " .. Gas 68,9 11,4 74,6 12,2 82,2 12,7 89,0 12,8 99,6 14,7 97,1 14,7 104,6 15,2 102,5 15,0 '" ~ .. .0 Sonst. Energ ietr. 27,3 4,5 27.4 4,5 26,1 4,1 27,7 4,0 26,9 4,0 27,0 4,1 27,6 4,0 27,7 4,0 Q) ~ 
ClQ) 

Fernwärme 5,5 0,9 6,3 1,0 8,2 1,3 8,7 1,2 8,2 1,2 9,2 1,4 10,5 1,5 11 ,8 ~ > 1,7 
Q)" c: c: Elektr. Energie 74,3 12,3 78,8 12,8 84,8 13,1 91 ,3 13,1 95,4 14,1 95,0 14,4 102,1 14,9 105,6 15.4 ww 

Gesamt 605,3 100,0 100,0 613,5 100,0 100,0 645.4 100,0 100,0 696,9 100,0 100,0 676,4 100,0 100,0 661 ,3 100,0 100,0 686,0 100,0 100,0 685,0 100,0 100.0 

1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 

PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % PJ % % 

Kohle 41 ,6 17,1 53,3 20,7 49,6 19,8 48,6 20,4 45,8 19,6 50,2 22,1 57,8 24,1 64,9 26,1 

Q) 
Erdöl 77,9 32,0 72,3 28,0 68,1 27,1 61 ,5 25,8 57,4 24,6 48,6 21 ,4 43,1 17,9 37,7 15,1 

.;: Gas 70,7 29,1 73,3 28,4 73,7 29,4 67,5 28,3 66,2 28,6 63,6 28,0 69,2 28,8 73,5 29,6 u; Sonst. Energietr. 4,8 2,0 8,5 3,3 8,7 3,5 10,2 4,3 11 ,0 4,7 12,7 5,6 16,2 6,8 17,6 7,1 ::J 

" Fernwärme 1,1 0,5 1,3 0,5 0,7 0,3 1,0 0,4 2,0 0,9 2,0 0,9 1,3 0,5 1,5 0,6 E 
Elektr. Energie 47,0 19,3 49,3 19,1 50,1 19,9 49,8 20,8 49,1 21 ,2 49,9 22,0 52,6 21,9 53,6 21 ,5 
Gesamt 243,2 100,0 33,7 257,9 100,0 33,9 251 ,0 100,0 33,3 238,7 100,0 33,5 231 ,6 100,0 32,7 226,9 100,0 32,5 240,1 100,0 33,3 248,6 100,0 33,1 

Kohle 1,1 0,6 1,1 0,6 1,1 0,6 1,1 0,6 0,9 0,5 0,9 0,5 0,9 0,5 0,9 0,5 
Erdöl 166,7 94.4 173,2 94,2 174,7 94,2 171 ,3 94,0 170,7 94,0 172,1 94,1 168,9 93,9 172,1 93,9 

.c Gas 0,9 0,5 1,0 0,5 0,8 0,5 0,8 0,4 0,9 0,5 0,9 0,5 0,9 0,5 0,9 0,5 Q) 

~ Sonst. Energietr. 0,1 0,1 0,1 0,0 0,1 0,0 0,1 0,0 0,1 0,0 0,1 0,0 0,1 0,0 0,1 0,0 
Q) Fernwärme 0,5 0,3 0,6 0,3 0,6 0,3 0.6 0.4 1,2 0,7 1,2 0,7 1,2 0,7 1,2 0,7 > 

Elektr. Energie 7,2 4,1 7,9 4,3 8,2 4.4 8,1 4,5 7,7 4,2 7,8 4,2 8,0 4.4 8,0 4.4 
Gesamt 176,6 100,0 24,5 183,8 100,0 24,1 165,6 100,0 24,6 182,1 100,0 25,6 181 ,5 100,0 25,7 182,9 100,0 26,1 179,9 100,0 25,0 183,1 100,0 24.4 

Q; 
Koh le 36,4 12,1 44,2 13,8 42,3 13.4 41 ,7 14,3 40,8 13,9 37,5 13,0 41,2 13,7 33,2 10,4 

E Erdöl 133,2 44,2 137,3 42,9 123,7 39,1 99,7 34,2 96,7 32,8 92,9 32,0 86,1 28,7 97,3 30.4 
.c Gas 37,0 12,3 37,6 11 ,8 42,5 13.4 38,5 13,2 37,2 12,6 36,5 12,6 40,9 13,6 47,7 14,9 Q) 
c:, Sonst. Energietr. 27,9 9,0 30,8 9,6 33,9 10,7 36,0 12,4 41 ,5 14,1 43,2 14,9 47,8 15,9 50.4 15,8 .0 

'" Fernwärme 11 ,9 3,9 12,3 3,8 13,5 4,2 13.4 4,6 14,7 5,0 14,9 5,1 16,3 5,5 19,3 6,0 c: 
'ijj Elektr. Energie 55,9 18,5 57,9 18,1 60,7 19,2 62,0 21 ,3 63,8 21 ,6 64,9 22.4 67,7 22,6 71 ,8 22,5 
i: Gesamt 301 ,4 100,0 41 ,8 320,1 100,0 42,0 316,7 100,0 42,1 291 ,2 100,0 40,9 294,6 100,0 41,6 289,9 100,0 41.4 300,0 100,0 41 ,7 319,7 100,0 42,5 

Kohle 79,1 11 ,0 98,6 12,9 93,1 12.4 91.4 12,8 87,6 12.4 88,6 12,7 99,8 13,9 99,0 13,2 
~.c 

Q) " Erdöl 377,8 52,4 382,2 50,2 366,5 48,7 332,5 46,7 324,8 45,9 313,5 44,8 298,0 41 ,4 307,0 40,6 .c ::J " .. '" ~ Gas 108,6 15,1 111,9 14,7 117,0 15,5 106,8 15,0 104,3 14,7 100,9 14,4 111 ,0 15.4 122,1 16,2 
;::; .0 Sonst. Energietr . 32,0 4.4 39.4 5,2 42,8 5,7 46,3 6,5 52,6 7.4 56,0 8,0 64,1 8,9 68,2 9,1 Q) ~ 

ClQ) 
Fernwärme 13,6 1,9 14,1 1,9 14,8 1,9 15,2 2,1 17,9 2,5 16,1 2,6 18,8 2,6 21 ,9 2,9 ~ > 

Q)" c: c: Elektr. Energie 110,2 15,3 115,1 15,1 119,0 15,8 119,9 16,8 120,6 17,0 122,5 17,5 128,3 17,8 133,4 17,8 ww 
Gesamt 721 ,2 100,0 100,0 761,8 100,0 100,0 753,3 100,0 100,0 712,0 100,0 100,0 707,8 100,0 100,0 699,6 100,0 100,0 720,1 100,0 100,0 751 ,6 100,0 100,0 
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Abb. 26: Energetischer Endverbrauch der Sektoren Industrie, Verkehr und Kleinabnehmer nach Energieträgern 1970-1985 (kumulative Darstellung) 
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Abb.27: Energetischer Endverbrauch der Sektoren Industrie, Verkehr und Kleinabnehmer nach Energieträgern 1985 
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10.6.4.1. Industrie 

Die Industrieproduktion ist im Jahr 1984 um 5.1 % 
gestiegen. Wie in den vergangenen Frühphasen 
eines Konjunkturaufschwunges hatte auch dies­
mal zuerst die energieaufwendige Erzeugung 
von Grundstoffen und Vorprodukten von der 
Wachstumsbeschleunigung profitiert: Die Roh­
eisenerzeugung stieg um rund 13%. die Produk­
tionszunahme in der chemischen Industrie ver­
zeichnete einen Zuwachs von 15,6%, die der pa­
piererzeugenden Industrie um 6,5% und jene der 
papierverarbeitenden Industrie um 3,4%. Insge­
samt stieg der Energieverbrauch des Sektors In­
dustrie im Jahr 1984 um 5,8%. 

Die Industrie bemühte sich in der Vergangenheit 
sehr erfolgreich, vermehrt industrielle Abfall­
stoffe energetisch zu nutzen, und konnte damit 
große Mengen des seit 1973 stark im Preis gestie­
genen Heizöles ersetzen. So verfeuerte sie 1983 
die achteinhalbmal so große Menge brennbarer 
Abfälle wie 10 Jahre zuvor. 1984 entfielen zusam­
men mit der inzwischen auch stark gestiegenen 
Rindenverwertung und der Ablaugeverbrennung 
in der Papierindustrie auf brennbare Abfälle be­
reits rund 8% des industriellen Energieverbrau­
ches. 

Im Jahr 1985 kam es zu einer neuerlichen Zu­
nahme des Energieverbrauches der Industrie um 
3,6%, weil der Konjunkturaufschwung in diesem 
Sektor anhielt und die Industrie um insgesamt 5% 

73 

höhere Produktionszuwächse als im Jahr davor 
erzielte. Jedoch war die Zunahme des Energie­
verbrauches merklich schwächer als das Produk­
tionswachstum, weil sich die Dynamik der Indu­
striekonjunktur deutlich von den energieintensi­
ven Basisindustrien zu den Zweigen der Investi­
tionsgüter- und Konsumgüterindustrie verla­
gerte. Die besonders energieaufwendige Erzeu­
gung von Roheisen und Rohaluminium sank 
knapp unter das Niveau des Vorjahres. Deutlich 
weniger als 1984 erzeugten die chemische Indu­
strie (-4%) und die Stein- und keramische Indu­
strie (-2%). Nur die Papierindustrie, die nach 
der Eisen- und Stahl industrie den höchsten Anteil 
am industriellen Energieverbrauch besitzt, konn­
te ihre Produktion mit 8% gegenüber 1984 stark 
ausweiten, was wesentlich den verbrauchsdämp­
fenden Effekt des unterschiedlichen Branchen­
wachstums verringerte. Trotz weitgehend stabi­
ler Heizölpreise setzte die Industrie auch 1985 
den Substitutionsprozeß dieses Energieträgers 
durch andere (Kohle, Gas und brennbare Abfälle) 
fort. 
Der Anteil des industriellen Energieverbrauchs 
am gesamten energetischen Endverbrauch be­
trug 1985 33,1% und blieb im Vergleich zu den 
Vorjahren praktisch unverändert (1983: 32,4%, 
1984: 33,3%). 
Die Anteile der Energieträger am industriellen 
Energieverbrauch können der nachstehenden 
Tab. 29 entnommen werden. 

Tab. 29: Industrieller Energieverbrauch, gegliedert nach Energieträgern, 1983-1985 

1983 

pj 

Feste mineralische Brennstoffe 50,2 
Flüssige Brennstoffe 48,6 
Gasförmige Brennstoffe 63,6 
Sonstige Energieträger 12,7 
Fernwärme 2,0 
Elektrische Energie 49,9 

f---._-

Gesamt 226,9 

:co; BMfHGIiEnergiebericht '86 I 

Es zeigt sich deutlich, daß der Industrie auch im 
Berichtszeitraum wieder bemerkenswerte Er­
folge bei der Ölsubstitution gelungen sind. Der 
Verbrauchsanteil der flüssigen Brennstoffe sank 
1985 auf 15,1%, gemessen am gesamten indu­
striellen Endenergieverbrauch. Damit konnte der 
Verbrauchsanteil auf den absolut niedrigsten 
Wert der letzten 30 Jahre gesenkt werden (1955: 
16,5%,1960: 21,2%. 1970: 38,7%.1980: 27,1%). 
Diese Erfolge fanden auch internationale Aner­
kennung. In einer von der IEA 1985 durchgeführ­
ten Analyse (Industrial Energy Conservation Pro-

1984 1985 

% pj 0; 
,0 pj % 

22,1 57,8 24,1 64,9 26.1 l 21,4 43,1 17,9 37,7 15,1 
28,0 69.2 28,8 73.5 29.6 

I 
5,6 16,2 6,8 17,6 7,1 
0,9 1,3 0,5 1,5 0.6 

22,0 52,6 21,9 53,6 21,5 

100,0 240,1 100,0 248,8 100,0 

grammes in IEA Countries) wird in einem Länder­
vergleich deutlich, daß die österreichische Indu­
strie bei den Energiesparbemühungen über­
durchschnittlich gute Erfolge aufweisen kann und 
bei der Verringerung der Ölabhängigkeit sogar 
eine Spitzenstellung einnimmt. 
Die folgende Abbildung 28 zeigt die Entwicklung 
der Energiepreise bedeutender Energieträger in 
der Industrie von 1970 bis 1985 bezogen auf die 
Mengeneinheit. wogegen in Abbildung 29 die 
Preise auf Basis des Wärmeinhaltes des jeweili­
gen Energieträgers dargestellt werden. 
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Abb. 28: Energiepreise in der Industrie 1970-1985 real, 
indexiert 1973 -- 100 
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10.6.4.2. Verkehr 

Der Energieverbrauch des Sektors Verkehr sank 
1984 um 1,6%. Dieser Verbrauchsrückgang (trotz 
der guten Konjunktur in den meisten transport­
intensiven Produktionsbereichen) erklärt sich vor 
allem aus der Verteuerung der Treibstoffpreise, 
der nur mäßigen Entwicklung im Ausländertou­
rismus, der schwachen Reisetätigkeit infolge des 
ungünstigen Ausflugswetters, dem Rückgang der 
Neuanschaffung von Personenkraftwagen und 
der Rezession in der Bauwirtschaft. Stark rück­
läufig war der Energiebedarf für Individualver­
kehrsmittel, stark gestiegen ist er im Flug- und 
Schienenverkehr. Die Bahn als Verkehrsmittel 
mit spezifisch geringerem Energieverbrauch 
konnte sowohl im Güter- als auch im Personen­
verkehr Marktanteile gewinnen. 
1985 nahm der Energieverbrauch im Verkehr um 
1,8% gegenüber 1984 zu; damit verzeichnet die­
ser Bereich die geringste Zuwachsrate der drei 
Endverbrauchssektoren. Die Nachfrage nach 
Verkehrsleistungen hat sich je nach Verkehrs­
sparte unterschiedlich entwickelt. So hat der Gü­
terverkehr kräftig zugenommen, während sich 
der Personenverkehr eher schwach zeigte. Die 

Abb. 29: Energiepreise in der Industrie, bezogen auf den 
Wärmeinhalt 1970-1985 
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Güterverkehrsleistungen stiegen dank der guten 
Industriekonjunktur, die Personenverkehrslei­
stungen litten unter den Rückgängen im Inländer­
und Ausländertourismus. Obwohl durch die hohe 
Zahl der Pkw-Neuzulassungen im Jahr 1985 der 
Bestand an Personenkraftwagen deutlich ge­
wachsen ist und trotz relativ mäßiger Erhöhung 
der Treibstoffpreise (+3,1%) schrumpfte der 
Benzinverbrauch um 1,8% gegenüber 1984. Dies 
erklärt sich hauptsächlich mit dem weiteren 
Rückgang der spezifischen Fahrleistungen im In­
land sowie den schon spürbaren Auswirkungen 
des wachsenden Anteils von Fahrzeugen mit ge­
ringerem Treibstoffverbrauch. 

Der Anteil des Energieverbrauchs des Ver­
kehrssektors am gesamten energetischen End­
verbrauch betrug 1985 24,4% und lag damit ge­
ringfügig unter den Werten von 1983 (26,1%) und 
1984 (25,0%). 

Dominanter Energieträger im Verkehrssektor 
sind die flüssigen Brennstoffe, deren Anteil am ge­
samten Energieverbrauch dieses Sektors nahezu 
unverändert blieb und bei rund 94% lag. Der An­
teil der elektrischen Energie belief sich 1985 auf 
etwas über 4% (Tab. 30). 
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Tab. 30: Energieverbrauch im Verkehr, gegliedert nach Energieträgern, 1983-1985 

1983 

PJ 

Feste mineralische Brennstoffe 0,9 
Flüssige Brennstoffe 172,1 
Gasförmige Brennstoffe 0.9 
Sonstige Energieträger 0,1 
Fernwärme 1,2 
Elektrische Energie 7,8 

Gesamt 182,9 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

10.6.4.3. Kleinabnehmer 

10.6.4.3.1. Verbrauchsentwicklung 

Der Energieverbrauch der Kleinabnehmer stieg 
1984 um 3,5% gegenüber dem Jahr davor. Dies 
ist vor allem auf die gegenüber 1983 weitaus un­
günstigeren Witterungsverhältnisse zurückzufüh­
ren . Die Heizgradsumme betrug 4010 gegenüber 
3673 im Jahr 1983. Der Energiebedarf hat aber 
trotzdem nicht in dem Ausmaß zugenommen , in 
dem es nach den Temperaturunterschieden zu 
erwarten war . Ursachen hiefür waren vor allem 
die Auswirkungen der bere its erfolgten ther­
mischenSanierungen im Hoch bau unddesenergie­
bewußteren Verbraucherverhaltens , der geringe 
Zuwachs an Wohnfläche, aber auch die stärkere 
Belastung des Haushaltsbudgets durch die Ener­
gieverteuerung. Außerdem dürften aber auch 
statistisch nicht erfaßte Lagerbewegungen bei 
den Haushalten den Energieverbrauch gedrückt 
haben. Trotz der absoluten Verbrauchszunahme 
schränkten 1984 die Kleinabnehmer den Heizöl­
verbrauch vornehmlich zugunsten von Kohle, 
Erdgas und Fernwärme stark ein . 

Auch 1985 nahm der Energieverbrauch der Klein­
abnehmer erneut zu. Mit einem Zuwachs von 
6,6% lag er deutlich über der Steigerungsrate der 
beiden anderen Endverbrauchersektoren . Dieser 
signifikante Verbrauchsanstieg wurde primär 
von zwei Einflußgrößen , nämlich den klima­
tischen Bedingungen und den statistisch nicht 

1984 1985 

% PJ % PJ % 

0,5 0,9 0,5 0,9 0.5 
94,1 168,9 93,9 172,1 93 .9 
0,5 0,9 0,5 0,9 0,5 
0,0 0,1 0,0 0,1 0,0 
0,7 1,2 0,7 1,2 0,7 
4,2 8,0 4,4 8,0 4,4 

100,0 179,9 100,0 183,1 100,0 

exakt erfaßbaren Lagerbewegungen bei den 
Haushalten , bestimmt. 
Zu Jahresbeginn 1985 herrschte außergewöhn­
lich kaltes Winterwetter, die Temperaturen san­
ken weit unter den langjährigen Durchschnitt und 
der Energieverbrauch für Raumwärme stieg steil 
an . Obwohl 1985 die Zahl der Heizgradtage m it 
4109 nur wenig über jener eines Normaljahres 
(4068) lag (im Frühjahr und im Herbst war die 
Witterung sehr mild) , waren die Witterungsbedin­
gungen doch spürbar ungünstiger als 1984. Die 
größere Zahl der Heizgradtage im Jahr 1985 er­
klärt aber nur einen Teil des hohen Verbrauchs­
zuwachses. Zum Teil war der Vorjahresabstand 
auch deshalb so groß, weil der statistisch erfaßte 
Verbrauch des Jahres 1984, wie bereits vorher 
erwähnt, besonders niedrig war. Die Lagerbewe­
gung bei den Kleinabnehmern wird nämlich nicht 
erfaßt. 1984 dürften viele Haushalte ihre im Jahr 
1983 angelegten Brennstoffvorräte stark abge­
baut haben , 1985 gab es dagegen nur geringe 
Lagerbewegungen bei den Kleinabnehmern . 
Der Anteil des Energieverbrauchs des Kleinab­
nehmersektors - dieser umfaßt neben den 
Haushalten auch das Gewerbe sowie die Land­
wi rtschaft - am gesamten energetischen End­
verbrauch belief sich im Jahr 1985 auf 42,5% 
und stieg gegenüber den Vorjahreswerten 
(1983: 41,4%, 1984: 41 ,7% ) leicht an . 
Die nachstehende Tabelle 31 zeigt die Anteile der 
Energieträger am gesamten Energieverbrauch 
dieses Sektors. 

Tab. 31: Energieverbrauch des Kleinabnehmersektors, gegliedert nach Energieträ'gern, 1983-1985 

1983 1984 1985 

PJ % PJ % PJ % 

Feste mineralische Brennstoffe 37,5 13,0 41 ,2 13,7 33,2 10,4 
Flüssige Brennstoffe 92 ,9 32,0 86,1 28,7 97,3 30,4 
Gasförmige Brenn stoffe 36 ,5 12,6 40,9 13,6 47,7 14,9 
Sonstige Energieträger 43,2 14,9 47 ,8 15,9 50,4 15,8 
Fernwärme 14,9 5,1 16,3 5,5 19,3 6,0 
Elektrische Energie 64,9 22,4 67,7 22,6 71 ,8 22,5 

Gesamt 289,9 100,0 300,0 100,0 319,7 100,0 
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Relativ stark zurückgegangen ist 1985 der Ver­
brauch von Kohle bei den Haushalten , was in 
hohem Maße eine Folge des starken Anziehens 
der Steinkohle- und Kokspreise war . Dagegen er­
höhte sich der Verbrauch an Heizölen und son­
stigen Energieträgern, hier vornehmlich von 
Brennholz und Fernwärme. Eine überdurch­
schnittliche Verbrauchszuwachsrate erzielte das 
Erdgas. 

10.6.4.3.2. Preisentwicklung 

Die Entwicklung der Energiepreise im Privatkon­
sum von 1970 bis 1985 kann den nachstehenden 
Abbildungen 30, 31 und 32 entnommen werden. 
Einen vom Verein für Konsumenteninformation 
erstellten Vergleich der Energiekosten je Wär­
meeinheit für den Wiener Raum gibt Tab. 32. Der 
in der letzten Spalte dieser Tabelle angegebene 
Nutzwärmepreis basiert dabei auf jenem Pro­
zentsatz an eingesetzter Endenergie, der als 
nutzbare Wärme (d . h. unter Berücksichtigung 
des angenommenen Nutzungsgrades der jewei­
ligen Heizanlage) in den Wohneinheiten frei­
gesetzt wird . 

Abb.31: EntwiCklung der realen Energiepreise für Haushalte 
1970--1985, indexiert 1973 = 100 
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Abb. 30: Enlwicklung der nominellen Energiepreise für Haus­
halte 1970--1985, indexiert 1973 = 100 
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Abb. 32: Energiepreise der Haushalte, bezogen auf den 
Wärmeinhalt, 1970--1985 

- SUr"ERBENZIN 
- OFENHEIZOEL 
"' -"ERDGAS 
- - - STROM 

600 -' - - KOKS 

SOO 

' 00 

JOO 

. " 
200 

. ~. 

'00 . ,.. --:. _ . ",:, 

;"' .-.. :. 
- ··-':r- A. : ~·-~:;:· - -:- -_. -: 

~ . 

:...., .... ·'-f- _ . ~ . - - .. - ., 
::,[ 

- .;- - ~. -

70 71 12 13 7A 75 18 77 18 1 9 8 0 8 \ 82 BJ 8 4 8S 

I © BMfHGl/Energiebericht '86 1 

III-60 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)80 von 200

www.parlament.gv.at



10.6.4.3.3. Energiekosten österreichischer 
Haushalte 

Durch die erweiterte Wohnungserhebung vom 
März 1985 konnten die Energieverbrauchsdaten 
von 92 % aller bewohnten Wohnungen - also von 
rund 2,55 Millionen Meldeeinheiten - erfaßt 
werden . 

Die Erhebung ergab, daß 1984 der finanzielle 
Aufwand für Energie insgesamt rund 39,6 Mrd. 8 
betrug und damit im Vergleich zu 1982 um 12,7% 
gestiegen ist. Die Bedeutung der Energiekosten 
im Wohnbereich und damit auch die Möglichkeit 
für potentielle Einsparungen zeigt sich insbeson­
dere bei der Zurückverfolgung der Energiekosten 
auf frühere Zeiträume. 80 lagen die finanziellen 
Belastungen für die Beheizung von Wohnräumen 
vor dem zweiten Energiepreisschub noch unter 
20 Mrd . 8 , sie machten 1976 einen Betrag von 
18,82 Mrd. 8 und 1978 knapp unter 20 Mrd . 8 aus, 
stiegen aber 1980 bereits auf 31 ,74 Mrd . 8 und 
1982 auf 35,16 Mrd . 8 . 

Für feste mineralische Brennstoffe wurden 1984 
rund 5,3 Mrd. S (Steigerung gegenüber 1982: 
8,4% ), für Brennholz 4,1 Mrd . S (+ 22,1 % ) und für 
Gasöl (Heizzwecke) , Heizöl und Flüssiggas zu­
sammen rund 6,6 Mrd . S ( + 7,5% ) ausgegeben. 

Die Ausgaben für elektrische Energie (getrennte 
Verrechnung) betrugen 1984 13,9 Mrd . 8 
( + 13,4%), für Stadtgas und Erdgas (getrennte 
Verrechnung) rund 2 Mrd . S (+ 10,9%) und für 
elektrische Energie, Stadt- und Erdgas (gemein­
same Verrechnung) rund 3,8 Mrd. S (+5,5%). Der 
Aufwand für hauszentralbeheizte Wohnungen be­
lief sich auf 2,4 Mrd . S ( + 18,1 % ), jener für mit 
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Fernwärme beheizte Wohnungen auf 1,5 Mrd . S 
(+40,5%). 
Der durchschnittl iche Energieverbrauch pro 
Wohnung (mengenmäßig) an festen und flüssi­
gen Energieträgern stieg im Beobachtungszeit­
raum um 16,7% oder 0,7 tauf 4,9 t pro Wohnung 
und Jahr. Dieses Ergebn is ist vor allem auf die 
deutliche Zunahme des Brennholzverbrauches 
pro Wohnung (+ 25%). aber auch auf die erstma­
lige Erfassung der eingesetzten Mengen an 
Hackschnitzeln zurückzuführen. 
Die nachstehende Tabelle zeigt die Entwicklung 
des durchschnittlichen finanziellen Aufwandes 
pro Wohnung für die festen und flüssigen Ener­
gieträger und stellt diese den entsprechenden 
Veränderungen der eingesetzten Mengen pro 
Wohnung gegenüber: 

Tab. 33: Durchschnittlicher Aufwand pro Wohnung für feste 
und flüssige Energieträger im Vergleich zur einge­
setzten Menge 

Veränderung 1982/1984 
der 

Energieträger Menge pro usgaben pro 
Wohnung Wohnung 

in % 

Steinkohle ± 0,0 + 3,9 
Braunkohle + 4,0 + 16,7 
Braunkoh lenbri ketts ± 0,0 + 9,4 
Koks + 4,3 + 6,3 
Brennholz + 25,0 + 14,3 
Gasöl für Heizzwecke + 18,2 + 15,9 
Heizöl ± 0,0 + 3,6 
Flüssiggas + 66,7 + 66,7 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Tab. 32: Vergleich der Energiekosten bei verschiedenen Energieträgern für private Haushalte in Wien Stand 16. 10. 1986 

Durchschnittlicher Heizwert Anlagen- Nutzbare 
Brennstoff oder Energieart Brennstoffpreis (kWh/Mengen- wirkungs- Wärme 

(SIMengeneinheit) einheit) grad (%) (kWh/Mengen-
einheit) 

Hartholz (offene Fuhre) 381 ,50/100 kg 3,84/kg 70 2,68 
Braunkohlenbriketts (50-kg-Säcke) 440,10/100 kg 5,58/kg 70 3,90 
Steinkohle 438,20/100 kg 7,79/kg 70 5,45 
Hüttenkoks 525,-/100 kg 7,91 /kg 70 5,53 
Ofenheizöl' ) 4,80/1 10,-/1 55 5,50 
Ofenheizöl 2

) 4,70/1 10,-/1 70 7,00 
Heizöl leicht 4176,-lt 11 ,51 /kg 70 8,05 
Erdgas3

) 5,52/m 3 9,52/m 3 81 7,71 
Flüssiggas (im Tank) 8,36/kg 12,87/1 81 10,42 
Tagstrom') 1,65/kWh 1,- /kWh 100 1,00 
Nachtstrom') 1,03/kWh 1,-/kWh 100 1,00 
Fernwärme (Spl it-Preis) ') 424,80/MWh 1,-/kWh 100 1,00 
Fernwärme (Gesamtpreis) 684,-/MWh 1,- /kWh 100 1,00 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 
Quelle: Verein für Konsumenteninformation 
') Selbstabholung von Tankstelle sowie unter Annahme der Verfeuerung in Einzelöfen 
2) Zustellung mit Tankfahrzeug (ab 5000 I) sowie unter Annahme der Verteuerung in Zentralheizungsanlagen 
3) Anteil für Zählergebühr nicht inbegriffen 
') Grund- und Meßpreis nicht inbegriffen 
') Grundpreis S 43 ,20/m2 und Jahr 

Nutz-
wärme-

preis 
(S/kWh) 

1,42 
1,12 
0,80 
0,94 
0,87 
0,67 
0,51 
0,71 
0,80 
1,65 
1,03 
0,42 
0,68 
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Im Durchschnitt aller Energieträger stiegen die 
Energieausgaben pro Wohnung 1982-1984 um 
7,6%. Die Einzelergebnisse können der folgen­
den Tabelle entnommen werden: 

Tab. 34: Durchschnittlicher finanzieller Aufwand pro Woh­
nung für alle Energieträger 

Veränderung 

Energieträger 
Ausgaben pro der Ausgaben 
Wohnung 1984 pro Wohnung 

in S 1982/ 1984 
in % 

Steinkohle 5300 + 3,9 
Braunkohle 4900 + 16,7 
Brau nkoh lenbri ketts 3500 + 9,4 
Koks 8500 + 6,3 
Brennholz 4000 + 14,3 
Hackschnitzel 1100 -
Gasö l tür Heizzwecke 10200 + 15,9 
Heizöl 17200 + 3,6 
Fl üssiggas 4500 + 66 ,7 
El ektrische Energie 

(getrennte Verrechnung) 6700 + 8,1 
Stadt- und Erdgas 

(getrennte Verrechnung ) 7400 + 2,8 
El ektrische Energie , 
Stadt-/Erdgas 

(gemeinsame Verrechnung) 8100 + 5,2 
Hauszentralheizung 9700 + 6,6 
Fernwärme 9500 + 11 ,8 
Insgesamt 15500 + 7,6 
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Abb. 33: Energiekosten österreichischer Haushalte je Bun­
desland 1984 
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Wie die nachstehende Abb. 33 zeigt, wurde die­
ser gesamtösterreichische Durchschnitt von 
15500 S pro Wohnung im Burgenland mit 
19600 S am weitesten überschritten , während in 
Wien pro Wohnung mit 11 200 S am wenigsten für 
Energie ausgegeben wurde. Diese Ergebnisse 
sind vor allem darauf zurückzuführen, daß das 
Burgenland den höchsten Anteil an Ein- und 
Zweifamilienhäusern (knapp 90 % des Gesamtbe­
standes) und mit etwa 97 m2 im Durchschnitt die 
größten Wohnflächen aufweist, während sich der 
Wohnungsbestand in Wien nur zu etwas mehr als 
7% aus Ein- und Zweifamilienhäusern zusam­
mensetzt und außerdem die durchschnittliche 
Wohnfläche mit rund 65 m2 am kleinsten ist. 
In Tirol und Vorarlberg lagen die Energieausga­
ben pro Wohnung ziemlich genau im österreichi­
schen Durchschnitt. In allen anderen Bundeslän­
dern waren dagegen deutlich höhere Ausgaben 
zu verzeichnen . 

Aus der folgenden Abb. 34 sind die Energieaus­
gaben pro m2 Nutzfläche ersichtlich. 
Quadratmeterweise waren die Energieaufwen­
dungen in Wien und Vorarlberg mit 173 S deutlich 
am niedrigsten . Die höchsten durchschnittlichen 
Aufwendungen pro m2 Nutzfläche waren in Salz­
burg mit 219 S zu verzeichnen . 
Unterhalb des österreichischen Durchschnittes 
lagen hier auch die Aufwendungen Tirols (181 S) , 
während in allen übrigen Bundesländern die 
quadratmeterweisen Energieaufwendungen dar­
über lagen. 

Abb. 34: Energiekosten österreichischer Haushalte je Bun­
desland pro m2 Wohnungsnutzfläche 1984 
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10.7. Entwicklung nach 
Energieträgern 

10.7.1 Kohle 

10.7.1.1. Allgemeines 

10.7.1.1.1. Kohleverbrauch in internationaler 
Sicht 

Die Entwicklung der Weltgesamtproduktion an 
Steinkohle und Braunkohle sowie die wichtigsten 
Produzenten sind den nachfolgenden Tab. 35 und 
36 zu entnehmen . 

Tab. 35: Weltgesamtproduktion an Steinkohle und Braunkohle 
1983--1985 in Mio. t 

1983 1984 1985 

Steinkohle 2824 2959 3116 
Braunkohle 1097 1149 1191 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Tab. 36: Die bedeutendsten Produzenten von Steinkohle und 
Braunkohle im Jahr 1985 in Mio. t 

Steinkohle Braunkohle 

OECD insgesamt 1122,2 337,2 

davon 
USA 732,0 63 ,0 
Kanada 37,0 27,0 
Australi en 113,0 36,0 
BRD 87,0 121 ,0 
Sonstige 153,2 90 ,2 

Nicht OECD insgesamt 1994,1 854,0 

-- Afr ika 178,1 -

davon 
Südafrika 173,1 -
Sonstige 5,0 -

-- Asien 1075,0 62,0 

davon 
Ch ina 847,0 35,0 
Indien 154,0 8,0 
Sonstige 74,0 19,0 

-- Osteuro pa 714,0 792,0 

davon 
UdSSR 485,0 160,0 
CSSR 26,0 100,0 
Polen 192 ,0 58,0 
Sonstige 11,0 474,0 

-- Zentral- und Südameri ka 27,0 -

Weltgesamtprodukt ion 3116,3 1191 ,2 

© BMfHGl/Energiebericht '861 

Quelle: IEA-COAL-INFORMATION 1986 
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Eine Analyse der Entwicklung des Kohlever­
brauchs in der OECD ergibt, daß der Gesamt­
energieverbrauch fester Brennstoffe in der ge­
samten OECD und auch in Österre ich in den letz­
ten Jahren kräftig angestiegen ist (+ 18% bzw. 
61,4% im Jahr 1984 gegenüber 1977), wäh rend 
sich OECD-Europa auf dem Verbrauchsniveau 
von 1972 bewegt. Österre ichs Verbrauchsanteil 
fester Brennstoffe am Gesamtenergieverbrauch 
ist gleich dem Ante il in OECD-Europa, nämlich 
rund 19% im Jahr 1984. In der gesamten OECD 
beträgt dieser Ante il rund 25 % (s iehe Abb . 35). 
Prognosen erwarten eine Steigerung des Kohle­
ante ils am OECD-Gesamtenergieverbrauch von 
25% auf knapp 30% im Jahr 2000. Wie in der Ver­
gangenheit kommt hier der Entwicklung in den 
USA maßgebliches Gewicht zu . So haben die 
USA ihren Ante il am Verbrauch fester Brenn­
stoffe in der OECD zwischen 1970 und 1980 bei 
einer Steigerung des Gesamtenergieverbrauchs 
fester Brennstoffe um 20% von 45% auf 55% er­
höht. 

10.7.1.1.2. Energie- und umweltpol itische 
Zielsetzungen und Maßnahmen 

Das Energiekonzept 1984 hat den neuen Stellen­
wert des Energieträgers Kohle seit den großen 
Ölpreissprüngen auch für die' österreich ische 
Energieversorgung klar herausgearbeitet. Es hat 
insbesondere die Forcierung der Kohle in Anla­
gen der Industrie zum energiepolitischen Ziel er­
klärt. Gleichzeitig hat die Bundesregierung die 
Minimierung der Emissionen nach dem Stand der 
Technik beim Einsatz von Kohle insbesondere 
bei den neuen großen kalorischen Kraftwerken 
gefordert. Dem ist entsprochen worden : 
• Der energetische Endverbrauch der Kohle im 

Sektor Industr ie stieg im Berichtszeitraum 
1983-1985 um 29,4% . 

• Einen wesentlichen Beitrag zur Erhöhung des 
Kohleeinsatzes brachte die gelungene Markt­
einführung der Wirbelschichtfeuerung ; d iese 
Technologie führte auch zum erhöhten Einsatz 
von heimischer Braunkohle (1983-1985: 
+48,1 % ) in Industrieanlagen. 

• Die Kraftwerke Voitsberg 3, Dürnrohr, Rie­
dersbach 2 und Mellach besitzen modernste 
Entschwefelungs- und Entstickungsanlagen ; 
die Emissionen der kalorischen Kraftwerke an 
Schwefeld iox id sind von 1980 bis 1985 um 
53,7% gesunken . 

Vordr ingl iches Ziel für die nächsten Jahre w ird 
der weitere Ausbau der Kuppelproduktion von 
Prozeßwärme und elektr ischer Energie in Wirbel­
schichtanlagen sein. Die verfeinerten Modell­
untersuchungen zum Energiekonzept 1984 haben 
die Kosten- und Umweltentlastung dieser Strate­
gie für das österreichische Energiesystem ein­
drucksvoll bestätigt. 
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Abb.35: Verbrauch an festen Brennstoffen 1970--1984 
(Kohle inkl. sonstige feste Brennstoffe und aus Kohle erzeugte Gase) 
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10.7.1.2. Aufbringung 

10.7.1.2.1. Inländische Aufbringung 

In den letzten Jahren konnten zwischen 20% und 
25% des Kohleverbrauches aus inländischer Er­
zeugung gedeckt werden. Der Steinkohleabbau 
wurde in Österreich im Jahr 1958 eingestellt und 
lag bis dahin nie über 200000 Jahrestonnen. Seit­
dem wurden keine abbauwürdigen Steinkohle­
lagerstätten aufgefunden. Die Inlandsförderung 
beschränkt sich deshalb auf den Braunkohle­
bergbau, der mit rund 6,9 Mio. Jahrestonnen im 
Jahr 1957 ein Maximum erreichte. In der ersten 
Hälfte der siebziger Jahre betrug die Braun­
kohleförderung jährlich etwa 3,7 Mio. t, seitdem 
schwankt sie auf Grund fördertechnischer Ein­
flüsse zwischen 2,9 und 3,1 Mio. t pro Jahr 

Tab. 37: Braunkohlenförderung in Österreich 1983-1985 

in Tonnen Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % 

1983 3041260 -7,8 
1984 2901425 -4,6 
1985 3081086 t 6,2 

© BMfHGIiEnergiebericht '861 

Die Prospektions- und Explorationsarbeiten der 
österreich ischen Kohlenbergbauunterneh men 
wurden weiterhin sowohl im Rahmen der Berg­
bauförderung als auch der einzelnen Landesre­
gierungen und interessierten Verbraucher unter­
stützt. Die kooperative Vorgangsweise bei der 
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Auswahl, Durchführung und Finanzierung einzel­
ner Projekte hat sich hiebei gut bewährt. Die Ar­
beiten der einzelnen Unternehmen erstreckten 
sich in den Jahren 1983-1986 auf die Bereiche 
Langau-Riegersburg, Nordrand der Molasse­
zone, Wiener Becken, Lavanttal, Großpetersdorf, 
S1. Michael/Burgenland, Oststeiermark, West­
steiermark, Hausruck und Innviertel. 
Auch die Grundlagenuntersuchungen im unter­
nehmensfreien Bereich wurden im Berichtszeit­
raum sowohl aus Mitteln zur Vollziehung des La­
gerstättengesetzes als auch aus Mitteln der Auf­
tragsforschung des Bundesministeriums für Wis­
senschaft und Forschung finanziert. Alle Projekte 
wurden in einem Koordinationskomitee zwischen 
Bund und dem entsprechenden Bundesland dis­
kutiert und beschlossen, Dadurch soll vor allem 
die Erschließung neuer Kohlevorkommen auf sy­
stematische Weise nach einem langfristigen Pro­
gramm sichergestellt werden, Das Bundesmini­
sterium für Wissenschaft und Forschung ist be­
strebt, die wissenschaftlichen Arbeiten auf dem 
Gebiet der Lagerstättenforschung mit diesen Be­
mühungen in Übereinstimmung zu bringen, 
Die seit dem Jahr 1983 durchgeführten Prospek­
tions- und Explorationsarbeiten haben bisher fol­
gende Erfolge gebracht: 
• In der Weststeiermark konnte im Köflach­

Voitsberger Kohlenrevier durch ein Bohrpro­
gramm eine beachtliche Kohlenführung nörd­
lich von Bärnbach gegen Westen von bisher 
über 13,0 Mio. t hochwertiger Kohle festge­
stellt werden. 
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• Im oberen Lavanttal wurden im Bereich von 
Wiesenau potentielle Kohlenvorräte von 
3,3 Mio. t festgestellt. 

• Im mittleren Lavanttal wurden im Bereich des 
Kuchler Flözes potentielle Kohlenvorräte von 
41 ,3 Mio. t festgestellt, wobei die gewinnbaren 
Vorräte etwa 16,0 Mio. t betragen ; davon sind 
ca . 0,5 Mio. t tagbaumäßig , 5,5 Mio. t gruben­
mäßig bis zu einer Teufe von 200 Meter ge­
winnbar. Für den Abbau wurde eine Projekt­
stud ie erstellt. 

• Die Untersuchungen der Kohleführung im Be­
reich der oberösterreichischen Molassezone 
führten zum Ergebnis , daß zwar ausgedehnte 
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Horizonte mit einer Kohleführung bestehen , 
die Kohle allerdings äußerst geringmächtig 
sowie ungelagert vorliegt und daher eine wirt­
schaftliche Nutzung nicht in Frage kommt. 

• Im Wiener Becken wurden im Bereich Zilling­
dorflNeufeld durch ein umfangreiches Bohr­
programm geologische Kohlenvorräte von 
rund 100 Mio. t festgestellt. 

• Im nördlichen Niederösterreich wurden im Be­
reich Langau-Riegersburg geologische Kohle­
vorräte von 3,5 Mio. t festgestellt. 

Mit Stichtag 31. Dezember 1985 ergaben sich die 
in nachfolgender Tabelle 38 angeführten Lager­
stättenvorräte an Kohle. 

Tab. 38: Lagerstättenvorräte an Kohle - Stand 31. Dezember 1985 in Mio. t 

sichere und mögliche Summe prognostische 
wahrscheinliche Vorräte 

Steinkohle 1,00 

Braun- und Glanzkohle 
bei in Betrieb stehenden Bergbauen 64 ,54 
bei sonstigen Lagerstätten 113,21 

Braunkohle Summe 177,75 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Nach den derzeitigen Gegebenheiten sind von 
den angegebenen Lagerstättenvorräten an 
Braunkohle etwa 72 Mio. t technisch-wirtschaft­
lich gewinnbar. 
Die Kokserzeugung aus importierter Steinkohle 
lag in den letzten 3 Jahren zwischen 1,7 und 1,85 
Mio. t jährlich. 

10.7.1.2.2. Importe 

Entsprechend dem Anstieg des Kohlegesamt­
energieverbrauches und der stagnierenden In­
landsförderung muß im erhöhten Ausmaß Kohle 

3,00 4,00 6,00 

- 64,54 -
61 ,06 174,27 80 ,00 

61 ,06 238,81 80 ,00 

importiert werden. Rund zwei Drittel der Importe 
entfallen auf die Steinkohle, die wiederum zum 
Großteil (siehe Abb. 36 h) in den Umwandlungs­
prozeß der Kokerei Linz eingeht. Da sich die hei­
mische Braunkohle zur Erzeugung von Braun­
kohlenbriketts nicht eignet, müssen neben den 
Steinkohlesorten auch Braunkohlenbriketts und 
die die Kapazität der Kokerei Linz übersteigen­
den nachgefragten Koksmengen importiert wer­
den . 
Die gesamte Importentwicklung in mengen- und 
wertmäßiger Hinsicht sowie die Importstruktur 
sind den Tab. 39 und 40 zu entnehmen. 

Tab. 39: Importe fester mineralischer Brennstoffe - wertmäßig 1983-1985 

1983 

Steinkohle ') 3579,8 
Steinkohlenkoks 1692,4 
Braunkohle 268,9 
Braunkoh lenbri ketts 536 ,7 

Summe 6077 ,8 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 
Quelle: Osterr. Statistisches Zentralamt 

') einschließlich Steinkohlenbriketts 

1984 

Mio. S 

4529,1 
1918,4 

92,4 
535,0 

7074,9 

1985 1983 1984 1985 

Veränderung jeweils 
gegenüber dem Vo~ahr 

in % 

4939,4 -12,5 + 26 ,5 + 9,1 
2762,3 - 8 ,1 + 13,4 + 44,0 

223,2 -43,1 - 65,6 + 141,6 
647 ,2 - 3,6 - 0,3 + 21 ,0 

8572,1 -12,7 + 16,4 + 21 ,2 
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Tab. 40: Importe fester mineral ischer Brennstoffe - mengenmäßig 1983-1985 

1983 1984 1985 1983 1984 1985 

103 t %(1) 103t %(1) 103t %(1) % (2) 

Steinkohle und Anthrazit 

OECD insgesamt 613,6 20,7 815,9 21,6 793,4 22,2 -32.8 +33,0 - 2,8 

davon BRD 266,7 318,7 204,1 
Belgien 0,1 0,5 0,3 
Italien - - -
Frankreich 5,2 3,1 0,7 
Großbritannien 0,0 0,0 0,0 
Niederlande - - -
Schweiz - - 0,0 
USA 341,5 493,5 522,5 
Austral ien 0,2 0,1 65,8 
Luxemburg - - -

COMECON insgesamt 2326,9 78,6 2955,7 78,3 2783,7 77,8 + 23,8 + 27,0 - 5,8 

davon DDR - - -
UdSSR 439,7 471,0 524,1 
Polen 1047,9 1710,7 1605,9 
CSSR 839,2 768,8 652,0 
Ungarn 0,1 5,2 -
Bulgarien - - 1,7 

Sonstige 19,5 0,7 1,2 0,1 0,1 0,0 - 66,9 -93,8 -94,3 

davon Jugoslawien 3,2 0,1 -
Südafrika 16,4 1,1 0,1 
Mozambique - - -

Insgesamt 2960,0 100,0 3772,8 100,0 3577,2 100,0 + 3,8 +27,5 - 5,2 

Steinkohlenbriketls 

OECD insgesamt 21,3 96,8 18,5 96,4 21,3 100,0 - 8,5 -15,1 + 15,2 

davon BRD 18,8 18,2 20,9 
Belgien - 0,0 0,1 
Italien 0,2 0,1 0,1 
Frankreich 2,3 0,0 0,1 
Großbritannien - - -
Niederlande - - -
Schweiz - - -
USA - - -
Australien - - -
Luxemburg - - -

COMECON insgesamt 0,7 3,1 0,7 3,6 - - - 48,2 0,0 -100,0 

davon DDR - - -
UdSSR - - -
Polen - - -
CSSR - - -
Ungarn 0,7 0,7 -
Bu lgarien - - -

Sonstige 0,0 0,0 - - - - - - -

davon Jugoslawien - - -
Südafrika 0,0 - -
Mozambique - - -

Insgesamt 22,0 100,0 19,2 100,0 21 ,3 100,0 - 11 ,2 -12,7 + 10,9 

Braunkoh le 

OECD insgesamt 0,0 0,0 1,3 0,7 58,2 17,0 -99,4 - + 4401,4 

davon BRD - 1,3 58,2 
Belgien - - -
Italien - - -
Frankreich - - -
Großbritannien - - 0,0 
Niederlande - - -
Schweiz - - -
USA 0,0 - -
Austra lien - - -
Luxemburg - - -

COMECON insgesamt 15,0 4,1 21 ,3 11 ,1 44,4 13,0 -84,6 + 42,0 +108,5 

davon DDR 15,0 20,9 39,9 
UdSSR - - -
Polen - - -
CSSR - - 4,3 
Ungarn 0,0 0,4 0,2 
Bulgarien - - -

Sonstige 348,5 95,9 168,5 88,2 238,5 69,9 -30,4 -51 ,6 + 41 ,7 

davon Jugoslawien 348,5 168,5 238,5 
Südafrika - - -
Mozambique - - -

Insgesamt 363,5 100,0 191 ,1 100,0 341,1 100,0 - 39,5 -47,4 + 78,5 
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1983 

103 t %(1) 103 t 

OECD insgesamt 137,0 32,0 142,0 

davon BRD 137,0 142,0 
Belgien - -
Italien - -
Frankreich 0,0 -
Großbritannien - -
Niederlande - -
Schweiz - -
USA - -
Australien - -
Luxemburg - -

COMECON insgesamt 290,9 68,0 305,2 

davon DDR 289,3 303,4 
UdSSR - -
Polen - -
CSSR 1,6 1,8 
Ungarn - -
Bulgarien - -

Sonstige - - -

davon Jugoslawien - -
Süd afrika - -
Mozambique - -

Insgesamt 427,9 100,0 447,2 

OECD insgesamt 384,8 43,3 471 ,4 

davon BRD 238,4 388,2 
Belgien 9,7 9,3 
Ital ien 48,6 49,6 
Frankreich 85,0 24,3 
Großbritannien 0,0 0,0 
Niederlande 3,1 -
Schweiz 0,0 0,0 
USA - -
Austral ien - -
Luxemburg 0,0 -

COMECON insgesamt 504,8 56,7 608,8 

davon DDR 20,1 33,3 
UdSSR - -
Polen 168,1 221,7 
CSSR 316,6 353,8 
Ungarn - -
Bulgar ien - -

Sonst ige 0,6 0,0 2,5 

davon Jugoslawien 0,6 2,5 
Südafrika - -
Mozambique - -

Insgesamt 890,2 100,0 1082,9 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
Quelle: Osterreichisches Statistisches Zentralamt 
(1) Anteil der jeweiligen Ländergruppen am gesamten Import 
(2) Veränderungsraten jeweils gegenüber dem Vorjahr 

Die Struktur der Importe ze igt je nach Kohlen­
sorte untersch iedliche Entwicklungen . So lag der 
Anteil der COMECON-Länder bei Steinkohle in 
den letzten 3 Jahren bei etwa 78%, bei Steinkoh­
lenbr iketts jedoch nur zwischen 0-3%. Die 
Braunkohle kam 1983 noch fast aussch ließl ich 
aus Jugoslawien , in den Jahren 1984 und 1985 
kamen jedoch zusätzliche Importe aus den CO­
MECON-Ländern. Die Braunkoh lenbri ketts ka­
men überwiegend aus der DDR und der BRD. 
Großverbraucher (wie die Elektrizitätswirtschaft 
und d ie eisen- und stahlerzeugende Industri e) tä­
ti gten ihre Importe auf Grund langfristiger Ver­
träge direkt. Der übrige Importbedarf w ird durch 
den Kohlenhandel gedeckt, wobei in den letzten 
3 Jahren auf Grund weltwe iter Kohleüberkapazi-

83 

1984 1985 1983 1984 1985 

%(1) 103 t %(1) % (2) 

Braunkohlenbriketts 

31 ,8 157,0 32,3 - 13,8 + 3,6 + 10,5 

156,9 
-

0,1 
-
-
-
-
-
-
-

68,2 329,1 67,7 + 1,6 + 4,9 + 7,8 

326,5 
-

0,0 
2,6 

-
-

- - - - 100,0 - -

-
-
-

100,0 486,1 100,0 - 3,9 + 4,5 + 8,7 

Koks 

43,5 644,3 50,6 + 8,7 + 22,5 + 36,6 

556,5 
5,5 

56,8 
25,4 
0,1 

-
-
-
-
-

56,2 601,8 47,2 - 2,9 + 20,6 - 1,1 

55,2 
-

191 ,8 
354,8 

-
-

0,2 27,6 2,2 - + 316,7 + 984,8 

27,6 
-
-

100,0 1273,7 100,0 +1,9 + 21 ,6 + 17,6 

täten preisgünst ige Angebote am Wel tmarkt ge­
nützt werden konnten . 
Vor allem 1983 und 1984 kam es zu Verbilligun­
gen bei Braunkohlen- und Steinkohlenimporten . 
So kostete eine Ton ne Braunkohle 1983 S 793.- , 
1984 aber nur noch rund S 483.-. Im einzelnen 
wird auf die Tabelle 44 verwiesen. 
Der starke Anstieg der poln ischen Steinkohlen­
importe im Jahr 1984 ist auf den Lageraufbau 
für den Kraftwerksblock der Verbundkraft 
Ges. m. b. H. in Dürnrohr zurückzuführen . Im 
Rahmen von Zwanzigjahresverträgen über die 
Lieferung von 1 M illion Ton nen Ste inkohle pro 
Jahr wurden im Jahr 1983 58645 t und im Jahr 
1984453684 t gel iefert. Durch die verzögerte In­
betr iebnahme des Kraftwerksblockes erfolgten 
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1985 auf Grund von Sondervereinbarungen mit 
den polnischen Vertragspartnern keine weiteren 
Kohleanlieferungen . Es wurden aber für den 
Kraftwerksblock der NEWAG-NIOGAS AG in 
Dürnrohr 134 270 t und für das Kraftwerk der STE­
WEAG in Mellach 90838 t und für das ÖDK-Kraft­
werk in Zeltweg 200000 t aus diesem polnischen 
Vertrag bezogen . 

10.7.1.3. Transport und Lagerung 

Die Kohleeinfuhren erfolgten im Jahre 1985 in 
erster Linie auf dem Schienenweg . Rund 50 Pro­
zent der für die VOEST Linz AG bestimmten 
Kokskohle gelangte mittels Schiff über die Donau 
nach Österreich. 
Innerhalb des Bundesgebietes wurde die Vertei­
lung von Kohle fast ausschließlich mit der Bahn 
durchgeführt (rund 90 % ). Die restlichen Mengen 
teilten sich mit je 5% Anteil gleichmäßig auf dem 
Schiff- und Lkw-Transport auf. 
Die Lagerung von Kohle erfolgte in Österreich im 
Jahr 1985 zum überwiegenden Teil durch die 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen sowie die 
VOEST Linz AG , wo im Jahresdurchschnitt rund 
1,8 Mio. t bzw. 0,2 Mio. t gelagert wurden , wäh­
rend bei der sonstigen Industrie und beim Handel 
im Durchschnitt rund der zwei- bis dreifache Mo­
natsbedarf an Kohle auf Vorrat gehalten wurden. 

10.7.1.4. Abgabe und Verbrauch 

10.7.1.4.1. Verbrauchsentwicklung 

Der Anteil der Kohle am Gesamtenergiever­
brauch und am energetischen Endverbrauch so­
wie an der Deckung des Bedarfes an den einzel­
nen Nutzenergiearten ist den Tab. 41 , 42 und den 
Abb. 36 a und b zu entnehmen. 

Tab. 41: Anteil der Kohle am Gesamtenergieverbrauch und 
am energetischen Endverbrauch 1983-1985 

Ante i l der Kohle am 

Gesamtenergie- energetischen 
verbrauch Endverbrauch 

1983 17,2% 12,7% 
1984 18,9% 13,9% 
1985 18,4% 13,2% 

© BMfHGIiEnergiebericht '86 I 

Tab. 42: Anteil der Kohle an den einzelnen Nutzenergiearten 

Raumheizung und Warmwasserbereitung 17,0% 
Prozeßwärme 27,4% 
Mechanische Arbe it 
Mobilität 
Beleuchtung und EDV 

© BMfHGIiEnergiebericht '86 I 

Die Entwicklung des Gesamtenergieverbrauchs 
und des energetischen Endverbrauchs si nd in 
Abb . 36 a, b sowie in den Tab. 16 bis 18 darge­
stellt. 
Nach tendenziell sinkendem Gesamtenergiever­
brauch von Kohle bis zum Jahr 1978 (rund 
138000 T J) hat sich der Kohleverbrauch seitdem 
- mit Ausnahme des Jahres 1982 - kontinuier­
lich erhöht (1985/78: +33%) und erreicht damit 
im Jahr 1985 einen Anteil am Gesamtenergiever­
brauch von 18,4% (1978: 14,4%) . Im einzelnen 
siehe Tab. 17 sowie Abb. 36 a und b. 

Der Gesamtenergieverbrauch an Steinkohle und 
Steinkohlenbriketts ist 1984 gegenüber 1983 stark 
angestiegen (+ 14%) , was überwiegend auf den 
Lageraufbau beim Kraftwerk Dürnrohr, aber 
auch auf eine gute Konjunktur in der eisenerzeu­
genden Industrie zurückzuführen war. 1985 war 
auf diesem Sektor, bewirkt durch konjunkturbe­
dingte Absatzrückgänge in der Eisen- und Stahl­
industrie und durch die Verzögerung der Inbe­
triebnahme des Wärmekraftwerkes Dürnrohr, ein 
Rückgang (-7%) zu verzeichnen . Darüber hin­
aus stagnierte der Brennstoffbedarf der übrigen 
EI ektrizitätswi rtschaft. 

Bei Braunkohle war 1984 eine Steigerungsrate 
von + 12,5% zu vermerken , die sich 1985 mit 
+ 3% fortsetzte. Betrachtet man die Versorgung 
in den einzelnen Sektoren, so ist zu bemerken, 
daß vor allem durch den Voll betrieb des Wärme­
kraftwerks Voitsberg 3 eine starke Zunahme des 
Braunkohleneinsatzes erfolgte. Beim heimi­
schen Kohlenbergbau lagerten allerdings Ende 
1984 730000 Tonnen Braunkohle. Dieser Lager­
aufbau setzte sich 1985 noch fort. 

Bei Braunkohlenbriketts war ebenfalls 1984 und 
1985 ein Anstieg im Verbrauch zu vermerken . 
Dieser Zuwachs war sowohl in der Industrie, 
aber auch beim Kleinverbrauch (die Heizgrad­
summe im 1. Quartal 1985 lag um 12% höher als 
in einem Jahr mit durchschnittlichen Temperatu­
ren) festzustellen. 
Bei Steinkohlenkoks war 1984 ein Zuwachs von 
11,4% und 1985 von 2,6% zu verzeichnen . Dieser 
erhöhte Koksverbrauch war auf die gute Kon­
junktur der eisenerzeugenden Industrie, aber 
auch auf eine erhöhte Nachfrage im Kleinver­
brauch zurückzuführen . 
Der seit 1980 stark steigende Kohleeinsatz zur 
Stromerzeugung (siehe Abb. 36 g) wurde zum 
Großteil aus der inländischen Aufbringung ge­
deckt (1980: 98,5%) . Seit 1983 wurde aber auch 
verstärkt Steinkohle eingesetzt. Damit wurde den 
Intentionen des Energiekonzeptes 1984 nach 
einer Fortführung der Reduktion des Ölanteils am 
Energieverbrauch durch vermehrten Kohleein­
satz entsprochen . Ein weiterer Anstieg des Stein­
kohleverbrauches ist mit der Inbetriebnahme der 
Kraftwerksblöcke in Dürnrohr und des Wärme-
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kraftwerkes Mellach der STEWEAG mit einem ge­
meinsamen Jahresbedarf von rund 1 Mio. Ton­
nen Steinkohle zu erwarten. Die Sicherung die­
ser Kohleversorgung erfolgt durch Langzeitlie­
ferverträge mit in- und ausländischen Partnern 
für die nächsten 20 Jahre. Zur weiteren Siche­
rung wurden bei den Kraftwerken Kohlelager 
aufgebaut - beispielsweise beim Kraftwerk 
Dürnrohr mit derzeit über 800 000 Tonnen -, die 
durchschnittlich mehr als einen Jahresbedarf 
decken. 
Durch die Verschärfung der Umweltschutzbe­
stimmungen - von den gesamten Baukosten 
eines Wärmekraftwerkes entfällt derzeit bereits 
rund '14 auf Einrichtungen für den Umweltschutz 
- konnten die Schadstoffemissionen beim Ein­
satz von Kohle zur Stromerzeugung wesentlich 
reduziert werden. Einerseits wurde dies durch 
die Verwendung von Kohle mit niedrigem Schwe­
felgehalt, andererseits durch Sekundärmaßnah­
men - wie die Rauchgasentschwefelung - er­
reicht. So wurden die im Bau befindlichen bzw. 

Tab. 43: Verbrauchsbilanzen für Kohle 1983-1985 

85 

im Probebetrieb stehenden Wärmekraftwerke 
(Dürnrohr, Mellach. Riedersbach 2) mit modern­
sten Rauchgasentschwefelungsanlagen ausge­
stattet. Für das 1983 fertiggestellte Kraftwerk 
Voitsberg 3 wurde eine entsprechende Nachrü­
stung notwendig. Ebenso wurde das Dampfkraft­
werk St. Andrä 2 nachgerüstet. Zum Ausmaß der 
Schadstoffreduktion siehe Pkt. 4 (Energie und 
Umwelt), insbesondere Tab. 11 und Abb. 7, Seiten 
57, 59, sowie Pkt. 2.7.5. (Elektrische Energie). 
Beim Endenergieverbrauch ist der Kohleeinsatz 
im Sektor Verkehr praktisch bedeutungslos. Im 
Kleinabnehmersektor ist eine sinkende Ver­
brauchsentwicklung eingetreten, was im hohen 
Maße auf die Verteuerung von Steinkohle und 
Koks zurückzuführen ist. Die Industrie verzeich­
nete einen erheblich gestiegenen Kohlever­
brauch (1985/82: 41.6%). Dies resultiert neben 
der günstigen Konjunkturentwicklung in der ei­
sen- und stahlerzeugenden Industrie unter ande­
rem aus dem Durchbruch der Wirbelschichttech­
nologie. 

Tab.43a Steinkohle 

Gesamtenergieverbrauch 

Verbrauch des Sektors Energie 

Nichtenergetischer Verbrauch 

Umwandlung 

Energetischer Endverbrauch 

Industrie 
Verkehr 
Kleinabnehmer 

(f; BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Quelle WIFO 

Tab. 43b 

1983 J __ 19~ 1985 1983 1984 1985 

in 1000 t Veranderung gegenüber d Vorjahr in °'0 

2987.1 3405.9 3169,0 ~ 11.7 , 14,0 - 7,0 

- - - - - -
.- f-------. -- 1 2,4 2,4 2,4 0 0 0 

f---- T -------1 
2403.5 2642,9 2527.6 I 5,6 i 10,0 - 4,4 

581.2 760.6 639,1 I 47,1 j 30.9 -16,0 I 
--

321,8 405.3 379,5 i 85,6 

I 

~ 26.0 - 6,4 
17,2 17,2 17.2 - 6.7 0 

I 

0 
242,2 338,1 242.3 : 19.1 ~ 39,6 -28,3 

Braunkohle 

1983 1984 ~-'----~-r-1984'l-~9~-
L~ ____ f-- - - ---.L ____ ~ ___ -----l 

in 1000 t Veranderung gegenüber d. Vorjahr in % 
r-------------------~---~----~-----*----~----~---~ 

Gesamtenergieverbrauch 

Verbrauch des Sektors Energie 

Nichtenergetischer Verbrauch 

Umwandlung 

Energetischer Endverbrauch 

Industrie 
Verkehr 
Kleinabnehmer 

1-------------
Cc;) BMfHGl/Energiebericht '86 

Quelle: WIFO 

_._--

3321,9 3738,6 3849.6 

7,2 6,1 6,4 

2746,2 3136,1 3101.6 

568,5 596,4 741.5 

- 2.2 

-21,3 

-t 4.5 

-25.2 

~ 12,5 

-15,1 

+-14,2 i 

+- 4.9 
1 
I 

+ 3.0 

I 5,5 

- 1.1 

I 24.3 

39 3.9 3.9 -20.0 -'0 I 0 
182,1 I 171.2 269.8 -19.5 60 r 157.6 

_3_8_2_.5_~_4_21_2_. _~_46_7_.8 __ '-- _-.::2_7_.7_-"---__ +-_1_0_._1 _iL..-_1_1_1_.1----.J 
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Abb.36: Kenngrößen der Kohleversorgung 1970-1985 (kumulative Darstellungen; In Terajoule) 

Aufbringung und Verbrauch 

1 
2 Steinkohle ( Nettoimpo rte ) 
3 Braunkohle (Netto importe ) 

Braunkohlenbr iketts (Net toimporte) 
Koks (Ne ttoimporte ) .......... 

Energetischer Endverbrauch des Sektors Industrie 

70000 

60000 

50000 

4000 0 

30000 

20000 

10000 

1 Steinkohle 
2 Braunkohle 
3 Braunkohlenbriketts 
4 Koks 

4 

70 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 82 83 84 85 

© BMfHGIIEnerglebericht '86 

b) Energetischer Endverbrauch 

130000 

120000 

110000 

100000 

90000 

80000 

70000 

60000 
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40000 

30000 

20000 
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Industr ie 
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3 
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d) Energetischer Endverbrauch des Sektors Verkehr 

8000 

7000 
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200 0 

1000 
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. 3 
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e) Energet. Endverbrauch d. Sektors Kleinabnehmer 
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60000 

50000 

~oooo 

30000 

20000 
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1 Steinkohle 
2 Braunkohle 
3 Braunkohlenbriketts 
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f) Umwandlung 
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h) Umwandlungseinsatz von Steinkohle zur 
Kokserzeugung 
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Tab.43c Braunkohlenbriketls 
r---~-

I 

I 
I 

I 

--

I 1983 1984 1985 1983 1984 1985 

I 
I 

~ ~ 

I I in 1000 t Veränderung gegenüber d. Vorjahr in ~o 

IGesamtenergieverbrauch 430,2 I 447,1 486,0 - 2.8 I ~ 3.9 I- 8.7 

Verbrauch des Sektors Energie -
I 

- - I - - -
~~- -~--~~-1--

I 
--~ 

Nichtenergetischer Verbrauch - - - I - - -

t--
Umwandlung 36.4 61,7 -l 42,0 - + 69.7 -32,0 

--

Energetischer Endverbrauch 393,9 385.4 i 
444,0 -11,0 - 2,1 1-15,2 

I Industrie 2,3 44,3 

I 
54,0 -80,9 

Verkehr 
+ 1812,9 I 22,1 

0,2 0,2 0,2 -79,8 
Kleinabnehmer 

0 0 
391.4 341,0 389,7 - 8,9 - 12,9 ' 14,3 

I --
~c~ BMfl-!.~Energieberichl '86 I 

Quelle: WIFO 

Tab 43d Koks 

t 

I 
1983 1984 1985 1983 1984 1985 

-

I In 1000 t Veränderung gegenüber d. Vorjahr in % 
r---~--- ~ -- ----~ r -;-940,3 Gesamtenergieverbrauch 2639,1 3017.4 + 2.7 i 11.4~1~ 2,6 1 

Verbrauch des Sektors Energie -
----~ 

Nichtenergetischer Verbrauch 28.4 
----~ 

Umwandlung 569,8 

Energetischer Endverbrauch 2040,9 

Industrie 1382,1 
Verkehr 11.1 
Kleinabnehmer 647.7 
j---~--

(~, BMfHGl/Energieberichl '861 

Quelle WIFO 

10.7.1.4.2. Umweltverträglichkeit 

Durch den Einsatz schwefelarmer Kohlesorten 
konnte die Umweltbelastung bei der Verbren­
nung von Kohle im Berichtszeitraum deutlich ver­
ringert werden, Daneben wurde aber auch durch 
die Markteinführung modernster primärer und 
sekundärer Technologien eine weitere Entla­
stung der Umwelt erreicht. 
Besonders die Wirbelschichttechnologie bietet 
Konstruktionsvorteile für den Kessel, bringt nied­
rige NOx-Emissionen durch optimale Verbren­
nungstemperaturen, S02 wird in die Asche einge­
bunden, Ein breites Band an Entschwefelung ist 
möglich - von 40% bis zu über 90%. Verschie­
dene Materialien - von heimischer Braunkohle 
bis zu Schlämmen und Rinden - können befeu­
ert werden, Besondere Erwartungen werden in 
ein neues Verfahren, die sogenannte Dampfwir­
belschichttrocknung, gesetzt, das in Österreich in 

- - I - - I -

28.4 28.4 0 0 0 
- -~ 

659,0 I 747.9 .j 12.2 I 15,7 I 13,5 

2252,9 I 2241.0 i 0,3 f 10.4 - 0,5 

1542.4-+ 11774,6 ~ 4,0 t 11,6 115,1 
11.1 11,1 -13,2 0 0 

699.4 455,3 -6.4 t 8,0 -34,9 
--"-

enger Kooperation zwischen Kohlehandel, Anla­
gen bau und Energieforschung entwickelt wurde. 
Durch dieses Verfahren kann Klärschlamm mit 
bis zu 85% Wassergehalt zu Trockengranulat mit 
5 bis 15% Wassergehalt getrocknet werden, Da­
mit wird eine Reduzierung der zu deponierenden 
Menge und damit der Umweltbelastung bei 
gleichzeitiger Produktion eines in der Wirbel­
schichtfeuerung problemlos einzusetzenden 
Brennstoffes erreicht. Nicht zuletzt auf Grund der 
Initiative der österreichischen Bundesregierung 
im letzten Energiekonzept erfolgen auf dem Ge­
biet der Umwelttechnik besondere innovatori­
sche Anstrengungen, 

10.7.1.4.3. Preisentwicklung 

Die Preisentwicklung bei Kohleimporten ist der 
nachstehenden Tab. 44 zu entnehmen, 
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Tab. 44: Durchschnittspreis von Importierter Kohle 1983-1985 

1983 1984 1985 1983 1984 1985 

Veränderung jeweils 
S/t gegenüber dem Vorjahr 

in % 

Steinkohle') 1200,47 1194,39 1372,62 - 15,6 - 0,5 + 14,9 
Steinkohlenkoks 1901 ,15 1771 ,55 2168,64 - 9,8 - 6,8 + 22,4 
Braunkohle 739,75 483,44 654,33 - 5,9 -34,6 + 35,3 
Braun koh lenbriketts 1254,26 1196,23 1331 ,31 + 0,3 - 4,6 + 11 ,3 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I Quelle : Österr. Statistisches Zentralamt 
') einschließlich Steinkohlenbriketts 

Abb. 37: Kohleverbraucherpreise für Haushalte und Industrie 1970-1985 
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') frei Keller im Sack, Raum Wien 

Die Kohleimporte insgesamt verteuerten sich 
1985 um rd. 19% und stiegen damit stärker als die 
Importe von Erdöl , Erdölprodukten und Erdgas. 
Die Kohleverbraucherpreise für Haushalte und 
Industrie sind in Abb. 37 ersichtlich . 

10.7.1.5. 

10.7.1.5.1. 

Organisation 

Allgemeines 

In der Organisation des österreichischen Berg­
baues und des Kohlehandels sind im Berichts­
zeitraum keine wesentlichen Veränderungen auf­
getreten . 

10.7.1.5.2. Investitionen des 
österreich ischen Kohlebergbaues 

Die Investitionsaufwendungen des 
österreichischen Kohlenbergbaues 
(siehe dazu auch Abb. 38): 
1983: 161,5 Mio. S 
1984: 125,4 Mio. S 
1985: 160,7 Mio. S 
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Abb.38: Investitionen des Kohlebergbaues 1970-1985 
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10.7.2. Erdöl 

10.7.2.1. Allgemeines 

10.7.2.1.1. Erdölverbrauch in internationaler 
Sicht 

Der leichte Aufwärtstrend der Weltölförderung 
und des Weltölverbrauchs, der im Jahre 1984 zu 
beobachten war, kam 1985 wieder zum Stillstand. 
Die gedämpfte Nachfrage ist zum Großteil auf 
das Abflachen der Konjunktur in den USA und auf 
das Ende des britischen Bergarbeiterstreiks zu­
rückzufü h ren. 
Der Weltölverbrauch sank 1985 gegenüber 1984 
um 1,2% auf 2 819 Mio. t, die Weltölförderung um 
1,8% auf 2738 Mio. t. Die OPEC-Förderung betrug 
792 Mio. t und war damit 1985 um 8,5% niedriger 
als im Jahr zuvor, die Nicht-OPEC-Produktion 
stieg um 2,7% auf 1 204 Mio. t, die der Staatshan­
deisländer lag mit 742 Mio. t um 1 % unter dem 
Jahresniveau von 1984. 
Zum Preisverfall auf dem internationalen Erdöl­
markt und seinen wirtschaftlichen Auswirkungen 
siehe Pkt. 2.1. (Die Situation auf dem internatio­
nalen Ölmarkt). 
Aus Abb. 39 sind die Auswirkungen der ersten 
(1973/74) und zweiten (1979/80) Erdölpreiskrise 
auf die Entwicklung des Gesamtenergieverbrau­
ches von Erdöl und Erdölprodukten ersichtlich. 
Die Industrieländer haben besonders nach dem 
zweiten Erdölpreisschock mit einer Drosselung 
des Erdölverbrauchs reagiert. Gegenüber 1973 
war der Verbrauch von Erdöl und Erdölprodukten 

Abb.39: Verbrauch an Erdöl 1970-1984 
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in der gesamten OECD im Jahr 1984 um rund 14% 
geringer. Dadurch reduzierte sich der Anteil des 
Erdöls am Gesamtenergieverbrauch von 52% im 
Jahr 1973 auf 43% im Jahr 1984. Hervorzuheben 
ist, daß in Österreich der Erdölanteil im Vergleich 
zur gesamten OECD und besonders zu OECD-Eu­
ropa deutlich niedriger liegt. 

10.7.2.1.2. Energie- und umweltpolitische 
Zielsetzungen und Maßnahmen 

Das Energiekonzept 1984 hat die Forderung auf­
gestellt, daß der Anteil des Erdöls am Energie­
verbrauch langfristig sinken müsse, insbeson­
dere in der Industrie und bei der Stromerzeu­
gung. Diese Zielsetzung ist in den vergangenen 
Jahren erfolgreich verfolgt worden: 
• Der Anteil des Erdöls am Gesamtenergiever­

brauch sank im Berichtszeitraum 1983/85 von 
45,5% auf41, 1 %. 
Der Anteil des Erdöls am energetischen End­
verbrauch sank im gleichen Zeitraum von 
44,8% auf40,8%. 

• Der Anteil des Erdöls am Gesamtenergiever­
brauch der Industrie verminderte sich von 
21,4%auf15,1%. 

• Der Anteil von flüssigen Brennstoffen an der 
kalorischen Stromerzeugung ging von 26,0% 
auf 15,4% zurück. 

Weiterhin muß aber gelten, daß Erdöl als Roh­
stoff und zur Deckung des Bedarfes an Mobilität 
unverzichtbar ist und spezifische Vorteile bietet. 
Die Umweltverträglichkeit der Mineralölprodukte 
ist entschieden verbessert worden: 
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• Der höchstzulässige Schwefel gehalt wurde 
gesenkt bei 

Dieselkraftstoff von 0,3 % auf 0,15% 
Ofenheizöl von 0,5 % auf 0,3 % 
Heizölleicht von 0.75% auf 0,5 % 
Heizöl mittel von 1,5 % auf 1,0 % 
Heizöl schwer von 3,0 % auf 2,0 % 

• Der Bleigehalt wurde bei Superbenzin von 
0,4% auf 0,15% gesenkt; Normalbenzin darf 
nur unverbleit abgegeben werden. 

Kostengünstigkeit, Versorgungssicherheit und 
Umweltverträglichkeit der Erdölversorgung müs­
sen jedoch weiter entschieden vorangetrieben 
werden. Die Bundesregierung hält daher alle 
Maßnahmen des Energiekonzeptes 1984 auf­
recht. Dies gerade unter dem Aspekt einer Situa­
tion auf dem Weltölmarkt, die gekennzeichnet ist 
durch starke Unsicherheit über die weitere Ent­
wicklung der Öl preise. Der derzeitige Marktpreis 
entspricht nicht dem Niveau, das langfristig zum 
Ausgleich von Angebot und Nachfrage erforder­
I ich ist. 
Die Bundesregierung fordert daher die Mineral­
ölwirtschaft auf, 
• bei Aufschluß und Förderung von Erdöl darauf 

zu achten, daß der Republik Österreich eine 
maßgebliche Selbstversorgung beim Energie­
träger Erdöl langfristig erhalten bleibt 
Der Bundesregierung ist dabei bewußt, daß 
sich die wirtschaftlichen Voraussetzungen für 
Aufschluß und Produktion von Erdöl in Öster­
reich signifikant verschlechtert haben. 

• die Flexibilität bei Beschaffung und Verarbei­
tung weiter auf einem den raschen Änderun­
gen sowie der hohen Unsicherheit am Markt 
entsprechenden Niveau zu halten 
Die Erhöhung der Zahl der Rohöllieferländer, 
der stark angehobene Einsatz von Halbfabri­
katen und die rasche Anpassung des Raffine­
rieausstoßes an die mengenmäßig und quali­
tativ stark geänderten Markterfordernisse 
werden von der Bundesregierung als Indikato­
ren einer solch hohen Flexibilität anerkannt. 

• bei der Preisgestaltung auf die rasche Anpas­
sung der Preise an das internationale Markt­
preisniveau zu achten 
Die Bundesregierung hält weiter an ihren im 
Energiekonzept getroffenen Überlegungen zur 
Preispolitik, insbesondere im Hinblick auf die 
gegenwärtige Situation am Öl markt, fest, wird 
weiterhin die Entwicklung sorgfältig beobach­
ten und gegebenenfalls alle Maßnahmen er­
greifen, die geeignet erscheinen, für die öster­
reichische Volkswirtschaft optimale Rahmen­
bedingungen zu schaffen. 

• die Bemühungen um die Erhöhung der Um­
weltverträglichkeit der Mineralölprodukte fort­
zusetzen 
Die Bundesregierung anerkennt insbesondere 
die auch im internationalen Vergleich bemer-

91 

kenswerten Fortschritte bei der Absenkung 
der S02-Emissionen aus der Verfeuerung von 
Mineralölprodukten und erwartet weitere 
Maßnahmen zur Reduzierung des Schwefel­
gehaltes bei den Heizölen. 

10.7.2.2. Aufbringung 

10.7.2.2.1. Inländische Aufbringung 

Mit Stand vom 1. Jänner 1986 sind in Österreich 
insgesamt 272 Gewinnungsfelder mit einem Ge­
samtausmaß von rund 766 Mio. m2 aufrecht, von 
denen 28 Mio. m 2 in Wien, 306 Mio. m2 in Nieder­
österreich und 432 Mio. m2 in Oberösterreich lie­
gen. 
Insgesamt wurden 1984 und 1985 267958 Bohr­
meter niedergebracht. 128 Tiefbohrungen (ohne 
Hilfsbohrungen) sind beendet worden. Diese tei­
len sich wie folgt auf: 
Untersuchungs- und Aufschlußbohrungen 54 
Erweiterungsbohrungen 44 
Produktionsbohrungen 30 
Von diesen beendeten Bohrungen wurden 61 % 
öl- bzw. gasfündig. 
Der Rückgang der inländischen Rohölförderung 
hat sich in den letzten Jahren fortgesetzt und be­
trug 1984 5,0% und 1985 4,9% gegenüber dem 
jeweiligen Vorjahr (vgl. Tab. 45). 

Tab. 45: Rohölproduktion in Österreich 1983-1985 

in t 
Veränderung gegenüber 

dem Vorjahr in % 

1983 1268573 -1.7 
1984 1205430 

I 

-5.0 
1985 1146958 -4,9 

(c) BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Die CO2-Einpreßphase beim Enhanced Oil Reco­
very-Pilotversuch im Ölfeld Ried wurde abge­
schlossen. Der Versuch erbrachte bisher ermuti­
gende Ergebnisse über die zu erwartende Ölför­
derung. Endgültige Aussagen, insbesondere 
über die Wirtschaftlichkeit, stehen jedoch noch 
aus. 
Durch die Anwendung neuer Technologien, ins­
besondere sekundärer und tertiärer Förderme­
thoden, ist es in den letzten Jahren gelungen, die 
kontinuierliche Abnahme der Förderquoten deut­
lich zu verlangsamen. Diese Maßnahmen wer­
den entscheidend dazu beitragen, daß die inlän­
dische Förderung von Rohöl künftig in einem ge­
ringeren Ausmaß sinken wird, als dies in der Ver­
gangenheit der Fall war. Auf Grund des in letzter 
Zeit stark gesunkenen Rohölpreises wird von den 
Erdölunternehmen jedoch eine Reduzierung der 
kostenintensiven Aufsuchungstätigkeiten erwo­
gen. 
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Die von der Geologischen Bundesanstalt ge­
meinsam mit den Erdöl- und Erdgasunternehmen 
durchgeführten Berechnungen und Schätzungen 
ergaben mit Stichtag 31. Dezember 1985 nachste­
hend angeführte gewinnbare Erdölreserven: 

Tab. 46: Gewinnbare Erdölreserven - Stand 31. 12. 1985 

Sichere Reserven 
Wahrscheinliche Reserven 
Mögliche Reserven 
Prognostische Reserven 

Ce) BMfHGl/Energiebericht '86 I 

12,9 Mio. 
3,2 Mio. 
1,4 Mio. t 

32,0 Mio. t 

Bei den prognostischen Reserven handelt es sich 
um solche, die auf den Zielvorstellungen für den 
geologischen Aufschluß und auf den Möglichkei­
ten der verbesserten Entölung (Enhanced Oil Re­
covery) beruhen und daher nur spekulativen 
Charakter haben. 

10.7.2.2.2. Importe 

Nach einer Phase sinkender Rohölimporte war 
im Jahre 1984 gegenüber 1983 ein Anstieg von 
10,6%,1985 ein Anstieg von 5,1 % zu verzeichnen. 

Die Politik einer möglichst breiten Streuung der 
Bezugsquellen wurde erfolgreich fortgesetzt: die 
Anzahl der Lieferländer ist von 11 im Jahre 1983 
auf 12 im Folgejahr und schließlich auf 16 im 
Jahre 1985 angestiegen. Der Anteil der OPEC­
Länder ist 1985 mit 68,2% gegenüber dem Vor­
jahr, gemessen an den Gesamtimporten, leicht 
rückläufig (vgl. Tab. 47). 
Verbunden mit dem mengenmäßigen Anstieg der 
Rohölimporte war auch eine Zunahme des finan­
ziellen Aufwandes zu verzeichnen (1983/84: 
18,9%; 1984/85: 4,4%), welcher jedoch angesichts 
der weltweit sinkenden Rohölpreise unterpropor­
tional ausfiel. Die durchschnittliche Belastung 
der österreichischen Handelsbilanz durch eine 
Tonne importiertes Rohöl hat im Jahre 1983 
S 4039,9, im Folgejahr S 4340,8 und im Jahre 
1985 S 4312,9 betragen. Im einzelnen wird auf 
die Tab. 48 verwiesen. 
Im Gegensatz zur mengenmäßigen Entwicklung 
der Rohölimporte stagnierten die Importe von 
Erdölprodukten. 1983 wurden 3110,7 Mio. t im­
portiert, 19843140,4 Mio. t und 19853133,3 Mio. t 
(siehe Tab. 49). Die Importpreisentwicklung bei 
Erdölprodukten folgte im wesentlichen derjeni­
gen des Rohöls. 

Tab. 47: Mengenmäßige Entwicklung und Struktur der ROhölimporte 1983-1985 

I 
1983 1984 1985 

103 t % 103 t % 103 t % 

OECD insgesamt 61,2 1,1 270,3 4,6 369.1 5,9 

davon Großbritannien 61,2 - 22,2 
Norwegen - 270,3 347,0 

OPEC insgesamt 3020,9 56,6 4078,4 69,0 4235,0 68,2 

davon Saudi-Arabien 1248,6 751.6 474,3 
Algerien 658,6 865,2 686,7 
libyen 651,4 995,6 1029.2 
Nigerien 399,5 901,3 1013.1 
Iran 32,8 155.9 268,2 
Irak - 280,6 357,4 
Gabun - - 89,8 
Venezuela 30,0 104,1 316,2 
Indonesien - 24,2 -

COMECON insgesamt 1392,6 26,1 1278,4 21.7 750,6 12,1 

davon UdSSR 1392.6 1278,4 750,6 
I 

Sonstige 864,2 16,2 279.4 4,7 850,9 13,7 i 

davon Ägypten 125,1 - 252,0 
Mexiko 517,8 214,7 300,7 
Syrien - - 91,3 
Tunesien 221,3 64,7 -

Kamerun - - 172,4 
Niederländische Antillen - - 34,5 

Insgesamt 5338,9 100,0 5906,6 100,0 6205,6 100,0 

@ BMfHGIiEnergiebericht '86 I 
Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt 
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Tab. 48: Wertmäßige Entwicklung und Struktur der Rohölimporte 1983-1985 

1983 1984 1985 1983 1984 1985 

Mio. S 0' Mio. S % Mio. S % Sit /0 

OECD insgesamt 274.1 1,3 1282,7 5,0 1642,3 6,1 4476,7 4745,0 4448,9 

davon Großbritannien 274,1 - 93,8 4476,7 - 4231,4 
Norwegen - 1282,7 1548,5 - 4745.0 4462,8 

OPEC insgesamt 12490,2 57,9 17813,6 69,5 18744,9 70,0 4134,6 4367.8 4426.2 

davon Saudi-Arabien 4820,7 2978,5 2099,6 3860,9 3963.2 4426,8 
Algerien 3160,5 4196,4 3308,9 4798.6 4850,4 4818,3 
Libyen 2690,5 4373,0 4499,7 4130,5 4392,4 4371,8 
Nigerien 1600.9 3858,5 4388,9 4007.1 4281,2 4332,1 
Iran 120,4 634,8 1114,1 3670,4 4071,6 4154.1 
Irak - 1240,2 1657,4 - 4419,6 4636.9 
Gabun - - 432,0 - - 4809.1 
Venezuela 97,2 397,3 1244,3 3239,1 3817,6 3935.7 
Indonesien - 134,9 - - 5563,3 -

COMECON insgesamt 5459.5 25,3 5445,2 21,2 3021,9 11,3 3920.5 4259,2 4026,0 

davon UdSSR 5459,5 5445,2 3021,9 3920,5 4259,2 4026,0 

Sonstige 3344,8 15,5 1097,7 4,3 3354.8 12,5 3870,4 3929.0 3942,8 

davon Ägypten 468,3 - 1077,7 3743,0 - 4276,6 
Mexiko 1881,9 818,2 1214,8 3634,3 3811,4 4040,1 
Syrien - - 304,4 - - 3332,7 
Tunesien 994,5 279,5 - 4494,6 4319,1 -

Kamerun - - 625,0 - - 3626,0 
Niederländische Antillen - - 132,8 - - 3855,5 

Insgesamt 21 568,6 100,0 25639,2 100,0 26763,9 100,0 4039,9 4340,8 4312,9 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Quelle: Österreichisches Statistisches Zentral amt 

Tab. 49: Importe ausgewählter Erdölprodukte - mengenmäßig 1983-1985 

1983 1984 1985 1983 1984 1985 

Veränderung jeweils 
10' t gegenüber dem Vorjahr 

in % 

Flüssiggas 81,1 123.7 158,3 + 54,7 +52,5 +28,0 
Benzine 709,2 747,9 723,5 + 16,5 -j 5,5 - 3,3 
Petroleum 81.0 107,8 183,5 I- 1029,3 +33.0 t-70,2 
Gasöle 571,8 582,6 503,7 -!- 140,5 t 1,9 -13,5 
Heizöle 1026,3 960,4 991,9 - 8,8 - 6,4 + 3,3 
Sonstige Produkte 529.5 

I 
500,7 462,1 + 33,0 - 5,4 - 7.7 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Quelle: WIFO - Energiebilanz - vorläufige Ergebnisse April 1986 
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10.7.2.2.3. Inländische Verarbeitung 

Die Raffinerieproduktion der ÖMV Aktiengesell­
schaft verzeichnete nach einem Maximalausstoß 
rund 10,7 Mio. t im Jahr 1979 und danach fallen­
den Erzeugungsmengen bis 1983 (6,9 Mio. t) in 
den Jahren 1984 (7,4 Mio. t) und 1985 (8,0 Mio. t) 
wieder ansteigende Tendenz. Die Raffinerieka­
pazität, die auf 10 Mio. t zurückgenommen wurde, 
war damit 1985 für europäische Verhältnisse re­
lativ gut ausgelastet. In Entsprechung der Forde­
rungen im Energiekonzept 1984 nach hoher Flexi­
bilität der Verarbeitung und der vollen Ausschöp­
fung der Konversions- und Entschwefelungska­
pazität konnte eine weitere Verschiebung in der 
Produktpalette der Raffinerie zu "weißen" hoch­
wertigen und umweltverträglicheren Erzeugnis­
sen erfolgen. Die Flexibilität der Verarbeitung 
kommt auch in der Nutzung neuer Märkte durch 
Vervielfachung der Exporte zum Ausdruck. Im 
einzelnen vgl. Abb. 40. 

10.7.2.2.4. Exporte 

1984 und 1985 war ein Anstieg der Exporte, vor 
allem bei Benzinen und Heizölen zu beobachten, 
vornehmlich dank erhöhter Benzinlieferungen in 
den süddeutschen Raum und einer starken Stei­
gerung der Heizölausfuhren nach Ungarn. 

Abb. 40: Raffinerieproduktion der ÖMV Aktiengesellschaft 
1976---1985 
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Quelle OMV-Aktlengesellschaft 

Tab. 50: Exporte ausgewählter Erdölprodukte - mengenmäßig 1983-1985 

1983 I 1984 1985 1983 I 1984 1985 
--L 

I 
Veränderung jeweils 

103 t gegenüber dem Vorjahr 
j n ~/o 

Flüssiggas 55.6 28.5 36.9 - 6,7 - 48,8 t- 29,8 
Benzine 15.0 159.4 253,6 -I 25,3 1 962.0 I- 59,1 
Petroleum 83,2 114.5 121,7 1 25,1 + 37,6 + 6,3 
Gasöle 0,9 56.1 35.4 - 5,5 1-6097,3 - 36.9 
Heizöle 16,7 41,8 380,0 1 186,2 + 150,8 + 808,0 
Sonstige Produkte 71,9 86,6 88,3 -I 2.0 I 20.4 1 2,0 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Quelle: WIFO - Energiebilanz - vorläufige Ergebnisse April 1986 

10.7.2.3. 

10.7.2.3.1. 

Transport und Lagerung 

Erdöl- und Produktenpipelines in 
Österreich 

Der Transport von importiertem Erdöl erfolgt 

Tab. 51: Erdöl- und Produktenpipelines in Österreich 1983-1985 

Länge Leitung Streckenführung 
in km 

TAL Triest-Ingolstadt 465 
AWP Würmlach-Schwechat 415 
PLW Schwechat-St. Valentin 172 

© BMfHGl/Energiebericht '86 

durch die Transalpine Ölleitung (TAL) und die 
von dieser in Kärnten abzweigenden Adria-Wien­
Pipeline (AWP). Die Produkten-Leitung West 
(PLW) trägt zur Versorgung Westösterreichs mit 
Erdölprodukten bei. Detaillierte Angaben sind 
Tab. 51 zu entnehmen. 

Kapazität Auslastung in % I 

in Mio. tlJahr 
1983 1984 1985 

54 33,3 29,6 34.4 
10 58.1 59,6 62,9 
3 32,9 33,3 38,7 

--
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10.7.2.3.2. Lagerung 

In Österreich lagerten zum Stichtag 31. Dezem­
ber 1985 einschließlich der Pflichtnotstandsre­
serven rund 0,6 Mio. t Erdöl sowie rund 2,2 Mio. t 
Erdölprodukte und Halbfertigfabrikate. Diese An­
gaben enthalten neben den Vorräten der Mine­
ralölwirtschaft und des Mineralölhandels auch 
jene Mengen, die von Elektrizitätsversorgungs­
unternehmen gelagert werden. 

10.7.2.3.3. Verteilung 

Die Zahl der Tankstellen wurde im Zeitraum 1983 
bis 1985 im Zuge von Strukturbereinigungen von 
4317 auf 4163 um 3,6% gesenkt und folgte damit 
dem internationalen Trend. Die detaillierte Ent­
wicklung ist Tab. 52 und 53 zu entnehmen. 

Tab. 52: Tankstellen in Österreich nach Firmenmarken -
Stand per Jahresende in den Jahren 1983, 1984 und 
1985 

Firmen 1983 I 1984 1985 

I AGIP 155 155 158 
AR AL 277 266 259 
BP 277 268 261 
ELAN 646 626 603 
ESSO 390 379 373 

I MARTHA 529 509 496 
MOBIL 475 447 424 
SHELL 603 593 580 
TOTAL 156 147 142 

Zwischensumme 3508 3390 3296 

Sonstige Firmen 809 855 867 

Gesamtsumme 4317 4245 4163 

ce;, BMfHGIiEnergiebericht '8~ 

Tab. 53: Tankstellen in Österreich nach Bundesländern -
Stand per Jahresende in den Jahren 1983, 1984 und 
1985 

I 

Bundesländer 1983 I 1984 1985 
----

I 

Wien 441 434 421 
Niederösterreich 1043 1043 1026 
Burgeniand 231 228 229 
Steiermark 733 719 

I 

708 
Kärnten 410 394 385 
Oberösterreich 700 687 673 
Salzburg 284 273 261 
Tirol 331 325 319 
Vorarlberg 144 142 141 

Österreich 4317 4245 4163 

• c:~ BMfHGl/Energiebericht '86 I 

10.7.2.4. 

10.7.2.4.1. 

10.7.2.4.1.1. 

Abgabe und Verbrauch 

Verbrauchsentwicklung 

Gesamtenergieverbrauch und 
energetischer Endverbrauch 

95 

Der Anteil des Erdöls am Gesamtenergiever­
brauch und am energetischen Endverbrauch so­
wie an der Deckung des Bedarfes an den einzel­
nen Nutzenergiearten ist aus den Tab. 54 und 55 
und der Abb. 41 ersichtlich. 
Die energiepolitische Zielsetzung des "Rückzu­
ges aus dem Erdöl" konnte in Österreich in den 
vergangenen zwei Jahren erfolgreich fortgesetzt 
werden: Sowohl der Anteil des Erdöls am Ge­
samtenergieverbrauch als auch am energeti­
schen Endverbrauch verringerte sich kontinuier­
lich. 

Tab. 54: Anteil des Erdöls am Gesamtenergieverbrauch und 
am energetischen Endverbrauch 1983-1985 

Anteil des Erdöls am 

Gesamtenergie- energetischen 
verbrauch Endverbrauch 

1983 45,5% 44,8% 

1984 42.1% 41,4% 
1-----

1985 I 41,1% 40.8% J 
CC) BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Tab. 55: Anteil des Erdöls an den einzelnen Nutzenergiearten 

Raumheizung und Warmwasserbereitung 
Prozeßwärme 
Mechanische Arbeit 
Mobilität 
Beleuchtung und EDV 

(c; BMfHGl/Energiebericht '86 I 

34.4 % 
20.6 % 
10,9 % 
95.8 % 

2.7 % 

Der Gesamtenergieverbrauch von Erdöl und Erd­
ölprodukten nahm - nachdem in den Jahren 
1978 bis 1980 annähernd das Verbrauchsniveau 
von 1973 erreicht wurde - bis zum Jahr 1984 um 
19% ab und stieg nur im Jahr 1985 geringfügig 
(1985/84: +0,6%) an. Somit konnten trotz des 
Rückgangs der Inlandsförderung die Importe we­
sentlich verringert werden und sanken von 1980 
bis 1985 um 17,9% . 
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Abb. 41: Kenngrößen der Erdölversorgung 1970-1985 (kumulative Darstellungen; In TeraJoule) 
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b) Energetischer Endverbrauch 
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e) Energet. Endverbrauch d. Sektors Kle inabnehmer 
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Tab. 56: Verbrauchsbilanzen für Erdöl und Erdölprodukte 1983-1985 
(Quelle: WIFO) 

Tab. 56a Erdöl 

1983 1984 

in 1000 t 

Gesamtenergieverbrauch 6683,5 7081 ,2 

Verbrauch des Sektors Energie - -

Nichtenergetischer Verbrauch - -

Umwandlung 6683,5 7081,2 

Energetischer Endverbrauch - -

Industrie - -
Verkehr - -
Kleinabnehmer - -

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Tab. 56b Benzin 

1983 1984 

in 1000 t 

Gesamtenergieverbrauch 2704,5 2586,6 

Verbrauch des Sektors Energie - -

Nichtenergetischer Verbrauch 62,9 62,9 

Umwandlung 190,2 91 ,6 

Energetischer Endverbrauch 2451,4 2432,2 

Industrie - -
Verkehr 2451 ,4 2432,2 
Kleinabnehmer - -

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Tab.56c Gasöl 

1983 1984 

in 1000 t 

Gesamtenergieverbrauch 2658,9 2550,3 

Verbrauch des Sektors Energie - -

Nichtenergetischer Verbrauch - -

Umwandlung 150,3 203,1 

Energetischer Endverbrauch 2508,5 2347,2 

Industrie - -
Verkehr 1481 ,2 1413,5 
Kleinabnehmer 1027,3 933,8 

© BMfHGIiEnergieberichl '86 I 

1985 1983 1984 1985 

Veränderung gegenüber d. Vorjahr in % 

7381,3 -11,4 + 5,9 + 4,2 

- - - -

- - - -

7381 ,3 -11,4 + 5,9 +4,2 

- - - -

- - - -
- - - -
- - - -

1985 1983 1984 1985 

Veränderung gegenüber d. Vorjahr in % 

2633,7 + 3,6 - 4,4 + 1,8 

- - - -

62,9 0 0 0 

182,5 + 8,0 -51 ,8 + 99,2 

2388,4 +3,3 - 0,8 - 1,8 

- - - -
2388,4 + 3,3 - 0,8 - 1,8 

- - - -

1985 1983 1984 1985 

Veränderung gegenüber d. Vorjahr in % 

2694,2 + 7,3 - 4,1 + 5,6 

- - - -

- - - -

129,5 + 282,7 + 35,1 -36,3 

2564,7 + 2,8 - 6,4 + 9,3 

- - - -
1512,1 + 0,5 - 4,6 + 7,0 
1052,6 + 6,4 - 9,1 + 12,7 
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Tab. 57: SO,-Emissionen in Österreich aus der Verbrennung 
von Mineralölprodukten in 1000 t 1970-1985 

10.7.2.4.2. Preisentwicklung 

Die Entwickl u ng der Endverbraucherpreise fü r 
Fahrbenzine, Dieselkraftstoff und Ofenh eizöl se it 
dem Jah r 1983 sind Tab. 58 und Abb . 44 zu en t­
nehmen . Über d ie Preisentw icklung der Heizöl e 
fü r die Industrie info rmiert Tab. 59 und Abb. 44. 

Diesel- Ofen- Heizöl Heizöl Heizöl 
Jahr kraft- heizöl leicht mittel schwer 

Gesamt 
stoff 

70 7,7 2,9 15,4 10,1 150,9 187,0 
71 10,3 5,6 14,8 12,8 173,3 216,8 
72 7,5 5,4 15,2 9,3 165,9 203,3 
73 8,9 7,8 17,9 8,0 204,3 246,9 
74 9,1 6,4 19,2 10,2 172,0 216,9 
75 8,7 6,9 16,9 7,0 150,9 190,4 
76 10,8 8,1 23 ,2 9,1 183,1 234,3 
77 10,7 6,4 22 ,0 8,9 158,1 206,1 
78 11,7 9,8 22 ,6 11 ,5 178,1 233,7 
79 14,9 13,3 26 ,3 14,9 190,7 260,1 
80 14,4 11 ,4 26,2 12,4 182,3 246,7 
81 13,3 8,8 19,9 8,6 154,0 204,6 
82 14,0 8,5 12,6 4,6 124,1 163,8 
83 13,1 5,3 11,4 2,8 81 ,3 113,9 
84 12,6 5,2 10,2 3,0 65,6 96,6 
85 11 ,6 6,3 12,0 3,2 46,3 79,4 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
Quel le: ÖMV-Akti engese ll schaft 

Tab. 58: Entwicklung der Pumpenabgabepreise für Fahrbenzine, Dieselkraftstoff und Ofenheizöl 1983- 1986 in S/Liter 

Superbenzin Normalbenzin Dieselkraftstoff Ofenheizö l 

03 , 02. 1983 10,40-10,80 10,00-10,30 - 10,10 -
01 , 03. 1983 10,40-10,80 10,00-10,30 - 9,90 -
16, 03. 1983 10,20-10,60 9,90-10,10 9,39- 9,70 -
17, 03. 1983 - - - 6,00 
15, 04. 1983 9,99-10,60 9,69-10,10 9,39- 9,70 -
27. 06. 1983 10,19-10,80 9,89-10,30 9,65- 9,90 -
18, 07 , 1983 10,39-10,90 10,09-1 0,40 9,75- 9,90 -
05. 08. 1983 10,59-11 ,00 10,25-1 0,50 9,75-10,00 -
22. 08 , 1983 10,69-11 ,10 10,35- 10,60 9,85-10,10 -
29, 10. 1983 - - - 6,40 
02 , 12, 1983 10,77- 11 ,30 10,35-10,80 9,80-10,10 -

04, 01 . 1984 10,97-11 ,50 10,55-11 ,00 10,00-10,40 6,70 
04, 04 , 1984 10,85-11 ,30 10,45-10,80 9,65-10,30 -

31 , 07. 1984 - - 10,00-10,40 6,90 
02 , 08, 1984 11 ,00-11 ,50 10,50-11 ,00 - -
29. 09. 1984 11 ,50-11 ,80 11 ,00-11 ,30 10,40-10,70 -
23, 10. 1984 - - - 7,00 

26. 02. 1985 11 ,50-12,10 11 ,00-11 ,60 10,60-11,00 -
26. 03, 1985 - - - 7,20 
01 . 04. 1985 11 ,60-12,20 11 ,10-11,70 - -

(bleifrei) 
09. 07, 1985 - - 10,60- 10,90 7,00 
16, 07. 1985 11 ,70-12,00 11 ,30-11 ,50 10,60-10,80 -

31, 07 , 1985 11 ,40-11 ,80 11 ,10-11 ,30 9,90-10,60 6,80 
28, 09. 1985 11,15-11,60 10,90-11,10 9,80- 10,60 -
08, 10. 1985 10,98-11,40 10,70-10,90 9,60-10,40 6,60 
27, 11 . 1985 11 ,08-11,40 10,70-10,90 9,90-10,70 6,80 
11,12. 1985 10,78- 11 ,30 10,38-10,70 9,98-10,50 6,70 

08 , 01 . 1986 10,43-11 ,00 9,85-10,40 9,65-10,30 6,50 
28 , 01 . 1986 9,95-10,70 9,46-10,10 9,25-10,00 6,20 
19, 02. 1986 9,55-10,40 9,16- 9,80 9,10- 9,80 6,00 
06. 03. 1986 9.39- 10,00 8,89- 9,40 9,10- 9,60 5,80 
02 , 04. 1986 - 9,80 - 9,20 - 9,20 5,60 
22, 05. 1986 8,45- 9,80 7,95- 9,20 7,97- 9,20 5,60 
31 , 05. 1986 - - - 8,80 5,30 
20. 06. 1986 9,28- 9,50 8,66- 8,90 8,30- 8,60 5,10 
11 . 07,1986 8,55- 9,20 8,00- 8,60 7,18- 8,30 4,80 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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Tab. 59: Raffinerieabgabepreise für Heizöl schwer, mittel und 
leicht 1983-1986 in S/Tonne 

schwer mittel leicht 

11 . 01 . 1983 3100.- 4800.- 5150.-
16. 03. 1983 2980.- - -
01. 04. 1983 - 4650.- 5000.-
08. 08. 1983 3080.- 4750.- 5100.-
22 . 08. 1983 3180.- - -
22 . 11. 1983 3300.- - 5180.-
21.12. 1983 3433.- - -

24. 01 . 1984 3533.- - -
09 . 04. 1984 3690.- - -
31 . 07. 1984 - - 5250.-
01 . 10.1984 - 5000.- -
23 . 10. 1984 3940.- - 5500.-

26 . 02. 1985 4340.- 5400.- 5900.-
22 . 04. 1985 3990.- 5180.- 5680.-
09. 07 . 1985 3690.- 4880.- 5430.-
31 . 07 . 1985 3540.- 4680.- 5230.-
13. 12. 1985 3090.- 4380.- 4930.-

08 . 01.1986 - 4180.- 4730.-
28. 01 . 1986 2800.- 3880.- 4430.-
19. 02. 1986 2500.- 3680.- 4230.-
06. 03. 1986 - 3480.- 4030.-
02. 04. 1986 2300.- 3280.- 3830.-
09 . 05. 1986 1950.- - -
31 . 05. 1986 - 2980.- 3530.-
20. 06. 1986 1650.- 2680.- 3330.-
11.07. 1986 1400.- 2380.- 3030.-

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Abb. 44: Entwicklung der Endverbraucherpreise 1970-1985 
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Der Mitte des Vorjahres beginnende und im er­
sten Quartal 1986 besonders prägnante Rück­
gang der Erdölpreise auf dem Weltmarkt und die 
Wechselkursverluste des Dollars verbilligten die 
österreich ischen Energieimporte. In Abb . 45 wer­
den die Importeinstandspreise der Erdölprodukte 
Normal- und Superbenzin sowie Gasöl - Gasöl 
differenziert nach Dieselkraftstoff und Ofenheizöl 
- zwischen 1979 und den letzten verfügbaren 
Monatsdaten gezeigt und mit den Letztverbrau­
cherpreisen (ohne Steuern) verglichen. 
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Abb. 45: Vergleich der Letztverbraucherpreise (ohne Steuern) mit den Importeinstandspreisen 1979-1986 
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10.7.2.5. Organisation 

10.7.2.5.1. Allgemeines 

In der Organisation der österreichischen Erdöl­
wirtschaft haben sich im Berichtszeitraum keine 
wesentl ichen Veränderu ngen ergeben. 
Die gegenwärtig bestehenden Lohnverarbei­
tungsverträge (AWP-Verträge) zwischen der 
ÖMV Aktiengesellschaft und ihren internationa­
len Vertragspartnern sind seit 1. Jänner 1983 in 
Geltung und laufen am 31. Dezember 1987 aus. 
Es ist zu erwarten, daß im Laufe des Jahres 1987 
die Beteiligten in Verhandlungen eintreten wer­
den, um die nachfolgende Vertragsperiode zu fi­
xieren. 

10.7.2.5.2. Investitionen der 
österreichischen Erdölwirtschaft 

Nach einem Rückgang des Gesamtinvestitions­
volumens im Jahre 1984 um 5,9% gegenüber 
1983 war im Jahre 1985 eine deutliche Erhöhung 
um 15,8%, verglichen mit dem Vorjahr, zu ver­
zeichnen. Eine Aufgliederung der Investitionen 
ist Tab. 60 sowie Abb. 46 zu entnehmen. 

Tab. 60: Investitionen der österreichischen Erdölwirtschaft 
1983-1985 in Mio. S 

1983 1984 1985 

Förderung und Transport 963,0 947,4 1357.8 
Verarbeitung 801,0 763,0 567.2 
Vertrieb 529,3 446,6 573,1 

Gesamt 2293,3 2157,0 2498,1 

Cc) BMfHGl/Energiebericht '86 I 
Abb.46: Investitionen der Erdölwirlschaft 1970-1985 (kumu· 

lative Darstellung) 
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10.7.3. Gas') 

10.7.3.1. Allgemeines 

10.7.3.1.1. Erdgasverbrauch in 
internationaler Sicht 

Der Welterdgasverbrauch betrug 1985 rund 1 650 
Mrd. m3

. Mit einem Anteil von über 20% am ge­
samten Primärenergieverbrauch der Welt steht 
Erdgas an dritter Stelle hinter dem Mineralöl und 
der Kohle. 
Die gesamten Welterdgasvorkommen zum Jah­
resbeginn 1985 werden auf rund 232000 Mrd. m3 

geschätzt. Hievon belaufen sich die nachgewie­
senen Reserven auf rund 96.700 Mrd. m3 und die 
zusätzlich förderbaren Ressourcen auf rund 
135000 Mrd. m3

. Bezogen auf den WeIterdgas­
verbrauch ergibt sich somit eine Reichweite der 
gesamten Erdgasreserven von derzeit rund 140 
Jahren. 
Auf Grund von Schätzungen der WeItenergiekon­
ferenz kann davon ausgegangen werden, daß 
sich die Welterdgasproduktion angesichts des 
hohen Reservenpotentials in den nächsten 40 
Jahren verdoppeln läßt. Dabei liegt der weit 
überwiegende Anteil der Welterdgasreserven in 
Regionen, die als Lieferquellen für Europa in Be­
tracht kommen. 
Zur Zeit werden rund 13% des WeIterdgas­
aufkommens international gehandelt; nahezu 4/5 

über Pipelines und '/5 über Flüssigerdgastanker. 
Mit einem Anteil von ca. 17% am Welthandels­
volumen ist die BRD der weltweit zweitgrößte 
Erdgasimporteur. 
Abb. 47 zeigt, daß sich der Gesamtenergiever­
brauch von Erdgas in der gesamten OECD seit 
1972 nur unwesentlich verändert hat (1984: 29 790 
PJ, 1984172: +1,3%). Dabei lag allein der Anteil 
der USA am Gesamtenergieverbrauch von Erd­
gas in der OECD im Jahr 1972 bei fast 80%, 1984 
immer noch bei 60%. Dem Rückgang des Erdgas­
verbrauches in den USA (1984172: -22%) steht 
ein deutlich expandierender europäischer Erd­
gasmarkt gegenüber (1984/72: + 75%). Trotzdem 
liegt der Anteil des Verbrauches von Erdgas am 
Gesamtenergieverbrauch in den USA noch im­
mer höher (1984: 24%) als im europäischen 
Durchschnitt (1984: 15%). 

') Unter der in den Punkten 10.1. bis 10.6. ausgewiesenen 
Position "Gas" sind Erdgas, Stadtgas, Gichtgas und Koke­
reigas erlaßt. Die hier beginnenden Punkte 10.7.3.1. bis 
10.7.3.5. behandeln nur Erdgas. Anschließend sind im Ka­
pitel 10.7.3.6. die Teilbilanzen der im BMIHGul erstellten 
Gasbilanz abgedruckt. 
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Abb.47: Verbrauch an Erdgas 1970-1984 
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Quelle: ENERGY BALANCES OF OECD COUNTRIES , OECDIIEA', ' ~rech d W k f Su ~" nung er asser r a t: bstitutionsmethode (zur Definition siehe Anhang 1I) 

10.7.3.1.2. Energie- und umweltpolitische 
Zielsetzungen und Maßnahmen 

Entsprechend den Zielsetzungen des Energie­
konzepts 1984 hat sich der Anteil des Erdgases 
am Gesamtenergieverbrauch von 17,3% im Jahr 
1983 auf 19,3% im Jahr 1985 erhöht, dies bei 
gleichzeitiger Steigerung des Anteils der Kohle 
im industriellen Bereich und der Fernwärme so­
wie der heimischen Biomasse im Raumwärme­
sektor. Der im Energiekonzept 1984 verankerte , 
energiepolitisch differenzierte , wünschenswerte 
Einsatz von Gas ist daher gelungen . 
In Fortsetzung dieser Politik und in Weiterent­
wicklung des Maßnahmenkataloges des Energie­
konzepts 1984 fordert die Bundesregierung die 
Mineralölwirtschaft und die Gasversorgungs­
unternehmen auf 
• bei Aufschluß und Förderung von Erdgas dar­

auf zu achten , daß der Republik Österreich 
eine maßgebliche Selbstversorgung beim 
Energieträger Erdgas langfristig erhalten 
bleibt. Der Bundesregierung ist dabei bewußt, 
daß sich die wirtschaftlichen Voraussetzungen 
f.~r Aufschluß und Produktion von Erdgas in 
Osterreich signifikant verschlechtert haben ; 

• den gemeinsamen Aufbau von Transitsyste­
men durch österreich ische und ausländische 
Partner zügig voranzutreiben, 

• die Sicherheit der Versorgung durch Erweite­
rung der Speicherkapazität sowie Divers ifika­
t ion der Bezüge zu erhöhen . 

Die Bundesregierung wird alle diese Maßnah­
men im Rahmen der ihr obliegenden behördli­
chen Tätigkeiten und im politischen Raum weiter­
hin bestmöglich unterstützen. Sie hat die Arbei­
ten an der Neuregelung des Rechts der Gasver­
sorgung im Rahmen der Schaffung der Grundla­
gen für eine optimale Koordination der leitungs­
gebundenen Energien entschieden vorangetrie­
ben . 
Bei aller Würdigung der Umweltverträglichkeit 
des Erdgases wird die Bundesregierung die For­
schung und Entwicklung vor allem auf dem Ge­
biet der Gasverbrennungstechnologie zur Minde­
rung von NOx-Emissionen forcieren . 

10.7.3.2. Aufbringung 

10.7.3.2.1. Inländische Aufbringung 

Die inländische Erdgasförderung stieg 1984 um 
4,9% und war 1985 mit --8,5% rückläufig (siehe 
Tab. 61) . 

Tab. 61 : Erdgasproduktion in Österreich 1983-1985 

Jahr in 1000 m3 Veränderung gegen-
über dem Vorjahr in % 

1983 1213399 - 8,4 
1984 1272342 + 4,9 
1985 1163895 -8,5 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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Bedingt durch die Absatzsteigerung bei Erdgas 
hat sich das Verhältnis Inlandsproduktion-Im­
porte weiter verschoben . Deckte 1983 die In­
landsförderung noch 27,3% des österreich ischen 
Gesamtverbrauches an Erdgas, so waren es im 
Jahr 1984 nur noch 25,7% und im Jahr 1985 
21 ,9% . 
Sich abzeichnende Explorationserfolge ermuti­
gen die Erdgasproduzenten in Österreich in der 
Erwartung, das derzeitige Erdgasförderniveau 
Österreichs mittelfristig stabil zu halten. Um die­
ses Ziel zu erreichen , muß die österreichische 
Erdgasgewinnungsindustrie erhebliche Anstren­
gungen unternehmen. So betrug das Investitions­
volumen der österreichischen Erdgasproduzen­
ten ÖMV Aktiengesellschaft und Rohöl-Aufsu­
chungs-Ges.m .b.H. im Jahr 1985 rund 715 Mio. S. 
Die von der Geologischen Bundesanstalt ge­
meinsam mit den Erdöl- und Erdgasunternehmen 
durchgeführten Berechnungen und Schätzungen 
ergaben mit Stichtag 31. Dezember 1985 nachste­
hend angeführte gewinnbare Erdgasreserven . 

Tab. 62: Erdgasreserven - Stand 31. 12. 1985 

Sichere Reserven 
Wahrscheinl ich e Reserven 
Mögliche Reserven 
Prognostische Reserven 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

10.7.3.2.2. Importe 

8,6 Mrd . m3 (Vn) 
3,1 Mrd. m3 (Vn) 
3,1 Mrd . m3 (Vn) 

84,0 Mrd. m3 (Vn) 

Nach einigen Jahren sinkender Importe an Erd­
gas bis zum Jahr 1983 stiegen die Importe 1984 
wesentlich an ( + 63,4% ), blieben im Jahr 1985 in 
etwa gleich und lagen bei rund 4,2 Mrd. m3 n. 
Die mengenmäßige Entwicklung und Struktur ist 
der Tab. 63 zu entnehmen. 

Tab. 63: Mengenmäßige Entwicklung und Struktur der 
Erdgasimporte 1983-1985 

1983 1984 1985 1983 1984 1985 

Veränderung jewei ls 
Mio m3 n gegenüber dem Vorjahr 

in % 

UdSSR' ) 2451 ,S 4009,4 4111,4 -17,2 + 63 ,5 + 2,5 
BRD 43,9 67 ,3 88,9 + 9,3 + 53 ,3 + 32,1 

2495,4 4076,7 4200 ,3 -18,7 + 63,4 + 3,0 

© BMfHGIIEnergiebericht '861 

') Inkl. Brenngas für Transitmengen. 
Auf Grund von Verei nbarungen mit der BRD (für Vorarlberg) 
wurden nachstehende Mengen im Abtausch mit Importmen­
gen aus der UdSSR nach Österre ich geliefert: 
1983: 73,4 10' m3 n 
1984: 56,0 10' m3 n 
1985: 56,3 10' m3 n 

Im Jahre 1983 wurden rund 2,05 Mrd . m3 n Erdgas 
aus den Importverträgen 1-111 mit der sowjeti­
schen Gesellschaft Sojusgasexport angeliefert. 

Der Erdgasimport erreichte 1984 rund 4 Mrd. 
m3 n. Betrachtet man die Veränderung der 
UdSSR-Erdgasimportmengen im Vergleich zu 
den Vorjahren , fällt der sprunghafte Anstieg 
1983/84 auf, welcher sich durch den Ankauf von 
preislich günstigeren Zusatzgasmengen in der 
Größenordnung von 1,3 Mrd . m 3 n erklären läßt. 
Die mit 1. Juli 1984 angelaufenen ersten lieferun­
gen aus dem neuen UdSSR-lV-Vertrag erreichten 
bis Jahresende ca. 230 Mio. m3 n. Dieser Vertrag 
sieht nach einer Aufbauphase bis zum Jahr 1989 
Mengen in der Höhe von 1,4 Mrd . m 3 n/Jahr für 
Österreich vor. 
Der Erdgasimport nach Österreich steigerte sich 
1985 um weitere 3% auf rund 4,2 Mrd . m3 n und 
erreichte sein bisheriges Maximum. Den Haupt­
anteil an dieser Menge, neben den Bezügen aus 
der BRD, hatte der Import aus der UdSSR mit ca. 
97% . Im Vergleich zum Vorjahr wurden 1985 um 
ca. 100 Mio. m3 n oder 2,5% mehr Erdgas aus der 
Sowjetunion importiert. 1985 wurden wieder Zu­
satzgasmengen in der Größenordnung von 1,3 
Mrd . m3 n eingekauft. 
Die Aufwendungen für die Erdgasimporte sind 
der Tab. 64 zu entnehmen . 

Tab. 64: Wertmäßige Entwicklung und Struktur der Erdgas­
importe 1983-1985 

1983 1984 1985 

Mio. S % Mio. S % Mio. S % 

UdSSR 5977,3 97,7 10205,2 97,9 11926,9 97,S 
BRD 140,0 2,3 215,3 2, 1 300,4 2,5 

Insgesamt 6117 ,3 100,0 10420,5 100,0 12227,3 100,0 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt 

Die Bemühungen um eine Diversifikation der 
Erdgasbezüge werden verstärkt fortgeführt: 
• 1985 und 1986 wurden die Möglichkeiten für 

einen direkten und längerfristigen Bezug von 
Nordseegas von der österreichischen Gaswirt­
schaft geprüft. Die Verhandlungen mit dem 
TROLL-Konsortium unter Führung der staatli­
chen norwegischen Ölgesellschaft ST ATOlL 
haben das Ziel , Erdgaslieferungen aus dem 
TROLL-Vorkommen ab Mitte der neunziger 
Jahre langfristig zu sichern . Von österreichi­
scher Seite wird über einen 20jährigen Liefer­
vertrag über eine Plateaumenge von 1 Mrd. 
m3 /Jahr (nach einer mehrjährigen Aufbaupha­
se) mit Übergabepunkt frei österreichisch­
deutsche Grenze verhandelt. Im Rahmen des 
TROLL-Projektes sind mit dem seinerzeitigen 
westeuropäischen Käuferkonsortium bis jetzt 
Lieferverträge über 20 Mrd . m 3/Jahr (für BRD, 
Frankreich , Belgien und Niederlande) abge­
schlossen worden. 
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• Bei Gesprächen auf interministerieller Basis 
zwischen Algerien und Österreich wurde 
gru ndsätzl iches I nteresse an Erdgasl ieferun­
gen aus Algerien angemerkt. Die im Berichts­
zeitraum stattgefundenen Gespräche zwi­
schen der algerischen Gasgesellschaft und 
der österreichischen Gaswirtschaft kamen je­
doch zu keinem konkreten Ergebnis. 

• Auf Grund der Ankündigung der niederländi­
schen Regierung, zusätzliche Erdgasmengen 
für den Export vorzusehen, wurden von der 
österreichischen Gaswirtschaft auch für diese 
Diversifikationsmöglichkeit Gespräche ge­
führt. Auch sie blieben ohne Ergebnis, da die 
Erdgasmengen zur Gänze von den bisherigen 
Vertragspartnern kontrahiert wurden. 

Grundsätzlich vertritt die Bundesregierung die 
Ansicht, daß bei wirtschaftlich vergleichbaren 
Angeboten die Diversifikation der Bezüge einer 
Verlängerung von Verträgen mit nur einem Erd­
gaslieferanten vorzuziehen ist. Alle diesbezügli­
chen Vertragsverhandlungen müssen in einer 
engen Kooperation der erdgasimportierenden 
Unternehmen erfolgen, wobei die Bundesregie­
rung diese Bestrebungen auf politischer Ebene 
unterstützen wird. 

10.7.3.3. 

10.7.3.3.1. 

Speicherung und Transport 

Speicherung 

Die Speicherung von Erdgas erfolgt in den von 
ÖMV Aktiengesellschaft (ÖMV) und Rohöl-Aufsu­
chungs-Ges.m.b.H. (RAG) errichteten Speichern 
nach den dafür abgeschlossenen Verträgen. 
Durch Erweiterung der Speicherverträge (Volu­
men um 300 Mio. m 3 und Einspeicher- und Ent­
nahmeleistung um 2 Mio. m3 pro Tag in Schritten 
1985 und 1986) wird der stufenweisen Erhöhung 
des Importbezugs einerseits sowie den erhöhten 
Anforderungen an die Elastizität bei der Erdgas­
abgabe der Landes-(Ferngas-)Gesellschaften an­
dererseits Rechnung getragen. 
Den Speicherpoolpartnern (alle Landes-[Fern­
gas-]Gesellschaften mit Ausnahme der Vorarl­
berger Erdöl- und Ferngasgesellschaft und der 
Tiroler Ferngasgesellschaft) der ÖMV Aktienge­
sellschaft und RAG standen per 31. Dezember 
1985 in ehemaligen 5 Erdgasfeldern Erdgasspei­
cher als Langzeitspeicher zur Verfügung: 

Tab. 65: Erdgasspeicher (Stand: 31. 12. 1985) 

Land: Standort! Speichervolumen 
Gesellschaft 

Niederösterreich Matzen/ÖMV 280 Mio. m 3 

Tallesbrunn/ÖMV 300 Mio. m' 
Schönkirchen 880 Mio. m' 
ReyersdorflÖMV (im Ausbau) 

Oberösterreich Thann/ÖMV 90 Mio. m 3 

Puchkirchen/RAG 40 Mio. m' 

Summe 1590 Mio. m 3 

ec:; BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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Für den ÖMV-Speicher Schönkirchen/Reyersdorf 
besteht eine Option auf Erweiterung um 420 Mio. 
m3

. Von dieser Option wurden bereits 220 Mio. m3 

abgerufen, die mit 1. Jänner 1987 bereitgestellt 
werden müssen. 
Daneben sind rund 300 Mio. m3 Erdgas in noch 
produzierenden Erdgaslagerstätten gelagert, die 
ebenfalls kurzfristig verfügbar sind. 
Die von ÖMV und RAG errichteten Speicher ste­
hen den im Rahmen der Austria Ferngas Gesell­
schaft m.b.H. zusammengeschlossenen Gasver­
teilgesellschaften der Länder zur gemeinschaft­
lichen Nutzung im Pool und zu gleichen kommer­
ziellen Bedingungen zur Verfügung. 
Der Ausbau des ÖMV-Langzeitspeichers Schön­
kirchen/Reyersdorf, der die Erhöhung des Volu­
mens von bisher 880 Mio. m3 (Stand 31. Dezem­
ber 1985) bei einer Tageseinpreß-/entnahmelei­
stung von 8,6 Mio. m3 auf 1 100 Mio. m 3 Volumen 
und einer Tageseinpreß-/entnahmeleistung von 
9,6 Mio. m3 vorsieht, ist derzeit im Gange. 
Im Mittel der letzten zwei Jahre lag der höchste 
Speicherstand - vor Beginn des Winters - bei 
rund 2 Mrd. m3 und der niedrigste Speicherstand 
- am Ende des Winters - bei rund 1 Mrd. m 3

. 

Bei einem Gesamtverbrauch der Gaskunden in 
Österreich von rund 4,8 Mrd. m3 n pro Jahr, der 
derzeit zu rund 3/4 aus dem Import und zu rund % 
aus der Inlandsförderung aufgebracht wird, kann 
die Speicherkapazität fast einen halben Jahres­
bedarf decken. 

10.7.3.3.2. Transport und Verteilung 

Die Gesamtlänge des Transport- und Verteilnet­
zes der Gasversorgungsunternehmungen betrug 
Ende 1985 ca. 11 200 Kilometer. Davon entfallen 
ca. 3000 Kilometer auf Hochdruckleitungen (grö­
ßer 4 bar) und 8200 Kilometer auf Mittel- und 
Niederdruckleitungen. Der jährliche Längenzu­
wachs liegt bei ca. 4%. Über dieses Transport­
system wurden im Jahr 1985 rund 4,8 Mrd. m3 n 
Erdgas transportiert. 
Im Jahr 1985 wurden von der österreichischen 
Gaswirtschaft für ausländische Gasgesellschaf­
ten in der TAG und WAG insgesamt 11,2 Mrd. m3 n 
UdSSR-Gas, das sind um 8,4% weniger als 1984, 
transitiert. Gleichzeitig wurden für die Landes­
(Ferngas-)Gesellschaften 1,9 Mrd. m3 n in diesen 
Systemen transportiert, das entspricht gegen­
über 1984 einer Reduktion um 8,6%. 
In der West-Austria-Gasleitung (WAG) wurden für 
Gaz de France (Frankreich) 3858 Mio. m3 n und 
für die Landes-(Ferngas-)Gesellschaften 1 266 
Mio. m3 n transportiert. 
In der Trans-Austria-Gasleitung (TAG) betrug die 
Transitmenge 5858 Mio. m3 n für SNAM (Italien) 
und 1 509 Mio. m3 n für INA/Petrol (Jugoslawien), 
während für die Landes-(Ferngas-)Gesellschaf­
ten 642 Mio. m 3 n transportiert wurden. 
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Mit dem Abschluß eines weiteren UdSSR-Gaslie­
fervertrages zwischen Soj usgasexport und der 
italienischen Gasgesellschaft SNAM ergab sich 
die Notwendigkeit, die Transportkapazität der 
TAG zu erhöhen. In einem 1984 geschlossenen 
Vertrag zwischen ÖMV Aktiengesellschaft und 
SNAM wurde vereinbart, die Transportkapazität 
der TAG durch den Bau einer 42-Zoll-Leitung, 
parallel zur bestehenden Leitung, von 11 Mrd. 
m 3 n auf 17 Mrd. m3 n pro Jahr zu erhöhen. Die 
Bauarbeiten wurden bereits aufgenommen, mit 
der Fertigstellung ist 1988 zu rechnen. Damit er­
höht sich die Transportkapazität im Rahmen des 
westeuropäischen Gastransits auf 20 Mrd. m3 n/ 
Jahr und unterstreicht die Bedeutung Öster­
reichs als Transitland für die westeuropäischen 
Bezugsländer. 

10.7.3.4. Abgabe und Verbrauch 

10.7.3.4.1. Verbrauchsentwicklung 

10.7.3.4.1.1. Gesamtenergieverbrauch und 
energetischer Endverbrauch 

Der Anteil des Erdgases am Gesamtenergiever­
brauch und am energetischen Endverbrauch so­
wie an der Deckung des Bedarfes an den einzel­
nen Nutzenergiearten ist den Tab. 66, 67 und den 
Abb. 48 a, b zu entnehmen. 

Tab. 66: Anteil des Erdgases am Gesamtenergieverbrauch 
und am energetischen Endverbrauch 1983-1985 

Anteil des Erdgases am 

Gesamtenergie- energetischen 
verbrauch Endverbrauch 

f----
1983 17.3% 11.8% 
1984 18.5% 12,6% 
1985 19.3% 13,3% 

(i.;) BMfHGl/Energiebericht '861 

Tab. 68: Erdgasverbrauch in Österreich 1983-1985 

1983 

Gesamtenergieverbrauch 4449,4 

Verbrauch des Sektors Energie 387.9 

nichtenergetischer Verbrauch 584,9 

Umwandlung 1129,5 

energetischer Endverbrauch 2281.7 

Industrie 1274.2 
Verkehr 24.8 
Kleinabnehmer 982,7 

Cc) BMfHGIlEnergiebericht '86 I 

Quelle WIFO 

Tab. 67: Anteil des Erdgases (einschließlich sonstiger gas­
förmiger Brennstoffe) an den einzelnen Nutzener­
giearten 

Raumheizung und Warmwasserbereitung 
Prozeßwärme 
Mechanische Arbeit 
Mobilität 
Beleuchtung und EDV 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

18,0% 
30,6% 

2,0% 

Der Anteil des Erdgases am Gesamtenergiever­
brauch betrug im Jahr 1983 17,3%, im Jahr 1984 
18,5% und im Jahr 1985 bereits 19,3%. Daraus ist 
die steigende Bedeutung des Erdgases für die 
Energieversorgung Österreichs zu ersehen. Eine 
detai II ierte Aufgl iederung des Erdgasverbrau­
ches ist der Tab. 68 zu entnehmen. 

10.7.3.4.1.2. Entwicklung des 
Marktverbrauches 

Nach dem Jahr 1984 mit einem Verbrauch von 
rund 4501 Mio. m 3 (ohne Raffinerie und Eigen­
verbrauch der ÖMV Aktiengesellschaft und RAG) 
brachte 1985 mit rund 4 846 Mio. m 3 das bisherige 
Verbrauchsmaximum an Erdgas in Österreich. 
Damit ist der Erdgasverbrauch im Jahr 1984 ge­
genüber dem Vorjahr um + 10,8% und 1985 um 
weitere + 7,7% angestiegen. 
Im Jahr 1984 bezogen alle Abnehmer mehr als im 
Jahr zuvor. Im Jahr 1985 setzte sich dieser Trend 
mit Ausnahme des nichtenergetischen Ver­
brauchs (chemische Industrie) fort. 

10.7.3.4.1.3. Endverbrauch und Umwandlung 

Der energetische Endverbrauch des Sektors In­
dustrie hat sich in den Branchen Nahrungsmittel, 
Textil, Elektro, Fahrzeuge im Jahr 1984 gegen­
über 1983 deutlich erhöht. Auf Grund der Ver­
brauchsmengen sind jedoch vor allem die Zu-

1984 1985 1983 1984 1985 

in Mio. m 3 Veränderung gegenüber d. Vorjahr in % 

4959,5 5308,9 +- 1.5 + 11,5 f 7,3 

458,5 463,1 +-18.1 + 18.2 + 1,3 

609,9 510.6 + 9,7 + 4.3 -16,1 

1331,7 1525.0 + 7,4 1 17.9 +14,8 

2510,0 2760.6 - 4,9 + 10.0 f 10.3 

1380.2 1449,4 - 7.0 + 8.3 + 5,3 
24,8 24.8 + 1.1 0 + 0,3 

1105,0 1286.3 - 2.2 l12.5 + 16,7 
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Abb.48: Kenngrößen der Gasversorgung 1970-1985 (kumulative Darstellungen; In Terajoule) 
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wachsraten in der eisenerzeugenden Industrie 
(+ 11 %), in der Pap ierindustrie (+ 11 % ) und in 
der chem ischen Industrie (+4%), die gemeinsam 
rund 60% der in der Industrie energetisch ver­
brauchten Erdgasmengen bez iehen , von Bedeu­
tung. 
Der Sektor Kle inverbrauch erzielte sowohl im 
Jahr 1984 (+ 12,5%) als auch im Jahr 1985 
(+ 16,7%) starke Verbrauchszuwächse, d ie vor 

allem auf d ie rege Ausbautät igke it der Gasw irt­
schaft sowohl im Hochdruckleitungsbau als auch 
be i der Verd ich tung des Niederdrucknetzes zu­
rückzufüh ren si nd. 
Einen Überbl ick über die install ierten Gasver­
brauchseinrichtungen in Haushalt und Gewerbe 
bietet Tab. 69. 
Die Anzahl der angeschlossenen Gaszähler bis 
4 bar ist der Abb. 49 zu entnehmen . 

Tab. 69: Installierte Gasverbrauchseinrichtungen In Haushalt und Gewerbe, Stand 31. 12. 1985 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 
Werk Koch- Durchlauf- Vorrats- Umlauf- Kombi- Heiz- Einzel- Luft- sonst. Gesamt 

geräte wasser- wasser- wasser- wasser- kessel heiz- erhitzer Geräte 
heizer heizer he izer heizer öfen 

BEGAS 1477 ') ') ') ') ') ') ') 192 15635 
Klagenfurt 2005 2142 54 213 343 387 1276 - 255 6675 
Villach 1052 715 2 ') ') ') ') ') 265 2648 
NEWAG - NIOGAS AG 41030 27302 7919 1420 8518 36626" 50270 - 2603 175688 
Korneuburg 2104 1241 166 - 717 745 1159 - 165 6297 
Bad Ischl 635 123 22 89 142 48 208 - 40 1307 
Gmunden 825 1315 45 60 573 140 575 3 160 3696 
SBL, Linz 33321 24830 3909 860 14577 9314 25942 - 1075 113828 
Steyr 3280 722 52 36 672 291 900 15 155 6123 
E-Werke Wels 737 299 975 300 1077 2626 1096 - 441 7551 
Salzburg 3778 2120 215 853 1887 1937 2928 3 1082 14803 
Graz 8390 835 20 3470 500 2880 3685 12 2608 22400 
Leoben 1328 220 139 361 521 728 794 45 92 4228 
Kapfenberg 48 ') ') ') ') ') 49 - 51 955 
OGV Steiermark 342 40 211 250 1465 1309 312 8 146 4083 
Innsbruck 2747 807 29 727 561 974 2023 11 1881 9760 
Bregenz 1286 182 393 850 195 1035 994 20 120 5075 
Dornbirn 781 630 413 118 394 1670 324 9 266 4605 
Feldkirch 356 119 13 226 146 227 137 - 66 1290 
Wien 694500 497150 5650 ') 130354 72691 306895 - 8830 1716070 
OOFG 43 1 408 632 - 805 102 9 145 2145 
SAFE 1 - 7 28 30 193 5 - - 264 
KELAG - - - - 32 3 - - - 35 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
Quelle: Osterr. Vereinigung tür das Gas- und Wassertach 

') Gesamt 3353; 2) Gesamt 8 743; 3) Gesamt 1870; ') Gesamt 807; 5) In Spalte 6 enthalten; ') Gesamt 614. 
* Darin enthalten: 689 Geb läsebrenner 

Abb, 49: Anzahl der angeschlossenen Gaszähler bis 4 bar (Natur- und Spaltgas) 1972- 1985 
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Die Anzahl der angeschlossenen Gaszähler bis 
4 bar (Abb. 49) gibt einen guten Überblick der 
regionalen Situation im Kleinabnehmerbereich. 
Nur mehr rund 1,2% - näml ich die der Stadtwer­
ke Innsbruck, Bad Ischl. Klagenfurt und Villach -
der 952843 im Jahr 1985 ausgewiesenen Gas­
zähler liegen im Bereich einer Versorgung mit 
Spalt- bzw. Mischgas. Bei einer Steigerung der 
Anschlüsse um 2,8% im Vergleich 1985 gegen­
über 1972 weist Wien nach wie vor den überwie­
genden Anteil auf (1972: 85%,1985: 78%). Beson­
dere Erfolge in der Gewinnung neuer Gaskunden 
im Kleinabnehmerbereich haben die Bundeslän­
der Niederösterreich, Oberösterreich und Bur­
genland aufzuweisen. In den nächsten Jahren 
sind in größerem Ausmaß Ausbauarbeiten des 
Versorgungsnetzes in Niederösterreich (Grenz­
landring) und Salzburg zu erwarten. In Tirol wird 
derzeit über die Fortsetzung des Bayrischen Erd­
gasleitungsnetzes nach Österreich - nach Kuf­
stein und in weiterer Folge durch das Inntal -
verhandelt. 
Auch der Einsatz von Erdgas zur Strom- und Wär­
meerzeugung stieg sowohl 1984 (+ 17,9%) als 
auch 1985 (+ 14,8%) kräftig an. Die Elektrizitäts­
versorgungsunternehmen setzen Erdgas seit 
dem Jahr 1980 unter dem Gesichtspunkt der Um­
weltverträglichkeit forciert ein (1985/80: 78%). 
Beispiele dafür sind etwa die Umstellung ölbe­
feuerter Einheiten der Wiener Stadtwerke auf 
Gasbetrieb. In einigen dieser erdgasbefeuerten 
Einheiten - wie beispielsweise im Kraftwerks­
block Wien-Donaustadt und Simmering sowie im 
Fernheizkraftwerk Mödling - wurden erfolgreich 
Primärmaßnahmen zur Reduktion der NOx-Emis­
sionen vorgenommen. In der Industrie hat sich 
die Verwendung von Erdgas zur Stromerzeugung 
infolge einer intensiven Nutzung brennbarer Ab­
fälle fast halbiert. 
Nach dem kräftigen Anstieg des nichtenergeti-

113 

schen Verbrauchs von Erdgas ab dem Jahr 1973 
bis 1980 ist der nunmehr beobachtbare Rückgang 
auf die Rücknahme von Produktionskapazitäten 
der chemischen Industrie (etwa für die Düngemit­
telerzeugung, die einen hohen Erdgaseinsatz er­
fordert) bzw. auf den Ersatz alter Kapazitäten 
durch rohstoff- und energiesparende Neuinvesti­
tionen zurückzuführen. 
Die Entwicklung des Eigenverbrauches des Sek­
tors Energie wird zum überwiegenden Teil vom 
Eigenverbrauch der Erdölindustrie und hier wie­
derum vom Erdgaseinsatz in der Raffinerie der 
ÖMV Aktiengesellschaft geprägt. 
Beginnend mit 1979 wurde bis 1982 (rund 88 Mio. 
m3

) laufend weniger Erdgas in der Raffinerie ver­
wendet, seitdem hat sich der Erdgaseinsatz je­
doch wieder mehr als verdreifacht (1985: rund 
276 Mio. m3

). Dies bedeutet, daß 1985 rund 40% 
des von der ÖMV Aktiengesellschaft geförderten 
Erdgases in der Raffinerie verbraucht wurden. 
Unter Berücksichtigung des sonstigen Eigenver­
brauchs der ÖMV Aktiengesellschaft beträgt die­
ser Eigenverbrauch 54%. 

10.7.3.4.2. Umweltverträglichkeit 

Der hohe Stellenwert, den die Umweltverträglich­
keit eines Energieträgers bei seinem Einsatz be­
sitzt, verlangt bei Erdgas Maßnahmen zur Reduk­
tion der NOx-Emissionen. 
Dabei sollte versucht werden, bei der Erfüllung 
der Grenzwerte des Dampfkesselemissionsge­
setzes mit Primärmaßnahmen das Auslangen zu 
finden. Diese Anwendung von Primärmaßnah­
men befindet sich im Industrie- und Gewerbebe­
reich in der Anlaufphase, für den Haushaltsbe­
reich wird in Zusammenarbeit von Gaswirtschaft 
und Geräteindustrie an der Entwicklung von Ge­
räten mit NOx-armer Verbrennung gearbeitet. 
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10.7.3.4.3. Preisentwicklung 

Als Beispiel der Entwicklung der Verbraucher­
preise werden in Tab. 70 und in Abb. 50 jene der 
Wiener Stadtwerke-Gaswerke, der Stadtbetriebe 

Linz, der Stadtwerke Graz und der NEWAG-NIO­
GAS AG für Haushalte unternehmensspezifisch 
und jene für die Industrie laut Industriestatistik 
generell angeführt. 

Tab. 70: Arbeitspreise für Erdgas für Tarifabnehmer 1970--1986 (inkL Mw5t.) in 51m 3 

WStW 
NEWAG -

NIOGAS AG 

1. 4. 1968 2,07 
1. 9. 1970 1,96 
1. 1. 1973 2,10 

1. 1. 1975 3,18 1. 1. 1975 3,15 
1. 1. 1976 3,42 
1. 1. 1977 3,63 1. 4. 1977 3,33 
1. 1. 1979 3,89 1. 10. 1979 3,44 
1. 2. 1980 4,64 1. 1. 1980 3,92 
1.1 1. 1980 5,30 1. 11 . 1980 4,57 
1. 6. 1981 6,36 1. 1. 1981 4,79 

1. 3. 1981 4,97 
1. 6. 1981 5,97 
1. 12. 1981 6,40 
1. 7. 1983 5,97 
1. 1. 1984 6,34 

1. 4.1985 7,24 1. 1. 1985 6,60 
1. 9. 1985 6,42 

1. 1. 1986 6,91 1. 1. 1986 6,16 
1. 5. 1986 6,52 1. 4. 1986 5,78 
1. 10. 1986 5,52 1. 6. 1986 5,52 

1. 7. 1986 5,26 
1. 9.1986 5,14 

© BMfHGl/Energiebericht '86 

* bei ei ner Abnahmemenge von 2000 m3 /Jahr 

Abb. 50: Erdgaspreise für Haushalte und Industrie 1970--1985 
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10.7.3.5. Organisation 

10.7.3.5.1. Allgemeines 

Die Organisation der österreichischen Erdgas­
wirtschaft ist vor allem durch den Zusammen­
schluß der Landesferngasgesellschaften im Rah­
men der Austria Ferngas Ges.m.b.H. (AFG) ge­
kennzeichnet. In der AFG sind derzeit sämtliche 
Bundesländer mit Ausnahme Tirols, wo noch 
keine Erdgasversorgung existiert, vertreten. Es 
sind jedoch Bestrebungen im Gange, um auch im 
Bundesland Tirol eine Erdgasversorgung aufzu­
bauen. 

10.7.3.5.2. Investitionen 

Die Investitionen der österreich ischen Gasver­
sorgungsunternehmen sind der Tab. 71 und der 
Abb. 51 zu entnehmen. (Investitionen des Erdgas­
bergbaus siehe Pkt. 10.7.2., S. 106) 
Der hier wiedergegebene Fünfjahresvergleich 
über die Entwicklung der Investitionen der öster­
reichischen Gaswirtschaft weist seit Jahren erst­
mals wieder eine stark steigende Tendenz auf, 
wobei besonders die Investitionen in den Aus­
tausch und die Erweiterung des Verteil netzes seit 
1983 stark angestiegen sind (1985/83: + 48%). 
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Abb. 51: Investitionen der österreichischen Gasversorgungs­
unternehmen 1970--1985 
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Tab. 71: Investitionen der österreichischen Gasversorgungsunternehmen 1981-1985 

1981 1982 1983 1984 1985 
Investitionsart 

Mio. S % Mio. S % Mio. S % Mio. S % Mio. S % 

Produktion und Gaserzeugung 8,34 1,1 19,30 2,9 4,84 0,8 0,78 0.1 6,2 0,5 
Gasbehälter. Lagerung 
fl üssiger Koh lenwasserstoffe 18.80 2,5 2,10 0,3 0,90 0,1 - - - -

Transportleitungen 191,26 25,8 151,60 22,6 168,35 26,0 239,69 27,7 271,8 22,5 
Verteilleitungen 270,07 36,4 266,82 39,7 282,48 43,7 436,1 50,4 645,5 53,5 
Kompression und Messung 
a) Transportleitungen 11,46 1,5 53,40 7,9 12,20 1,9 22,78 2,6 39,9 3,3 
b) Verteilleitungen 70.18 9,5 76,79 11,4 64,35 9.9 81,55 9,4 91,4 7,6 
Bauten. Apparate, Sonstiges 
a) Transportleitungen 98,50 13,3 40,38 6,0 87,36 13,5 61,42 7,1 86,1 7,1 
b) Verteilleitungen 73,48 9,9 61,75 9,2 26,42 4,1 23,03 2,7 65,3 5,5 

Summe 742,09 100,0 672,14 100,0 646,90 100,0 865,35 100,0 1,206,2 100,0 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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10.7.3.6. Gasbilanz 

Die Tab. 72 a-v geben die Gasbilanz für folgen­
de Energieträger wieder: 
ERDGAS 
FLÜSSIGGAS') 

energetische Verwendung 
nichtenergetische Verwendung 

RAFFINERIERESTGAS') 
STADTGAS 
MISCHGAS (ei nsch I ießI ich M ischgasaufsch I üs-

selung zur Erstellung der Gichtgasbilanz) 
GICHTGAS 
KOKEREIGAS 
U MWANDLUNGSBI LANZ 

Kokerei, Hochofen, Gaswerke 
VERWENDETE DURCHSCHNITTLICHE HEIZ­
WERTE 

Tab.72a 

106 m 3 

Erdgas 
1984 1985 

Inlandsförderung 1272.2 1163,9 
Import 4076,7 4200,3 

Aufkommen 5348,9 5364,2 

Eigenverbrauch Erdölindustrie 487,1 478.7 
davon Raffinerie 246.3 276,4 

Umlagerungen') - 25.0 - 2.9 
Verluste') 15,9 48.8 
Speicherentnahme ') -364.6 -56,4 

Abgabe an Dritte 4456.3 4777,4 

Direktabgabe an Letztverbraucher') 2.7 3.2 

Abgabe an Gasversorgungsunternehmen 4453.6 4774.2 
Eigenverbrauch und Betriebsverbrauch 6.7 7,3 
Verteilungsverluste, Meßdifferenzen 33,4 38.1 

Gesamtabgabe an Letztverbraucher 4416,2 4732,0 

an Kraftwerke der EVU 1076.5 1213.0 
davon für Strom 1009,9 1138.0 

für Wärme 66.6 75.0 

an Warmeversorgungsunternehmen 64.6 111,9 

an die Petrochemie 609,9 510,6 

an die Industrie') 1530,0 1 598,4 
davon Bergbau 62,8 66,4 

Eisenerzeugung 276,6 271,2 
Metallindustrie 13,0 13,1 
Gießereiindustrie 12.1 13,5 
Maschinen- und Stahlbau 29,2 36,6 
Fahrzeugbau 34,4 39,3 
Eisen- und Metallwaren 58.3 63,7 
Elektroindustrie 17,8 23,0 
Steine und Erden 128,0 130,1 
Holzindustrie 17,6 26,8 
Glasindustrie 75,8 82,0 
Chemische Industrie 302,6 280,3 
Papierindustrie 329,7 356.9 
Lederindustrie 0,7 0.7 
Textilindustrie 42,9 55.5 
Nahrungs- und Genußmittel 128,0 138,3 
Sonstige 0,5 1,0 

an Kleinabnehmer 1135.2 1298,1 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
') (+) aus ! (-) in Lagerstätte bzw. Speicher ') Förder- und 
Erdgasbetriebe, Meßdifferenzen. ') Direktverkauf ÖMV an die Chemie 
Linz in Abgabe an die Gasversorgungsunternehmen enthalten. ') Inkl. 
Industriekraftwerke, ohne Petrochemie. 

Auf Grund der unterschiedlichen zeitlichen Er­
stellung, bzw, da die Ergebnisse der Gasbilanz 
erst jeweils zu Jahresende in die WIFO-Bilanz 
Eingang finden, können zwischen diesen beiden 
Datenbasen geringfügige Diskrepanzen auftre­
ten. 

') In der WIFO-Bilanz sind diese beiden Energieträger in der 
Position "Erdöl" enthalten. 

Tab, 72b 

TJ 
Erdgas 

1984 1985 

Inlandsförderung 46053 42250 
Import 147577 152471 

Aufkommen 193630 194721 

Eigenverbrauch Erdölindustrie 17633 17 377 
davon Raffinerie 8916 10033 

Umlagerungen') - 905 - 105 
Verluste') 575 1771 
Speicherentnahme ') -13199 -2047 

Abgabe an Dritte 161318 173419 

Direktabgabe an Letztverbraucher') 98 116 

Abgabe an Gasversorgungsunternehmen 161220 173303 
Eigenverbrauch und Betriebsverbrauch 242 265 
Verteilungsverluste, Meßdifferenzen 1209 1383 

Gesamtabgabe an Letztverbraucher 159867 171771 

an Kraftwerke der EVU 38969 44032 
davon für Strom 36558 41309 

für Wärme 2411 2723 

an Wärmeversorgungsunternehmen 2338 4061 

an die Petrochemie 22078 18534 

an die Industrie') 55386 58023 
davon Bergbau 2273 2411 

Eisenerzeugung 10013 9844 
Metallindustrie 470 475 
Gießereiindustrie 438 490 
Maschinen- und Stahlbau 1057 1327 
Fahrzeugbau 1247 1425 
Eisen- und Metallwaren 2112 2314 
Elektroindustrie 646 835 
Steine und Erden 4634 4724 
Holzindustrie 636 975 
Glasindustrie 2743 2975 
Chemische Industrie 10954 10174 
Papierindustrie 11934 12955 
Lederindustrie 24 26 
Texti li ndustrie 1553 2016 
Nahrungs- und Genußmittel 4635 5019 
Sonstige 17 38 

an Kleinabnehmer 41096 47121 

© BMIHGl/Energiebericht '86 I 
') (+) aus ! H in Lagerstätte bzw. Speicher. ') Förder- und 
Erdgasbetriebe, Meßdifferenzen. ') Direktverkauf ÖMV an die Chemie 
Linz in Abgabe an die Gasversorgungsunternehmen enthalten. ') Inkl 
Industriekraftwerke, ohne Petrochemie. 
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Tab.72c 

Flusslggas Tonnen 

Verwendung· energetisch 1984 1985 

Produktion 75732 90091 
Import 71840 78706 

Aufkommen 147572 168797 

Eigenverbrauch und Verluste') 2756 -
Lager') -1940 -59 

Abgabe 142876 168738 

für Export 27790 27838 

an Gaswerke 21824 23394 
Lager') -143 t 19 
Einsatz f. Spalt- od Mischgas 21597 22970 
Flaschengasabgabe 84 443 

an Fernheizkraftwerke 2070 2470 
Lager') 58 -11 
Einsatz f Fernwarmeerzeugu ng 2128 2459 

an Verkehr 14000 8000 

an die Industrie 39859 39566 
davon Bergbau 54 67 

Eisenerzeugung 2320 2939 
Metallindustrie 8061 8266 
Gießereiindustrie 3440 3985 
Maschinen- und Stahlbau 2785 2697 
Fahrzeugbau 287 827 
Eisen- und Metallwaren 5277 5774 
Elektroindustrie 1116 1490 
Steine und Erden 8852 6745 
Holzindustrie 18 49 
Glasindustrie 2912 2929 
Chemische Industrie 420 439 
Papierindustrie 1887 725 
Lederindustrie 0 1 
Texti I industrie 886 810 
Nahrungs- und Genußmittel 1536 1654 
Sonstige 8 169*) 

an Kleinabnehmer 37333 67470 

@ BMfHGl/Energiebericht '86 I 

') Verbrauch innerhalb der Produktionsunternehmen. ') (+) aus 1(-) 
auf Lager. Meßverluste. stat. Differenz *) davon Bekleidung: 160. 

Tab.72e 

Flüssiggas Tonnen 

Verwendung: nicht energetisch 1984 1985 

Produktion 421926 382204 
Import 51841 79534 

Aufkommen 473767 461738 

Eigenverbrauch und Verluste') - -
Lager') -1319 .,. 2355 

Abgabe 472 448 464093 
.-

für Export 667 9100 

für Petrochemie 471781 454993 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

') Verbrauch innerhalb der Produktionsunternehmen. ') ( j ) vom 1(-) 
auf Lager. 

Tab. 729: 

Tonnen 
Raffrnerrerestgas 

1984 1985 

Produktion 285183 326703 

Verbrauch innerhalb des 
Produktionsunternehmens 
(für Heiz- und Verfahrenszwecke) 285183 326703 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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Tab.72d 

Flüssiggas TJ 

Verwendung· energetisch 1984 1985 

Produktion 3522 4171 
Import 3340 3644 

Aufkommen 6862 7815 

Eigenverbrauch und Verluste') 128 -

Lager') 90 -2 

Abgabe 6644 7813 
--1----.-

für Export 1292 1289 

an Gaswerke 1015 1083 
Lager') -7 t 1 
Einsatz f. Spalt- od. Mischgas 1004 1064 
Flaschengasabgabe 4 20 

an Fernheizkraftwerke 96 114 
Lager') 3 -1 
Einsatz f. Fernwärmeerzeugung 99 113 

an Verkehr 651 370 

an die Industrie 1854 1832 
davon Bergbau 3 3 

Eisenerzeugung 108 136 
Metallindustrie 375 383 
Gießerei i nd ustrie 160 185 
Maschinen- und Stahlbau 130 125 
Fahrzeugbau 13 38 
Eisen- und Metallwaren 245 267 
Elektroindustrie 52 69 
Steine und Erden 412 312 
Holzindustrie 1 2 
Glasindustrie 135 136 
Chemische Industrre 20 20 
Papierindustrie 87 34 
Lederindustrre 0 0 
Textilindustrie 41 38 
Nahrungs- und Genußmlttel 72 77 
Sonstige 0 7*) 

an Kleinabnehmer 1736 3125 

Ce") BMfHGl/Energiebericht '86 I 

') Verbrauch innerhalb der Produktionsunternehmen. ') (+) aus I (-) 
auf Lager. Meßverluste. stal. Differenz. *) davon Bekleidung: 7. 

Tab. 721: 

Flüssiggas TJ 

Verwendung: nicht energetisch 1984 1985 

Produktion 19620 17696 
Import 2411 3682 

>----
Aufkommen 12031 21378 

Eigenverbrauch und Verluste') - -
Lager') -62 I 109 

Abgabe 21969 21487 

für Export 31 421 

für Petrochemie 21938 21066 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

') Verbrauch innerhalb der Produktionsunternehmen. ') ( t) vom I (-) 
auf Lager 

Tab. 72h: 

TJ 
Raffinerierestgas 

1984 1985 

Produktion 13974 16008 

Verbrauch innerhalb des 
Prod uktionsunternehmens 
(für Heiz- und Verfahrenszwecke) 13974 16008 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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Tab.72i: Tab. 72j: 

10' m' TJ 
Stadtgas 

1984 1985 Stadtgas 
1984 1985 

Produktion 35877 37631 Produktion 951 1020 
Eigenverbrauch und Verluste 646 679 Eigenverbrauch und Verluste 17 19 

Abgabe 35231 36952 Abgabe 934 1001 

an die Industrie 968 930 an die Industrie 26 25 
davon Bergbau - - davon Bergbau - -

Eisenerzeugung - - Eisenerzeugung - -
Metallindustrie - - Metallindustrie - -
Gießereiindustrie 1 1 Gießereiindustrie 0 0 
Maschinen- und Stahlbau - - Maschinen· und Stahlbau - -
Fahrzeugbau - - Fahrzeugbau - -
Eisen- und Metallwaren - - Eisen- und Metallwaren - -
Elektroindustrie 375 381 Elektroindustrie 10 11 
Steine und Erden 88 88 Steine und Erden 2 2 
Holzindustrie - - Holzindustrie - -
Glasindustrie - - Glasindustrie - -
Chemische Industrie 3 4 Chemische Industrie 0 0 
Papierindustrie - - Papierindustrie - -
Lederindustrie - - Lederindustrie - -
Textilindustrie - - Textilindustrie - -
Nahrungs- und Genußmittel 425 364 Nahrungs- und Genußmittel 12 10 
Sonstige 76 92*) Sonstige 2 2*) 

an Kleinabnehmer 34263 36022 an Kleinabnehmer 908 976 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I © BMfHGl/Energieberichl '86 I 

*) davon Bekleidung: 5 *) davon Bekleidung: 0 

Tab.72k: Tab. 721: 

Mischgas' 10' m' Mischgasaufschi üssel ung Mischgas: 10' m' Mischgasaufschlüsselung 
VOEST-Werk Linz 1984 GG EG KG VOEST-Werk Linz 1985 GG EG KG 

Produktion 2,431535 2,337837 17367 76331 Produktion 3,244164 3.129442 33679 81043 

Fackelverluste 531 511 4 16 Fackelverluste 16296 15696 165 435 

an Winderhitzer für an Winderhitzer für 
Hochöfen 3-6 452218 434792 3230 14196 Hochöfen 3-6 929169 896313 9646 23210 

an Gebläsezentrale für an Gebläsezentrale für 
Hochöfen 3-6 505957 486460 3614 15883 Hochöfen 3-6 653186 630100 6780 16306 

für Unterfeuerung Kokerei 560915 539300 4006 17609 für Unterfeuerung Kokerei 762851 735862 7911 19078 

an Kraftwerk 664084 638494 4743 20847 an Kraftwerk 631227 608905 6559 15763 
für Strom 468674 450614 3347 14713 für Strom 448992 433139 4657 11196 
für Industriedampf 195410 187880 1396 6134 für Industriedampf 182235 175766 1902 4567 

an Hütte Linz 247830 238280 1770 7780 an Hütte Linz 251435 242566 2618 6251 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I © BMfHGl/Energieberichl '861 

GG = Gichtgas, EG = Erdgas, KG = Kokereigas GG = Gichtgas, EG = Erdgas, KG = Kokereigas 

Tab.72m: Tab.72n: 

Mischgas: TJ Mischgasaufschi üssel ung Mischgas: TJ Mischgasaufschlüsselung 
VOEST-Werk Linz 1984 GG EG KG VOEST-Werk Linz 1985 GG EG KG 

Produktion 9296 7247 629 1420 Produktion 12727 10014 1222 1491 

Fackelverluste 2 2 0 0 Fackelverluste 64 50 6 8 

an Winderhitzer für an Winderhitzer für 
Hochöfen 3--6 1729 1348 117 264 Hochöfen 3-6 3645 2868 350 427 

an Gebläsezentrale für an Gebläsezentrale für 
Hochöfen 3--6 1934 1508 131 295 Hochöfen 3-6 2563 2017 246 300 

für Unterfeuerung Kokerei 2144 1671 145 328 für Unterfeuerung Kokerei 2993 2355 287 351 

an Kraftwerk 2539 1979 172 388 an Kraftwerk 2476 1948 238 290 
für Strom 1792 1397 121 274 für Strom 1761 1386 169 206 
für Industriedampf 747 582 51 114 für Industriedampf 715 562 69 84 

an Hütte Linz 948 739 64 145 an Hütte Linz 986 776 95 115 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I © BMIHGl/Energieberichl '86 I 

GG - Gichtgas, EG 00 Erdgas. KG = Kokereigas GG = Gichtgas, EG = Erdgas, KG = Kokereigas 
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Tab. 720: Tab. 72p: 

Gichtgas: Gesamt 10' m' 
( ) Mischgaskomponente 1984 1985 

Gich~as: Gesamt TJ 
( ) ischgaskomponente 

1984 1985 

Erzeugung 5,952068 5,885472 Erzeugung 18451 18834 

Verluste 235674 428232 Verluste 730 1369 

Hochofen (Winderhitzer Hochofen (Winderhitzer 
und Gebläsezentrale) 3,703765 3,408072 und Gebläsezentrale) 11482 10906 

Unterfeuerung Kokerei 539032 735625 Unterfeuerung Kokerei 1671 2355 

Kraftwerk 1,056458 965236 Kraftwerk 3275 3089 
davon Stromerzeugung 779115 709774 davon Stromerzeugung 2416 2272 

Dampf f. Verfahrenszwecke 277 343 255462 Dampf f. Verfahrenszwecke 859 817 

Hülle 417139 348307 Hütte 1293 1115 

Gichtgas: VOEST-Werk Linz 10' m' 
Gichtgas: VOEST-Werk Linz 

TJ 

( ) Mischgaskomponente 1984 1985 ( ) Mischgaskomponente 1984 1985 

Erzeugung 3,959807 4,277190 Erzeug ung 12275 13687 

Verluste 82922 168830 Verluste 257 540 
(742) (15938) (2) (50) 

83664 184768 259 590 

Hochofen (Winderhitzer 1539047 978984 Hochofen (Winderhitzer 4771 3133 
und Gebläsezentrale) (921290) (1526563) und Gebläsezentrale) (2856) (4885) 

2,460337 2,505547 7627 8018 

Unterfeuerung Kokerei (539032) (735625) Unterfeuerung Kokerei (1671) (2355) 

Kraftwerk (638387) (608750) Kraftwerk (1979) (1948) 
davon Stromerzeugung (450520) (433065) davon Stromerzeugung (1397) (1386) 

Dampf f. Verfahrenszwecke (187867) (175685) Dampf f. Verfahrenszwecke (582) (562) 

Hütte (238387) (242500) Hülle (739) (776) 

10' m' TJ 
Gichtgas: VOEST-Werk Donawitz 

1984 1985 
Gichtgas: VOEST-Werk Donawitz 

1984 1985 

Erzeugung 1,992261 1,608282 Erzeugung 6176 5147 

Verluste 152010 243464 Verluste 471 779 

Hochofen (Winderhitzer Hochofen (Winderhitzer 
und Gebläsezentrale) 1,243428 902525 und Gebläsezentrale) 3855 2888 

Unterfeuerung Koke rei Unterfeuerung Kokerei 

Kraftwerk (inkl. elektr. Energie, Kraftwerk (inkl. elektr. Energie , 
die bei der Winderzeugung als die bei der Winderzeugung als 
Kuppelprodukt anfällt) 418071 356486 Kuppelprodukt anfällt) 1296 1141 
davon für Stromerzeugung 328595 276709 davon für Stromerzeugung 1019 886 

aus Kraftwerk 178953 159554 aus Kraftwerk 555 511 
aus Gasturbinen : Kuppelprodukt 149642 117155 aus Gasturbinen: Kuppelprodukt 464 375 

für Dampf zu Verfahrenszwecken 89476 79777 für Dampf zu Verfahrenszwecken 277 255 

Hütte (Walzwerk, Sinteranlage, Tieföfen) 178752 105807 Hütte (Walzwerk, Sinteranlage, Tieföfen) 554 339 

© BMfHGl/ Energiebericht '86 I © BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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Tab.72q: Tab.72r: 

Kokereigas: 103 m3 
Kokereigas' TJ 

( ) Mischgaskomponente 1984 1985 ( ) Mischgaskomponente 1984 1985 

Produktion 744453 701526 Produktion 13847 12908 

Meßdifferenzen, 3776 3495 Meßdifferenzen. 70 64 
Verluste (0) (435) Verluste (0) (8) 

3776 3930 70 72 

Hochofen (Winderhitzer und Hochofen (Winderhitzer und 
Geblasezentrale) (30054) (39511) Gebläsezentrale) (559) (727) 

Verbrauch Kokerei 226975 174825 Verbrauch Kokerei 4222 3217 

davon für Unterfeuerung 192985 139337 davon fur Unterfeuerung 3590 2564 
(17 634) (19022) (328) (351) 
210619 158359 3918 2914 

sonstiger Verbrauch 16356 16466 sonstiger Verbrauch 304 303 

Kraftwerk 167355 157973 Kraftwerk 3113 2907 
(20860) (15761) (388) (290) 
188215 173734 3501 3197 

davon fur Stromerzeugung 111948 111008 davon für Stromerzeugung 2082 2043 
(14721) (11195) (274) (206) 
126669 122203 2356 2249 

fur Industrredampf 55407 46965 für Industriedampf 1031 864 
(6139) (4566) 
61546 51531 

(114) (84) 
1145 948 

Hütte 287637 303222 Hutte 5350 5579 
(7796) (6304) 

295433 309526 
(145) (115) 

5495 5695 

(c;:, BMfHGIIEnergiebericht '86 I (C) BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Tab. 725: 

Umwandlungsbilanz Kokerei 1984 

Einsatz 103 t TJ Ausstoß 103 t (103 m 3
) TJ 

Steinkohle 2526 71991 Koks 1854 51912 
Rohteer 79 2660 
Benzol 21 710 
Kokereigas (744453) 13847 

Verluste 4,0% 2862 
-- ---

Verbrauch für Unterfeuerung und sonstiger Verbrauch der Kokerei: 
Kokereigas: 226949103 m 3

_ 4221 TJ 
Gichtgas 539300103 m 3 = 1672 TJ 6038 T J 
Erdgas: 4006 103 m 3 ~ 145 TJ 

Umwandlungsbilanz Hochofen 1984 

Einsatz 103 t TJ Ausstoß 103 m 3 TJ 

Steinkohlenkoks 659,0 18451 Gichtgas 5,717136 17723 
(Nettoerzeugung) 

Steinkohlenkoks 1213,2 33970 Bruttoverbrauch 33970 
f. Erzreduktion 

--

Fackelverluste 3,9% 728 
-_. 

Verbrauch für Winderzeugung und Winderhitzung: 
Kokereigas: 30054 103 m 3

_ 559 TJ 
Gichtgas: 3,703765 10' m 3 = 11482 T J 12605 TJ 
Erdgas: 15576103 m 3 •. 564 TJ 

Umwandlungsbilanz Gaswerke 1984 

Einsatz t TJ Ausstoß 103 m3 TJ 

Flussiggas 21597 1004 Stadtgas 35877 951 

Verluste (5,3%) 53 

@ BMfHGl/Energiebericht '8~ 
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Tab.72u Tab. 72v 

Energieträger 
Heizwert (Hu) 

in 10· J/m 3 
Energieträger Heizwert (Hu) 

in 10· J/kg 

1984 1985 1984 1985 

Erdgas 36,2 36,3 Benzol 33,5 33,5 
Gichtgas 3,1 3,2 Flüssiggas 46,5 46,3 
Kokereigas 18,6 18,4 Koks 28,0 28,0 
Stadtgas 26,5 27,1 Raffinerierestgas 49,0 49,0 

© BMfHGl/Energiebericht '861 
Rohteer 33,5 33,5 
Steinkohle 28,5 28,4 

© BMfHGIiEnergiebericht '861 

Tab. 72t: 

Umwandlungsbilanz Kokerei 1985 

Einsatz 103 t TJ Ausstoß 103 t (103 m3
) TJ 

Steinkohle 2392 67933 Koks 1751 49028 
Teerproduktion 125 4188 
Benzol 25 838 
Kokereigas (701526) 12908 

Verluste 1,4% 971 

Verbrauch für Unterfeuerung und sonstiger Verbrauch der Kokerei : 
Kokereigas: 174860103 m3 = 3217 TJ 
Gichtgas: 735875103 m3 = 2355 TJ 5859 TJ 
Erdgas: 7919103 m3 = 287 TJ 

Umwandlungsbilanz Hochofen 1985 

Einsatz 103 t TJ Ausstoß 103 m3 TJ 

Steinkohlenkoks 672,6 18834 Gichtgas 5,473178 17514 
(Nettoerzeugung) 

Steinkohlenkoks 1209,9 33876 Bruttoverbrauch 33876 
f. Erzreduktion 

Fackelverluste 7,0% 1320 

Verbrauch für Winderzeugung und Winderhitzung : 
Kokereigas: 39511 103 m3 = 727 TJ 
Gichtgas: 3,408072 103 m3 = 10906 TJ 12326 T J 
Erdgas: 19082 103 m3 = 693 TJ 

Umwandlungsbilanz Gaswerke 1985 

Einsatz t TJ Ausstoß 103 m3 TJ 

Flüssiggas 22970 1064 Stadtgas 37631 1020 

Verluste (4,1%) 44 

© BMfHGIiEnergiebericht '861 
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10.7.4. Erneuerbare Energieträger1
) 

10.7.4.1. Energie- und umweltpolitische 
Zielsetzungen und Maßnahmen 

Das Energiekonzept 1984 hat den erneuerbaren 
Energieträgern eine zentrale Bedeutung zuer­
kannt. 
Wie die Modelluntersuchungen zum Energiekon­
zept der Bundesregierung ergeben haben, stellt 
die Nutzung erneuerbarer Energieträger gemein­
sam mit der Reduktion des Verbrauches die ent­
scheidende Strategie zur Sicherung der Energie­
versorgung im Sinne der Vermeidung größerer 
Auslandsabhängigkeit dar. Höhere Anteile er­
neuerbarer Energieträger am gesamten Energie­
verbrauch leisten auch positive Beiträge zu den 
Zielen der Reduktion der Kosten fossiler Ener­
gieträger sowie der zeitlichen Erstreckung ihrer 
Verfügbarkeit. 
Darüber hinaus 

sind die erneuerbaren Energien in der Regel 
umweltfreundl ich, 
bewirken zumeist Kaufkraftzuflüsse in wirt­
schaftlich benachteiligte Regionen, 
können wesentliche Beiträge zur Lösung 
agrarpolitischer Probleme leisten. 

Die dem forcierten Einsatz erneuerbarer Ener­
gieträger im Energiekonzept 1984 beigemessene 
Priorität bleibt daher uneingeschränkt aufrecht. 
Ebenso wird der finanziellen Förderung hiefür 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet und das 
bestehende Instrumentarium nach Möglichkeit 
erweitert. 
Die energiepolitischen Maßnahmen des Energie­
konzepts 1984 haben bereits gegriffen. Die er­
neuerbaren Energien konnten ihren Stellenwert 
in der österreichischen Energieversorgung trotz 
fallender Preise für fossile Energie ausweiten: 
Der Anteil der erneuerbaren Energieträger (ohne 
Wasserkraft) am Gesamtenergieverbrauch stieg 
im Berichtszeitraum 1983/85 von 6,8% auf 8,4%. 
Bei aller gebotenen Forcierung der erneuerba­
ren Energien wird die Bundesregierung aber 
weiter darauf achten, daß der Erfüllung der allge­
meinen umweltpolitischen Zielsetzungen auch 
beim Einsatz dieser Energieträger nachgekom-
men wird. 

') Punkt 10.7.4. behandelt die erneuerbaren Energieträger 
ohne Wasserkraft. Diese ist im Punkt 10.7.5. (Elektrische 
Energie) dargestellt. 

10.7.4.2. Allgemeines 

Ihrer steigenden Bedeutung entsprechend und 
gemäß der Ankündigung des Energiekonzeptes 
1984 wurden die Arbeiten zur Erfassung der er­
neuerbaren Energieträger intensiviert. Das Bun­
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu­
strie und das Österreichische Statistische Zen­
tralamt haben im Jahr 1986 erstmals eine verbes­
serte und eingehende Erhebung des Verbrau­
ches an Brennholz, brennbaren Abfällen, Biogas, 
Wärmepumpen, Sonnenkollektoren und Geother­
mie durchgeführt. Die Ergebnisse sind in Tab. 73 
und Abb. 52 dargestellt. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß die hier ausge­
wiesenen - und im Vergleich zu der Position 
"Sonstige Energien" der WIFO-Energiebilanz 
(vergleiche Pkt. 10.1. bis 10.6.) höher liegenden 
- Verbrauchswerte auf diese zusätzlichen und 
erweiterten Untersuchungen zurückzuführen 
sind. 

Tab. 73: Verbrauch an erneuerbaren Energieträgern 
1983-1985 

1983 1984 

in TJ 

Brennholz 37935 43952 
Brennbare Abfalle (23658) (29344) 

davon Stroh 775 852 
Strohbriketts 35 41 
Hackschnitzel 2138 2638 
Sonst. Sagenebenprodukte 378 404 
Rinde 6968 8749 
Holz/R mdenbriketts 200 226 
Sulfat- und Sulfitablauge 9070 11974 
Mull und sonst. Abfalle 4094 4460 

Biogas 27') 277 
Geothermie 76 76 
Sonnenkollektoren 242 280 
Warmepumpen 1582 2540 

Insgesamt 63520 76469 

Anteil am Gesamt-
energieverbrauch ("0) 6.8 7.8 

Cr) BMfHGI/Energieberichl '86 J 
') Klarschlammverwertung nicht beruckslchtigt 

1985 

45106 
(35240) 

980 
50 

3377 
455 

10586 
248 

14764 
4780 
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76 
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3300 
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84 
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Abb.52: Verbrauch an erneuerbaren Energieträgern 1985 
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I © BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

10.7.4.3. Brennholz 

Nach einem geringfügigen Rückgang im Jahr 
1983 (-0,7% ) stieg der Gesamtenergiever­
brauch an Brennholz sowohl 1984 (+ 11 ,8%) als 
auch 1985 ( + 6,4% ) kräftig an und betrug für das 
Jahr 1985 bereits etwa 2,9 Mio. t. Damit erreicht 
allein das Brennholz 1985 einen Anteil von 4,5% 
am Gesamtenergieverbrauch (1983: 4,1% ) 

Da Holz nur zu einem geringen Teil gehandelt 
wird , ist man heute noch weitgehend auf Schät­
zungen angewiesen . Unter Einbeziehung von Alt­
holz, Abbruchholz und Brennholz aus Eigenauf-

Tab. 74: Gesamtenergieverbrauch an Brennholz 1983--1985 

1983 1984 

t 

Industrie 3309 3913 
Verkehr 4997 4997 
Kleinabnehmer 2,439115 2,726 735 

Insgesamt 2,447421 2,735645 

© BMfHGIIEnergiebericht '861 

Quelle: WIFO 

0 , 4 ~o 

WAERMEPUMPEN 3 . 97. 

GEOTHERMIE 0 . 17. 

S. 77. 

AB LAUGE 
17 . 57. 47. 

bringung wird die derzeit genutzte Menge auf 
jährlich 6,2 Mio. Festmeter (fm) geschätzt. 
Davon sind etwa 

3 Mio. fm Derbholz von Wald , Flurholz und 
Dünnholz 
1 Mio. fm Restholz von holzverarbeitender In­
dustrie und Gewerbe 
0,2 Mio. fm Restholz aus der Sägeindustr ie 
und 
2 M io. fm Altholz . 

Das Potential an technisch nutzbaren Forstabfäl ­
len sowie Erträgen aus forstlichen Pflegemaß­
nahmen wird mit 4--5 Mio. fm angenommen . Die 

1985 1983 1984 1985 

Veränderung jewei ls gegen-
über dem Vorjahr in % 

4 800 - 18,6 + 18,3 + 22,7 
4997 + 1,3 0 0 

2,900 270 - 0,7 + 11 ,8 + 6,4 

2,910 067 - 0,7 + 11,8 + 6,4 
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tatsächliche genutzte Menge wird aber auf Grund 
der aufwendigen Bringung stark von den Preisen 
konkurrierender Energieträger abhängen. 
Die Verwendung von Brennholz erfolgt überwie­
gend in Haushalten. 1985 wurden rund 20% der 
2,772 Mio. Haushalte in Österreich mit Holz be­
heizt (siehe Tab. 114), wobei große regionale Un­
terschiede zu beobachten sind. So lag der Anteil 
der holzbeheizten Wohnungen z. B. im Burgen­
land bei rund 45%, in Wien bei rund 3%. 
Eine weitere Erhöhung des Brennholzanteils wäre 
durch einen gezielten Anbau von sogenannten 
"Energiewäldern" zu erreichen, die gleichzeitig 
eine Produktionsalternative für die österreichi­
sche Landwirtschaft darstellen. Auf Grund der Er­
gebnisse erster Versuchsanbauten könnten mit 
den Baumarten Weide, Pappel und Erle Massen­
leistungen von 10 bis 14 Tonnen Trockensub­
stanz pro ha und Jahr erzielt werden. Ob in den 
nächsten Jahren Energiewälder in Österreich auf 
breiter Basis angebaut werden, wird aber von 
der Ökonomik abhängen. Es sind derzeit einige 
Versuchsprogramme in der Steiermark, Nieder­
österreich und von der Forstlichen Bundesver­
suchsanstalt Schönbrunn begonnen worden. Da­
bei werden verschiedene Baumarten (wie Weide, 
Pappel, Erle, Birke und Robinie) auf ihre Masse­
leistung unter verschiedenen Standort- und Kli­
mabedingungen, Umtriebszeit, Düngung, Un­
krautbekämpfung und Erntetechniken untersucht. 
Entsprechende Starthilfen zur Verbesserung der 
ökonomischen Rahmenbedingungen bei Umstel­
lungen auf Energiewälder sind vom Bundesmini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft in Aussicht 
genommen. 

10.7.4.4. Brennbare Abfälle 

Faßt man brennbare Abfälle insgesamt zusam­
men, so konnte 1985 bereits ein Beitrag von 3,5% 
zum österreichischen Gesamtenergieverbrauch 
und damit auch ein immer größerer Anteil (1983: 
37,2%,1985: 41,8%) an den erneuerbaren Ener­
gieträgern erreicht werden. 

10.7.4.4.1. Stroh und Strohbriketts 

Der gesamtösterreichische Zuwachs an Stroh be­
trägt durchschnittlich 4,2 Mio. t Getreidestroh und 
1,5 Mio t Maisstroh jährlich. Die regionale Vertei­
lung ist aus Tab. 75 ersichtlich. 

Tab.75: Aufkommen an Stroh 1984; Aufteilung nach Bundes-
ländern in % 

Bundesland Getreidestroh Maisstroh 

Burgenland 11,6 11.7 
Kärnten 2,4 7,4 
Niederösterreich 59,1 27.8 
Oberösterreich 20.3 19,6 
Steiermark 5,4 33,3 

:~', BMfHGl/Energiebericht '861 

Generell kann man davon ausgehen, daß etwa '/3 
des Strohs am Feld verbleibt. '/3 landwirtschaft­
lich genutzt wird und '/3 verfeuert werden kann. 
Die energetische Nutzung bietet sich insbeson­
dere dann an, wenn die Beseitigung von Stroh 
zum Problem wird, weil ausreichende Nieder­
schläge fehlen, um den Abbau des in den Boden 
eingebrachten Strohs zu ermöglichen. Diese Si­
tuation trifft im wesentlichen auf das nordöstliche 
Flachland und Hügelland Österreichs zu und hat 
zur Folge, daß das Stroh direkt am Feld verbrannt 
wird. In den letzten Jahren setzte deshalb die 
verstärkte energetische Nutzung von Stroh ein 
(1983 rund 43000 t, 1984 rund 51 000 t, 1985 rund 
70000 t). Ende 1985 waren in Österreich ca. 4000 
Strohheizanlagen in Betrieb. 

Eine Ausschöpfung des vorhandenen Potentials 
von ca. 1 bis 1,5 Mio. t Stroh jährlich kann aber 
nur über die Verwendung im landwirtschaftlichen 
Bereich (maximal 600000 t = 8,5 PJ) hinaus in 
einer Intensivierung der Strohbrikettierung erfol­
gen, um auf dem Brennstoffmarkt ein handelsfä­
higes Produkt einzubringen. Hier ist aber noch 
keine optimale Lösung erreicht, da bei mechani­
scher Brikettierung die Strohbriketts bei Feuch­
tigkeitsaufnahme wieder zerfallen. Im Bereich 
der Energieforschung läuft deshalb ein Projekt 
zur Entwicklung eines Verfahrens für die Herstel­
lung von Röstbriketts aus Stroh und Einleitung 
der Produktion von 8 000 bis 12000 t Strohbriketts 
pro Jahr. 

Stroh kommt zur Zeit überwiegend für Hausbrand 
in landwirtschaftlichen Betrieben in Frage. In der 
Vergangenheit geschah dies überwiegend in 
sehr kleinen Anlagen, in letzter Zeit setzt jedoch 
die energetische Nutzung von Stroh in Großanla­
gen ein. Beispielsweise werden in der Kartoffel­
verwertung Hollabrunn allein jährlich rund 3200 t 
Stroh für die Dampferzeugung genutzt, in der 
Steiermark zwei Saatmaistrocknungsanlagen auf 
Maisspindelverbrennung umgestellt. Die not­
wendigen Verfahren zur Verbrennung von Mais­
stroh selbst sind in Österreich erst zu entwickeln. 
Beim Betrieb von Strohheizungen wird noch das 
Problem der Verringerung der Emissionen, vor 
allem der Schwelgase, zu beachten sein. Es ist 
zu empfehlen. nur nach ÖNORM M 9465 typenge­
prüfte Strohkessel einzubauen. Schon jetzt dür­
fen z. B. in Niederösterreich Strohheizungsanla­
gen nur dann betrieben werden, wenn Emissio­
nen von 300 mg/m 3 Staub und 100 mg/m 3 Ge­
samtkohlenstoff nicht überschritten werden. Die 
ersten Erfahrungen mit der Strohverbrennungs­
anlage in Sitzendorf (Leistung 750 kW) sind sehr 
gut. Die Strohversorgung ist durch Lieferverträge 
mit den umliegenden Bauern gesichert und die 
Abgaswerte liegen weit unter den Emissions­
grenzwerten der ÖNORM M 9465. 
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10.7.4.4.2. Hackschnitzel, 
Sägenebenprodukte, Rinde, 
Holz-R indenbriketts 

Der verstärkte Einsatz dieser Energieträger -
vor allem von Hackschnitzel und Rinde - läßt 
sich aus Tab. 73 ablesen. Signifikant ist auch die 
Entwicklung der installierten Biomassefeuerun­
gen, wie sie aus Tab. 76 ersichtlich ist. 

Tab. 76: Installierte Biomassefeuerungen auf der Basis von 
Holz, Hackschnitzel, Sägenebenprodukte, Rinde, 
Hoizi Rindenbriketts 1980-1985 

Illittiere 

Kleinanlagen 
Anlagen 

Großanlagen Gcsarnt~ 
Jahr (iJbcr 100 bis 

(bis 100 kW) 1000kW) 
(über 1 MW) arllahl 

1980 24 I 46 10 80 
1981 81 I /8 8 167 
1982 124 89 4 217 
1983 191 97 7 295 
1984 451 137 23 611 
1985 1304 160 19 1483 

Gesamt-
summe 2175 607 71 2853 

Gesamt-
leistung 100MW 185 MW 135 MW 420 MW 

Ce; BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Quelle: Niederösterreichische Landwirtschaftskammer 

Der Großteil der rund 2800 Anlagen wurde 1985 
installiert, wobei in diesem Jahr auch der Durch­
bruch bei den Anlagen mit kleinerer Leistung (bis 
100 kW) erfolgte. Neben den bereits erreichten 
Verbesserungen in der Verbrennungstechnolo­
gie lassen sich aber gerade in Großanlagen die 
Verbrennungswerte noch weiter verbessern, wo­
bei hier die Bemühungen der Bundesanstalt für 
Landtechnik in Wieselburg besonders hervorzu­
heben sind. In den letzten Jahren konnten etwa 
die Emissionen in Hackschnitzelanlagen gegen­
über konventionellen Scheiterheizungen um den 
Faktor 10 verringert werden. 
Minderwertige Brennstoffe, wie z. B. Holzrinden 
und schlechtes Abfallholz, sollen in aufbereiteter 
Form überhaupt nur in Großanlagen verfeuert 
werden. Dies vor allem deshalb, weil in Großan­
lagen eine leichtere Anpassung der Feuerungs­
anlage an den jeweiligen Brennstoff und eine ko­
stengünstigere Abgasreinigung erfolgen kann. 
Aus diesem Grund wurden in den letzten Jahren 
verstärkt größere Biomassefeuerungen mit an­
geschlossener Fernwärmeversorgung installiert. 
Tab. 79 gibt einen Überblick über solche biomas­
sebefeuerte Nah- und Fernwärmeversorgungs­
anlagen in den einzelnen Bundesländern. 
Die Möglichkeiten der energetischen Nutzung 
von Biomasse zur Fernwärmeversorgung müs­
sen verstärkt in regionalen, kommunalen und lo­
kalen Energiekonzepten sowie Fernwärmeunter­
suchungen geprüft werden. Die Erstellung sol-
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cher Studien wird durch das Fernwärmeförde­
rungsgesetz forciert. Dazu wird auf Tab. 80 ver­
wiesen. 

10.7.4.4.3. Sulfat- und Sulfitablaugen, Müll 
und sonstige Abfälle 

Die energetische Nutzung der Sulfat- und Sulfit­
ablaugen in der Papier- und Zellstoffindustrie hat 
in den letzten Jahren deutlich zugenommen. 1985 
erreichte ihr Anteil am Gesamtenergieverbrauch 
bereits rund 1,5%, ihr Anteil an den erneuerbaren 
Energieträgern 17,5%. 
Der Anteil des Mülls und sonstiger Abfälle lag 
1985 bei rund 0,5% des Gesamtenergiever­
brauchs. 
Nach einer Erhebung im Auftrag des Bundesmi­
nisteriums für Gesundheit und Umweltschutz be­
trägt das jährl iche österreich ische Gesamtmüll­
aufkommen rund 2,1 Mio. t (davon rund 1,4 Mio. t 
Hausmüll), wobei rund 16 Gewichtsprozent in die 
Verbrennung gehen. In der Industrie werden 
nach letzten Schätzungen mehr als 80% des Ab­
fallanteils energetisch genutzt. 
In den nächsten Jahren soll die Nutzung des 
energetischen Potentials von Ablauge, Müll und 
sonstiger Abfälle noch forciert werden. Dies be­
deutet aber auch die Notwendigkeit der paral­
lelen Verfügbarkeit über modernste Verbren­
nungs- bzw. Umwelttechnologien. 

10.7.4.5. Biogas 

Vor allem die Erzeugung aus zwei steirischen 
Deponien (1985: 4,4 Mio. m 3

) hat dazu beigetra­
gen, daß der Anteil von Biogas im Jahr 1985 in 
der Größenordnung des Verbrauchs von Stroh­
und Holzbriketts lag. Hier könnte für die nächsten 
Jahre, z. B. durch Einbeziehung von Großdepo­
nien in Städten wie Wien und Klagenfurt, ein wei­
teres Potential aufgeschlossen werden. Sortiert 
man den biogenen Anteil aus, könnte eine noch 
effizientere Nutzung des Energiepotentials von 
Müll erreicht werden. 
Das gesamte Aufkommen an Biogas lag 1985 bei 
rund 16 Mio. m 3

. Die Auslegung der derzeit im 
landwirtschaftlichen Bereich in Betrieb befind­
lichen Biogasanlagen, die zum Teil im Eigenbau 
errichtet wurden, reicht von 11 Großvieheinhei­
ten bis 570 Großvieheinheiten bei einem Brutto­
gasertrag von 1,3 m 3 pro Großvieheinheit und 
Tag. Insgesamt erzeugen die landwirtschaftli­
chen Biogasanlagen etwa 1 000 m 3 pro Tag, aus 
dem Klärschlamm kommunaler Abwässer wer­
den 25000 bis 30000 m 3 pro Tag mit hoher Wirt­
schaftlichkeit gewonnen. Darüber hinaus werden 
noch rund 350000 m 3 Biogas jährlich aus biolo­
gisch abbaufähigen Abfällen von Nahrungs- und 
Genußmittelbetrieben erzeugt. 
Zwischen 1980 und 1985 lief ein ausgedehntes 
Forschungsprogramm, gefördert vom Bund und 
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den Ländern Steiermark und Niederösterreich, 
an. Eine Analyse des Ist-Zustandes der Biogas­
technik zeigte, daß die technischen Möglichkei­
ten von Biogasanlagen noch nicht ausgeschöpft 
sind. Durch die Weiterentwicklung bekannter Sy­
steme sollen folgende Zielvorstellungen erreicht 
werden: 

Eignung für die Nachrüstung von landwirt­
schaftlichen Betrieben mit 20-50 Großvieh­
einheiten 
hoher Anteil an Eigenleistung des Landwirtes 
bei der Errichtung 
leicht zu verlegendes, servicefreundliches 
Baukastensystem 
Verwendung billiger Massenprodukte 
hohe Betriebssicherheit und gute, gleichmä­
ßige Ausfaulung 
minimaler thermischer und mechanischer 
Eigenenergiebedarf 

Nach dem Abschluß der Forschungsarbeiten 
kann festgestellt werden, daß sich der Stand der 
Technik, insbesondere die ausreichende Nut­
zung des Energiepotentials und der zuverlässige 
Betrieb dieser Anlagen, wesentlich verbessert 
hat. Voraussetzung für das Erreichen eines voll­
ständig ausgereiften Standes der Technik sind 
weitere praktische Betriebserfahrungen. Vom 
wirtschaftlichen Gesichtspunkt sind jedoch enge 
Grenzen gezogen. Sowohl eine reale Senkung 
der Anlagenkosten als auch eine Erhöhung des 
Gasnutzungsgrades kann derzeit nicht erwartet 
werden. Auch ist derzeit die Integration in klei­
nere landwirtschaftliche Betriebe unter 20 ha -
eine wichtige Voraussetzung für den zufrieden­
stelienden technischen und wirtschaftlichen Be­
trieb einer Biogasanlage - nur sehr einge­
schränkt erfüllbar. Die Errichtung von Biogas-Ge­
meinschaftsanlagen könnte hier Abhilfe schaffen. 

10.7.4.6. Ethanol aus Biomasse (Biosprit) 

In den letzten Jahren wurde auf Grund der sich 
verschärfenden Absatzprobleme im agrarischen 
Bereich die Erzeugung von Ethanol und seine 
Verwendung als Treibstoffzusatz diskutiert. 
Aus kraftstofftechnischer Sicht ist die Beimi­
schung des Ethanols zu Benzin geklärt. Derzeit 
ist in Mitteleuropa die Beimischung der Sauer­
stoffträger Methanol, höhere Alkohole und MTBE 
Stand der Kraftstofftechnik. Statt der Beimi­
schung des Methanols wäre bei Normal- und Su­
perbenzin durchaus auch eine Zumischung von 
Ethanol möglich. Der Einsatz von Sauerstoffträ­
gern (auch von Ethanol) führt gegenüber den her­
kömmlichen Kraftstoffen, bei denen das Sauer­
stoffpotential nicht ausgeschöpft war, zu deutli­
chen Verminderungen der CO-Emissionen. Bei 
Einsatz von mit Katalysatoren ausgerüsteten 

Kraftfahrzeugen verlieren die auf die Abmage­
rung (die auch durch Ethanolbeigabe erreicht 
werden kann) zurückzuführenden Emissionsmin­
derungen aber ihre Bedeutung. 
Energiewirtschaftlich entspricht die Beimischung 
von 5% Ethanol zu Normalbenzin rund 0,17% des 
österreich ischen Energiebedarfes. Der zur Er­
zeugung des Ethanols erforderliche Energiebe­
darf ist dabei noch nicht berücksichtigt. Das Ener­
giekonzept 1984 kam daher zu der Schlußfolge­
rung, daß energiewirtschaftliche Überlegungen 
bei der Bemessung des volkswirtschaftlich ge­
rechtfertigten Preises von Ethanol kaum zu be­
rücksichtigen sind. Volkswirtschaftlich von Inter­
esse würden Ethanolprojekte dagegen vor allem 
aus agrar- und industriepolitischer Sicht sein. 
Ende 1984 wurde der Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen beauftragt, ein Gutachten zum The­
menbereich Biosprit zu erstellen. Die Zusam­
menfassungen und die Schlußfolgerungen der 
seit Mitte des Vorjahres vorliegenden Studie sind 
im Anhang VI abgedruckt. 

10.7.4.7. Wärmepumpen 

Preisgünstigere und technisch verbesserte Ag­
gregate und Systeme haben im Lauf der letzten 
Jahre zu einer weiteren Verkürzung der Amorti­
sationszeiten von Wärmepumpen geführt. 
Elektrisch betriebene Wärmepumpen in bivalen­
ter Betriebsweise oder in Verbindung mit einem 
Warmwasserpufferspeicher weisen den energie­
und volkswirtschaftlichen Vorteil auf, den Strom­
bedarf an das vorgegebene Stromangebot anzu­
passen. Damit wird eine sinnvolle Nutzung der 
Stromerzeugung außerhalb der Spitzenlastzeiten 
erreicht. Bei richtiger Planung von Wärmepum­
pensystemen können deshalb auch künftig zu er­
wartende Steigerungsraten ohne zusätzlich aus­
zubauende Kraftwerkskapazitäten abgedeckt 
werden. 
Die Begünstigungen für elektrische Wärmepum­
pen (günstigere Stromtarife, kein Baukostenzu­
schuß für die ersten 2,5 kW Anschlußwert je Ab­
nehmeranlage) wurden durch die seit 1. April 
1985 in Kraft befindliche Jahresgrundpreisfrei­
stellung bis 5 kW Anschlußwert erweitert. 
Die österreichische Marktentwicklung bei Wär­
mepumpen ist gekennzeichnet durch einen steti­
gen Anstieg der installierten Anlagen. Die 
Brauchwasserwärmepumpe konnte ihren Anteil 
in den letzten Jahren stark ausdehnen, der Ab­
satz von Heizungswärmepumpen stagniert (sie­
he Abb. 53). Die Absolutwerte der seit 1982 instal­
lierten Wärmepumpenanlagen sowie ihren An­
wendungsbereich zeigt Tab. 77. Von den derzeit 
27 Anbietern von Wärmepumpen sind 12 Firmen 
Produzenten. 
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Tab. 77: Entwicklung der Wärmepumpen 1982- 1985 

Wärmepumpen 
Anwendung in % (bezogen auf 

den jährlichen Zuwachs) für 

Gesamt Zuwachs Warmwasser- Raumheizung 
bereitung und Sonstige 

bis 
1982 17700 6300 55 45 

1983 24670 6 970 69 31 
1984 33 820 9 150 76 24 
1985 44 220 10 400 81 19 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 1 

Abb.53: Installierte Wärmepumpenanlagen 1979-1985 
(kumulative Darstellung) 
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10.7.4.8. Sonnenenergie 

Neben den bereits bewährten Flachkollektoren 
zur Brauchwasser- und Schwimmbaderwärmung 
wurden in jüngster Zeit auch Vakuumkollektoren 
zur Serienreife gebracht. Damit kann eine wei­
tere Verbesserung des thermischen Verhaltens 
der Kollektoren erwartet werden . Auch bieten 
diese Kollektoren durch ihre Konstruktionsweise 
in Zeiten geringer Sonneneinstrahlung die Mög­
lichkeit einer Verlängerung der jährlichen Nut­
zungsdauer. 
Die Effizienz von Solaranlagen zur Schwimmbad­
erwärmung und Warmwasserbereitung konnte in 
den letzten Jahren bis um 50 % verbessert wer­
den , insbesondere durch e ine verbesserte Sy­
stemtechnik. Für Freibäder sind heute Solaranla­
gen eine wirtschaftlich anerkannte Methode zur 
Schwimmbaderwärmung mit Amortisationszei­
ten von unter fünf Jahren . 
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Solarzellen bzw. Solargeneratoren stehen am 
Beginn einer Markteinführung . Derzeitige An­
wendungen beziehen sich auf die Stromversor­
gung von Systemen mit geringem Le istungsbe­
darf, w ie nachrichtentechn ische Systeme und 
Warnanlagen. Vier größere photovoltaische An­
lagen sind derzeit in Betrieb: 

2,4 kW-Anlage der Bergkäserei Baumgartalm 
in Salzburg 
1,7 kW-Anlage zur Stromversorgung eines 
Haushaltes in einer Wohnanlage in Salzburg 
1,3 kW-Anlage zur Stromversorgung der AI­
penvereinshütte Hochleckenhaus in Ober­
österreich 
1,25 kW-Anlage für die öffentliche Fern­
sprechverb indung auf der Edelweißspitze, 
Großglockner 

Auch seit der Phase stagnierender Energiepreise 
setzt sich die Verbreitung von Solaranlagen we i­
terhin fort (siehe Tab. 78). Der Einsatzschwer­
punkt hat s ich in letzter Ze it von der Warmwas­
serbereitung zur Schwimmbaderwärmung ver­
schoben , wie Abb. 54 ze igt. Derzeit werden in 
Österreich von 19 Firmen Solaran lagen angebo­
ten , wobe i 12 Firmen eine eigene Produktion auf­
weisen . 

Tab. 78: Entwicklung der Solaranlagen 1982-1985 

Koll ektorf läche Anwendung in % (bezogen auf 
in m2 den jährlichen Zuwachs) für 

Gesamt· Zuwachs Warmwasser- Schwimmbader-
fläche bereitung ~ärmung u. Sonst 

bis 
1982 113 900 18 700 54 46 

1983 134 300 20 400 45 55 
1984 157100 22800 28 72 
1985 183 400 26300 25 75 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Abb. 54: Sonnenkollektoren - installierte Kollektorfläche 
1979-1985 (kumulative Darstellung) 
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10.7.4.9. Geothermische Energie 

Die Nutzung der geothermischen Energ ie erfolgt 
derzeit in der Steiermark (Waltersdorf und Loi­
persdorf) und in Oberösterreich (Geinberg) für 
Beheizungszwecke einzelner Objekte und für die 
Erwärmung von Kur- und Freiluftwasserbecken 
durch die Direktnutzung von Heißwasser. Das 
südsteirisch-burgenländische Becken und die 
oberösterreichische Molassezone gelten als be­
deutende geothermische Hoffnungsgebiete mit 
Nutzungsmöglichkeiten auch zu Fernwärme­
zwecken. 

1400 m Tiefe perforiert. Es wird hier Heißwasser 
mit einer Schüttung von rund 70 I/sec und einer 
Temperatur von über 70 0 C vermutet. Damit wäre 
es möglich, Teile der Stadt Fürstenfeld mit geo­
thermaler Energie zu versorgen. Die Kosten für 
diesen Pumpversuch werden von Bund und Land 
Steiermark getragen . 

10.7.4.10. Windenergie 

Im Berichtszeitraum ist neuerlich ein Projekt in 
der Stadt Fürstenfeld in Angriff genommen wor­
den , nachdem eine Probebohrung wegen zu ge­
ringer Ergiebigkeit in über 3000 m Tiefe abge­
brochen werden mußte. In einem weiteren Ver­
such wird die vorhandene Verrohrung in etwa 

Die Windenergie leistet derzeit noch keinen nen­
nenswerten Beitrag zur österreich ischen Ener­
gieversorgung . Mehrere Versuchsstationen sind 
zu Testzwecken in Betrieb. 
Angesichts der Windverhältnisse einerseits und 
der Kosten für eine zumindest den Haushalts­
strombedarf deckenden Windkraftanlagen ande­
rerseits kommt der Windenergie in Österreich 
derzeit lediglich punktue ll e Bedeutung zu . 

Tab. 79: Biomassebefeuerte Fernwärmeversorgungsanlagen in den einzelnen Bundesländern (in Betrieb bzw. in Planung) 

Versorgungsgebiet Leistung verwendete 
Nr. Standort 

in kW1h Brennstoffe Anmerkungen 
Land pol. Bezirk Gemeinde Bemerkungen 

1 Pinkafeld Bgld. Oberwart Pinkafeld Industrie, öffentl. 10000 Restholz, 1986 Probebetrieb, 1987 vo raussichtlich 
Gebäude, Schulen, Hackgut, Säge- Vollbetrieb , Betreiber: BEWAG 
Haushalte späne, Rinde 

2 Straßburg Ktn . St. VeiVGlan Straßburg diverse Gebäude 1850 Holzabfälle, Als Brennstoffe werden im eigenen 
Rinde Betrieb anfallende Holzabfälle verwen-

det. Errichtung gefördert gem, § 8 
FWFG; Anlage in Betrieb; Betreiber: 
Sägewerk Gorton 

3 Altenburg NO Horn Altenburg öffentliche Gebäude 570 Rinde , Hackgut. Als Brennstoffe werden im eigenen 
(Internat etc .), Holzabfälle, Betrieb anfallende Holzabfälle verwen-
Pfarramt; weiterer Sägespäne det, zusätzliche Ankäufe auS der 
Ausbau möglich I Region ; Errichtung gefördert gem. § 8 
Wohnhausanlage FWFG; Anlage in Betrieb; Betreiber: 

Stift Altenburg Fernwärmeversorgungs-
ges.m.b.H. 

4 Arbesbach NO Zwettl Arbesbach Marktbereich 650-750 Holzabfälle, Als Brennstoffe werden im eigenen 
Arbesbach, Holzspäne Betrieb anfallende Holzabfälle ve rwen-
Gemeindeamts- det; Errichtung gefördert gem. § 8 
haus, Schulzen- FWFG; Anlage in Betrieb; Betreiber: 
trum , private Sägewerk, Zimmerei Klonner 
Abnehmer. weiterer Ges,m.b.H. 

Ausbau möglich 

5 Biberbach NO Amstetten Biberbach Teil des Ortskerns, 1800 2/3 Rinde, Brennstoffbedarf wird mit Sägewerks-
24 Abnehmer/ 1. Holzabfälle. 'I, abfällen aus der Region gedeckt; 
Ausbaustufe/Ein- Hackschnitzel Errichtung (1 . Ausbaustufe) und 
familienhäuser , Erweiterung (2. Ausbaustufe) gefördert 
Gemeindebetriebe, gem § 8 FWFG; 
kommunale Ein weiterer Förderungsantrag gem. § 8 

Einrichtungen, FWFG zur Erweiterung der FWV liegt 

weiterer Ausbau vor; Betreiber: Fernwärmeunternehmen 

der Fernwärmever- der Gemeinde 

sorgung des 
Ortskerns (2. 
Ausbaustufe), 
weiterer Ausbau 
geplant 

6 Eschenau NO Lilienfeld Eschenau Volksschule, 120 Hackgut Anlage in Planung 
Kindergarten, 
Amtshaus 

7 Hei ligenkreuz NO Baden Heiligenkreuz G~meindehaus , 2200 Rinde , Säge- Inbetriebnahme 1983, Betreiber: 
Schule, Kinder- nebenprodukte Forstverwaltung 
garten , Siedlung 

8 KirchberglPielach NO St. Pölten Ki rchberglPielach öffentliche Gebäu- 750 Holzabfälle , Als Brennstoffe werden im eigenen 
de, Schulzentrum, Rinde , Hackgut Betrieb anfallende Holzabfälle verwen-
Kindergarten und det; Erweiterung gefördert gem. § 8 
diverse Privatge- FWFG; Anlage in Betrieb ; Betreiber: 
bäude ; weiterer Sägewerk Lang Ges.m.b.H. 
Ausbau möglich , 
Ortsversorgung 
derze it nicht 
geplant 
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Tab. 79 (Fortsetzung) 

Versorgungsgebiet Leistung verwendete 
Nr. Standort in kW 1h Brennstoffe Anmerkungen 

Land pol. Bezirk Gemeinde Bemerkungen 

9 Seibersdorf NO Baden Seibersdorf 60 Privathäuser 2000 Stroh Anlage In Bau; Betreiber: Fernwärme-
versorgungsgenossenschaft Seibersdon 
reg . Gen.m.b.H. 

10 Seitenstetten NO Amstetten Seitenstetten Stift. Gewerbebe- 1200 Sägewerksab- Brennstotfbedarf wird aus der Region 
trieb. 1 Schwestern fälle , Hackschnit- gedeckt; Betreiber: 01 Latschenberger 
heim, 1 Wohnhaus, zel , Holzabfälle 
weiterer Ausbau 
möglich 

11 Sitzendorf NO Hollabrunn Sitzendort Volks- und Haupt- 725 Stroh Stroh wird von Landwirten der Gemein-
schule, Gewerbebe de angekauft; ein Antrag auf Förderung 
triebe. private gem. § 8 FWFG liegt vor; Anlage in 
Wohnhäuser Betrieb: Betreiber: Fernwärme Sitzen-
geplant; weiterer dorf Ges.m.b.H. 
Ausbau geplant 

12 Statzendorf NO SI. Pölten Absdorf! kommunale 250 Rinde, Holz- Als Brennstoffe werden im eigenen 
Statzendorf Gebäude, Post. schnitzel Betrieb anfallende Holzabfälle verwen-

Bank und 57 det; Erweiterung gefördert gem. § 8 
Wohnungen der Fernwärmeförderungsgesetz; Anlage in 
Wohnhausbauan- Betrieb ; Betreiber: Bau-Sägebetrieb 
lage der Gemeinde Blüml KG 

13 Traunstein NO Zwettl Traunstein gemeindeeigene 230 Stückholz, Brennstoffbedarf wird mit Stückholz 
Objekte, Post, Hackgut und Hackgut aus der Region gedeckt; 
Raika , Kulturzen- Errichtung gefördert gem. § 8 FWFG, 
trum; Pfarrhof, Anlage in Betrieb; Betreiber: Fernwär-
Pfarrheim. Erweite- meunternehmen der Marktgemeinde 
rung auf private 
Abnehmer geplant 

14 Wallsee NO Amstetten Wall see im Zuge der , . 1000 Rinde. Holzab- Brennstoffbedarf wird mit Holzabfällen 
Ausbaustufe 21 fälle. Hackgut, aus der Region gedeckt; Errichtung (1. 
Abnehmer, 2. Sägespäne Ausbaustufe) und Erweiterung (2. 
Ausbaustufe 14 Ausbaustufe) gefördert gem. § 8 FWFG; 
Privatwohnhäuser , Anlage in Betrieb; Betre iber: Gebrüder 
Ortsversorgung Brandner (Schiffahrtsgesellschaft) 
derzeit nicht 
geplant 

15 Ybbs/Oonau NO Melk Ybbs/Oonau Psych . Kranken- 10000 Hackschnitzel , Inbetri ebnahme 1984; Betreiber: 
haus , Landes- Rind e Wärmebetriebe Ges.mbH Shell Austria 
pension istenheim , AG 
25 Private (End-
ausbau 20 MW) 

16 Zwettl NO Zwettl ZweItI Schule, Altersheim , 2320 Holzabfälle, Als Brennstoffe werden im e igenen 
Stiftstaverne und Rinde, Hack- Betrieb anfal lende Holzabfälle verwen-
diverse Gebäude , schnitzel dei, zusätzliche Ankäufe aus der 
weiterer Ausbau Region; Errich tung gefördert gem. § 7 
geplant FWFG; Antrag auf Förderung gem. § 8 

liegt vor; Anlage in Betrieb: Betreiber: 
Stift Zwettl Fernwärmeversorgungs-
ges.m.b.H. 

17 Esternberg 00 Schärding Esternberg Kommunalgebäude 750 Hackgut, Rinde, Gefördert durch nicht rückzahlbaren 
und Private Sägespäne Zuschuß vom Bundesministerium für 

öffentliche Wirtschatt und Verkehr 
(Sonderaktien), Betreiber: Gemein-
schaft von Bauern ; im Bau 

18 Großraming 00 Steyr-Land Großraming Kommunalgebäude 1000 Hackgut, Rinde, Gefördert durch nicht rückzahlbaren 
und Private Sägespäne Zuschuß vom Bundesministerium für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
(Sonderaktien) , Betreiber: Gemein-
schaft von Bauern; im Bau 

19 Kopfing 00 Schärding Kopfing Kommunalgebäude 1000 Hackgut. Rinde, Gefördert durch nicht rückzahlbaren 
und Private Sägespäne Zuschuß vom Bundesministerium für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
(Sonderaktien). Betreiber: Gemein-
schaft von Bauern ; im Bau 

20 Großarl Sbg. SI. Johann Großarl 1. Ausbaustufe 4 2000 Rinde, Hack- Baubeginn 1987; Betreiber: mehrheit-
im Pongau öffentl. Gebäude, lC schnitzel in lieh Gemeinde 

Wohngebäude und Rinde 
Fremdenverkehrs· 
betriebe 
2 .. Ausbaustufe 30 3000 
weitere Objekte 
3. Ausbaustufe 90 
weitere Objekte 5000 

21 Köstendort Sbg. Salzburg- Köstendort 2 Schulen , Alters- 6000 Waldhackgut Inbetriebnahme: Oktober 1986, die 
Umgebung heim, Kindergarten , Gebäude werden wärmemäßig saniert; 

Gemeindeamt. die Warmwasserbereitung entkoppelt 
Post. 1 Wohn block und auf Strom umgestellt 

22 Rauris Sbg. Zell am See Rauris 25 Objekte , davon 1600 50% Rinde, 50% Baubeginn 1987; Betre iber: Biomasse-
die Hälfte Gemein- Hackschnitzel Fernwärme-Ges.m.b.H. 
deobjekte 

23 Afling Stmk. Voitsberg Afling Schule 180 Hackgut. Rinde Versorgung und Betreiber: Landwirt 
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Tab. 79 (Fortsetzung) 

Versorgungsgebiet 
Leistung verwendete 

Nr. Standort Anme rkungen 
Land pol. Bezirk Gemeinde Bemerkungen in kW1h Brennstoffe 

24 Arn fels Stmk. Le ibnitz Arnfels 29 Objekte (öffentI . 780 Waldhackgut Inbetriebnahme: Herbst 1984, Betreiber: 
u. privat) bäuerliche Gemeinschaft 

25 Donnersdorf Stmk. Radkersburg Donnersdorf Saatmaistrocknung 4000 Maisspindeln Versorgung und Betreiber: bäuerliche 
Gemeinschaft 

26 Eppenstein- Stmk. Judenburg Eppenstein· Wohnhaus mit 9 120 Hackgut, Rinde Betreiber und Versorgung: Landwirt 
Freweinstadl Frewe instadl Wohneinheiten 

27 Feldbach Stmk. Feldbach Feldbach südöstI . Stadtteil 3300 Späne, Rinde, Als Brennstoffe werden im eigenen 
von Feldbach. Spreißel Betrieb anfallende Holzabfälle verwen· 
Gartenstadt det; Erweiterung gefördert gern . § 8 
Feldbach , Wohnan- FWFG; Anlage in Betrieb ; Betreiber: 
lagen, Fabrik, in Wärmeversorgungsunternehmen 
weiterer Folge Trummer 
Ausbau nach 
Bedarf geplant 

28 Frojach-Katsch Stmk. M urau Frojach·Katsch Volksschule, 1 500 Inbetriebnahme: 1987, Betreiber: 
Wohnhausan lage Gemeinde 

29 Gößnitz Stmk. Voitsberg Gößnitz Schule, Kommuna l· 80 Hackgut, Rinde Versorgu ng und Betreiber: bäuerliche 
gebäude Gemeinschaft 

30 Hartberg Stmk. Hartberg Hartberg Schulen , Amts· 16000 Rinde . Hack· Brennstoffbedarf wird mit Holzabfällen 
gebäude. Wohn· schnitzel aus der Region gedeckt; Antrag auf 
häuser, Kranken- Förderung gern . § 7 FWFG liegt vor; bei 
häuser, Prozeß- diesem Heizwerk handelt es sich um 
wärme f. Trocken- ein mit AbfalistoHen gern . ÖNORM S 
milchwerk, Getrei- 2100 befeuertes He izwerk; Betre iber: 
detrocknungsanlag Wärmebetriebe Ges.m.b.H. Shell 

Austr ia AG 

31 IIz Stmk. Fürstenfe ld IIz 17 Abnehmer 500 Sägeneben· Inbetriebnahme: Herbst 1986, Betre iber: 
(darunter 2 Schu- produkte und Gemeinde 
len) Waldhackgut 

32 Leutschach Stmk. Leibnitz Leutschach Volkssc hule, 1000 Hackgut, Rinde Ausbau für 60 Private. Versorg ung und 
Hauptschu le, 30 Betrei be r: bäuerliche Gemeinschaft 
Private 

33 Ligist Stmk. Voitsberg Ligist 54 Abnehmer 1285 Waldhackgut Inbetriebnahme: 1986; Bis Herbst 1988 
ist eine Verdopplung der Leistung 
geplant Betreiber: bäuerliche Gemein· 
schaft 

34 Niederwölz Stmk. Murau Niederwölz Schule , Gemeinde- 500 Wa ldhackgut Inbetriebnahme: 1987 
haus, Wohnhaus-
anlage 

35 Pichl Stmk. Mürzzuschlag Pichl Schu le, Internat, 520 Hackgut, Rinde Ausbau für Pr ivate geplant; Versorgung 
Forstbetrieb und Betreiber: forstwirtschaftl icher 

Betrieb 

36 SI. Oswald· Stmk. Judenbu rg SI. Oswald- 12 Objekte 1000 Waldhackgut Inbetriebnahme: 1987 
Möderbrugg Möderbrugg 

37 SI. Peter a. Otte rs Stmk. Radkersburg SI. Peter a. Otters Kommunalgebäude 80 Hackgut, Rinde Betreiber: Gemeinde, Versorgung: 
bach bach bäuerliche Gemeinschaft 

38 Wildon Stmk. Lei bnitz Wildon 1. Ausbaustufe 34 1200 Sägeneben· Inbetriebnahme: Herbst 1985, Betreiber: 
Objekte (öHentl . produkte Gemeinde. Die Anlage ist mit 2 
und privat) , Kesseln auf e inen Endausbau auf 5 MW 
2. Ausbaustufe (bis 1600 geplant Die Sägenebenprodukte 
1987) 28 Objekte werden zugekauft. 
Damit Ausbau bis 
1987 auf 2800 

39 Wollsdorf Stmk. Weiz Wollsdorf Saatmaistrocknung 1500 Maisspindeln Versorgung und Betreiber: bäuerl . 
Gemeinschaft 

40 Going Tirol Kitzbühel Going Gastgewerbebe- 812 Holz· und Inbetriebnahme: 1981 , Betreiber: 
trieb, Restaura nt, Rindenabfälle Stanglwirt Es besteht ein 10jähriger 
Hallenbad, Freibad, Liefervertrag mi t 2 benachbarten 
Tennishalle Sägewerken 

41 Leutasch Tirol Innsbruck Leutasch Hal lenbad (mit 780 Rinden· und Inbetrie bnahme: 1985; Betreiber: 
Nebenräumen) Holzabfäll e Alpenbad Leutasch Ges.m.b.H. 

42 Schwaz Tirol Schwaz Schwaz Firma (Raum· und 1740 Holzabfälle (aus Inbetriebnahme: 1965; Betreiber: 
Prozeßwärme), der Fabrikation) Schuhleistenfabrik Zöhrer 
3 Wohn blöcke 

43 SI. Ulrich Tirol Kitzbühel SI. Ulrich Hallenbad und 928 Rindenabfälle Inbetriebnahme: 1983; Betreiber: 
Nebenräume, Fremdenverkehrsverband SI. Ulr ich 
Volksschule, 
Musikpavillon, 
Gemeindehaus und 
Wohnungen 

44 Westendorf Tirol Ki tzbü hel Westendorf Fi rma (Raum· und 406 Sägespäne, Inbetriebnahme: 1979; Betreiber: 
Prozeßwärme). Hobelspäne, Zimmere i Kiederer 
6 Wohnhäuser gehackte 

Holzreste 
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Tab. 80: Nach dem Fernwärmeförderungsgesetz geförderte, regionale, kommunale und lokale Energiekonzepte und 
Fernwärmeuntersuchungen, die die energetische Nutzung von Biomasse beinhalten 

Gemeinde bzw. Institution Brennstoff Bemerkungen 

Gemeindewerke Teils Restholz Fernwärmestudie; 
Fernheizwerk aul Restholzbasis (3 Ausbaustufen ; 5, 10, 15 MW) 

Gemeinde Rauris Restholz Fernwärmeuntersuchung ; 
Fernheizwerk auf Restholzbasis (2 MW) 

Gemeinde Gänserndorf Stroh und Holz Fernwärmeuntersuchung ; 
BHKW, Heizwerk auf Stroh- oder Holzbasis (2,8 MW) 

Gesellschaft zur Förderung Holz Energiekonzept ViliachlWolfsberg ; 
der Kärntner Wirtschaft Villach: Heizwerk auf Basis Rinde in Zellstoffabrik 

Wolfsberg : Abwärmenutzung aus der Papier- und 
Zellstoffabrik Frantschach 

Gemeinde Horn Stroh und Holz Energiekonzept Horn , es wird Strohverbrennungsanlage 
empfohlen (1. Ausbaustufe : 5 MW, 

2. Ausbaustufe: Erweiterung) 

Gemeinde Oberpullendorf Stroh Fernwärmeuntersuchung ; 
Strohverbrennungsanlage (7 MW) 

Gemeinde Irnfritz Holz Fernwärmestudie; 
Heizwerk auf Holzbasis (460 kW) 

Gemeinde Seibersdorf Stroh Wärmeversorgungskonzept (in Arbeit) ; 
Strohverbrennungsanlage (2,4 MW) 

Gemeinde Trofaiach Holz kommunales Energiekonzept (in Arbeit) ; es werden mehrere 
Varianten untersucht, u. a . eine Wirbelschichtfeuerung auf 
Basis von Kohle und Holz (10 MW) 

Gemeinde Sandl Holz Wärmeversorgungskonzept (in Arbeit) ; 
Heizwerk auf Restholzbasis 

Gemeinde Großarl Holz kommunales Fernwärmekonzept (in Arbeit) ; 
Heizwerk auf Restholzbasis 

Gemeinde Lichtenegg Holz kommunales Fernwärmekonzept (in Arbeit) ; 
Heizwerk auf Holzbasis 

Gemeinde Ottenschlag Holz Wärmeversorgungskonzept (in Arbeit) ; 
Heizwerk auf Holzbasis 

Gemeinde Hallein Biomasse kommunales Fernwärmekonzept (in Arbeit) ; es werden mehrere 
Varianten untersucht werden , u. a. auch ein Fernheizwerk 
auf der Basis Biomasse 

Gemeinde Bad Zell Holz Fernwärmeuntersuchung (in Arbeit) ; 
Heizwerk auf Holzbasis 
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10.7.5. Elektrische Energie 

10.7.5.1. Allgemeines 

Das Energiekonzept 1984 der Bundesregierung 
hat in seinen Zielsetzungen den hohen energie­
politischen Stellenwert der Elektrizität herausge­
arbeitet. Es hat klargestellt, daß die volkswirt­
schaftlich optimale Deckung der künftigen Nach­
frage nach Energiedienstleistungen auch bei 
gleichbleibendem oder reduziertem Gesamt­
energieverbrauch eine weitere Steigerung der 
Aufbringung an Elektrizität und damit weiterhin 
die Bereitstellung neuer Erzeugungskapazitäten 
bedingt. 

Das Energiekonzept 1984 hat sich klar zum weite­
ren Ausbau des Wasserkräftepotentials bekannt; 
es hat eine Reihe von Laufkraftwerksvorhaben 
für zielführend erkannt und unter Bedachtnahme 
auf die Erwägungen zum Speicherkraftwerksaus­
bau das Projekt Dorfertal-Matrei ausdrücklich als 
zweckmäßig bezeichnet. Diese Zielsetzungen 
sind nach wie vor gültig und durch die weiteren 
Modellanalysen zum Energiekonzept voll erhär­
tet. Gleichgebl ieben ist aber auch das Bekennt­
nis der Bundesregierung, daß jedes einzelne 
Projekt nur unter strengster Bedachtnahme auf 
die Aspekte der Umweltverträglichkeit und des 
Natur- und Landschaftsschutzes in Angriff ge­
nommen und durchgeführt werden kann. Sie wird 
die Ergebnisse der Verwaltungsverfahren der zu­
ständigen Bundes- und Landesbehörden voll re­
spektieren. Dies gilt selbstverständlich und vor 
allem für das Erkenntnis des Verwaltungsge­
richtshofes im Falle Hainburg. 

Die Bundesregierung stellt daher in konsequen­
ter Fortsetzung und Erfüllung des Energiekon­
zeptes 1984 fest: 
• Die künftigen Zuwachsraten für elektrische 

Energie sind Fakten, denen die Energiepolitik 
durch Vorsorge für die Deckung des steigen­
den Bedarfs Rechnung zu tragen hat. Eines 
der größten Probleme bei der Versorgung 
Österreichs mit Primärenergie ist die hohe 
und weiter ansteigende Auslandsabhängig­
keit. Dies deshalb, weil mit den Energieimpor­
ten das Versorgungsrisiko, insbesondere in 
Engpaß- und in Krisensituationen, sowie die 
Abhängigkeit der Energieversorgung von aus­
ländischen Lieferanten und deren Preisdiktat 
steigt. Dazu kommt das Problem der Passivie­
rung der Leistungsbilanz, da die durch Ex­
porte und Fremdenverkehr eröffnete Devisen­
verfügbarkeit in zu hohem Maße von Energie­
importen beansprucht wird. Vor dem Hinter­
grund der sich immer mehr erschöpfenden in­
ländischen Lagerstätten fossiler Energieträ­
ger und des limitierten Beitrages sonstiger er­
neuerbarer Energieträger stellt der weitere 

Wasserkraftausbau für die österreichische 
Energieversorgung eine besondere Chance 
zur Verbesserung oder doch zumindest Stabi­
lisierung der Importsituation dar. 

• Das Ausbauprogramm 1986 der Elektrizitäts­
wirtschaft für den Zeitraum 1986 bis 1995 um­
faßt (ohne die Donaustufe Hainburg) insge­
samt 52 Kraftwerksvorhaben mit einer Eng­
paßleistung ab 10 MW, davon 45 Wasserkraft­
werke und 7 kalorische Blöcke. Gleichzeitig ist 
die Reservestellung oder Stillegung von 11 ka­
lorischen Altanlagen geplant. Unter Berück­
sichtigung der dadurch bedingten Verminde­
rung der Erzeugungskapazität ergibt sich, un­
ter der Voraussetzung einer termingerechten 
Realisierung der einzelnen Projekte, ein effek­
tiver Zuwachs von 6 404 GWh Regelarbeitsver­
mögen bei Wasserkraftwerken (Engpaßlei­
stung 2676 MW) und von 832 MW Engpaßlei­
stung bei Wärmekraftwerken. Damit ist die Be­
darfsdeckung bei Regeljahrbedingungen bis 
1995 und bei Trockenjahrbedingungen bis 
Ende der achtziger Jahre gesichert. Durch zu­
sätzliche Maßnahmen, wie den Abschluß wei­
terer Importverträge, ist auch die Absicherung 
der Strombedarfsdeckung in den neunziger 
Jahren bei Trockenjahrbedingungen möglich. 
Voraussetzung ist jedoch, daß alle Kraftwerks­
projekte gemäß den geplanten Inbetrieb­
nahmetermi nen real isiert werden können. 

• Die Abstimmung und Abwägung der Interes­
sen von Ökologie und Ökonomie kann nur 
dann zu einem volkswirtschaftlich sinnvollen 
Erfolg führen, wenn allseitige Kompromißbe­
reitschaft gegeben ist. Das generelle Bekennt­
nis der Bundesregierung zum Wasserkraftaus­
bau schließt daher den Appell zur Kompromiß­
bereitschaft an Natur- und Landschaftsschüt­
zer ebenso wie an die Elektrizitätswirtschaft 
mit ein. 

• Neben einer an die Allgemeinheit adressier­
ten verstärkten Informationstätigkeit, einer 
den oft lautstark vorgebrachten Negativinter­
essen gegenüberzustellenden Aufklärungs­
und Überzeugungsarbeit und einer wie beim 
Projekt der Donaustufe Wien bereits prakti­
zierten Motivierung breiter Kreise zur kon­
struktiven Zusammenarbeit müssen allein die 
rechtsstaatlichen Instrumente der behördli­
chen Bewilligungsverfahren auf Bundes- und 
Landesebene die Realisierung oder Nichtrea­
lisierung der eingereichten Projekte bestim­
men. 

Daß die Stromversorgung Österreichs bis jetzt 
klaglos verlaufen ist, verdanken wir der bisheri­
gen zielstrebigen Ausbautätigkeit. Die Bundesre­
gierung wird dafür sorgen, daß auch der weitere 
Wasserkraftausbau und damit die zukünftige 
Strombedarfsdecku ng sichergestellt wi rd. 
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10.7.5.2. Aufbringung 

10.7.5.2.1. Inländische Erzeugung 

10.7.5.2.1.1. Allgemeines 

10.7.5.2.1.1.1. Entwicklung 

Am 31 . Dezember 1985 war in österreichischen 
Wasserkraftwerken eine Engpaßleistung von 
10171 MW, in Wärmekraftwerken eine Engpaßlei­
stung von 5070 MW insta lli ert. Rund 90% davon 
entfielen auf Kraftwerke der Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen , der Rest auf ÖBB-Kraft­
werke und Industrie-Eigenanlagen (vgl . Tab. 81). 

Tab. 81: Engpaßleistung der Kraftwerke (Stand 31 . 12. 1985) 

Wasser- Wärme- Summe 
kraft kraft 

MW 

EVU 9600 4055 13655 
Industri e-
Eigenanl agen 233 1015 1248 
ÖBB 338 - 338 

Summe 10 171 5070 15 241 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Im Zeitraum 1983-1985 konnten die in nachfol­
gender Tab. 82 aufgelisteten Kraftwerke in Be­
trieb genommen werden. Die neuen Wasserkraft­
werke bringen ein zusätzliches jährliches Regel­
arbeitsvermögen von 3932 GWh. Voitsberg 3 als 
neues kalorisches Kraftwerk steht mit einer zu­
sätzlichen Engpaßleistung von 330 MW zur Verfü­
gung . 1986 beträgt das zusätzliche Regelarbeits­
vermögen aus Wasserkraftwerken 229 GWh. Die 
neuen kalorischen Anlagen Dürnrohr, Rieders­
bach 2 und Mellach werden eine zusätzliche Eng­
paßleistung von 1145 MW ans Netz bringen. 

Die Aufbr ingung und der Verbrauch elektr ischer 
Energie ist der Tab. 83 und Abb. 56a zu entneh­
men . Die Deckung des monatlichen Inlandstrom­
verbrauches im Jahr 1985 ist aus Abb. 55 ersicht­
lich. 

Der Anteil der Wasserkraft an der Gesamterzeu­
gung betrug im Jahr 1983 71 ,8%, im Jahr 1984 
69,5% und 198571 ,0%. Der Beitrag der Laufkraft­
werke erreichte 1984 und 1985 eine Höhe von 
51 % (1983: 50 % ). Der Anteil aus Speicherkraft­
werken ging von 22 % im Jahr 1983 auf 20% im 
Jahr 1985 zurück. 
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Abb. 55: Deckung des monatlichen Inlandstromverbrauches 
- gesamte Elektrizitätsversorgung 1985 (kumula­
tive Darstellung) 
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Der Ante il der Wärmekraftwerke an der Gesamt­
erzeugung von 28,2% im Jahr 1983 ist auf 29,0% 
im Jahr 1985 angestiegen . 
Die Änderungen in der Struktur des Brennstoff­
einsatzes zur Substitution von Heizöl kommen 
auch im Berichtszeitraum weiterhin zum Aus­
druck. Dieser Strukturwandel war nicht nur in den 
Kraftwerken der Elektrizitätsversorgungsunter­
nehmen, sondern auch in den Industrie-Eigenan­
lagen zu beobachten . Der Einsatz von Heizöl zur 
Stromerzeugung in den Kraftwerken der Elektri­
zitätsversorgungsunternehmen ging zwischen 
1983 und 1985 um 34,4% zurück und erre ichte 
1985 mit 317000 t den niedrigsten Stand se it 1970. 
Demgegenüber hat der Verbrauch von Erdgas für 
die Stromerzeugung von 1983 bis 1985 um 33,4% 
zugenommen . Der Jahresverbrauch 1985 mit 
1138 Mrd . Nm 3 ist neuer Höchststand . Der Einsatz 
von Braunkohle hat sich , nach seinem Höchst­
stand im Jahr 1984 mit 2826 Mio. t, 1985 wieder 
etwas verringert. Der Ste inkohleeinsatz wird , be­
ginnend mit 1986, erst in den kommenden Jahren 
durch die Inbetriebnahme von Dürnrohr und Mel­
lach nicht nur relativ , sondern auch absolut kräf­
tig ansteigen . Im einzelnen vgl. Tab . 84 und Abb . 
56b. 
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Abb.56: Kenngrößen der Versorgung mit elektrischer Energie 1970-1985 (kumulative Darstellungen) 
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b) Brennstoffeinsatz zur Stromerzeugung in Kraftwerken der 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen (öffentliche Elektri­
zitätsversorgung) 
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e) Deckung des Strom bedarfes - gesamte Elektrizitätsver­
sorgung typischer Wintertag - 16. Jänner 1985 
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f) Deckung des Strombedarfes - gesamte Elektrizitätsver­
sorgung typischer Sommertag - 19. Juni 1985 
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Tab. 82: Inbetriebnahme von Kraftwerken über 10 MW 1983-1986 

Inbetrieb-
Name 

nahme 

1983 Villach 
Melk 
Traun-Pucking 
Voitsberg 3 

1984 Greifenstein 
Walgauwerk 
Zederhaus 
Wölla 
Bischofshofen 

1985 Kellerberg 
Urreiting 
Mellach 

1986 Kaprun , Beileitung West 
Zillergründl 
Dürnrohr*) 
Dürnrohr*) 
Riedersbach 2*) 
FHKW Mellach *) 

I © BMfHGl/Energiebericht '86 I 
*) Vorgesehene Inbetriebnahme Herbst 1986 
L = Laufkraftwerk 
P = Pumpbetrieb 
T = Tagesspeicher 
D = Dampfkraftwerk 
J = Jahresspeicher 

Gesellschaft 

ÖDK 
DoKW 
OKA 
ÖDK 

DoKW 
VIW 
SAFE 
KELAG 
TKW/~AFE 

ÖDK 
TKW/SAFE 
STEWEAG 

TKW 
TKW 
VKG 
NEWAG 
OKA 
STEWEAG 

Typ Engpaßleistung Rege larbeits-
in MW vermögen in GWh 

L/S 25 108 
L 187 1180 
L 46 222 
D 330 -

L 293 1668 
T 86 356 

LlS 10 32 
T 17 40 

LlS 16 73 

LlS 25 101 
LlS 16 80 
L 15 72 

J - 32 
J/P 360 197 
D 419 -
D 320 -
D 160 -
D 246 -

Tab. 83: Aufbringung und Verbrauch - gesamte Elektrizitätsversorgung 1983-1985 (Elektrizitätsversorgungsunternehmen, 
Industrie-Eigenanlagen und ÖBB) 

1983 1984 1985 1983 1984 1985 

GWh Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % 

Erzeugung Wasserkraft 28295 27200 29371 - 1,2 - 3,9 + 8,0 
Kraftwerke Wärmekraft 8904 9561 9500 - 0,3 + 7,4 - 0,6 
der EVU 

Summe 37199 36761 38871 - 1,0 - 1,2 + 5,7 

Erzeugung Wasserkraft 1133 1135 1091 + 2,0 + 0,2 - 3,9 
Industrie- Wärmekraft 3132 3352 3431 + 1,5 + 7,0 + 2,4 
Eigenanlagen 

Summe 4265 4487 4522 + 1,6 + 5,2 + 0,8 

Erzeugung 
Kraftwerke der ÖBB Wasserkraft 1161 1134 1141 + 2,0 - 2,3 + 0,6 

Gesamterzeugung Wasserkraft 30589 29469 31603 - 0,9 - 3,7 + 7,2 
Wärmekraft 12036 12913 12931 + 0,2 + 7,3 + 0,1 

Summe 42625 42382 44534 - 0,6 - 0,6 + 5,1 

Import 4396 5401 6051 + 40,7 + 22,9 + 12,0 

Aufbringung (Erzeugung und Import) 47021 47783 50585 + 2,2 + 1,6 + 5,9 

Export 7893 6725 7770 + 5,7 -14,8 + 15,5 

Verbrauch (einsch I. Verluste) 
mit Pumpspeicherung 39128 41058 4281 5 + 1,5 + 4,9 + 4,3 
ohne Pumpspeicherung 38328 40177 41855 + 1,5 + 4,8 + 4,2 
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Tab. 84: BrennstoHeinsatz zur Stromerzeugung in Kraftwer­
ken der Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
1970--1985 

Steinkohle Braunkohle Heizöl Erdgas 
1000 t 1000 t 1000 t Mio Nm' 

--

1970 113 1632 283 796 
1971 39 2771 536 935 
1972 10 2465 679 900 
1973 18 2168 723 835 
1974 33 2281 408 870 
1975 21 2026 609 816 
1976 12 2755 880 1015 
1977 6 1683 679 1013 
1978 2 1710 788 985 
1979 11 1587 755 858 
1980 14 2104 916 624 
1981 13 2330 661 688 
1982 19 2447 631 781 
1983 61 2436 483 853 
1984 86 2826 404 1010 
1985 94 2780 317 1138 

Änderungs~ 
rate fur den 
Zeitraum t 54,1 f-14,1 -34,4 -+ 33,4 
1983/85 

in % 

(C) BMfHGl/Energiebericht '86 I 
--

Tab. 85 und Abb. 56c zeigen den Anteil der kraft­
werksbetreibenden Unternehmen an der Erzeu­
gung elektrischer Energie 
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10.7.5.2.1.1.2. Kraftwerksausbauprogramm 

Das letztgültige Koordinierte Kraftwerksausbau­
programm der Verbundgruppe und der Gruppe 
der Landesgesellschaften für den Zeitraum 1986 
bis 1995 vom Juni 1986 stellt die zwölfte Fort­
schreibung der Ausbauplanung dar. Dem Aus­
bauprogramm 1986 liegt eine zeitlich, regional 
und sektorieil untergliederte Strombedarfspro­
gnose zugrunde, die sich auf den Inlandstrombe­
darf der Verbundgesellschaft und der Landesge­
sellschaften im Zeitraum von 1984 (Basisjahr) bis 
1995 (Horizont jahr) bezieht. Sie rechnet mit 
einem längerfristigen Wachstum des Stromver­
brauches in diesem Versorgungsbereich um 
3,0% oder 1,2 Mrd. kWh pro Jahr. Daraus können 
für die gesamte Stromversorgung Österreichs 
mittlere Zuwachsraten von 2,6% pro Jahr abge­
leitet werden. Damit stimmt die Stromver­
brauchsprognose der Elektrizitätswirtschaft mit 
der Prognose des Wirtschaftsforschungsinstitu­
tes vom Dezember 1985 voll überein. 
Die Nutzung der Wasserkraft bildet den Schwer­
punkt des Ausbauprogramms. Es umfaßt, ein­
schließlich der in Bau befindlichen Anlagen, 45 
Wasserkraftwerke größer als 10 Megawatt. Das 
Regelarbeitsvermögen der projektierten Wasser­
kraftwerke entspricht mit 5691 GWh rund 11 % 
des ausbauwürdigen Wasserkraftpotentials. Bei 
termingerechter Realisierung würde somit der 
Ausbaugrad der Wasserkraft von derzeit 61 % auf 
72% im Jahre 1995 ansteigen. 

Tab, 85: Anteil der kraftwerksbetreibenden Unternehmen an der Erzeugung elektrischer Energie 1970--1985 

Verbundkonzern, Kraftwerke 
Erzeugung Sondergese"- Landes- der städtischen Industrie- Kraftwerke 
insgesamt schaften u. gesellschaften und sonstigen Eigenanlagen der ÖBB 

Grenzkraftwerke EVU 

GWh % GWh % GWh % GWh % GWh % GWh % 

1970 30036 100,0 14795 49,3 9057 30,2 1664 5.5 3665 12,2 855 2,8 
1971 28755 100,0 13330 46.3 9132 31,7 1628 5,7 3928 13,7 737 2,6 
1972 29388 100,0 13211 44,9 9423 32,1 1779 6.1 4186 14.2 789 2,7 
1973 31325 100,0 14302 45.7 10051 32,1 1796 5,7 4376 14,0 800 2,5 
1974 33881 100,0 16430 48,5 10261 30,3 1791 5,3 4436 13.1 963 2,8 
1975 35205 100,0 17325 49,2 11009 31,3 1714 4,8 4178 11,9 979 2,8 
1976 35331 100,0 17136 48,5 11 176 31,6 1694 4,8 4493 12,7 832 2,4 
1977 37684 100,0 18718 49,6 11748 31,2 1836 4,9 4513 12,0 869 2,3 
1978 38069 100,0 18822 49,4 11975 31,5 1914 5,0 4500 11,8 858 2,3 
1979 40645 100,0 20493 50,4 12381 30,5 2005 4,9 4817 11,9 949 2,3 
1980 41966 100,0 21543 51,3 12806 30,5 2008 4,8 4679 11,2 930 2,2 
1981 42894 100,0 22824 53,2 12326 28,7 2012 4,7 4546 10,6 1186 2,8 
1982 42890 100,0 22942 53,5 12605 29,4 2009 4,7 4196 9,8 1138 2,6 
1983 42625 100,0 22308 52,4 12878 30,2 2013 4.7 4265 10,0 1161 2,7 
1984 42382 100,0 22188 52,3 12495 29,5 2078 4.9 4487 10,6 1134 2,7 
1985 44534 100,0 23932 53,7 12765 28,6 2174 4,9 4522 10,2 1141 2,6 

.~-
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Abb. 57: AUSBAUWUERDIGES WASSERKRAFTPOTENTIAL 
STAND 19S5 

Auf teilung nach Flußgebieten 

39 % Projekte 

Bestand 
61% + 

1 © BMfHGl/Energiebericht '861 
Quelle Koordiniertes Krallwerksausbauprogramm 1986 

Das Projekt der Staustufe Hainburg ist im Koordi­
nierten Kraftwerksausbauprogramm der Ver­
bundgruppe und der Gruppe der Landesgesell­
schaften mit folgender Fußnote versehen: 
" Frühestmöglicher theoretischer Inbetriebnah­
metermin ist Dezember 1989; tatsächlicher Inbe­
triebnahmetermin ist von der Entscheidung der 
Bundesregierung abhängig und unbekannt; da­
her kann Hainburg in den Projektsummen von 
Engpaßleistung und Regelarbeitsvermögen so­
wie in den Deckungsrechnungen nicht berück­
sichtigt werden ; die Realisierung von Hainburg 
würde Terminstreckungen bei einer Reihe klei­
nerer Projekte bewirken. " 
Im übrigen entsprechen die Projekte jenen , die 
bereits im Energiekonzept 1984 angeführt sind . 
Neu sind lediglich 

Donau: Ybbs (7 . Hauptmaschine) 
Drau : Greifenburg , Sachsenburg/Lind 
Möll : 1. Möllstufe, 2. Möllstufe 
Salzach: Tittmoning-Ettenau 

Bruck-Gries, Werfen-Lueg 1, 
Golling-Landesgrenze 2 

Inn : Langkampfen, Stams 
111 : Untere 1113 und 4 

- Schwarzach : Kaiserbach 2 
- Triebenbach : Triebenbach 

Gumpenbach und Bodenseebach: Aich/As­
sach , Ausbaustufe 1 
Dientenbach: Lend 

" 
" .-' '~~-" 

lV' ........ #-O>,CI \ 

> 
• .' I , -

Im übrigen ist auch der weitere Ausbau von Spei­
cherkraftwerken vorgesehen . 
Der Schwerpunkt des kalorischen Ausbaupro­
gramms liegt bei den drei neuen vor der Inbe­
triebnahme stehenden Kohlekraftwerken Dürn­
rohr, Mellach und Riedersbach 2, die einen Ka­
pazitätszuwachs von 1145 MW brutto bringen . Bis 
1995 sollen drei weitere Wärmekraftwerke mit 
einer Bruttoleistung von 470 MW in Betrieb ge­
hen . 
Demgegenüber ist im Zeitraum bis 1995 vorwie­
gend aus Gründen des Umweltschutzes und der 
Wirtschaftlichkeit nach heutiger Planung die Still­
legung oder Inreservestellung von elf kalori­
schen Altanlagen mit einer Bruttoleistung von 
783 MW vorgesehen , sodaß sich bis 1995 ein ef­
fektiv wirksam werdender kalorischer Kapazi­
tätszuwachs von 832 MW ergibt (siehe Tab. 86) . 

10.7.5.2.1.1.3. Legistische Maßnahmen 

Das Energiekonzept 1984 hat in seinem Maßnah­
menkatalog unter 5.3.1 . zur Verwirkl ichung sei­
ner energiepolitischen Zielsetzungen legistische 
Maßnahmen vorgesehen. 
• Die Regierungsvorlage einer Novelle des 
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Tab. 86: Geplante Reservestellungen und Stillegungen kalorischer Altanlagen im Zeitraum 1986 bis 1995 

Termin für 
EVU Kraftwerk Reserve-

stellung 

VKG Korneuburg 1 1986 
ÖDK SI. Andrä 1 
ÖDK SI. Andrä 2 1986 
BEWAG FHKW Pinkafeld 
NEWAG Hohe Wand 1986 
OKA Timelkam 1 
STEWEAG Pernegg 1 
STEWEAG Pernegg 2 1987 
WStW-EW Simmering 3 1988 
WStW-EW Simmering 4 
WStW-EW Simmering 5 1992 

Summe 

davon Stillegungen 
davon Reservestellungen 

© BMfHGI/Energleberlcht '86 I 
Quelle : Koordiniertes Ausbauprogramm 
1) Nach Inbetriebnahme des DKW Dürnrohr 
2) Nach Inbetriebnahme des FHKW Mellach 
3) Nach Inbetriebnahme von Simmering Block 3/4 (Kombiblock) 

Energieförderungsgesetzes ist bereits am 
13. Juni 1985 vom Nationalrat zum Gesetz er­
hoben und im Bundesgesetzblatt unter Nr. 252 
veröffentl icht worden . 

• Ebenso sind im Art. I der Novelle zum Einkom­
mensteuergesetz 1972 vom 13. Juni 1985, 
Bundesgesetzblatt Nr. 251 , die Vorstellungen 
des Energiekonzeptes verwirklicht worden. 

• Nicht abgeschlossen wurden die parlamenta­
rischen Beratungen zur Regierungsvorlage 
einer Novelle zum Elektrizitätswirtschaftsge­
setz, welche am 23. Jänner 1986 dem Natio­
nalrat zur verfassungsmäßigen Behandlung 
zugeleitet wurde. Die Regierungsvorlage ist 
als Anhang V abgedruckt. 

Engpaßleistung 
StilI - brutto Brennstoff Anm. 

legung MW 

80 Gas/Öl 1) 
1986 68 Kohle 1 ) 

110 Kohle 1 ) 
1986 6 Kohle 
1987 73 Gas 1 ) 
1986 62 Kohle 
1987 44 Öl 2) 

56 Öl 2) 
1992 64 Gas/Öl 3) 
1992 110 Gas/Öl 3) 

110 Gas/Öl 3) 

783 

427 
356 

10.7.5.2.1.2. Wasserkraft 

10.7.5.2.1.2.1. Ausbauwürdiges 
Wasserkraftpotential 

Das ausbauwürdige Wasserkraftpotential - d. h. 
die bei Regeljahresbedingungen gegebene Sum­
me der Erzeugungsmöglichkeiten von bestehen­
den und in Bau befindlichen Wasserkraftwerken 
sowie von allen bekannten Projekten - beträgt 
insgesamt 53 700 GWh. Mit Stand 1. Jänner 1986 
waren in Österreich 33961 GWh/a oder 63% des 
ausbauwürdigen Wasserkraftpotentials ausge­
baut oder in Bau ; 19739 GWh/a oder 37% konn­
ten als Projekte hinzugezählt werden . Im einzel­
nen vgl. Tab. 87. 

Tab. 87: Ausgebautes und noch ausbauwürdiges Wasserkraftpotential nach Flußgebieten geordnet (Stand Jänner 1986) 

Bestand in Bau Projekte insgesamt 

Flu ßgebiet Spei- Spei- Spei- Spei-Lauf 
eher 

Summe Lauf 
eher 

Summe Lauf 
eher 

Summe Lauf 
eher 

Summe 

Regelarbeitsvermögen in GWh/a 

Donau 15293 853 16146 - - - 4491 649 5140 19 784 1502 21286 
Mur und Raab 1269 194 1463 - - - 1608 714 2322 2877 908 3785 
Drau 3077 1 749 4826 337 40 377 2212 1755 3967 5626 3544 91 70 
Salzach 864 1622 2486 186 100 286 1748 603 2351 2798 2325 5123 
Inn , Lech , Isar 3029 2649 5678 16 197 213 2374 2317 4691 5419 5163 10582 
Rhein 178 2308 2486 - - - 313 955 1268 491 3263 3754 

Gesamt 23710 9375 33085 539 337 876 12 746 6993 19739 36995 16705 53700 

Anteil in % 44 17 61 1 1 2 24 13 37 69 31 100 

© BMfHGI/Energiebericht '86 I 
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10.7.5.2.1.2.2. Modelluntersuchungen zum 
Wasserkraftausbau 

Das Energiekonzept 1984 hat auf Grund der er­
stellten Modellanalyse die hohe Priorität der Nut­
zung der Wasserkraft, insbesondere der Lauf­
wasserkraftwerke, betont und - neben der Wich­
tigkeit der auslandsunabhängigen Aufbringung 
und Entlastung der Energieimporte - die positi­
ven Aspekte dieser Technologie, wie Reduktion 
der Kosten der Stromerzeugung und Entlastung 
der Umwelt durch schadstofffreie Energieum­
wandlung, hervorgehoben. 
Die Modellannahme 1984 ging von einem mittel­
fristig hohen Ausbaugrad des noch verfügbaren 
Wasserkräftepotentials aus. Die zwischenzeitli­
che Anpassung der Ausbauprogramme der Elek­
trizitätsversorgungsunternehmen an die rechtli­
chen und realpolitischen Möglichkeiten der Ver­
wirklichung vor allem einzelner Großprojekte 
und insbesondere die Unsicherheiten über die 
Form und den Zeitpunkt ihrer möglichen Inan­
griffnahme bringt für die Periode 1985/95 gerin­
gere Zuwächse im Ausbau des Wasserkräftepo­
tentials, als sie 1984 den Modellannahmen zu­
grunde lagen. Aus diesem Grunde wurden für 
den Energiebericht 1986 die Effekte und Konse­
quenzen eines eingeschränkten Wasserkraftaus­
baues modelltechnisch analysiert (siehe auch 
Tab. 88). 

Tab. 88: Modellanalyse MARKAL 

Zu diesem Zweck wurden die Annahmen über die 
Verfügbarkeit von Wasserkraft in zwei Varianten 
schrittweise reduziert. Die Variante 86/1 ent­
spricht für die Periode 1985/95 insbesondere in 
der verfügbaren Arbeit annähernd den Zuwachs­
raten, wie sie derzeit im Ausbauprogramm der 
E-Wirtschaft vorgesehen sind. Die Variante 86/2 
reduziert die Zuwachsraten um mehr als die Hälf­
te der derzeit vorgesehenen. 

Für die Periode bis zum Jahr 2005 beträgt die 
Reduktion der Variante 86/1 gegenüber der Vari­
ante 84/A 10035 GWh oder 17,7% des gesamten 
Wasserkräftepotentials, bei der Variante 86/2 
15399 GWh oder 27.2°0. Aus dieser Reduktion 
ergeben sich die folgenden Konsequenzen: 

Bei einer Wasserkräfteverfügbarkeit der Variante 
86/1 erhöht sich auch in den Szenarien mit niedri­
ger Nachfrage und hohen Energiepreisen auf 
Grund der steigenden Nachfrage nach elektri­
scher Energie die Erzeugung in zentralen Wär­
mekraftwerken von 22.3 PJ auf 29,5 PJ. Damit 
werden durch diese beiden Technologien 55% 
des Erzeugungszuwachses abgedeckt. Die signi­
fikanteste Strukturveränderung erfolgt durch die 
Ausweitung der Erzeugung elektrischer Energie 
in zentralen Kraft-Wärme-Kupplungsanlagen von 
9,5 PJ auf 30,6 PJ und in industriellen Kraft-Wär­
me-Kupplungsanlagen von 3,3 PJ auf 15,6 PJ. 

Reduziertes Wasserkräftepotential (GWh netto, obere Grenze) 

r------ I ----r 
Kraftwerkstyp Variante 1980 1985 1990 1995 2000 2005 Differenz I Zuwachs I 

zu 1984/A __ -----t 86/~ 

1. Laufkraftwerke 84/A 2900 3343 4074 4976 5598 6118 
E 31 (-10 MW) 86/1 2900 3122 3487 3938 4249 4509 -1609 + 1609 

86/2 2900 3011 3194 3419 3575 3705 -2413 

E 32 84/A 8990 10005 12206 14576 15340 15340 
(10-100 MW) 86/1 8990 9498 10598 11783 12165 12165 3 175 t 3175 

86/2 8990 9244 9794 10387 10578 10578 4762 
-- --

E 33 84/A 9500 11220 13356 14763 15025 15025 
(üb 100 MW) 86/1 9500 12366') 12366 13333') 13333 13333 -1692 -+ 3833 

86/2 9500 12366 12366 12366') 12366 12366 -2967 
f- - r-

2. Speicherkraftwerke 84/A 350 407 550 799 828 828 
E 41 (-10 MW) 86/1 350 379 479 575 589 589 - 239 + 239 

86/2 350 379 479 575 589 589 - 239 
------

E 42 84/A 3037 3541 4244 5019 5099 5099 
(10-100 MW) 86/1 3037 3289 3641 4028 4068 4068 -1031 + 1031 

86/2 3037 3163 3339 3533 3553 3553 -1546 

E 43 84/A 5401 5930 7005 8843 9063 9978 
(üb. 100 MW) 86/1 5401 5666 6203 7122 7232 7610 -2289 -+ 2209 

86/2 5401 5534 5802 6262 6317 6506 -3472 

© BMfHGIiEnergiebericht '86 I -10035-17.7% I 12096 
-15399= 27.2% 

1) Zuwachs: Melk und Greifenstein des ges. Wasserkräfte-
2) Zuwachs: Wien potentials 
3) Ohne weiteren Donauausbau 

Dill. 86/1 zu 86/2 5364 GWh. - 44% von 86/1 
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Bei der reduzierten Wasserkräfteverfügbarkeit 
der Variante 86/2 fallen diese Veränderungen in 
der Erzeugungsstruktur noch signifikanter aus. 
Die Erzeugung in zentralen Wärmekraftwerken 
erhöht sich auf 39.1 PJ. in zentralen Kraft-Wärme­
Kupplungsanlagen auf 33,7 PJ, während die Er­
zeugung in industriellen Kraft-Wärme-Kupp­
lungsanlagen in bei den Fällen wegen der voll­
ständigen Auslastung des vorgegebenen Potenti­
als gleichbleibt. 
Durch den bei reduzierten Wasserkraftpotentia­
len höheren Bedarf an fossiler Energie steigen 
auch bei niedriger Nachfrage und hohen Preisen 
die Importe in Summe der gesamten Szenarien­
periode um 471 PJ. Der zusätzliche Einsatz fos­
siler Energie entfällt überwiegend auf Steinkohle 
( + 306 PJ) und abgeschwächt auf Erdöl (+ 121 
PJ). Die Importkosten steigen durch den zusätzli­
chen Bedarf fossiler Energie um 29 Mrd. S. 
Durch die geringeren Investitionsaufwendungen 
für Wasserkraftwerke fallen die Investitionen in 
Summe der Periode um 15,2 Mrd. S. Unter der 
Einbeziehung aller Aufwendungen für Nachfra­
getechnologien und sonstigen Kosten ergibt sich 
ein Nettoeffekt, der die Kosten des gesamten 
Energiesystems um 20,4 Mrd. S erhöht. Bezogen 
auf die 20jährige Periode von 1985 bis 2005 be­
deutet damit die Reduktion des Ausbaugrades im 
hier vorgesehenen Umfang Mehrkosten des 
Energieversorgungssystems von jährlich rund 
1 Mrd. S. 

10.7.5.2.1.2.3. Ausbau der Donau östlich von 
Greifenstein 

Im Anschluß an den Bau des Kraftwerkes Grei­
fenstein wurde auf Grund eines Wasserrechtsbe­
scheides des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft vom 5. Dezember 1984 die Reali­
sierung der Stufe Hainburg durch die Österreich i­
sche Donaukraftwerke AG noch im Dezember 
1984 in Angriff genommen. Gegen diesen Was­
serrechtsbescheid wurde beim Verwaltungsge­
richtshof Beschwerde erhoben, der dieser Be­
schwerde mit Beschluß vom 2. Jänner 1985 vor­
erst aufschiebende Wirkung zuerkannte. Schließ­
lich wurde der Wasserrechtsbescheid mit Er­
kenntnis vom 1. Juli 1986 auf Grund von Verfah­
rensmängeln aufgehoben. 
In der Folge des Beschlusses des Verwaltungs­
gerichtshofes vom 2. Jänner 1985 hat die Bun­
desregierung am 4. Jänner 1985 ein Programm 
für die weitere Vorgangsweise in Zusammen­
hang mit der Errichtung des Kraftwerkes Hain­
burg beschlossen. 
Unter anderem beinhaltet das Programm folgen­
de Punkte: 
• Die Nutzung der Wasserkraft als sauberste 

Energiequelle soll weiter forciert werden. An 
einem Kraftwerk bei Hainburg wird festgehal­
ten. 

141 

• Für die Untersuchung möglicher Projektsvari­
anten wird ein Regierungsbeauftragter be­
stellt. 

• Mit der Vorbereitung der Staustufe Wien ist 
unverzüglich zu beginnen. 

• Investitionen von 19 Mrd. S im Zeitraum 1985 
bis 1989 zur Fließwassersanierung, wovon 
zwei Drittel über den Wasserwirtschaftsfonds 
finanziert werden sollen, sind vorgesehen. 

• Die bereits vorliegenden Umweltkonzepte für 
den Donauraum von Wien bis Hainburg sind zu 
kombinieren und die Errichtung eines Natio­
nalparks Donau-March-Thaya-Auen ist vorzu­
bereiten. 

• Der Bau des Marchfeldkanals ist zu forcieren. 
• Eine Ökologiekommission wird eingerichtet. In 

deren Rahmen sind die Arbeitskreise 
Donaugestaltung. 
Nationalpark, 
Energie und Umwelt 

mit der Erarbeitung von Grundlagen zur Be­
wertung der weiteren Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes und der Energie­
versorgung im Bereich der Donau tätig. 

Die Bestellung des Beauftragten für die Gestal­
tung und den Ausbau der Donau östlich von Grei­
fenstein verfolgt den Zweck, bei der Beurteilung 
von Kraftwerksprojekten eine Trennung zwi­
schen emotionalen Wertungen und rationalen 
Anliegen vorzunehmen, den Grundlagen aller 
Entscheidungen mehr Transparenz zu geben und 
zu diesem Zweck neue Methoden der Informa­
tionsverarbeitung und der Bewertung von Ent­
scheidungsalternativen anzuwenden. 
In der Zwischenzeit erstellte der Regierungsbe­
auftragte ein Gutachten, das neue Lösungsmög­
lichkeiten für den Ausbau der Donau östlich von 
Greifenstein aufzeigt. Das Gutachten kann jedoch 
noch nicht alle Fragen definitiv klären. Es sind 
weitere zeitaufwendige Untersuchungen notwen­
dig, die vor einer endgültigen offiziellen Ent­
scheidung über das Einreichprojekt des Kraft­
werkes Hainburg der Österreichischen Donau­
kraftwerke AG und über mögliche andere Aus­
bauvarianten die Entscheidungsgrundlagen der 
Bundesregierung vervollständigen. 

10.7.5.2.1.2.4. Projekt Dorfertal-Matrei 

Die Osttiroler Kraftwerke Ges.m.b.H. hat im Juli 
1986 das "Projekt 1986" zur wasserrechtlichen 
Bewilligung eingereicht. Im September wurde 
das erste Vorprüfungsverfahren von der Ober­
sten Wasserrechtsbehörde abgeführt. Im Rah­
men des Vorprüfungsverfahrens wurde von der 
Obersten Wasserrechtsbehörde festgestellt, daß 
der Verwirklichung dieses Vorhabens grundsätz­
I ich kei ne öffentl ichen I nteressen entgegenste­
hen, wenn wichtige Vorfragen geklärt werden. 
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10.7.5.2.1.3. Kalorische Erzeugung 

In Wärmekraftwerken der Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen war mit Stand Ende 1985 eine 
Engpaßleistung von 4055 MW, inklusive Indu­
strie-Eigenanlagen von 5070 MW, installiert. Die 
Aufbringung elektrischer Energie aus Wärme­
kraftwerken der Elektrizitätsversorgungsunter­
nehmen betrug 19859500 GWh. die gesamte ka­
lorische Erzeugung 12931 GWh, was einem An­
teil von rund 29% an der Gesamterzeugung ent­
spricht. 
Der hohe Zuwachs an kalorischer Erzeugungska­
pazität bis Ende 1986 von 1145 MW durch die vor 
der Inbetriebnahme stehenden Kohlekraftwerke 
Dürnrohr, Riedersbach 2 und Mellach ermöglicht, 
daß das zukünftige kalorische Ausbauprogramm 
relativ niedrig gehalten werden kann (siehe 
S 137 f) 

Schwerpunkt bei den in jüngster Zeit in Betrieb 
gegangenen und vor der Inbetriebnahme stehen­
den Kraftwerken sowie bei der Nachrüstung des 
Kraftwerkparks sind die umweltpolitischen An­
forderungen: 

• Das 1983 in Betrieb gegangene und mit dem 
Kai kadd itivverfah ren zur Entschwefel ung aus­
gerüstete 330-MW-Braunkohlekraftwerk Voits­
berg 3 wurde mit einer Naßentschwefelungs­
anlage nachgerüstet. Diese in zwei Teilstra­
ßen mit 100% Rauchgaserfassung arbeitende 
Anlage garantiert die Einhaltung einer 
90% igen S02-Reduktion. 

• Im Wärmekraftwerk Dürnrohr wurden beim Er­
probungsbetrieb mit der jetzt eingesetzten 
Kohle (polnische Steinkohle) Emissionswerte 
von kleiner als 20 mg/Nm 3 bei Staub und klei­
ner als 150 mg/Nm 3 bei S02 erreicht. Die Ent­
stickungsanlage wird Emissionswerte kleiner 
als 200 mg/Nm 3 erreichen. Damit ist ein Min­
destabscheidegrad bei der Entstaubung von 
99,8%, bei der Entschwefelung von 90% und 
bei der Entstickung von 80% gegeben. Das an­
gewandte Entschwefelungsverfahren ist im 
Vergleich zu den sonst üblichen Kalkwasch­
verfahren abwasserfrei. Die in den Filtern ge­
sammelte Flugasche wird zur Gänze in der 
Zementindustrie als Rohstoff weiterverarbei­
tet. Auch für das trocken anfallende Rauchgas­
entschwefelungsprodukt ist eine Weiterver­
wendung in der Baustoff- oder Chemischen In­
dustrie beabsichtigt. 

• Für das Fernheizkraftwerk Mellach der STE­
WEAG (Engpaßleistung 246 MW bei Kondensa­
tionsbetrieb) wurde ein Naßentschwefelungs­
verfahren in Verbindung mit einem Wiederauf­
heizungsverfahren entwickelt, durch das ein 
Abscheidegrad von 90% garantiert wird. Dar­
über hinaus wurde dieses mit schwefelarmer 
polnischer Steinkohle befeuerte Kraftwerk mit 
einer Entstickungsanlage ausgerüstet, die 

mindestens 80% der Stickoxide aus dem 
Rauchgas beseitigt. 

• Im Jahr 1986 wurde im 110-MW-Kraftwerk 
St. Andrä 2 eine Schlauchfilteranlage neu in­
stalliert. Dadurch wurde es möglich, zusätz­
lich zum bereits angewendeten Kalkadditiv­
verfahren auch Natriumbicarbonat zur Ent­
schwefelung einzusetzen. Der garantierte Ent­
schwefelungsgrad beträgt nunmehr 80%, die 
Staubemission konnte auf unter 50 mg/Nm 3 

herabgesetzt werden. 
• Das 160-MW-Braunkohlekraftwerk Rieders­

bach 2 der OKA wurde mit einer Rauchgasent­
schwefelungsanlage ausgerüstet, die nach 
dem Kalkwaschverfahren arbeitet und bei 
100%iger Rauchgaserfassung zumindest eine 
90%ige Entschwefelung garantiert. Das Braun­
kohlekraftwerk Riedersbach 2 und das Braun­
kohlekraftwerk Voitsberg 3 sind die ersten 
Kraftwerke Europas, bei denen eine 100%ige 
Rauchgaserfassung bei Braunkohle erfolgt. 

• Im Dampfkraftwerk Zeltweg (Engpaßleistung 
137 MW) erfolgte nach der am 22. Oktober 1985 
behördlich verfügten Stillegung in der Zeit 
vom 24. Februar bis 27. März 1986 ein Beweis­
sicherungs- und Versuchsbetrieb, bei dem fol­
gende Emissionsvorschreibungen eingehal­
ten wurden: 
- für S02 600 kg/h bzw. maximal 1300 mgl 

Nm 3 bezogen auf 6% Sauerstoff und trocke­
nes Rauchgas, 

- für NOx 260 kg/h bzw. maximal 600 mgl 
Nm 3 bezogen auf 6% Sauerstoff und trocke­
nes Rauchgas, 
für Staub 180 kg/h bzw. maximal 400 mgl 
Nm 3 bezogen auf 6% Sauerstoff und trocke­
nes Rauchgas. 

• Die Wiener Stadtwerke, Elektrizitätswerke ha­
ben im Jahr 1985 ein Programm zur Reduktion 
der Stickoxid-Emissionen erarbeitet, das bis 
Ende 1988 durch Primär- und Sekundärmaß­
nahmen eine Reduktion um 70% herbeiführen 
wird. 

10.7.5.2.2. Import-Export-Entwicklung 

10.7.5.2.2.1. Stromaustausch mit dem Ausland 

Am gesamten Stromaufkommen Österreichs 
hatte 1985 die Einfuhr elektrischer Energie mit 
6051 GWh einen Anteil von 12%. Mit Hinblick auf 
die Durchleitungen und den Stromaustausch im 
internationalen Verbundnetz Österreich 
kommt auf Grund seiner geographischen Situa­
tion die Funktion einer Stromdrehscheibe Mittel­
europas zu - ist aber eine Betrachtung der 
Stromimporte für sich allein nicht zulässig. Zur 
energiewirtschaftlichen Beurteilung ist einer­
seits der Saldo aus Exporten und Importen her­
anzuziehen, wie er aus Tab. 90 hervorgeht. Ande-
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rerseits sind die vor allem über die Gleichstrom­
kurzkupplung Dürnrohr und über das Hochspan­
nungsnetz der Verbundgesellschaft gehenden 
Transite zu beachten. Sie erhöhten sich von 1117 
GWh im Jahr 1983 auf 2483 GWh im Jahr 1984, 
um dann 1985 wieder auf 1 880 GWh abzusinken. 
Ein Großteil der importierten elektrischen Ener­
gie in den Wintermonaten stellt rückgenommene 
Tauschenergie der in den Sommermonaten ex­
portierten Energiemengen aus inländischen hy­
draulischen Kraftwerken dar. 
Nur ein Teil der Importe ist reiner Stromzukauf. 
Hier ist vor allem der Vertrag mit Polen zu nen­
nen , der eine jährliche Bezugsmenge von 1600 
GWh vorsieht und der ab dem Jahr 1983 in vollem 
Ausmaß wirksam wurde. Zu den Importverträgen 
der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts AG 
(Verbundgesellschaft) auf Tauschbasis siehe 
Tab. 89. 

Tab. 89: Importverträge der Österreichischen Elektrizitäts­
wirtschafts AG (Verbundgesellschaft) auf Tausch­
basis 

GWh 

UdSSR 470 
CSSR 150 
Ungarn 168 

SChweiZ} 
Italien 

102 

© BMfHGIIEnergiebericht ' 86 I 

Nachstehende Tab. 90 gibt Aufschluß über den 
physikalischen Stromaustausch Österreichs mit 
den Nachbarländern im Jahre 1985. 

Tab. 90: Physikalischer Stromaustausch Österreichs mit den 
Nachbarländern 1985 

Strom- Strom- Export-
Länder importe exporte Saldo 

GWh 

BRD 2886,6 4185,0 1 298,4 
Schweiz 194,6 24 ,9 - 169,7 
Jugoslawien 116,1 993 ,0 876,9 
Ungarn 174,2 137,5 - 36,7 
CSSR 2678,1 877,4 - 1800,7 
Italien 1,3 1552,3 1551 ,0 

Summe 6050.9 7770,1 1719,2 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 
Hinweis: 
Die Importe aus der CSSR beinhalten auch Lieferungen aus 
Polen und der UdSSR , wobei aus der UdSSR 461 GWh und aus 
Polen 1398 GWh verrechnet wurden. 
Die Exporte in die CSSR enthalten auch d ie Lieferungen an die 
UdSSR , wobei der UdSSR 1985581 GWh verrechnet wurden . 

10.7.5.2.2.2. Auslandsabhängigkeit der 
österreichischen 
Elektrizitätsversorgung 

143 

Als Kenngröße für die Auslandsabhängigkeit 
eines Energiesystems gilt die " Netto-Importtan­
gente" . Sie ist der Quotient aus Nettoimporten 
(also Importe vermindert um die Exporte) und 
gesamtem Energieverbrauch und wird in Prozent 
ausgedrückt (siehe Pkt. 10.3. des Energieberich­
tes) . 
Im Jahr 1985 wurden fossile Primärenergieträger 
(Kohle, Heizöl und Naturgas) mit einem Wärme­
wert von 91,4 PJ für die Stromerzeugung 
der Elektrizitätsversorgungsunternehmen ein­
gesetzt. Davon waren rund 49,8 PJ importierte 
Brennstoffe. Zu diesen für die Stromerzeugung 
eingesetzten Importbrennstoffen kommen noch 
die physikalischen Stromimporte mit einem 
Wärmewert von 21 ,5 PJ, sodaß insgesamt 71 ,3 PJ 
importiert werden mußten. Die physikalischen 
Stromexporte entsprachen demgegenüber ei­
nem Wärmewert von 27,7 PJ. Das ergibt für 1985 
einen Importüberschuß von 43,6 PJ . 
Dieser Importüberschuß ist für den Bereich der 
öffentlichen Elektrizitätsversorgung auf den Pri­
märenergieeinsatz für die Stromerzeugung zu 
beziehen. Die Wasserkraft wird dabei nach der 
Äquivalenzmethode berechnet und um die physi­
kai ischen Stromexporte abgesetzt. 
Die so ermittelte Netto-Importtangente gibt das 
wahre Maß der Auslandsabhängigkeit der öster­
reichischen Elektrizitätsversorgung wieder 
(siehe Tab. 91). 

Tab. 91: Auslandsabhängigkeit der österr. Elektrizitätsver­
sorgung (öffentliche Versorgung) 1970-1985 

Import- Netto- Netto-
überschuß* 

Primärenergie- Importtangente* 
Jahr einsatz 

PJ PJ % 

1970 - 5,8 133,0 - 4,4 
1975 18,7 164,0 11,4 
1980 37,6 194,2 19,3 
1981 31 ,2 192,9 16,2 
1982 33 ,5 195,6 17,1 
1983 32,4 197,3 16,4 
1984 41 ,8 208,2 20,1 
1985 43,6 218,5 20,0 

© BMfHGIIEnergiebericht '861 

Quelle: Bundeslastverteiler 
* Negative Werte stellen einen Exportüberschuß dar. 

10.7.5.2.2.3. Österreich ische Beteiligung am 
Bau des ungarischen Donaukraft-
werkes Nagymaros 

Zwischen der österreich ischen und der ungari­
schen Elektrizitätswirtschaft bestehen langjäh­
rige ausgezeichnete Beziehungen, die insbeson­
dere den Austausch österreichischer Sommer-
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energie aus hydraulischen Anlagen gegen unga­
rische Winterenergie aus kalorischen Anlagen 
zum Inhalt haben. 
In Ausweitung dieser Beziehungen beteiligt sich 
Österreich am Bau des ungarischen Donaukraft­
werkes Nagymaros. Die entsprechenden Ver­
träge, nämlich 
• Generalunternehmervertrag, zwischen der 

ungarischen Orszagos Vizügyi Beruhazasi 
Vallalat, und der Österreichischen Donau­
kraftwerke AG, über die schlüsselfertige Er­
richtung des Donaukraftwerkes Nagymaros, 

• Stromlieferungsvertrag, zwischen der Öster­
reichischen Elektrizitätswirtschafts AG und 
der Magyar Villamos Müvek Tröszt (MVMT), 

• Errichtungsvertrag über die Errichtung einer 
380-kV-Leitungsverbindung vom Umspann­
werk Györ in Ungarn zum Umspannwerk Wien­
Südost in Österreich und über die Errichtung 
einer 380-kV-Gleichstrom-Kurzkupplung im 
Umspannwerk Wien-Südost in Österreich, zwi­
schen der Österreich ischen Elektrizitätswirt­
schafts AG und der ungarischen Magyar Villa­
mos Müvek Tröszt, 

wurden am 28. Mai 1986 abgeschlossen. Gleich­
zeitig haben der Bundesminister tür Handel, Ge­
werbe und Industrie und der hiefür zuständige 
stellvertretende Vorsitzende des Mi n isterrates 
der Ungarischen Volksrepublik eine gemein­
same Erklärung über die Zusammenarbeit im 
Energiebereich unterzeichnet. 
Mit Bundesgesetz vom 2. Juli 1986, BGBI. Nr. 491, 
wurde der Bundesminister für Finanzen durch 
eine Änderung des Energieanleihegesetzes 1982 
ermächtigt, namens des Bundes die Haftung für 
Forderungen zu übernehmen, welche die Öster­
reichische Elektrizitätswirtschafts AG durch Vor­
auszahlungen für Strom bezüge an inländische 
Banken abgetreten hat. 
Mit dem bisherigen Ausbau der österreichischen 
Donaustrecke haben sich die Österreichische 
Donaukraftwerke AG (DoKW) ebenso wie die 
österreich ische Bauwirtschaft und die Industrie 
besondere Erfahrung und spezielles Können und 
Wissen erworben. Die österreichisch-ungarische 
Kooperation bei der Errichtung des Donaukraft­
werkes Nagymaros ist als eine auf diesem Know­
how basierende Exportleistung der österreichi­
schen Wirtschaft anzusehen. Die DoKW wird als 
Generalunternehmer auftreten und sich bei 
Durchführung des Auftrages, der die Größenord­
nung von schätzungsweise 7,0 Mrd. S (ohne Glei­
tung) haben wird, zu 70% österreichischer und zu 
30% ungarischer Lieferanten bedienen. 
Der zwischen der Verbundgesellschaft und der 
ungarischen MVMT abgeschlossene Stromliefe­
rungsvertrag ist unabhängig von der Stromer­
zeugung dieses Donaukraftwerkes. Die Lieferun­
gen und Leistungen der DoKW bzw. der österrei­
chisch-ungarischen Unterlieferanten werden im 

Wege von Vorauszahlungen der Verbundgesell­
schaft für diese Stromlieferungen abgegolten. 
Die Stromlieferungen werden mit 1. Jänner 1996 
beginnen und frühestens am 31. Dezember 2015 
enden und einen Umfang von jährlich 1200 GWh 
haben, wobei der Winteranteil etwa zwei Drittel 
ausmachen wird. Das entspricht in etwa der Er­
zeugungscharakteristik eines kalorischen Kraft­
werkes. Da entsprechend dem letztgültigen Ko­
ordinierten Kraftwerksausbauprogramm des 
Verbundkonzerns und der Landesgesellschaften 
ab Mitte der neunziger Jahre im Normaljahr ein 
zusätzlicher Bedarf an elektrischer Energie für 
die Verbundgesellschaft entsteht, der nur durch 
ein weiteres kalorisches Kraftwerk auf ausländi­
scher Brennstoffbasis oder durch langjährige Im­
porte abgedeckt werden könnte, entspricht diese 
Liefervereinbarung zwischen Verbundgesell­
schaft und MVMT voll dem energiewirtschaftli­
chen Bedarfsdeckungskonzept. 

10.7.5.3. Leitung 

Das 380-kV-Netzausbaukonzept der Verbundge­
sellschaft aus dem Jahr 1980, das den aktuellen 
Erfordernissen entsprechend ständig adaptiert 
wird, sieht ein voll integriertes 380-kV-Verbund­
netz vor, das mit der Errichtung einer Donau­
schiene etwa parallel zum Donautal zwischen un­
garischer und bayrischer Landesgrenze beginnt, 
sich mit einer Ost-West-Schiene entlang des AI­
penhauptkammes und einer Süd-Schiene von 
Wien durch Burgenland, Steiermark und Kärnten 
fortsetzt und sodann durch die vorhandene Nord­
Süd-Traversierung des Alpenhauptkammes zwi­
schen Kaprun-Lienz diese einzelnen 380-kV-Lei­
tungen zu einer Ringleitung um den zentralen 
österreichischen Raum verbindet, wobei die 
westlichen Bundesländer durch die Ost-West­
Schiene entlang des Alpenhauptkammes mit die­
sem Zentralring verbunden werden. Die Arbeiten 
an der Verwirklichung dieses Konzepts wurden 
im Berichtszeitraum entscheidend vorangetrie­
ben: 
• Mit der Fertigstellung und Inbetriebnahme der 

380-kV-Leitungsan lagen Dürn roh r-Slavetice, 
Dürnrohr-Ernsthofen und Dürnrohr-Wien/Süd­
ost sowie der Hochspannungsgleichstrom­
Kurzkupplung Dürnrohr kann erstmals in 
Österreich ein zusammenhängendes, wenn 
auch kurzes 380-kV-Netz betrieben werden. 

• Im Bereich von Wien ist das 380-kV-Kabelnetz 
Simmeri ng-Kendlerstraße-Wien/Süd fertigge­
steIlt. 

• In Erweiterung der ersten Ausbaustufe des 
380-kV-Verbundnetzes ist derzeit die 380-kV­
Leitung Ernsthofen-St. Peter/Braunau als 
wichtigstes Teilstück für die Aufrechterhaltung 
der gesamtösterreichischen Verbundversor­
gung in zügigem Ausbau. 
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• Zur Fortsetzung der Realisierung des 380-kV­
Ringes um den zentralen österreich ischen 
Raum ist derzeit die Fortsetzung von Wien in 
die südlichen Bundesländer in Vorbereitung. 

• Eng mit der Versorgung der südlichen Bun­
desländer und dem gesamtösterreichischen 
Versorgungsring verbunden ist der mit der 
vorgenannten Leitung zusammenhängende 
Bau der 380-kV-Leitung Kainachtal-Staats­
grenze-Marburg (Maribor), die bis 1988 in Be­
trieb gehen soll. Mit dieser Leitung wird indi­
rekt auch eine zusätzliche Verbindung über 
Jugoslawien zum italienischen Netz geschaf­
fen . Die Realisierung des Leitungsnetzes 
Westtirol-Pradella wird noch immer durch den 
Einspruch einer einzigen Schweizer Gemein­
de verzögert. 

• Schlüsselpunkt des gesamten 380-kV-Basis­
verbundnetzes - sowohl für den 380-kV-Ring 
um den österreich ischen Zentralraum als 
auch für die Fortsetzung nach Westen - ist die 
Errichtung des 220/380-kV-Netzknotens Tau­
ern bei Kaprun , für den das Baubewilligungs­
verfahren abgeschlossen wurde. 

10.7.5.4. Abgabe und Verbrauch 

10.7.5.4.1. Verbrauchsentwicklung 

Der gegenwärtige Anteil der elektrischen Ener­
gie am energetischen Endverbrauch sowie an 
der Deckung des Bedarfes an den einzelnen 
Nutzenergiearten ist den Tab. 92 und 93 zu ent­
nehmen. 

Tab. 94: Verbrauch elektrischer Energie in Österreich 1983-1985 

1983 1984 

GWh 

Gesamtverbrauch 39128 41058 

Verbrauch des Sektors Energie*) 2569 2816 
Netzverluste 2530 2612 
Umwandlung 10 10 

Energetischer Endverbrauch 34019 35620 

Industrie 13834 14581 
Verkehr 2157 2227 
Kleinabnehmer 18029 18812 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 
Quelle : WIFO 
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Tab. 92: Anteil der elektrischen Energie am energetischen 
Endverbrauch 1983-1985 

1983 17,5% 

1984 17,8% 

1985 17,8% 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Tab. 93: Anteil der elektrischen Energie an den einzelnen 
Nutzenergiearten - 1984 

Raumheizung und Warmwasserbereitung 
Prozeßwärme 
Mechanische Arbeit 
Mobilität 
Beleuchtung und EDV 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

6,1% 
10,4% 
87,1% 

4,2% 
97,3% 

Eine detaillierte Aufgliederung des Verbrauches 
elektrischer Energie ist der Tab. 94 und Abb. 56 d 
zu entnehmen . 
Zwischen 1983 und 1985 ist der Gesamtstromver­
brauch einschließlich Eigenbedarf der EVU für 
Kraftwerksbaustellen , Pumpspeicherung etc. und 
einschließlich der Übertragungsverluste von 
39128 GWh um 9,4% auf 42815 GWh gestiegen . 
Damit ist der Verbrauch an elektrischer Energie 
seit 1983 stärker gewachsen als der Gesamtener­
gieverbrauch und die gesamtwirtschaftliche Pro­
duktion (siehe im einzelnen Tab. 95) . 

Tab. 95: Entwicklung von BIP, Gesamtenergieverbrauch und 
Verbrauch elektrischer Energie 1983-1985 

Gesamtenergiever- Gesamtver-
BIP real brauch (Energie brauch elektrischer 

insgesamt) Energie 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

1983 + 2,1 + 0,5 +1,5 
1984 + 2,2 + 3,8 + 4,9 
1985 +2,9 +3,1 +4,3 

© BMfHGIIEnergleberlcht '86 I 

1985 1983 1984 1985 

Veränderung gegenüber dem 
Vorjahr in % 

42815 + 1,5 +4,9 + 4,3 

3040 + 1,1 +9,6 + 8,0 
2723 + 0,5 +3,2 + 4,2 

12 - - + 20,0 

37040 + 1,6 + 4,7 + 4,0 

14866 + 1,5 + 5,4 + 2,0 
2221 + 1,2 + 3,2 - 0,3 

19953 + 1,8 + 4,3 + 6,1 

*) Eigenverbrauch einschließlich Verbrauch an elektrischer Energie zum Betrieb der Speicherpumpen 
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Mit einem Anteil von etwa 37% ist die Industrie 
der größte Stromverbraucher, gefolgt von den 
Haushalten mit einem Anteil am Gesamtstrom­
verbrauch von etwa 24%. Das Gewerbe hält der­
zeit bei einem Anteil von 12%, die öffentlichen 
Anlagen bei einem solchen von 7%, gefolgt vom 
Verkehr mit 5% und dem Sektor Landwirtschaft 
mit 3%. Der Rest entfällt auf den Eigenverbrauch, 
die Verluste, Verbrauch für Pumpspeicherung 
etc. 
In der Industrie verhielten sich die Stromver­
brauchszuwachsraten mit mäßigen Abweichun­
gen nahezu synchron zum Konjunkturverlauf und 
erreichten von 1970 bis 1985 nur einen jahres­
durchschnittlichen Wert von etwa 2,5%/a. Dem­
gegenüber lag der durchschnittliche Stromver­
brauchszuwachs im gleichen Zeitraum im Haus­
haltssektor bei 5,8%. 

10.7.5.4.2. Strompreise 

10.7.5.4.2.1. Strom p re isentw ickl ung 

Im Jahr 1984 erfolgte per 1. Mai eine Strompreis­
erhöhung bei den Stadtwerken Innsbruck um 
6,4%. 
In der zweiten Jahreshälfte 1984 haben die Öster­
reichische Elektrizitätswirtschafts AG (Verbund­
gesellschaft), sieben Landesgesellschaften 
(ohne Wien er Stadtwerke. E-Werke und NEWAG) 
und vier landeshauptstädtische EVU (ohne Stadt­
werke Innsbruck) Anträge auf Erhöhung der 
Strompreise zwischen 3,9% und 14,1% einge­
bracht. Die Strompreiserhöhung erfolgte per 
1. April 1985 und betrug im gesamtösterreichi­
schen Durchschnitt, gewogen auf der Basis der 
Erlösstatistik, rund 3,3%. 
Zwischen Ende 1985 und Frühjahr 1986 haben die 
Österreichische Elektrizitätswirtschafts AG, 
sechs Landesgesellschaften (ohne Wiener Stadt­
werke, E-Werke, NEWAG und BEWAG) und die 
landeshauptstädtischen EVU Erhöhungen der 
Strompreise zwischen 3,4% und 11,6% beantragt. 
Die Preise der Österreichischen Elektrizitätswirt­
schafts AG und der TIWAG wurden per 1. April 
1986 um 6,9% bzw. 5,5% angehoben, der SAFE 
per 1. Mai 1986 um 1,6%. 
Die Strompreiserhöhungen der OKA, VKW, ESG­
Linz, Stadtwerke Salzburg und Stadtwerke Inns­
bruck erfolgten per 1. August 1986 zwischen 3,1 % 
und 5.7%. 
Die KELAG und die Stadtwerke Klagenfurt haben 
ihre Tarife mit Wirksamkeit 23. September 1986 
um durchschnittlich 2.7% erhöht. 
Die Strompreiserhöhung der STEWEAG und der 
Grazer Stadtwerke per 1. November 1986 betrug 
durchschnittl ich 6,3%. 
Die Preise elektrischer t:nergie sind im vergan­
genen Jahrzehnt im Vergleich zu jenen der ande­
ren Energieträger nominell am geringsten ge-

stiegen und nahmen etwa den gleichen Verlauf 
wie jener des Verbraucherpreisindex. Die reale 
Steigerung der Strompreise von 1970 bis 1985 
betrug lediglich 19,2% (siehe Tab. 96 und 
Abb. 58). 

Tab. 96: PreisenIwicklung 1970-1986*) 

clektr Energie 

Vcrbraur:herprels- Teilindex des 
Index Insgesamt VerbrClucher-

1970 100 preisindex 
Stroillpreis 
1970 100 

1970 100,0 100,0 
1971 104,7 100,6 
1972 111,3 110,1 
1973 119,7 122,3 
1974 131,1 142,1 
1975 142,2 153,8 
1976 152.6 168.0 
1977 161,0 178,6 
1978 166,7 185,0 
1979 172,9 187,1 
1980 183,8 208,3 
1981 196 3 227,6 
1982 207.0 256,6 
1983 213,9 254,9 
1984 226,1 271,6 
1985 233,3 278.1 
1986*) 237,0 282,8 

Ce; BMfHGl/Energieberichl '86J 

*) 1 Halbjahr 
Mehrwertsteuer ab 73-01-01 8% 

ab 81-01-01 13 % 
ab 84-01-01 20% 

Index 
real 

1970 100 

100,0 
96,1 
98,9 

102,2 
108,3 
lOS " 
110,1 
111,0 
111.0 
108.2 
113,4 
115,9 
123.9 
119,2 
120.1 
119,2 
119.4 

Abb. 58: PreisenIwicklung 1970-1986, indexierl1970 ~ 100 

---.-.~ ,.---

:1 1 __ j------.L L_ 1_-------.l ~_ ~I __ J -----"----_~ J_~_~ I_-----.L_ 
• ~ 0 ~ 8 ' R ; " k.1 ~ ; 

C) BMfHGI/Energieberi~~ 

III-60 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)146 von 200

www.parlament.gv.at



Ursache für dieses volksw irtschaftlich wichtige 
Zurückbleiben der Strompreise sind der hohe 
Wasserkraftanteil am Stromaufkommen und die 
Tatsache, daß die Kosten von Wasserkraftstrom 
nicht von den Betr iebskosten , sondern von den 
Kap italkosten best immt werden , die mit dem 
Fortschreiten der Lebensdauer der jeweiligen 
Anlage kontinuierlich sinken . 
Die derzeitigen Durchschnittspreise für Haus­
haltsabnehmer sind der Tab . 97 zu entnehmen . 

Tab. 97: DurchschniHspreis eines Haushaltsabnehmers*), ge­
gliedert nach Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
Österreichs (Stand 1. November 1986) 

Durchschni ttspreis ei nes 
Haushaltsabnehmers 

g/kWh 

BEWAG 214,8 
ESG Linz 196,4 
Grazer Stw 187,4 
KELAG 177 ,8 
NEWAG 192,9 
OKA 195,0 
SAFE 203,3 
Salzburger Stw 176,2 
Stw Innsbruck 124,4 
Stw Klagenfu rt 177 ,9 
STEWEAG 187,8 
TIWAG 136,1 
VKW 145,9 
WStW-EW 188,3 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
*) Haushaltsabnehmer mit 4 Tarifräumen, 3500 kWh 
jährl ichem Stromverbrauch , Vierleiterzähler, inkl. 20% MWSt. 

10.7.5.4.2.2. Tarifreform 

Im Sinne des Energiekonzeptes 1984 wurden d ie 
Bemühungen um eine Reform der Tarife für elek­
trische Energie intensiv fortgeführt. 
• In Wien und Niederösterreich ist es gelungen , 

für gewerbliche Abnehmer einen Maximum­
Tarif mit gemessener Leistung zu schaffen . 
Dieser Tarif unterscheidet sich vom herkömm­
lichen Gewerbetarif dadurch , daß die Bezugs­
größe für die Grundpreisbemessung nicht der 
Tarifanschlußwert für Licht bzw. Kraft ist, son­
dern die gemessene Leistung . Der Kunde hat 
dabei die Möglichkeit, Leistungsspitzen durch 
Stromverbrauchssteuerung zu vermeiden und 
damit nicht nur energiebewußt zu handeln , 
sondern auch seine Strom kosten zu senken . 

• Im Tarifabnehmerbereich (Haushalt, Gewerbe 
und Landwirtschaft) wurde die Tarifreform 
nach dem Muster des seit 1. Apr il 1980 im Ver­
sorgungsgebiet der Salzburger AG für Elektri ­
zitätswi rtschaft (SAFE) geltenden Tarifs , der 
bei der Grundpreisbemessung von ver­
brauchsabhängigen Kriter ien ausgeht, auf 
weitere Bundesländer ausgedehnt: Nachdem 
seit 1. August 1983 im Versorgungsgeb iet der 
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Vorarlberger Kraftwerke AG (VKW) für Tarif­
abnehmer ein so lch neuer Tarif gilt, hat die 
Bu rgenländische Elektrizitätswi rtschafts-AG 
(BEWAG) per 1. Jänner 1986 ebenfalls ein sol ­
ches Tarifsystem eingeführt. 

• Im Zuge des Strompreisverfahrens 1986 
wurde im Verbundbereich erstmals ein 
Elektrolysetarif geschaffen , der die Differen­
zierung zwischen Sommer- und Winterarbeits­
preis vorsieht und einen Anre iz geben soll , die 
Produktionsschwerpunkte in diesem strom in­
tensiven Bereich auf das Sommerhalbjahr zu 
verlegen . 

• Was die gelegentlich zu r Diskussion gestellte 
Einführung eines Einheitsstrompreises in 
Österreich anbelangt, hat das Bundesministe­
rium für Handel , Gewerbe und Industrie als 
ersten Schritt zur Klärung dieses Problems 
Ende 1985 gemeinsam mit der Energ ieverwer­
tungsagentur ein Symposium veranstaltet. 
Seine Ergebnisse sind im Detail veröffentlicht 
in der ÖZE, Heft 2/3, Februar/März 1986. 

10.7.5.5. 

10.7.5.5.1. 

Organisation 

Verwertung der Kernkraftwerks­
anlage Zwentendorf 

Im Energiekonzept 1984 regte die Bundesregie­
rung an , die Ergebnisse der Optimierungsunter­
suchungen zum Energiekonzept 1984 (5.2 .3.2.) im 
Hinblick auf d ie Kernenergie einer klärenden 
parlamentarischen Bewertung zu unterziehen 
und über das Ergebnis der parlamentarischen 
Beratungen - insoweit diese auf eine Änderung 
der bestehenden Rechtslage hinauslaufen -
eine Volksabstimmung besonderer Art abzuhal­
ten . Die Bundesregierung brachte zum Ausdruck, 
daß sie gegen die bestmögliche Verwertung der 
Kernkraftwerksanlage durch den Eigentümer, die 
Geme inschaftskraftwerk Tullnerfeld Ges.m.b.H., 
keinen Einwand erheben werde , sollte die parla­
mentarische Erörterung bis zum 31 . März 1985 
keine formelle Beschlußfassung erbracht haben . 
Ein am 21 . März 1985 gestellter parlamentari ­
scher Antrag zu einem Bundesverfassungsge­
setz, betreffend die Durchführung einer Volksab­
stimmung über die friedliche Nutzung der Kern­
energie in Österreich (Inbetriebnahme des Kern­
kraftwerkes Zwentendorf), erh ielt nicht die ver­
fassungsgesetzl ich geforderte Zwei-Drittel­
Mehrheit. 
In der am 27. März 1985 stattgefundenen 49. au­
ßerordentlichen Generalversammlung der Ge­
meinschaftskraftwerk Tullnerfeld Ges.m.b.H. 
wurde die Geschäftsführung ermächtigt und be­
auftragt, für die bestmögliche Verwertung des 
Vermögens der Gemeinschaftskraftwerk Tullner­
feld Ges.m.b.H. ein Konzept zu erstellen und auf 
Grund einer Ausschreibung mit Hilfe bestgee ig-
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neter Firmen unterschriftsreife Verträge auszu­
arbeiten und der Generalversammlung zur Ge­
nehmigung vorzulegen. 

Am 18. Juli 1985 wurde in der 50. ordentlichen 
Generalversammlung der Beschluß gefaßt, die 
von der Gemeinschaftskraftwerk Tullnerfeld 
Ges.m.b.H. vorgelegten Vertragsentwürfe für die 
Erstellung eines Verwertungskonzeptes mit den 
Firmen Bechtel Overseas und Elektrowatt nach­
zuverhandeln. In Berücksichtigung des weiteren 
Verhandlungsergebnisses wurde in der am 
27. November 1985 stattgefundenen 52. außeror­
dentlichen Generalversammlung der Auftrag zur 
Erstellung einer Studie über die bestmögliche 
Verwertung der Kernkraftwerksanlage durch 
Verkauf derselben zur Gänze oder komponenten­
weise an die Firma Bechtel Overseas erteilt. 

Die am 30. Juni 1986 vorgelegte Studie kommt auf 
Grund der durchgeführten Marktuntersuchungen 
zu dem Ergebnis, daß es derzeit für einen Ge­
samtverkauf des Kernkraftwerkes keine Interes­
senten gibt. Als kostengünstigste Alternative zum 
Gesamtverkauf kommt derzeit nur der Verkauf 
von Komponenten in Frage. Für diesen Kompo­
nentenverkauf sind entsprechende Entschei­
dungsgrundlagen zu schaffen und umfangreiche 
Vorbereitungen zu treffen. So ist ein mit Hinblick 
auf die Verwertbarkeit der einzelnen Teile des 
Kernkraftwerkes, wie etwa Turbine, Generator, 
Ventile, Pumpen, Motoren, elektrotechnische 
Einrichtungen, Kräne etc., ein Gruppierungs­
schema zu erarbeiten. Es sind technische Fragen 
des Ausbaues zu klären und die für die Verwer­
tung notwendigen rechtl ichen Voraussetzungen, 
z. T. auf internationaler Basis, zu schaffen. Ver­
gleiche von Marktwerten und Einstandspreisen 
sind unter Berücksichtigung der Kosten des Aus­
baues zu erstellen. Auf Basis dieser Grundlagen 
ist insgesamt eine Verwertungsstrategie zu ent­
wickeln und es sind vor der im Ausschreibungs­
wege vorzunehmenden Suche entsprechender 
Interessenten konkrete Marktanalysen für die 
einzelnen Komponenten vorzunehmen. 

Da selbst die wirtschaftlichste Form einer sol­
chen Verwertung eine Vernichtung von Gesell­
schaftsvermögen in einem Ausmaß darstellt, die 
weder die Geschäftsführung der Gemeinschafts­
kraftwerk Tullnerfeld Ges.m.b.H. noch die ihrer 
Gesellschafter in deren Eigenschaft als Vermö­
gensverwalter aus eigenem entscheiden und 
verantworten können, bleibt die Liquida­
tionsentscheidung den wirtschaftlichen Eigentü­
mern vorbehalten. Im Falle des 50%-Anteiles der 
Verbundgesellschaft an der Gemeinschaftskraft­
werk Tullnerfeld Ges.m.b.H. ist dies die Republik 
Österreich. Die Verbundgesellschaft wurde da­
her in ihrer 24. außerordentlichen Hauptver­
sammlung am 30. September 1986 beauftragt, die 
Verwertung der Vermögensteile der Gemein-

schaftskraftwerk Tullnerfeld Ges.m.b.H. unver­
züglich in Angriff zu nehmen. 
Die Gesellschafter der Gemeinschaftskraftwerk 
Tullnerfeld Ges.m.b.H. haben anschließend 
ebenfalls am 30. September 1986 in der 55. au­
ßerordentl ichen Generalversammlung den Be­
schluß auf bestmögliche Verwertung der 
Kernkraftwerksanlage gefaßt. 

10.7.5.5.2. Kleinkraftwerke 

Den Kleinwasserkraftwerken kommt ein relativ 
hoher energiepolitischer Stellenwert zu. Immer­
hin haben die in Österreich in Betrieb befindli­
chen Wasserkraftanlagen bis 10 MW 1983 (letzt­
verfügbarer Wert) bei einem Regelarbeitsvermö­
gen von rund 3150 GWh rund ein Zehntel zum 
hydraulischen Stromaufkommen beigetragen. (In 
diesem Aufkommen sind die Kleinkraftwerke bis 
5 MW mit einem Regelarbeitsvermögen von 
2286 GWh enthalten.) Da das Kleinkraftwerks­
potential etwa erst zur Hälfte ausgebaut ist, sind 
hier noch relativ große Ressourcen heimischer 
Energie zu nutzen. 
In der Regel handelt es sich bei den privaten 
Kleinkraftwerksanlagen um solche, die von der 
Größe her für die Landeselektrizitätsgesellschaft 
uninteressant sind, bzw. um Anlagen, die von 
den großen Gesellschaften - bedingt durch die 
noch gegebenen Möglichkeiten der Realisierung 
größerer und damit billigerer Anlagen - in der 
Reihenfolge des Ausbaues zeitlich erst viel spä­
ter in Angriff genommen werden könnten. Nach 
Ansicht der Bundesregierung ist es daher durch­
aus positiv im Sinne der Zielsetzungen des Ener­
giekonzeptes zu werten, wenn private Interes­
senten den Ausbau von Kleinwasserkraftwerken 
vornehmen und damit für die Energieversorgung 
nicht nur Investitionsmittel aktivieren, die sonst 
volkswi rtschaftl ich wen iger si n nvoll ei ngesetzt 
würden, sondern auch zusätzliche Wasserkraft­
energie aufbringen. Dies gilt gerade dann, wenn 
der Wasserkraftausbau nicht mit der Absicht der 
eigenen Stromnutzung, sondern mit der Absicht 
des Stromverkaufs verbunden ist. 
Allerdings müssen steuerliche Begünstigungen 
und öffentliche Förderungspolitik weiterhin zu­
sätzlichen Anreiz zur Reaktivierung alter und Er­
richtung neuer Kleinwasserkraftwerke geben, da 
Kleinkraftwerke in der Regel höhere spezifische 
Kosten haben als Großanlagen und der Erlös für 
die Kilowattstunde trotzdem mit dem Verbundta­
rif limitiert ist. Der Verbundtarif enthält zwar auch 
die Kosten des Hochspannungsnetzes, der Re­
servehaltung und der kalorischen Erzeugung, 
darüber hinaus wird er aber in seiner Höhe in 
erster Linie von den Stromerzeugungskosten in 
großen, zum Teil alten und daher heute sehr billi­
gen Wasserkraftwerken bestimmt. 
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Um die Schere zwischen Erlös und Kosten bei 
Kleinkraftwerken wenigstens einigermaßen zu 
schließen und die wirtschaftlichen Voraussetzun­
gen für die Errichtung und den Betrieb von Klein­
kraftwerken zu gewährleisten , wurden auf Bun­
desebene zwischen 1983 und 1985 die aus der 
Tab. 98 ersichtlichen Förderungsaktionen durch­
geführt. 

Mit der Verordnung des Bundesministers für 
Handel , Gewerbe und Industrie vom 24. März 
1986, betreffend Regelung der Preise bestimmter 
Einspeisungen elektrischer Energie in das öffent­
liche Netz (Verordnung für sogenannte "grenz­
überschreitende" Lieferungen), wurden die in 
der Verordnung des Bundesministers für Handel , 
Gewerbe und Industrie vom 26. März 1985, be­
treffend Regelung der Preise bestimmter Ein­
speisungen elektrischer Energie in das öffentli­
che Netz, enthaltenen Vergütungssätze an die ab 
1. April 1986 geltenden neuen Sätze des Ver­
bundtarifs XV angepaßt (Geltung ab 1. April 
1986). 
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Die bisherigen Relationen zum Verbundtarif wur­
den beibehalten. So wurde der Preis für Einliefe­
rung der gesamten Jahreserzeugung eines 
Kleinwasserkraftwerkes in das öffentliche Netz 
mit 100% des Verbundtarif-Arbeitspreises gleich­
belassen . Für alle übrigen Einspeisungen sind­
ebenfalls wie bisher - in den Wintermonaten 
90%, in den Übergangs- und Sommermonaten 
80% des Verbundtarif-Arbeitspreises zu vergü­
ten . 
Soweit es sich nicht um sogenannte "grenzüber­
schreitende" Lieferungen handelt, ist für die Be­
stimmung der Einlieferungspreise der jeweilige 
Landeshauptmann zuständig . Es wird aber er­
wartet, daß die Preise weiterhin Signal für alle 
Lieferungen elektrischer Energie aus Kleinkraft­
werken ins öffentliche Netz sind . 

10.7.5.5.3. Industrielle Stromerzeugung 

Für das Energiekonzept 1984 haben die Modell­
untersuchungen ergeben, daß ein verstärkter 
Einsatz der Kraft-Wärme-Kupplung zweckmäßig 

Tab. 98: Förderungsaktionen für Kleinkraftwerke auf Bundesebene 1983---1985 

Investitionszuschüsse 

Aus- Jahres- Ausbau- Zutei- Gesamtin-

Jahr geförderte Neuer- und Leitungs- arbeit in leistung lung vestitions-
Fälle ri chtung Umbau vorhaben Mio. kWh kW in Mio. S volumen 

in Mio. S 

1983 13 8 4 1 31 ,65 5190 15,283 158,834 
1984 11 5 5 1 46 ,15 10130 7,826 80,894 
1985 14 4 10 - 37,69 7363 8,881 89,995 

Summe 38 17 19 2 115,49 22683 31 ,990 329,723 

Bundesdarlehen 

1983 3 3 1,358 5,000 
1984 7 7 2,790 10,884 
1985 5 5 1,185 4,672 

Summe 15 15 5,333 20,556 

ERP-Energlekredite 

83/84 3 3 6521 56,3 149,59 

BORGES 

Jahr Anzahl Höhe der gestützten Kredite Gesamtinvestitionsvolumen 
in Mio. S in Mio. S 

1983 20 25,48 37,513 
1984 9 12,32 17,468 
1985 10 32 ,36 90 ,623 

Summe 39 70,16 145,604 

Zinsenstützungsaktion 

1983 14 410,6 595,263 
1984 29 582,4 922 ,910 
1985 19 278,9 399,219 

Summe 62 1.271 ,9 1.917 ,392 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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wäre . Häufig ist für industrielle Prozesse eine 
niedrigere Temperatur erforderlich , als sie die 
Verbrennung fossiler Brennstoffe ergibt. Die 
Temperaturdifferenz könnte zur Erzeugung elek­
trischer Energie verwendet werden . 
Da die tatsächliche Entwicklung bisher hinter die­
sen Erwartungen zurückgeblieben ist, wurden in 
den MARKAL-Szenarien zum weiteren Ausbau 
des Energiekonzeptes 1984 Varianten mit ver­
stärktem und eingeschränktem Ausbau der Kraft­
Wärme-Kupplung untersucht. 
Im Basisszenario steigt die jährliche Erzeugung 
elektrischer Energie aus dieser Technologie auf 
das gesamte mögliche Potential von 15,6 PJ am 
Ende der Periode. Werden keine weiteren indu­
striellen Kraft-Wärme-Kupplungen in den Modell­
rechnungen zugelassen , dann reduziert sich die 
Erzeugung elektrischer Energie aus dieser Tech­
nologie von 3,25 PJ im Jahr 1980 auf 0,95 PJ im 
Jahr 2005. Damit verbunden ist eine geringfügige 
Reduktion der gesamten Erzeugung elektrischer 
Energie gegenüber dem Basisszenario um 4,1 PJ 
in der letzten Periode. 
Damit müssen (auch bei einer höheren Verfüg­
barkeit von Wasserkraft) im Jahr 2005 die restli­
chen 12,2 PJ aus anderen Kraftwerken bereitge­
stellt werden . Diese zusätzliche Erzeugung er­
folgt in zentralen Wärmekraftwerken . Bei niedri­
ger Nachfrage und hohen Preisen steigt der fos­
sile Brennstoffeinsatz in Summe der gesamten 
Periode um 395 PJ und zeigt damit die Bedeutung 
des höheren Wirkungsgrades der industriellen 
Kraft-Wärme-Kupplung gegenüber der zentralen 
Erzeugung in Wärmekraftwerken . Damit verbun­
den ist auch eine Zunahme der Importe an fos­
silen Brennstoffen im gleichen Umfang . 
Der Rückgang des Einsatzes von Steinkohle in 
der Industrie führt zu einem Rückgang des ge­
samten Steinkohleeinsatzes trotz erhöhter kalo­
rischer Erzeugung in zentralen Wärmekraft­
werken über die gesamte Szenarioperiode um 
971 PJ (20% ) und zu einer Zunahme des Öleinsat­
zes um 465 PJ (3 ,3% ) sowie des Gaseinsatzes um 
899 PJ (20 % ). 
Der zusätzliche Einsatz von Erdgas erfolgt in der 
Industrie zur Erzeugung industrieller Prozeß­
wärme ohne Kraft-Wärme-Kupplung. Diese Um­
schichtung des Einsatzes der Energieträger von 
billigerer Kohle zu teurerem Erdgas und Erdöl 
führt zu einer Zunahme der Importkosten in Sum­
me der gesamten Periode von 73 Mrd. S. Durch 
geringere Investitionsaufwendungen in indu­
striellen Kraft-Wärme-Kupplungsanlagen beträgt 
der Nettosystemkosteneffekt zusätzliche 52 Mrd. 
S oder rund 2 Mrd. S jährlich . Bei niedrigen Ener­
giepreisen und hoher Nachfrage betragen die zu­
sätzlichen System kosten 39 Mrd . S. 
Die Bundesregierung wird den Ausbau der indu­
striellen Kraft-Wärme-Kupplung gemäß ihren 
Zielsetzungen in Pkt. 5.3.5. des Energiekonzep-

tes 1984 daher verstärkt weiter verfolgen und 
auch den Konsequenzen bezüglich der Vertei­
lung der erzeugten Energie die nötige Aufmerk­
samkeit widmen. 

10.7.5.5.4. Investitionen der Elektrizitäts-
wirtschaft 

Die Verbundgesellschaft , die Sondergesellschaf­
ten , die Landesgesellschaften sowie die landes­
hauptstädtischen Elektrizitätsversorgungsunter­
nehmen haben in den Jahren 1983 bis 1985 rund 
48 Mrd . S investiert. Von diesen 48 Mrd . S entfie­
len auf Erzeugungsanlagen 61 ,1 %, auf Netz- und 
Verteilanlagen etwa 34,1 % und auf sonstige Anla­
gen etwa 4,8%. Die einzelnen Jahreswerte sind 
der Tab. 99 und Abb . 59 zu entnehmen . 
Bei den Erzeugungsanlagen betrafen die Investi­
tionen im wesentlichen die inzwischen in Betrieb 
genommenen Kraftwerke Greifenstein, Walgau , 
Zillergründl , Kellerberg , Villach , Bischofshofen 
und Urreiting sowie das in Bau befindliche Kraft­
werk Paternion und die vor der Inbetriebnahme 
stehenden Kraftwerke Dürnrohr, Mellach und 
Riedersbach 2. Die bereits bestehenden Kraft­
werke Voitsberg 3, St. Andrä und Zeltweg wurden 
mit Rauchgasentschwefelungsanlagen ausge­
stattet. 
Beim Netzausbau fällt im Höchstspannungsbe­
reich vor allem der Investitionsaufwand für den 
weiteren Ausbau des 380-kV-Netzes ins Gewicht, 
von dem derzeit bereits eine Trassenlänge von 
895 km besteht. 

Abb. 59: Investitionen der Verbundgruppe, der Landesgesell­
schaften und Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
der Landeshauptstädte 1970-1985 (kumulative Dar­
stellung) 

I {r/f'urJung 
2 \'<'rlf'liuog 
3 'ion<;! IlJe 
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Tab. 99: Investitionen der Verbundgruppe, der Landesgesellschaften und Elektrizitätsversorgungsunternehmen der Landeshaupt­
städte 1970-1985 

Jahr Summe Erzeugung 

Mio. S % Mio . S 

1970 4660,6 100,0 2318,7 
1971 5635,9 100,0 2832,1 
1972 7199,4 100,0 3924,8 
1973 8779,7 100,0 5353,7 
1974 11963,9 100,0 7350,5 
1975 12698,6 100,0 7808,5 
1976 11804,6 100,0 6522,0 
1977 13807,4 100,0 7799,1 
1978 14529,7 100,0 8845,1 
1979 11355,6 100,0 6144,3 
1980 12437,3 100,0 6681 ,1 
1981 14389,6 100,0 7834,2 
1982 17944,4 100,0 11215,4 
1983 15480,5 100,0 9196,6 
1984 17406,8 100,0 10962,9 
1985 15149,6 100,0 9199,5 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
Quelle: Verband der Elektrizitätswerke Österreichs 

10.7.6. Fernwärme 

10.7.6.1. Allgemeines 

Wie im Energiekonzept 1984 verweist die Bun­
desregierung auf den Beitrag der Fernwärmever­
sorgung zur Einsparung von Energie, zur Erdöl­
substitution und zur Luftreinhaltung. Sie hält die 
Schwerpunkte ihrer Zielsetzungen , insbeson­
dere 
• den weiteren Ausbau vorhandener Fernwär­

mesysteme vor allem durch Netzerweiterun­
gen und wirbelschichtgefeuerte Entnahme­
kondensationsanlagen , 

• die lokal begrenzte Übernahme von industriel­
ler Abwärme, 

• den lokal sinnvollen Einsatz von Biomasse 
und Abfallbrennstoffen in Fernheizwerken und 
Fernheizkraftwerken , 

weiterhin aufrecht. Die Ausweitung der Fernwär­
meversorgung im Berichtszeitraum beweist, daß 
das Maßnahmen paket des Energiekonzeptes 
1984 erfolgreich war ; die Bundesregierung hat es 
bereits weiterentwickelt und ausgebaut (siehe 
Tab . 100). Insbesondere ist zum Fernwärmeför­
derungsgesetz mit 1. Jänner 1986 eine Novelle in 
Kraft getreten . Sie sieht folgende Verbesserun­
gen vor: 
• Verlängerung des Investitionszeitraumes für 

begünstigte Investitionen bis 31 . Dezember 
1988. 

• Ausdehnung der Förderung auf Heizwerke, 
die mit Biomasse betrieben werden . 

% 

49,8 
50,3 
54,5 
61 ,0 
61 ,4 
61,5 
55,2 
56,5 
60,9 
54,1 
53 ,7 
54,4 
62,5 
59,4 
63,0 
60,7 

Verteilung Sonstige 

Mio. S % Mio. S % 

2038,3 43,7 303,6 6,5 
2498,8 44,3 305,0 5,4 
2973,9 41 ,3 300,7 4,2 
3165,3 36,0 260,7 3,0 
4122,9 34,5 490,5 4,1 
4430,7 34,9 459,4 3,6 
4923,0 41,7 359,6 3,1 
5514,3 39,9 494,0 3,6 
5116,6 35,2 568,0 3,9 
4696,4 41 ,4 514,9 4,5 
4988,7 40,1 767,5 6,2 
5805,0 40,4 750,4 5,2 
5907,3 32 ,9 821,7 4,6 
5507,5 35,6 776,4 5,0 
5629,5 32,3 814,4 4,7 
5252,9 34,7 697,2 4,6 

• Verbesserte Förderung von Abwärme liefern­
den industriellen Unternehmen. 

• Verbesserte Förderung für Bohrungen zur Er­
schließung geothermischer Quellen. 

• Vorhaben werden nur unter der Vorausset­
zung gefördert, daß sie mit den Einrichtungen 
zur Verringerung von Umweltbelastungen 
nach dem Stand der Technik ausgestattet wer­
den. 

Die Bundesregierung strebt einen weiteren Aus­
bau an : 
• Zur Förderung von Heizwerken oder Heizkraft­

werken auf Basis inländischer Biomasse und 
damit in Zusammenhang stehenden Leitungs­
investitionen sollen in Zukunft etwa auch 
Agrarinvestitionskredite in Anspruch genom­
men werden können , wodurch sich , zusam­
men mit den Leistungen nach dem Fernwär­
meförderungsgesetz, Kapitalkosten solcher 
Anlagen auf ein Minimum reduz ieren. 

• Für Investitionen w ie der nachträgliche Einbau 
von Rauchgasre inigungsanlagen in beste­
hende Fernheizwerke oder Fernheizkraft­
werke sollten die Förderungsmittel des Um­
weltfonds offenstehen. 

Abgesehen von dem vermehrten Einsatz von Di­
rektförderungsmaßnahmen fü r Fernwärmei nve­
stitionen und für Abnehmer in den letzten Jahren, 
war die Bundesregierung in Erfüllung des Auftra­
ges des Energiekonzeptes 1984 auch bemüht, die 
Grundlagen zum Aufbau von Fernwärmeversor­
gungssystemen dadurch zu schaffen, daß sie die 
Erarbeitung reg ionaler und lokaler Energiever-
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Tab. 100: Förderung der öffenllichen Fernwärmeversorgung und der Krafl-Wärme-Kupplung 

Begünstigter 

An der Fernwärmever­
sorgung interessierte 
Stellen. z. B. Gemein­
den 

---_. 
Fernwarmeve rso rgungs­
unternehmen. Elektrizi­
tätsversorgu ngsu nter­
nehmen und sonstige 
Unternehmen 

Private 
Fernwärmeabnehmer 

Zuwendungen 

1 Fernwarmeförderungsgesetz 1982. i.d.F d BGBI 570/1985' 
Kostenbeitrage für regionale Energieversorgungskonzepte. 
Vorauswahl von Fernwarme-ProJekten. mundend in Wärme· 
nachfrageatlas und Abwarmekataster. Zweckmaßigkeitsunter­
suchungen konkreter Fernwärmeprojekte. 
2 Stadterneuerungsgesetz. BGB!. Ne. 287/1974. i.d F des § 43, 
BGBI Nr 483/1984; 
Stadterneuerungsverordnung. BGBI. Nr. 528/1984' 
Gewahrung von Darlehen bzw. nicht rückzahlbaren Beiträgen. 
unter anderem für die Herstellung von Anschlüssen an Fern­
wärmeeinrichtungen. soweit ein enger Zusammenhang mit 
dem Wohnbereich besteht. 

1 Fernwärmeförderungsgesetz 1982, i.d.F.d. BGB!. 570/1985: 
1 1 Maximal 3%ige Zinsenzuschüsse für den Bau von Wärme­
verteilnetzen und bestimmten Wärmeerzeugungsanlagen 
(Investitionssumme mehr als 10 Mio SI. 
12 Maximal 12%ige Investitionszuschüsse fur den Bau von 
Warmeverteilnetzen und bestimmten Warmeerzeugungsan­
lagen (Investitionssumme von maximal 10 Mio. SI. 
2 Gewerbestrukturverbesserungsgesetz. BGB!. Nr 453/1969 
(Bürges) 
Kreditkostenzuschüsse fur kleine und mittlere Unternehmen 
für Kredite zur Errichtung von Kraft-Wärme-Kupplungsanlagen 
und Abfall-Verbrennungsanlagen sowie für Fernwärmeinvesti­
tionen. soweit sie als Investitionen zur Energieeinsparung 
anerkannt werden konnen. 
3. Zinsenstützungsaktion 1978 zur Förderung von KleInkraft­
werken inklusive Kraft-Warme-Kupplungsanlagen mit einer 
elektrischen Engpaßleistung bis 10 MW 
4 Umweltfondsgesetz. BGB!. Nr 567/1983' 
Fur die Förderung des Anschlusses von Industrie und Ge­
werbe an die Fernwärmeversorgung können - bel Nachweis 
von Luftverbesserung - Investitionszuschüsse. Kreditkosten­
zuschüsse bzw. Darlehen gewährt werden 

1 Wohnhaussanierungsgesetz. BGB!. Nr. 483/1984' 
Gefördert werden kann die Herstellung des Anschlusses 
bestehender oder geplanter Zentralheizungsanlagen an 
Fernwärme 
2 Wohnbauförderungsgesetz 1984. BGBI Nr. 482' 
Bel der Förderung ist die Anschlußmöglichkeit an Fernwärme 
in hiefür in Betracht kommenden Gebieten zu berücksichtigen. 

@ BMfHGIiEnergiebericht '86 I 

10.7.6.2.1. 

Steuerliche Begünstigungen 

1. Energieförderungsgesetz. BGB!. Nr. 567/1979 
i.d.g.F. Bildung steuerfreier Rücklagen 
2 § 8 Einkommensteuergesetz. BGBI Nr 440/1972 
i d.g F.· 
60%ige vorzeitige Abschreibung von Kraft-Wärme· 
Kupplungsanlagen 
3. Vermögensteuergesetz. BGBI Ne. 192/1954 
rd.g.F· 
Befreiung von der Vermögensteuer für Unter· 
nehmen, die der öffentlichen Versorgung mit 
Wärme dienen, wenn die Anteile an ihnen aus· 
schließlich Gebietskörperschaften gehören und die 
Erträge ausschließlich diesen Körperschaften 
zufließen 

Sonderausgabenregelung gemäß § 18 Abs. 1 Z. 3 
lit. d und e, BGB!. Nr 440/1972 i d. g. F .. 
Absetzung vom steuerpflichtigen Jahreseinkom­
men' maximal 10000 S zuzüglich 10000 S für 
Ehegatten und 5000 S für jedes Kind fur Aufwen· 
dungen zur Umstellung auf Fernwärmeversorgung 
(Eigenmittel ebenso wie Darlehensrückzahlungen 
und Zinsen). Selbstbehalt: 5000 S. 

Aufbringung 

Entwicklung 

sorgungskonzepte anregt und ermöglicht. Diese 
Konzepte befassen sich verstärkt mit der Unter­
suchung der Möglichkeit zur Nutzung der Bio­
masse für kleinräumige "Nahwärme"-Versor­
gungsgebiete und haben maßgeblich dazu beige­
tragen, die Nutzung der erneuerbaren Energie­
träger in Österreich entsch ieden zu verbessern 
(siehe Seite 44 f). 
Die Arbeiten am Recht der Fernwärmeversor­
gung im Rahmen der Schaffung der Grundlagen 
für eine optimale Koordination der leitungsge­
bundenen Energien sind im Berichtszeitraum 
vorangetrieben worden. 

Die Wärmeaufbringung für die Fernwärmever­
sorgung stieg von 1 539,8 GWh im Jahre 1970 auf 
6351,5 GWh im Jahre 1985. Damit betrug die 
durchschnittliche jährliche Zuwachsrate für die­
sen Zeitraum nahezu 10%. Der Zuwachs der Wär­
meaufbringung von 1984 auf 1985 betrug 16,5%. 
Die Entwicklung der Wärmeaufbringung ist Tab. 
101 sowie Abb. 60 a zu entnehmen. 

Der beachtliche Erfolg der letzten Jahre beim 
Ausbau der Fernwärme darf nicht zum Nachlas­
sen der Bemühungen verleiten. Es gilt vielmehr, 
den Ausbau der Fernwärmeversorgung weiter­
hin voranzutreiben und im Sinne der Gesamtkon­
zeption einer umweltbewußten Energiepolitik 
den raschen Ausbau des vorhandenen Fernwär­
mepotentials weiter fortzusetzen und nach Mög­
lichkeit noch zu verstärken. Ziel muß es sein, 
das noch nicht erschlossene Fernwärmeversor­
gungspotential spätestens bis zur Jahrtausend­
wende voll zu nutzen. 

Tab. 101: Fernwärmeaufbringung der öffentlichen Versor­
gung 1983-1985 

Wärmeaufbringung 
Veränderungen 

Jahr in % gegenüber 
(in GWh) 

dem Vorjahr 

1983 5250,7 + 1.2 
1984 5450,0 + 3,8 
1985 6351.5 + 16,5 

@ BMfHGl/Energieberichl '86 I 

Quelle: WIFO 
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Die Art der Wärmeaufbringung ist Tab. 102 sowie 
Abb. 60b zu entnehmen. 

Tab. 102: Art der Wärmeaufbringung 1983-1985 
in GWh 

Wärmeversorgungsunternehmen 
(Erzeugung in WVU, EVU- und Abgabed. 

Industriee i nspeisung) Industrie 
an Direkt-

Insgesamt Fernh eiz- verbrau-
Fe rnheiz- werke u. Summe cher 

kraft- Blockheiz-
werk werke 

1983 2 269,5 2 661 ,3 4930,8 319,9 5250,7 
1984 2507,8 2867,3 5375,1 74,9 5450,0 
1985 2759,0 3520,5 6279,5 72,0 6351 ,5 

© BMfHGl/Energieberlcht '86 ] 

Quelle : ÖStZ , Bundeslastverteiler 

Die Wärmeaufbringung umfaßt auch den Bezug 
von Wärme aus anderen Betrieben. Beispiels­
weise wird in Wien Wärme aus den Entsorgungs­
betrieben Simmering und aus einer Brauerei be­
zogen , in Niederösterreich wird Wärme aus der 
Raffinerie Schwechat (Kraft-Wärme-Kupplungs­
anlage) genützt, in Oberösterreich stellt die 
VOEST-Alpine AG Abwärme zur Verfügung, in 
der Steiermark wird aus dem Dampfkraftwerk 
Voitsberg 3 Fernwärme an die umliegenden Ge­
meinden abgegeben. 
Von Bedeutung für die Ausweitung der Fern­
wärmeversorgung sind im Berichtszeitraum 
• die Erweiterung des Verbundnetzes in Wien, 

wodurch der Anteil der Wiener Fernwärmever­
sorgung aus dem Verbundnetz von 77% (1983) 
auf 85% (1985) erhöht wurde; 

• die Anpachtung der Müllverbrennungsanlage 
Flötzersteig durch die Heizbetriebe Wien 
Ges.m.b.H. und die Sanierung und Einbindung 
der Anlage in das Verbundnetz sowie der Bau 
einer Rauchgasreinigungsanlage; 
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• der Einbau einer Rauchgasreinigungsanlage 
in die Müllverbrennung Spittelau; 

• die Ertüchtigung und Nachrüstung des Gastur­
binenkraftwerkes Leopoldau mit einer Kraft­
Wärme-Kupplung VOn 170 MW Leistung (ist im 
Gange); 

• die Errichtung des Fernheizkraftwerkes Mel­
lach , aus dem nach Fertigstellung der Fern­
wärmeleitung von Mellach nach Graz ab Sep­
tember 1987 die Stadt Graz mit Fernwärme 
versorgt und das Fernheizkraftwerk Puch­
straße in Reserve gehen wird ; 

• die Fernwärmeauskopplung aus dem Dampf­
kraftwerk Timelkam Block 2 für die Versor­
gung der umliegenden Gemeinden; 

• die Fernwärmeauskopplung aus dem Dampf­
kraftwerk Voitsberg 3 für die umliegenden Ge­
meinden. 

Die Struktur des Brennstoffeinsatzes für Fern­
wärmeerzeugung zeigte im Verlauf der siebziger 
Jahre nur geringfügige anteilsmäßige Verschie­
bungen: der Anteil am gesamten Brennstoffein­
satz lag für Kohle zwischen 16,6% und 23,3%, für 
Erdöl zwischen 52,7% bis 59% , Naturgas zwi­
schen 11,0% und 15,8% und für sonstige Energie­
träger inklusive Biomasse zwischen 7,7% und 
11 ,7%. Erst nach dem zweiten Erdölpreisschock 
zu Beginn der achtziger Jahre ergab sich eine 
bemerkenswerte Veränderung im Hinblick auf 
eine Verringerung des Erdölanteils. Von 1980 bis 
1985 verringerte sich der Erdölanteil von 59,1% 
auf 40,5% . Demgegenüber erhöhte sich der Anteil 
VOn Erdgas, der zu Beginn der achtziger Jahre 
bei 17,0% lag, bis 1985 auf 31,9% . Der Anteil des 
Einsatzes von Kohle blieb zwischen 1980 und 
1985 mit 15,8% und 16,0% etwa gleich, der Anteil 
der sonstigen Energieträger, inklusive Biomas­
se, erhöhte sich von 8,1 % im Jahr 1980 auf 11 ,6% 
im Jahr 1985. Im einzelnen siehe Tab. 103 und 
Abb. 60 c. 

Tab. 103: Struktur des Brennstoffeinsatzes für Fernwärmeerzeugung 1973-1985 

Kohle Erdöl Naturgas Sonstige Energien Insgesamt 

TJ % TJ % TJ % TJ % TJ % 

1973 2499 20,3 7104 57,7 1529 12,4 1180 9,6 12312 100 
1974 2911 23,1 6923 54,7 1430 11 ,3 1383 10,9 12646 100 
1975 3065 23,3 7 098 54,0 1444 11 ,0 1541 11,7 13149 100 
1976 3192 22 ,3 7541 52,7 2050 14,3 1532 10,7 14315 100 
1977 2792 18,7 8537 57,4 2042 13,7 1521 10,2 14892 100 
1978 3583 20,2 10306 58,0 2509 14,1 1369 7,7 17767 100 
1979 2993 16,6 10625 59,0 2841 15,8 1543 8,6 18002 100 
1980 3030 15,8 11362 59,1 3267 17,0 1568 8,1 19228 100 
1981 3467 18,5 10386 55,4 3250 17,4 1634 8,7 18736 100 
1982 3591 16,8 12380 58,0 3729 17,4 1677 7,8 21377 100 
1983 3524 17,6 10182 51 ,0 4634 23,2 1628 8,2 19968 100 
1984 4008 19,3 8966 43,2 5755 27 ,8 2015 9,7 20745 100 
1985 3974 16,0 10101 40,5 7944 31 ,9 2895 11 ,6 24915 100 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
Quell e: WIFO 
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Abb.60: Kenngrößen der Fernwärmewirtschaft 1970-1985 (kumulative Darstellungen) 

a) Aufbringung b) Nutzbare Wärmeabgabe 
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e) Endverbrauch f) Anschlußwerte 
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Tab. 104 zeigt den besonders hohen Wirkungs­
grad und dessen kont inuierl iche Ste igerung be im 
Brennstoffe insatz in der Fernwärmeaufbringung. 

Tab. 104: Gegenüberstellung von Brennstoffeinsatz und 
Fernwärmeaufbringung 1973, 1980, 1985 

Brennstoff- Fernwärme- Brennstoff-
ei nsatz aufbringung ausnutzung 

TJ TJ % 

1973 12312 8704 70,7 
1980 19228 15434 80,3 
1985 24915 22 865 91 ,8 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

10.7.6.2.2. Fernwärmeausbauprogramm 

Nach den Angaben des Fachverbandes der Gas­
und Wärmeversorgungsunternehmungen wer­
den für die Jahre 1986 bis 1995 Investitionen in 
Höhe von insgesamt rund 10,6 Mrd . S geplant. 
Davon sollen bis zum Jahr 1989 7,4 Mrd . S inve­
stiert werden . Diese Kumulierung der Investitio­
nen in den ersten vier Jahren des Ausbauplans 
ist auf die Fristsetzung im Fernwärmeförderungs­
gesetz abgestellt, die für die Förderung einen 
Investitionsbeginn bis 31 . Dezember 1988 vor­
schre ibt. Nicht enthalten in d iesem Investit ions-
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präliminare sind die Investitionen in Kraft-Wär­
me-Kupplungsanlagen jener Elektr izitätsversor­
gungsunternehmen, die ke ine Fernwärmeversor­
gungsunternehmen sind - wie z. B. die Nachrü­
stung beim Gasturbinenwerk Leopoldau der Wie­
ner Stadtwerke, E-Werke sowie die Investit ionen 
der Industrie für Abwärmenutzung. Im einzelnen 
vgl. Tab. 105. 

Tab. 105: 1 O-Jahres-Ausbauplanung 1986 der Fernwä rmever-
sorgungsunternehmungen 1986- 1995 in Mio. S 

Plan 1986 

1986 1818 
1987 2330 
1988 1995 
1989 1260 

1986- 89 7403 

1990 643 
1991 524 
1992 549 
1993 506 
1994 512 
1995 510 

Summe 10 647 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
Quelle: Fachverband der Gas- und Wärmeversorgungsunter­
nehmungen 
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Das Investitionspräliminare für Erzeugungsanla­
gen der Fernwärmeversorgungsunternehmen 
beträgt von 1986 bis 1989 etwa 39% der Gesamt­
investitionssumme, die restlichen 61 % entfallen 

auf Verteilleitungen inklusive Übergabestatio­
nen. Im einzelnen vgl. Tab. 106, aus der auch die 
Aufteilung auf die einzelnen Bundesländer er­
sichtl ich ist. 

Tab. 106: Investitionsplanung der Fernwärmeversorgungsunternehmungen ohne EVU und Industrie von 1986 bis 1989 
in Mio. 5 gerundet 

Kraft-Wärme- Fremdwärme-
I I Übergabe-

Bundesland Kupplungs- Heizwerke 
anlagen 

Leitungen 
I stationen 

Summe 
anlagen') 

Wien - 1036 - 2799 66 3901 
Niederösterreich 59 - - 27 7 93 
Oberösterreich 1297 4 - 557 24 1882 
Salzburg 150 21 - 50 10 231 
Tirol - 10 - 2 - 12 
Burgenland - 24 1 1 1 27 
Steiermark 59 18 4 636 48 765 
Kärnten - 23 21 52 48 144 
Sonstige Projekte') - 129 56 130 33 348 

Summe 1986-1989 1565 1265 82 4254 237 7403 

I ~c; BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Quelle: Fachverband der Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen 

') Nicht berücksichtigt sind Investitionen tür die Nachrüstung einer Kraft-Wärme-Kupplung beim Gasturbinenwerk Leopoldau-Wien 
der Wiener Stadtwerke-E-Werke. Berücksichtigt sind Jedoch die Investitionen der STEWEAG. Salzburger Stadtwerke und der OKA. 
') Überregional versorgende Unternehmen der Mineralölgesellschaften. 

Von 1986 bis 1989 wird demnach der Schwer­
punkt der 7,4 Mrd. S Investitionen bei den Verteil­
leitungen mit insgesamt rund 4,5 Mrd. S liegen. 
Für Erzeugungsanlagen der Fernwärmeversor­
gungsunternehmen sind für diesen Zeitraum 
rund 2,9 Mrd. S vorgesehen, davon etwa 54% für 
Kraft-Wärme-Kupplungsanlagen. 
Rund 53% der in ganz Österreich von Fernwär­
meversorgungsunternehmen bis 1989 geplanten 
Fernwärmeinvestitionen, nämlich rund 3,9 Mrd. 
S, sollen in Wien getätigt werden. 

10.7.6.2.3. Fernwärmepotential 

Das wirtschaftlich nutzbare Potential der Fern­
wärmeversorgung aus Kraft-Wärme-Kupplung 
wurde für den Bereich der öffentlichen Fernwär­
meversorgung erstmals 1977 in einer im Auftrag 
des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe 
und Industrie durchgeführten Untersuchung 
"Kraft-Wärme-Kupplung im Bereich der öffentli­
chen Versorgung", Bd. 4 der Beiträge zur regio­
nalen Energiepolitik Österreichs, dargelegt. Der 
Umfang der wirtschaftlichen Fernwärmeversor­
gung wurde dabei mit 68000 bis 80000 T J/a ge­
schätzt. Die Schätzung der Energieverwertungs­
agentur aus dem Jahr 1983 liegt bei mindestens 
55800 T J/a. Da zur Zeit die Fernwärmeaufbrin­
gung für Raumwärme und Warmwasserbereitung 
bei 22865 T J (1985) liegt, kann davon ausgegan­
gen werden, daß - je nach Schätzung des Fern­
wärmepotentials - rund 30% bzw. bereits rund 
40% des Fernwärmepotentials erschlossen sind. 
Die Untersuchungen über die Fernwärmeversor-

gung der Landeshauptstadt Salzburg aus dem 
Kraftwerk Riedersbach 2 kamen unter Zugrunde­
legung bestimmter Voraussetzungen zu positi­
ven Ergebnissen und schließen diesen Weg der 
Fernwärmeversorgung für Salzburg nicht aus. 
Für den weiteren Ausbau der Salzburger Fern­
wärmeversorgung wird daher zur Zeit ein kon­
kretes Konzept für ein Fernheizkraftwerk Nord 
mit modernster Wirbelschichtanlage für eine 
eventuelle Wärmeeinspeisung aus dem Kraft­
werk Riedersbach 2 erstellt. 
Die im Jahr 1983 durchgeführte Untersuchung 
über die Möglichkeit einer Fernwärmeversor­
gung St. Pöltens aus dem Kraftwerk Dürnrohr 
kam zu keinem positiven Ergebnis. Es wäre je­
doch denkbar, daß die Erhebung von St. Pölten 
zur Landeshauptstadt und damit verbundene 
Bauaktivitäten den Wärmebedarf so stark anstei­
gen lassen, daß damit eine Fernwärmeversor­
gung aus Dürnrohr wirtschaftlich wird. Die Unter­
suchung der Verbundkraft Elektrizitätswerke 
GmbH, der NEWAG-NIOGAS AG, der Heizbetrie­
be Wien GmbH und der Wiener Stadtwerke über 
die Nutzung der Dürnrohr-Abwärme für Wien 
kam zu dem Ergebnis, daß die Auskopplung von 
Wärme sowie der Wärmetransport über eine 
Fernleitung nach Wien technisch durchführbar 
sei. Eine Wirtschaftlichkeit dieses Projekts sei je­
doch trotz Berücksichtigung der auf Grund des 
Fernwärmeförderungsgesetzes möglichen Zin­
senzuschüsse auch in den ersten zehn Betriebs­
jahren nicht gegeben. Darüber hinaus wird in 
diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, die 
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Entwicklung des Fernwärmebedarfes in Wien 
zeige , daß die bestehenden Erzeugungsanlagen 
und Bezugsmöglichkeiten der Heizbetriebe Wien 
GmbH mit dem Gasturbinenkraftwerk Leopoldau 
und dem Kraftwerksblock 3/4 in Simmering in der 
Lage sind , die Fernwärmeversorgung Wiens 
über das Jahr 2000 hinaus zu decken . 

10.7.6.3. Leitung 

Die Länge des Fernwärmenetzes konnte von 
1972 bis 1985 von 232,2 km auf 648,2 km ausge­
baut werden. Die Erweiterung der Netze in den 
einzelnen Jahren kann folgender Tab. 107 ent­
nommen werden . 

Tab. 107: Länge des Fernwärmenetzes 1972-1985 

Jahre km 

1972 232 ,2 
1973 319,8 
1974 339 ,1 
1975 351 ,5 
1976 380,8 
1977 399,2 
1978 425,3 
1979 461 ,3 
1980 562 ,6 
1981 508,0 
1982 539,6 
1983 560,4 
1984 612 ,9 
1985 648,2 

I © BMfHGl/Energlebericht '86 I 
Quelle: Kenndaten des Fachverbandes der Gas- und 
Wärmeversorgungsunternehmungen (berücks ichtigt sind nur 
die vom Fachverband erfaBten Betriebe). 

Die geplanten Investitionen in den Leitungsbau 
sind auf Seite 155 f dargestellt. Damit soll bis 
1989 das Fernwärmenetz in den Bundesländern 
um insgesamt rund 270 km verlängert werden. 

Tab. 110: Fernwärmeverbrauch in Österreich 1983-1985 

1983 1984 

Gesamtverbrauch 

Verbrauch des Sektors Energie') 
Netzverluste 
Umwandlung 

Energetischer Endverbrauch 

Industrie 
Verkehr 
Kleinabnehmer 

I © BMfHGl/Energlebericht '86 I 
Quelle : WIFO 
') Eigenverbrauch 

GWh 

5251 ,1 5449,9 

0,08 0,08 
210,1 218 ,0 

- -

5041 ,0 5231 ,8 

556 ,0 363,3 
331 ,9 331 ,9 

4153,1 4536,6 
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10.7.6.4. Abgabe und Verbrauch 

10.7.6.4.1. Verbrauchsentwicklung 

Der gegenwärtige Anteil der Fernwärme am 
energetischen Endverbrauch sowie an der Dek­
kung des Bedarfes an den einzelnen Nutzener­
giearten ist den Tab. 108 und 109 zu entnehmen . 

Tab. 108: Anteil der Fernwärme am energetischen Endver­
brauch 1983-1985 

1983 2,6% 

1984 2,6% 

1985 2,9% 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Tab. 109: Anteil der Fernwärme an den Nutzenergiearten 
1984 

Raumheizung und Warmwasserbere itung 7,3% 
ProzeBwärme 0,1% 
Mechanische Arbei t 
Mobili tät 
Beleuchtung 

© BMfHGl/Energlebericht '86 I 

Zur Entwicklung des Endverbrauchs an Fern­
wärme vgl. im einzelnen Tab. 108 und 110 sowie 
die Abb. 60 e. 
Der Fernwärmeverbrauch konnte seit dem Jahr 
1970 von 1540 GWh auf 6098 GWh im Jahr 1985 
gesteigert werden . Dies bedeutet einen durch­
schnittlichen jährlichen Zuwachs von 9,6% (siehe 
auch den Vergleich zur Entwicklung des gesam­
ten energetischen Endverbrauches in Abb. 24). 
Den bedeutendsten Anteil an dieser Entwicklung 
hatten die Kleinabnehmer, zu denen laut WIFO­
Schematik neben Haushalten auch öffentliche 
Gebäude und Gewerbebetriebe gezählt werden 
(siehe Abb. 60 e) . 

1985 1983 1984 1985 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % 

6351 ,5 + 1,2 + 3,8 + 16,5 

0,08 - 2,5 ± 0 ± 0 
254,1 + 1,2 + 3,8 + 16,5 

- - - -

6097 ,4 + 1,2 + 3,8 + 16,5 

414,5 - 1,3 - 34,7 + 14,1 
331 ,9 - 3,6 ± 0 ± 0 

5351 ,0 + 2,0 + 9,2 + 18,0 
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10.7.6.4.2. Fernwärmepreise 

10.7.6.4.2.1. Langfristige Entwicklung 

Für die Beurteilung der langfristigen Preisent­
wicklung liegt Datenmaterial der gesamten öster­
reichischen Fernwärmeversorgung seit 1970 
noch nicht vor. Die Entwicklung der Wiener Fern­
wärmepreise kann aber als repräsentativ gelten . 
Die Fernwärmepreise in Wien zeigen seit 1970 
eine Entwicklung, die in etwa parallel zur Preis­
entwicklung von Öl und Gas verläuft. Von 1970 bis 
zum Jahre 1973 blieben die Preise gleich bzw. 
stiegen geringfügig an , machten jedoch im Jahr 
1974, zur Zeit des ersten Erdölschocks, die Stei­
gerung der Energiepreise mit (der Index stieg 
von 1970=100 auf 1974=176,7 für Haushaltsab­
nehmer an), um danach auf gleichem Niveau bis 
zum Jahr 1980 zu bleiben . Der zweite Erdölpreis­
schock löste eine neuerliche Energiepreissteige­
rung aus. Im einzelnen vgl. Tab. 111 und Abb. 61. 

Tab. 111: Preisentwicklung inkl. MWSt. für Fernwärmeabneh­
mer der Heizbetriebe Wien GmbH 1970-1985 

Durchsch n ittspreis Preis 
eines eines 

Haushaltsabnehmers' ) Großabnehmers 
(mit Grundpreis- (ohne Grundpreis-

vereinbarung) vereinbarung) 

S I MWh 1970 = 100 S/MWh 1970 = 100 

1970 273,0 100,0 215,0 100,0 
1971 273,0 100,0 215,0 100,0 
1972 303,7 111 ,2 249,4 115,8 
1973 321 ,9 117,9 263,9 122,7 
1974 482,4 176,7 421 ,6 196,1 
1975 482,4 176,7 421 ,6 196,1 
1976 482,4 176,7 421 ,6 196,1 
1977 482,4 176,7 421 ,6 196,1 
1978 482,4 176,7 421 ,6 196,1 
1979 482,4 176,7 421 ,6 196,1 
1980 563,3 206,3 492,9 229,3 
1981 699,7 256,3 609,7 283,6 
1982 863,3 316,2 764,7 355,7 
1983 827,2 303,0 728,5 338,8 
1984 878,4 321,8 773,7 359,9 
1985 844,8 309,5 773,7 359,9 

I © BMfHGl/Energiebericht '86 I 
Quelle : Heizbetriebe Wien GmbH 
' ) 70-m 2-Wohnung, Verbrauch 0,125 MWh pro m2 

Mehrwertsteuer ab 73-01-01 8% 
ab 81-01-01 13% 
ab 84-01-01 20% 

Abb.61: Preise für Fernwärmeabnehmer der Heizbetriebe 
Wien Ges.m.b.H. 1970-1986, nominell, indexiert 
1970 = 100 
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10.7.6.4.2.2. Aktueller Stand 

Infolge der Reduktion von Heizöl- und Erdgas­
preisen gab es auch für Fernwärme 1986 in ganz 
Österreich entsprechende Preisanpassungen: ' ) 
Im März 1986 wurde in Wien der Arbeitspreis von 
42,8 g/kWh auf 39,6 g/kWh und der Grundpreis 
von S 3,50/m 2 Wohnnutzfläche auf S 3,-/m 2 re­
duziert. Mit 1. September 1986 kam es zu einer 
weiteren Reduktion des Arbeitspreises für Haus­
haltskunden von 39,60 g pro Kilowattstunde auf 
35,40 g pro Kilowattstunde. Dies entspricht einer 
Preissenkung um 10,6% . 
In Mödling wurde der Arbeitspreis von 55,50 g/ 
kWh auf 45,00 g/kWh gesenkt, wodurch eine Re­
duktion um 19% erreicht wurde. Weiters wurde 
der Arbeitspreis in St. Pölten um 45% von 54,00 g/ 
kWh im März 1986 auf 29,70 g/kWh ab 1. Septem­
ber 1986 reduziert. 
In Linz wurde auf den Arbeitspreis von 44,50 g/ 
kWh vom 1. Mai 1986 bis 31. August 1986 ein 
Rabatt von 4,5% gewährt, ab 1. September 1986 
bis 31. Dezember 1986 sogar ein Rabatt von 10% 
auf Arbeitspreis und Grundpreis, sodaß der Ar­
beitspreis zur Zeit de facto 40,05 g/kWh und der 
Grundpreis S 300,60/kW und Jahr beträgt. In Wels 
beträgt die Reduktion von Mai 1986 7,4%, und 
zwar sowohl beim Arbeitspreis von 49,484 g/kWh 
auf 45,87 g/kWh als auch beim Grundpreis von 
S 288,36/kW und Jahr auf S 267,24/kW und Jahr. 
Auf Salzburger Fernwärmepreise wurde seit 
1. Februar 1986 ein 2prozentiger Rabatt, ab 1. Mai 

') Im folgenden sind die Preise ohne Mehrwertsteuer ange­
geben 
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1986 ein 7prozentiger Rabatt und ab 1. Juli 1986 
sogar ein 13prozentiger Rabatt auf den Arbeits­
preis gewährt, wodurch zur Zeit der Arbeitspreis 
de facto auf 55,38 g/kWh reduziert ist. 

furt wird seit 1. September 1986 ei n 10prozentiger 
Rabatt auf den Arbeitspreis gewährt, wodurch 
der Arbeitspreis de facto auf 55,332 g/kWh ge­
senkt wurde. 

Auch in Kufste in reduzierte sich der Fernwärme­
Arbeitspreis ab 1. April 1986 um 15,3% von 
68 ,pO g/kWh auf nunmehr 58,02 g/kWh. In Klagen-

Die aktuellen Fernwärmepreise der wichtigsten 
Fernwärmeversorgungsunternehmen sind nach­
folgender Tab. 112 zu entnehmen . 

Tab. 112: Wärmepreise für Haushaltabnehmer Stand September 1986 (Nettopreise ohne Mehrwertsteuer) 

Arbeitspreis Grundpreis Meßpreis Mischpreis 
g/kWh S/kW u. J. g/kWh 9

) 

Heizbetriebe Wien GmbH 35,40 3,_2) - ') 56,6 

Fernheizkraftwerk Mödling (NIOGAS) 45,00 240,-3) 12) 59,1 

Stadtwerke St. PÖlten 29,70 200,- 3300,- ') 41,S 
Fernheizkraftwerk pro Jahr 

Fernheizkraftwerk Pinkafeld (BEWAG) 50,88 209,67 12) 63,2 

ESG-linz 44,50 334,- 12) 64,2 
Fernwärmebetrieb -10% Rabatt -10% Rabatt 

Wels Fernwärmebetrieb 45,87 267,24 12) 61 ,6 

Fernheizkraftwerk Ostermiething 
Riedersbach (OKA) 49,- 223,- 63,- 62 ,1 

Fernheizkraftwerk Kirchdorf a. d. Krems 
(Aktien 100% OKA) 55,50 157,- 81 ,- 7) 64,7 

Salzburger Stadtwerke 63,663 276,- 44,25 B) 79,9 
Heizkraftwerk -13% Rabatt 

Grazer Stadtwerke 50,- 173,28 127,- 60,2 
Fernwärmebetrieb pro Zähler 

monatlich 

STEWEAG-Fernwärmebetrieb 53,-') 192,- 12) 64,3 

Stadtwerke Klagenfurt 61,48 321 ,16 120,-'°) 80,4 
Fernheizkraftwerk -10% Rabatt 60,-") 

pro Zähler 
monatlich 

Fernheizwerk Kufstein 58,02 293,- _ 4) 75,3 

© BMfHGl/Energieberlcht '86 I 
') Ein Tarifzuschlag in Höhe von 5 g/kWh kommt für jene Wärmelieferungen noch hinzu, die aufgrund der Art der lieferung keinen 

Wärmetauscher beim Abnehmer erfordern. 
') Preis pro m' Wohnfläche und Monat; Tarifumschichtung per 1. 9. 1985. 
') Dieser Preis gilt nur für Kleinabnehmer unter 70 kW. 
') Es wird kein Meßpreis verrechnet; in Arbeitspreis und Grundpreis enthalten . 
S) Jahresmeßpreis eines Wärmezählers bis 25 mm . 
B) Monatlich verrechneter Meßpreis bis 80 kW. 
7) Monatlich verrechneter Meßpreis bis 15 kW. 
B) Monatlich verrechneter Meßpreis ist abhängig von der Reglerleistung; dieser Beitrag von 44,25 S bezieht sich auf Dampfregler 

bis 35 kW, für Heizwasserregler bis 35 kW beträgt der monatliche Meßpreis 88,50 S. 
9) Aus Arbeitspreis und Grundpreis bei einer Ausnutzungsdauer von 1700 h/a errechnet. 

'0) Meßpreis für die Stadt Klagenfurt. 
") Meßpreis für die Außenbezirke Klagenfurts . 
12) 1,5% des Wiederbeschaffungswertes des Zählers pro Monat. 
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10.7.6.5. Organisation 

In der Organisation der österreich ischen Fern­
wärmewirtschaft haben sich im Berichtszeitraum 
keine Veränderungen ergeben . 

Der forcierte Ausbau der Fernwärmeversorgung 
während der letzten Jahre spiegelt sich auch in 
der Entwicklung der Investitionen der Fernwär­
mewirtschaft wider (siehe Tab. 113 und Abb. 62) . 

Tab. 113: Fernwärmeinvestitionen der Fernwärme-Versor­
gungsunternehmen 1975-1985 

Fernwärmeinvestitionen 
ab 1975 

Mio S 

1975 188,7 
1976 567,4 
1977 329,0 
1978 431 ,9 
1979 699,5 
1980 775,1 
1981 454,9 
1982 1051 ,8 
1983 749,4 
1984 1246,0 
1985 1558,9' ) 

Summe 8052,6 

I © BMfHGl/Energleberlcht '86 I 
Quelle : Fachverband für Gas- und Wärmeversorgungsunter­
nehmungen 
' ) präliminierter Wert 

Hiebei ist zu beachten , daß nur jene Investitionen 
erfaßt sind , die von Fernwärme-Versorgungsun­
ternehmen getätigt wurden . Fernwärme-Investi­
tionen von Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
sind also nur dann berücksichtigt, wenn diese 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen gleichzei­
tig Fernwärmeversorgungsunternehmen sind , 
wie etwa OKA und STEWEAG. Ebenso sind für 
Abwärmenutzung getätigte Investitionen der In­
dustrie in der Tabelle nicht enthalten . 

Abb.62: FernwärmeinvestitIonen 1975-1985 
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10.8. 

10.8.1. 

10.8.1.1. 

Nutzenergie 

Allgemeines 

Grundsätze 

Schwerpunkt des österreich ischen Energiekon­
zeptes 1984 ist es, zur Verringerung der Energie­
importe nicht nur die heimischen erneuerbaren 
Energieträger verstärkt zu nutzen, sondern auch 
gleichzeitig den Verbrauch an Primärenergie zu 
verringern. 
Wie die Berechnungen zum Energiekonzept 1984 
mit dem Computermodell MARKAL gezeigt ha­
ben, ist es möglich, über bestimmte Kombinatio­
nen von Energieträgern und effizienten Techno­
logien die prognostizierte Nachfrage nach ener­
getischen Dienstleistungen mit geringerem Pri­
märenergieeinsatz zu erfüllen - d. h. zusätzlich 
Energie zu sparen -, ohne daß die Systemko­
sten wesentlich steigen. 
Zu verwirklichen sind diese Zielsetzungen durch 
eine Reihe von Maßnahmen, wie 

Reduktion des Nutzenergiebedarfes bei glei­
cher Energiedienstleistung (z. B. durch Wär­
medämmung, strukturpolitische Maßnahmen 
im Verkehrsbereich), 
Verringerung der Nachfrage nach Energie­
dienstleistungen (z. B. durch Nachtabsenkung 
der Raumtemperatur), 
rationelle Deckung eines bestimmten Nutz­
energiebedarfes (z. B. durch Nutzungsgrad­
verbesserungen an Heizanlagen oder durch 
Wärmerückgewi n n ung), 
Verringerung des Primärenergieaufwandes 
für die Bereitstellung der Nutzenergie durch 
Übergang auf andere Energiewandlungs­
systeme (z. B. durch verstärkten Einsatz der 
Kraft-Wärme-Kupplung und durch Forcierung 
des öffentlichen Verkehrs), 

die im Energiekonzept 1984 dargestellt sind. 
Die hohe Priorität, welche das Energiekonzept 
1984 dem sinnvollen Einsatz von Energie, dem 
wohlverstandenen "Energiesparen" beimißt, 
muß auch in der gegenwärtigen Periode gesun­
kener Energiepreise unbedingt beachtet werden, 
denn 
• wie die Praxis zeigt, reagiert der Ölpreis sehr 

sensibel auf Maßnahmen der Förderländer; es 
ist anzunehmen, daß der Preis des Erdöls und 
damit im Gefolge auch andere Energiepreise 
wieder steigen, 

• Investitionen zur Energieeinsparung haben im 
allgemeinen langfristigen Charakter und 

• in der laufenden Phase der wirtschaftlichen 
Erholung wird die Investitionstätigkeit für 
energiesparende Maßnahmen erleichtert. 

Das Energiekonzept 1984 bleibt daher auch in 
seinem 111. Teil ("Maßnahmen bei der Verwen­
dung von Endenergie") voll aufrecht. 

1 0.8.1.2. Energieverbrauch und 
Energiebewußtsein 

161 

Das Energiekonzept 1984 ist davon ausgegan­
gen, daß zusammen mit dem vermehrten Wissen 
um energie- und umweltpolitische Zusammen­
hänge nicht nur das Energiebewußtsein der Ver­
braucher, sondern auch das Bedürfnis nach um­
fassender Information über den sparsamen und 
umweltfreundlichen Einsatz von Energie gestie­
gen ist. Die Bundesregierung hat dieser Entwick­
lung Rechnung getragen und ihre Informationstä­
tigkeit durch Veranstaltungen und Publikationen 
intensiviert. 
Den Rahmen für die von der Bundesregierung 
gesetzten Aktivitäten bildet die "Informations­
kampagne Österreichisches Energiekonzept". 
die in Verbindung mit der Umsetzung der ener­
gie- und umweltpolitischen Maßnahmen des 
Energiekonzeptes 1984 seit Anfang 1985 durch­
geführt wird. Sie umfaßt folgende Schwerpunkte: 
• Informationsveranstaltungen, wie die Informa­

tionstagung "Energie - Verkehr - Umwelt" 
und Veranstaltungen im Rahmen der Österrei­
chischen Wissenschaftsmesse. 

• "Unternehmerfrühstücke", ein neuer Typ von 
Veranstaltungen, bei denen neben einer allge­
meinen energiepolitischen Diskussion eine 
qualifizierte Beratung über Förderungsmaß­
nahmen zur Energieeinsparung im industriel­
len und gewerblichen Bereich durch direkte 
Kontakte zwischen Energie- und Umweltex­
perten und den Wirtschaftstreibenden einer 
bestimmten Region erfolgt. Über 40 dieser 
Veranstaltungen in verschiedenen Teilen 
Österreichs haben bereits dazu geführt, daß 
zusätzliche energiesparende Investitionen in 
Gang gebracht wurden. 
Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie ist bemüht, mit den Teilnehmern 
dieser Veranstaltungen in einem weiteren Ge­
dankenaustausch zu verbleiben. Mitarbeiter 
interessierter Unternehmen werden in spe­
ziellen Seminaren zu betriebsinternen "Ener­
giebeauftragten" ausgebildet. 

• Publikationen, mit denen bestimmte Bereiche 
direkt angesprochen werden und deren Her­
ausgabe durch eine finanzielle Förderung des 
Bundes ermöglicht wurde, wie 

"Das österreich ische Energiesparbuch" , 
das dazu bestimmt ist, die Information der 
Haushalte auf dem Gebiet des Energiespa­
rens zu verbessern, 
das "Handbuch für die Planung und Sanie­
rung von Raumheizungs- und Warmwas­
serbereitungsanlagen", das sich als Anlei­
tung zur Auswahl, Bewertung und Anwen­
dung konventioneller und neuer Technolo­
gien versteht (Abdruck eines Auszuges 
siehe Anhang 111). 
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Auch Länder, Gemeinden, Hörfunk, Fernsehen 
und die Printmedien sowie die Wirtschaftsförde­
rungsinstitute, der Österreichische Energiekon­
sumentenverband und die Kraftfahrerorganisa­
tionen - um nur einige Stellen zu nennen -
entwickelten weiterhin Initiativen, die das öffent­
liche Interesse am Energiesparen auch in einer 
Zeit real sinkender Energiepreise und reichlicher 
Energieangebote wachhielten. Besonders her­
vorzuheben sind die fortgesetzten Arbeiten des 
Vereines für Konsumenteninformation. In Erwei­
terung seines Programms hat er ein computerun­
terstütztes Energiesparprogramm entwickelt, 
das vorläufig in seinen Beratungszentren in 
Wien, Linz und Graz über BTX dem Konsumenten 
zur Verfügung steht. In einem weiteren Schritt 
wird dieser Beratungsdienst auf dem Weg über 
das öffentliche BTX-Netz allgemein zugänglich 
sein. 
Das Energiekonzept 1984 hat angekündigt, zur 
Verbesserung des Energiesparbewußtseins die 
Bemühungen um eine bessere Lesbarkeit der 
Rechnungen für leitungsgebundene Energie fort­
zusetzen. Der konsumentenpolitische Beirat 
beim Bundesministerium für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz hat im Berichtszeitraum ein­
heitliche Anforderungen an die Gas- und Strom­
rechnungen erarbeitet, die den Energieversor­
gungsunternehmen als Richtlinie dienen. 

10.8.1.3. Aus-, Fort- und Weiterbildung 

Gemäß den Zielsetzungen des Energiekonzeptes 
1984 werden nunmehr im Universitätsbetrieb und 
im Unterricht aller Schulformen Fragen der Ener­
gieversorgung und der sinnvollen und umwelt­
freundlichen Nutzung von Energie behandelt. 
Im besonderen Maße erfolgt dies 
• an den Technischen Universitäten Wien und 

Graz, d'ie eine eigene Studienrichtung "Ener­
gietechnik" eingerichtet haben, und an der 
Universität für Bildungswissenschaft in Kla­
genfurt, die Hochschulseminare für Energie­
berater durchführt, 

sowie 
• im Bereich des berufsbildenden Schulwesens, 

in dem zwei weitere Ausbildungsstätten, näm­
lich 

die Höhere Technische Bundeslehranstalt 
Jenbach mit höheren Abteilungen für Ma­
schinenbau, Installations- und Energie­
technik sowie 
die Höhere Technische Bundeslehr- und 
Versuchsanstalt Mödling mit einer höheren 
Abteilung für Bautechnik und Umwelttech­
nik und dem Kolleg für Maschinenbau, In­
stallation, Gebäudetechnik und Energie­
planung 

einschlägig tätig sind. 

Auch die Fachorganisationen der wirtschaftli­
chen Interessenvertretungen, insbesondere die 
Wirtschaftsförderungsinstitute, sowie das Öster­
reichische Produktivitäts- und Wirtschaftlich­
keitszentrum, die Energieverwertungsagentur 
und die Österreich ische Gesellschaft für Sonnen­
energie und Weltraumfragen haben sich weiter­
hin der energiespezifischen Schulung, Informa­
tion und Beratung angenommen. 

10.8.1.4. Förderung der Entwicklung 
energiesparender Technologien 
und Produkte im Zuge der 
Innovationspol itik 

Für die Innovation im Bereich der Energieerzeu­
gung und -anwendung, die zu einem großen Teil 
von der Energieforschung bestimmt wird, gelten 
weiterhin die im Energiekonzept 1984 und im 
Energieforschungskonzept 1980 aufgestellten 
Leitlinien, Schwerpunkte und Maßnahmen. 
Folgende Aktivitäten wurden im Berichtszeit­
rau m gesetzt: 
• Gegen Ende 1984 hat die Innovationsagentur, 

welche als gesamtösterreichische Informa­
tions-, Service- und Koordinationsstelle für 
tech nolog iebezogene In novationsbemühu n­
gen der österreich ischen Wirtschaft fungiert, 
ihre Tätigkeit aufgenommen. Seither haben 
mehr als 1500 österreich ische Betriebe und 
Erfinder das Serviceangebot der Innovations­
agentur für zielgerichtete Kontaktvermittlung 
in Forschungs-, Technologie-, Finanzierungs­
und Markterschließungsfragen genutzt, wo­
durch ein wesentlicher Beitrag zur Schaffung 
einer verbesserten Markttransparenz erzielt 
werden konnte. 
Im Laufe des Jahres 1985 hat die Innovations­
agentur mehrere Initiativen zur Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für unternehmeri­
sche Innovationsbemühungen unternommen: 

Herausgabe eines Handbuches für Beteili­
gungskapitalangebote zur Finanzierung 
von Innovationsprojekten, 
Transferprogramm für Diplomarbeiten und 
Dissertationen, um den Weg zu einer Zu­
sammenarbeit von Unternehmen, welche 
noch keine Kooperationserfahrung mit 
Hochschulen haben, zu ebnen, 
High-Tech-Tip-Programm, mit dem For­
schungsergebnisse der Hochschulen und 
außeru n iversitären Forsch u ngsstätten in 
konzentrierter und nutzorientierter Form 
an die Wirtschaft herangetragen werden. 

Ende 1985 wurde die Innovationsagentur mit der 
begleitenden Koordination des Schwerpunktpro­
gramms "Innovation - Wirtschaft - Umwelt" 
der österreichischen Bundesregierung betraut. 
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• In einer Untersuchung mehrerer österreich i­
scher Forschungsstätten werden bis Ende 
1986 Entscheidungsgrundlagen für neue Pro­
duktionsmöglichkeiten im Bereich der Um­
welttechnologien für die österreich ische Wirt­
schaft erarbeitet. Diese werden sodann durch 
zusätzl iche gezielte Förderungsmaßnahmen 
und Forschungsschwerpunkte der Bundesre­
gierung ergänzt. Die Nutzung des technischen 
Fortschrittes zur Forcierung umweltentlasten­
der Verfahren und Produkte wird damit zu 
einem zentralen Anliegen der Innovationspoli­
tik der Bundesregierung. 

• Zur Schließung von Finanzierungslücken bei 
innovatorischen Vorhaben von Klein- und Mit­
telbetrieben werden seit 1. Jänner 1986 vom 
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie kooperativ mit jenem Bundesland, in 
dem der Förderungswerber ansässig ist, oder 
mit einer der Förderungseinrichtungen der je­
wei I igen Gebietskörperschaften I nnovations­
prämien in Höhe von bis zu einem Drittel der 
förderbaren Kosten des Innovationsprojekts 
gewährt, wobe i der f inanzielle Beitrag des 
Bundes im Einzelfall mit S 500000,- be­
schränkt ist. 

• Darüber hinaus vergibt das Bundesministeri­
um für Handel , Gewerbe und Industrie seit 
1979 jährlich den österreich ischen Staatspreis 
für Innovation. Mit diesem Wettbewerb werden 
zukunftsträchtige Produkte und Verfahren, 
aber auch innovative Organisations- und Mar­
ketingstrategien von volkswirtschaftl icher Be­
deutung ausgezeichnet. Damit wird neben der 
Förderung innovativer Entscheidungen und ih­
rer finanziellen und ideellen Würdigung ein In­
vestitionskl ima geschaffen und der besondere 
Charakter innovativer Unternehmen hervorge­
strichen . 

10.8.1.5. Rückführung von Altstoffen in den 
Produktionskreislauf 

Zur Rückführung des in Altstoffen enthaltenen 
Energie- und Rohstoffpotentials sowie der Re­
duktion des Abfalls auf ein ökologisch und ge­
samtwirtschaftlich vertretbares Maß wurden im 
Berichtszeitraum folgende Aktivitäten gesetzt: 
• Die 1984 gegründete " Abfall-Sammel-und­

Verwertungsagentur" (ASVA) und deren Trä­
ger haben ihre Tätigkeit mit folgenden 
Schwerpunkten aufgenommen : 

Informations- und Motivationsmaßnahmen, 
welche die Sammelbereitschaft der Bevöl­
kerung in die volkswirtschaftlich wün­
schenswerte Richtung lenken . 
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Geeignete Maßnahmen, um die Altstoff­
sammlungen auf den technisch letzten 
Stand zu bringen, insbesondere hinsicht­
lich der getrennten Erfassung der jeweili­
gen Altstoffgruppen. 
Maßnahmen hinsichtlich der besseren Nut­
zung der Möglichkeiten zur Verwertung 
der Energieinhalte von Abfällen , insbeson­
dere dort, wo eine Stoffverwertung unter 
wirtschaftlichen Bedingungen nicht mög­
I ich ist. 
Maßnahmen hinsichtlich der bestmögli­
chen Verwertung von vermischten Kunst­
stoffabfällen, Altreifen , Shredder-Abfällen 
und Deponiegas. 

- Unter dem Gesichtspunkt der Energieein­
sparung wird vor allem versucht, ein funk­
tionierendes Sammelsystem für Altalumi­
nium einzurichten . 

• Durch das mit 1. September 1986 in Kraft ge­
tretene Altölgesetz 1986 wird dafür Sorge ge­
tragen , daß Altöl vermehrt einer Verwertung 
durch Verbrennung oder Aufarbeitung unter 
Beobachtung berechtigter Umweltschutzge­
sichtspunkte zugeführt wird . 

• Die Bemühungen der Bundesregierung um 
eine Erhöhung der Aufkommensmengen bei 
Altstoffen erbrachten bei den Haussammlun­
gen in den Jahren 1984 und 1985 folgende be­
achtliche Ergebnisse: 

Tab. 114: Aufkommensmenge der Altstoffe bei Haussamm­
lungen 1984 und 1985 

1984 Veränd . geg. 1985 Veränd . geg. 
in t d. VJ in % in t d . VJ in % 

Altpapier 60500 + 9,3 77000 + 27 ,3 
Alttextil 8500 - 19,0 11000 + 29,4 
Altglas 57000 + 24 ,0 68000 + 19,3 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Allerdings ist in jüngster Zeit auf Grund des 
weltweiten Verfalles der Rohstoffpreise , der 
die Ankaufspreise für Recyclingstoffe um bis 
zu 50% drückte, eine Stagnation eingetreten , 
die die wirtschaftlichen Verhältnisse der Alt­
stoffbranche nicht unwesentlich beeinträch­
tigte . Umso anerkennenswerter im Lichte die­
ser Entwicklung sind aber die Bestrebungen 
des Altstoffhandels auf eine fortgesetzte Anhe­
bung des Altstoffaufkommens. 

• Das Recyclingforschungskonzept des Bundes­
ministeriums für Wissenschaft und Forschung 
wird planmäßig umgesetzt. 
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10.8.1.6. Energieverbrauch der 
öffentlichen Verwaltung 

Letztgültige Zahlen für die Entwicklung des Ener­
gieverbrauches im Bereich der Bundesverwal­
tung liegen bis zum Jahr 1984 vor. In der Erhe­
bung 1984 wurde erstmals der Energieverbrauch 
der Bundesstraßenverwaltung mitberücksichtigt. 
Diese ergibt einen Energieverbrauch von 9,9 PJ 
(rund 3% des Sektors Kleinverbrauch) . 
Im Brennstoffverbrauch ergab sich 1984 gegen­
über 1983 eine Steigerung des Verbrauches von 
7,2%. Hiebei ist zu berücksichtigen , daß 
- die absolute Jahresdurchschnittstemperatur 

1984 mit 8,7° C um 1° C unter jener des Vor­
jahres lag , 
die Heizgradsummen in allen Bundesländern 
über dem entsprechenden Vergleichswert 
1983 waren und 
die Gesamtkubatur der Diensträume der Bun­
desverwaltung gegenüber 1983 um 9,1% an­
stieg . 

Damit ergibt sich eine Abnahme des Heizaufwan­
des je Heizgrad um 0,9% bzw. je Heizgrad und 
Kubikmeter umbauten Raumes um 9,2% . 
Dieses Ergebnis ist auf eine Summe von Maß­
nahmen zurückzuführen : 

• In den Jahren 1981 bis 1985 wurden für Ener­
giesparmaßnahmen (insbesondere für Sanie­
rungsmaßnahmen an Heizanlagen und der 
Gebäudehülle) rund 1,56 Mrd . Saufgewendet. 
Für die Jahre 1984 und 1985 allein betrug die­
ser Aufwand rund 487 Mio. S. 

• Auf Grund der Untersuchungen der Energie­
sonderbeauftragten , die in den letzten Jahren 
für mehr als 1 300 Bundesgebäude den Ener­
gieverbrauch erfaßt haben , konnte in den Jah­
ren 1980 bis 1984 eine Einsparung an Heizko­
sten von etwa 434 Mio. S erreicht werden . 
Im gesamten Bundesgebiet waren mit Stand 
Jänner 1986 bereits Bundesgebäude mit ei­
nem Anschlußwert von 522,6 MW an ein Fern­
wärmeversorgungssystem angeschlossen . 

Dies bedeutet, daß rund 38 % aller Bundes­
gebäude mitei ner Kubaturvon ca. 23,670 M io. m 2 

umbauten Raums mit Fernwärme beheizt 
werden . 

10.8.1.7. Verwendungsstruktur der 
Endenergie 

Wie im Energiebericht 1984 wurde an Hand der 
zuletzt für 1983 erstellten Nutzenergieanalyse 
auch für das Jahr 1984 eine Strukturierung der 
Endenergienachfrage erstellt. Nähere Ausfüh­
rungen zur Entwicklung des energetischen End­
verbrauches sowie dessen Aufteilung auf die 
Verbrauchersektoren Industrie, Verkehr und 
Kleinabnehmer finden sich in Pkt. 10.6.4. , Tab. 28, 
S. 70 sowie Abb. 25, S. 67. 
Die folgenden Tab. 115 und 116 und Abb. 63 
(S. 166) geben Aufschluß über die Zuordnung der 
einzelnen Energieträger auf die jeweiligen Ver­
wendungsarten der Endenergie bzw. die Anteile 
dieser Verwendungsarten in den Abnehmergrup­
pen (vgl. dazu auch die graphische Darstellung 
im Energieflußbild , Abb. I). 
Seit 1982 traten bei der Verwendung der Energie­
träger Verschiebungen ein : Vor allem wurde im 
Bereich Prozeßwärme Erdöl vermehrt durch fe­
ste Brennstoffe, hier vornehmlich Kohle und 
brennbare Abfälle , ersetzt, während bei der 
Raumheizung Erdöl vornehmlich durch Erdgas 
und Brennholz substituiert wurde. 
Zu den Strukturveränderungen des Anteils der 
Endenergie bei den einzelnen Abnehmergrup­
pen ist vor allem festzuhalten : 

In der Land- und Forstwirtschaft erhöhte sich 
der Anteil für die Raumheizung und Warm­
wasserbereitung , der 1982 bei 1,76% des End­
energieverbrauches lag, auf 2,93% . Dies 
könnte in erster Linie auf den verstärkten Ein­
bau von Zentralheizungen in den Wirtschafts­
gebäuden zurückzuführen sein. Ebenfalls be­
achtlich gestiegen ist in diesem Wirtschafts­
zweig der Energieverbrauch für Prozeß-

Tab. 115: Struktur des Endenergieverbrauches nach dem Verwendungszweck 1984; Gliederung nach Energieträgern 

Raumheizung 
Mechanische Beleuchtung 

u. Warmwasser Prozeßwärme Arbeit Fahrzeuge und EDV Insgesamt 
bereitung 

pj % pj % pj % pj % pj % pj % 

Kohle 43,6 6,05 55,5 7,71 - - - - - - 99,1 13,76 
Öl 87,9 12,20 41 ,8 5,80 7,3 1,02 161 ,1 22,37 0,7 0,10 298,8 41,49 
Gas 46,0 6,39 62,0 8,61 1,3 0,18 - - - - 109,3 15,18 
Brennholz, brennbare Abfälle 43,9 6,10 22,1 3,07 - - - - - - 66,0 9,17 
Fernwärme 18,7 2,59 0,1 0,02 - - - - - - 18,8 2,61 
Elektrische Energie 15,6 2,17 21 ,2 2,94 58,6 8,14 7,1 0,99 25,5 3,54 128,0 17,78 
Wasserkraft - - - - 0,1 0,01 - - - - 0,1 0,01 

Insgesamt 255,7 35,50 207,7 28 ,15 67 ,3 9,35 168,2 23,36 26,2 3,64 720,1 100,00 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 
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Tab. 116: Struktur des Endenergieverbrauches nach dem Verwendungszweck 1984; Gliederung nach Abnehmergruppen 

Raumheizung 
u. Warmwasser Prozeßwärme 

bereitung 

pj % pj 

Land- und Forstwirtschaft 21 ,1 2,93 8,1 
Energ ie- u. Wasserversorgung 0,1 0,01 -
Bergbau 0,4 0,06 4,8 
Verarbeit. Ind. u. Gewerbe 26,6 3,70 185,6 
Bauwesen 2,2 0,31 1,3 
Handel und Fremdenverkehr 30,9 4,29 0,1 
Gewerblicher Verkehr 5,8 0,80 0,2 
Dienstleistungen 27 ,7 3,84 2,6 
Privater Konsum 140,9 19,56 -

Insgesamt 255,7 35,50 202,7 

© BMfHGl/Energlebericht '86 I 

wärme, wofür vor allem die verstärkte An­
wendung von Trocknungsanlagen für land­
wirtschaftliche Produkte, aber auch vielfach 
schon die Verarbeitung von Produkten im Be­
trieb selbst ausschlaggebend sein dürften. 
Stark abgenommen , von 3,34% auf 1,59%, hat 
hingegen der Anteil der Landwirtschaft am 
Energieverbrauch für Mobilität, was zu einem 
Gutteil auf den Einsatz neuer kraftstoffsparen­
derer Motoren für landwirtschaftliche Geräte 
schließen läßt. 
Eine bedeutende Ausweitung des Endener­
gieanteiles von 2,4% auf 3,64% ist bei der 
Dienstleistungsart " Beleuchtung und EDV" 
feststellbar. Die Erhöhung dieses Anteils ist 
bei grundsätzlich allen Abnehmergruppen 
gegeben , tritt am stärksten aber in den Berei­
chen Handel und Fremdenverkehr sowie im 
Wirtschaftszweig der Dienstleistungsbetriebe 
hervor. 

10.8.2. 

10.8.2.1. 

Raumheizung und Warmwasser­
bereitung 

Allgemeines 

Raumheizung und Warmwasserbereitung weisen 
derzeit einen Anteil von 35,5% (gegenüber 1982: 
35,0%) am Endenergieverbrauch auf. Davon ent­
fallen auf die rund 2,77 Millionen bewohnten 
Wohnungen (1982: 2,65 Millionen) 55,1% (1982: 
58%), was ungefähr einem Fünftel des gesamten 
österreich ischen Endenergieverbrauchs ent­
spricht. Von diesem Fünftel entfallen etwa 80% 
auf die Energiedienstleistung "Raumwärme" , 
der Rest geht für die Warmwasserbereitung auf. 
Vom Energieverbrauch der privaten Haushalte 
entfallen auf den Sektor Raumheizung und 
Warmwasserbereitung allein rund 57,8% . 

% 

1,13 
-

0,67 
25,77 
0,18 
0,01 
0,03 
0,36 

-

28,15 

Mechan ische Beleuchtung 
Arbeit Fahrzeuge und EDV Insgesamt 

pj % pj % pj % pj % 

5,6 0,77 14,5 1,59 0,4 0,06 46,7 6,48 
0,8 0,11 0,4 0,05 0,0 0,01 1,3 0,18 
0,7 0,10 0,6 0,08 0,1 0, 01 6,6 0,92 

35,1 4,88 8,3 1,16 3,0 0,41 258,6 35,92 
3,6 0,50 4,1 0,58 0,4 0,05 11 ,6 1,62 
3,4 0,48 8,3 1,15 4,6 0,64 47 ,3 6,57 
2,7 0,37 54,4 7,56 1,1 0,15 64,2 8,91 
1,8 0,25 2,3 0,32 5,7 0,79 40,1 5,56 

13,6 1,89 78,3 10,87 10,9 1,52 243,7 33,84 

67 ,3 9,35 168,2 23,36 26,2 3,64 720,1 100,00 

Aus Tab. 117 ist die Deckung des Bedarfes an 
Raumheizung und Warmwasserbereitung durch 
die einzelnen Energieträger ersichtlich. 

Tab. 117: Anteile der Energieträger an Raumheizung und 
Warmwasserbereitung 1984 

pj % 

Kohle 43,6 17,0 
01 87,9 34,4 
Gas 46,0 18,0 
Sonstige (Brennholz, Abfäll e) 43 ,9 17,2 
Fernwärme 18,7 7,3 
Elektrische Energi e 15,6 6,1 

255 ,7 100,0 

© BMfHGl/Energiebericht '86 J 

Gegenüber 1982 bedeutet dies eine Veränderung 
von rund -1 Prozentpunkt bei Kohle , -5 Pro­
zentpunkte bei Öl , + 2 Prozentpunkte bei Gas, 
+2 Prozentpunkte bei sonstigen Energieträgern , 
+ 0,3 Prozentpunkte bei Fernwärme und + 1 Pro­
zentpunkt bei elektrischer Energie. Der Rückzug 
aus dem Erdöl und der verstärkte Einsatz sonsti­
ger Energieträger und von Fernwärme sind damit 
deutlich sichtbar. 
Die Ergebnisse der erweiterten Wohnungserhe­
bung (Mikrozensus) vom März 1984 und März 
1985 zur Wohnraumheizung sind in Tab. 118 dar­
gestellt. 
Die Einzelofenheizung ist nach wie vor in Wien 
und Kärnten am stärksten vertreten (58% bzw. 
52%) , bei der Zentralheizung dominiert Vorarl­
berg (63%) , bei den Etagenheizungen Wien (21 % ) 
und bei mit Fernwärme beheizten Wohnungen 
Salzburg (15%). Beim verwendeten Brennstoff 
dominiert Öl in Vorarlberg und Tirol, Holz vor 
allem im Burgenland , Gas in Wien und die Elek­
troheizung in Kärnten und Wien . 
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Abb. 63: Struktur des Endenergieverbrauches nach dem Verwendungszweck 1984; Gliederung nach Energieträgern 
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Tab. 118a: Bewohnte Wohnungen nach Art der Heizung und 
verwendetem Heizmaterial. Vergleich März 1984 
und 1985 Relativzahlen 

Art der Heizung, Bewohnte Wohnungen 

verwendetes Heizmaterial 
März 1984 März 1985 

Einzelofenheizung 49 47 
Etagenheizung 12 12 
Zentralhe izung 33 35 
Fernwärme 6 6 

Insgesamt 100 100 
Holz 21 20 
Kohle , Koks , Briketts 22 22 
Heizöl 26 24 
Elektrischer Strom 8 9 
Stadtgas, Erdgas 16 16 
Sonstiger Brennstoff, unbekannt 7 9 

Insgesamt 100 100 

© BMfHGIiEnergiebericht '86 I 

Que l le : ÖStZ, Statistische Nachrichten, 40. Jahrgang 1985, 
Heft 12 

Hinsichtlich der umweltpolitischen Auswirkun­
gen ist festzustellen , daß gerade der sogenannte 
" Hausbrand " nicht unbedeutende Emissionen an 
S02 ' CO, Staub und Ruß verursacht. Der Anteil 
der Kleinverbraucher an den Gesamtemissionen 
aus energetischen Umwandlungsprozessen be­
trägt bei den S02-Emissionen rund 26% , bei CO 
rund 39% sowie bei Staub etwa 43% . Weniger 
bedeutsam sind die Emissionen dieses Sektors 
bei NOx (ca. 5% bei den Gesamtemissionen) . 

Tab. 118b: 

Art der 
Heizung Bewohnte 

Wohnungen Kohle , 
insgesamt Holz Koks, 

Briketts 

Ei nze lofenheizung 
März 1984 1357 372 352 
März 1985 1306 329 371 

Etagenheizung 
März 1984 328 41 54 
März 1985 336 40 51 

Zentralheizung 
März 1984 916 171 183 
März 1985 956 176 200 

Fernwärme 
März 1984 150 (0) (7) 
März 1985 175 - -

Insgesamt 
März 1984 2 752 585 596 
März 1985 2772 545 622 

I © BMfHGl/Energieberlcht '86 I 

10.8.2.2. Energie- und umweltpolitische 
Entwicklungen 
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Im Kleinverbrauchersektor (zu dem neben den 
privaten Haushalten auch Gewerbe und Land­
wirtschaft zählen) sind in den letzten Jahren vor­
bildlich Bemühungen zur sinnvollen Nutzung von 
Energie gesetzt worden . 
Von 1979 bis 1983 sank der Energ ieverbrauch 
dieses Sektors um rund 9,5%. In den Jahren 1984 
und 1985 stieg der Energieverbrauch zwar wie­
der an (1983/84: 3,5%; 1984/85: 6,6% ), was aller­
dings in erster Linie auf die im Vergleich zu den 
Vorjahren äußerst ungünstigen Witterungsver­
hältnisse und auf die zwischenzeitlich eingetrete­
ne Verbesserung der Wohnqualität (höherer An­
teil der zentralbeheizten Wohnungen , größere 
durchschnittliche Wohnfläche) zurückzuführen 
ist. Die Wärmedämmung von Gebäuden und die 
Sanierung von Heizungsanlagen wird weiter ver­
folgt. Die erzielten Ergebnisse können zukünftig 
an Hand der neugeschaffenen ÖNORM H5050 
(" Energ iekennzahl " ) beurteilt werden . In dieser 
Norm sind Vergleichsdaten und Zielwerte für Ge­
bäudetypen verschiedener Nutzung enthalten . 
Im Bereich der Öl substitution wurden beachtli­
che Erfolge erzielt, und zwar sank der Ölver­
brauch zwischen 1979 und 1985 um 29,1%. 
In Fortführung der Vereinbarung zwischen Bund 
und Ländern über die Einsparung von Energie 
'gemäß Art. 15a B-VG wurde zur weiteren Redu­
zierung des Raumwärmebedarfes und der weite­
ren Erhöhung des Nutzungsgrades bei der Um­
setzung von Energieträgern in Raumwärme und 

Absolutzahlen in 1 000 

Verwendetes Heizmaterial 

Elektr i- Stadtgas, Sonstiger 
Heizöl scher Erdgas Brennstoff Unbekannt 

Strom 

226 193 163 (3) 47 
217 203 159 (2) 24 

38 17 172 (0) (6) 
39 22 176 (1 ) (8) 

400 23 88 (9) 42 
411 26 96 (7) 39 

49 (2) 20 41 31 
- - - - 175 

714 234 443 53 127 
667 251 431 (10) 246 

Quelle : ÖStZ, Statistische Nachrichten , 40. Jahrgang 1985, Heft 12. - Be i den in Klammern gesetzten Positionen ist der Bereich des 
Stichprobenfeh lers unter der Annahme ' einfacher Zufallsauswahl größer als ± 20% . - Rundungsdifferenzen wurden nicht 
ausgegl ichen . 
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Warmwasser eine Diskussionsgrundlage erstellt 
und die Länder zu Gesprächen eingeladen, die 
noch im Gange sind. Insbesondere sind Zielset­
zungen: 

Verschärfte Anforderungen an den energie­
sparenden Wärmeschutz bei Gebäuden 
Verringerung der zulässigen Abgasverluste 
von Wärmeerzeugern 
Mindestanforderungen für Geräte unterhalb 
von 26 kW Nennheizleistung 
Anforderungen für die Regelung von Zentral­
heizungsanlagen unter 26 kW Nennheizlei­
stung und auch für bestehende Anlagen 
(Nachrüstung von regeltechnischen Geräten) 
Festlegung konkreter Bestimmungen über die 
Isolierung von Wärmeverteilungsanlagen 

Anforderungen an Warmwasserbereitungs­
anlagen 
Jährliche Überprüfung von öl- oder gasbe­
feuerten Zentralheizungsanlagen mit einer 
Nennheizleistung von über 11 kW auf umwelt­
schonende und verlustarme Verbrennung 
Erweiterte Bestimmungen über die Pflicht zur 
verbrauchsabhängigen Warmwasserkosten­
verteilung 
Bestimmungen über den Betrieb und die Aus­
stattung von raumlufttechnischen Anlagen. 

An Förderungen nach dem Wohnhaussanie­
rungsgesetz und dem Wohnungsverbesserungs­
gesetz wurden in den Jahren 1984 und 1985 die 
aus Tab. 119 ersichtlichen Darlehen und Annuitä­
tenzuschüsse zugesichert: 

Tab. 119: Förderungen nach dem Wohnhaussanierungsgesetz und Wohnungsverbesserungsgesetz 1984 und 1985 in S 
--c--

Maßnahmen zur Sonstige Maßnahmen zur Verminderung Anschluß an 
Erhohung des Wärmeschutzes des Energieverbrauchs Fernwärme 

Darlehen Annuitäten- Darlehen 
zuschüsse 

1984 - 679973563,- -
~~----

1~ 17206525,- 917527524.- 271006.-

~~ .• BMfHGl/Energiebericht '8!J 
Quelle. Bundesministerium für Bauten und Technik 

Die Anzahl der Förderungsfälle nach den ge­
nannten Gesetzen betrug 1985 rund 29000. 
Viele der Forschungsaktivitäten im Bereich er­
neuerbarer Energien zur Raumheizung und 
Warmwasserbereitung sind in das Stadium der 
kommerziellen Verwertung eingetreten: 
• Bis Ende 1985 wurden in Österreich 185 000 m2 

Sonnenkollektoren installiert, wobei das In­
landsmarktvolumen von 1984 auf 1985 um rund 
15% gestiegen ist und etwa 100 Mio. S betrug. 
Die Verkaufszahlen für Wärmepumpen zeigen 
eine stark steigende Zuwachsrate, insbeson­
dere im Bereich der Brauchwasserwärme­
pumpe, mit etwa 34% Anstieg von 1984 bis 
1985. Pro Jahr werden derzeit in Österreich 
etwa 11 000 Wärmepumpenanlagen installiert 
und das Marktvolumen hiefür betrug in Öster­
reich 1985 rund 700 Mio. S. 

• Durch die in den letzten Jahren zur Serienreife 
entwickelten Vakuum-Kollektoren ist eine Ver­
besserung der Wirtschaftlichkeit bei der Nut­
zung der Sonnenenergie für Warmwasser­
erzeugung und Heizung zu erwarten. Als Pilot­
projekt wurde ein Kasernenneubau mit derar­
tigen Kollektoren ausgestattet, die nun einem 
Langzeittest unterzogen werden. 

• Dem Gedanken der Ölsubstitution und dem 
verstärkten Einsatz von erneuerbaren Ener­
gien folgend, werden Forschungsarbeiten bei 
Biomassefeuerungen vorangetrieben (siehe 
Pkt. 10.7.4., S 122 ff). 

Annuitäten-
Darlehen 

Annuitäten-
zuschüsse zuschusse 

I 
34470879,- - 8216385,-

i 40964356.- - 16760872.-

• Von den im Rahmen der Heizungs- und Feue­
rungstechnik durchgeführten Forschungs­
arbeiten entfällt ein sehr großer Anteil auf 
den Verwendungsbereich Raumheizung und 
Warmwasser. 
Ziel der Forschungsarbeiten ist neben der 
Verbesserung der Wirkungsgrade vor allem 
auch die Entwicklung umweltschonender 
Technologien. Zu einer Kombination bei der 
Anforderungen könnte sich der Brennwertkes­
sel (Kondensationskessel) entwickeln. 

• Auf dem Gebiet der verbrauchsabhängigen 
Heizkostenverteilung wird es künftig erforder­
lich sein, Wärmezähler bezüglich ihrer Meß­
genauigkeit - insbesondere bei geringen 
Durchflußmengen und Temperaturdifferenzen 
- zu verbessern. 

Die Information auf dem Gebiet der Raumhei­
zung und Warmwasserbereitung ist im Berichts­
zeitraum qualitativ und quantitativ ausgeweitet 
worden: 

• Im Auftrag der Bundesregierung wurde das 
"Österreichische Energiesparbuch" erstellt, 
das diesen Bereich umfangreich behandelt. 
Das von der Bundesregierung geförderte 
"Heizungsanlagen-Handbuch zur Sanierung 
und Planung von Raumheizung und Warmwas­
serbereitung" wendet sich ebenso an interes­
sierte Konsumenten wie an Fachleute der ein­
schlägigen Gebiete. 

I 
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• Von großer Bedeutung sind auch die von meh­
reren öffentlichen und privaten Stellen einge­
richteten Energieberatungsstellen, die über 
effektiven Energieeinsatz und anlagentechni­
sche Sanierung informieren. 

10.8.3. Prozeßwärme 

10.8.3.1. Allgemeines 

Der Anteil der Prozeßwärme am Endenergiever­
brauch ist im Berichtszeitraum mit rund 28% kon­
stant geblieben. Aus Tab. 120 ist die Deckung des 
Bedarfes an Prozeßwärme durch die einzelnen 
Energieträger ersichtlich. 

Tab. 120: Anteile der Energieträger an der Deckung des 
Prozeßwärmebedarfes 1984 

PJ % 
I---

Kohle 55,5 27.4 
Öl 41,8 20.6 
Gas 62.0 30.6 
Sonstige (Brennholz. Abfälle) 22.1 10.9 
Fernwärme 0.1 0.1 
Elektrische Energie 21.2 10.4 

207.7 100,0 

© BMfHGl/Energiebericht '86 J 

Gegenüber 1982 bedeutet dies Veränderungen 
um rund +5 Prozentpunkte bei Kohle, -5 Pro­
zentpunkte bei Öl, -3 Prozentpunkte bei Gas und 
+3,5 Prozentpunkte bei den sonstigen Energie­
trägern. Dies läßt deutlich die Wirkung der ener­
giepolitischen Maßnahmen der Bundesregie­
rung, insbesondere zur Verringerung des Ölein­
satzes und zur Verstärkung des Einsatzes sonsti­
ger Energieträger, erkennen. 
Der Prozeßwärmebedarf beträgt rund 72,4% des 
gesamten Endenergieverbrauches des Sektors 
Industrie gegenüber (1982) 80,0%. Er ist damit 
nach wie vor für die Entwicklung des Energiever­
brauches der Industrie bestimmend. Eine aus­
führliche Darstellung der Entwicklung des Ener­
gieverbrauches der Industrie, des Anteiles am 
gesamten Endverbrauch und des Ölanteiles fin­
det sich in Pkt. 10.6.4.1, S. 73. Dort ist auch 
das günstige Abschneiden der österreich ischen 
Energiepolitik auf diesem Gebiet im internationa­
len Vergleich dargestellt. 
Für die spezifische Forschung auf dem Gebiet 
der Energieeinsparung in der Industrie wurden 
von der öffentlichen Hand in den Jahren 1984 und 
1985 zusammen rund 287 Mio. Saufgewendet, 
die von der Industrie in den beiden Jahren aufge­
brachten Mittel für diesen Bereich betragen rund 
71 Mio. S. 
Die energierelevanten Forschungsschwerpunkte 
der Industrie haben in hohem Maß Bezug zur 
Aufbringung und zum Einsatz von Prozeßwärme. 

Insbesondere sind hiebei 
Kraft-Wärme-Kuppl ung 
Abwärmenutzung 
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Umstellung auf andere Energieträger 
Allgemeine Verbesserung der Prozeßführung 
und Neukonzeption von Produktionsabläufen 
energierelevante Umwelttechnik 

zu nennen. 

10.8.3.2. Energie- und umweltpolitische 
Entwicklungen 

Bei den im Energiebericht 1984 aufgelisteten 
Zielsetzungen und Maßnahmen 

Erstellung von betrieblichen Energiebilanzen 
Führung von Energiebuchhaltungen 
Ernennung von betriebsinternen Energie­
beauftragten 
verbesserte Abwärmenutzung im Betrieb 
selbst 
verstärkter Einsatz der Kraft-Wärme-Kupp­
lung und betriebsinterner Abfallstoffe 

wurden beachtliche Erfolge erzielt. 
Auf Grund der Erfolge, die die Industrie bei der 
Energieeinsparung allgemein und im Bereich der 
Prozeßwärme speziell erzielt hat, wird die Bun­
desregierung die wesentlichen Maßnahmen des 
Energiekonzeptes 1984 

Energiemeßgeräteaktion 
Einkommensteuergesetzgebung 
ERP-Kreditaktion 
Gewerbestru ktu rverbesseru ngsgesetz 
Zinsen- und Investitionszuschüsse zur Förde­
rung der Abwärmenutzung 
Forschungsförderungsfonds 

weiter aufrechterhalten. Die Bundesregierung 
hat jedoch die Entwicklung auf dem Gebiet der 
Kraft-Wärme-Kupplung aufmerksam verfolgt und 
deren Zurückbleiben hinter den Zielsetzungen 
des Energiekonzeptes 1984 registriert und ihr 
Konzept in einigen Schwerpunkten erweitert: 
• Zur nochmaligen Abschätzung des theoreti­

schen Potentials und des Kosteneffektes auf 
das gesamte Energiesystem wurden modifi­
zierte MARKAL-Modellszenarien zur Kraft­
Wärme-Kupplung erstellt (siehe Pkt. 10.7.5.5.3, 
S. 149 f). 
Als Ergebnis dieser Berechnungen wird die 
Bundesregierung den Ausbau der Kraft-Wär­
me-Kupplung auch bei kleineren Leistungen 
weiter verfolgen und auch den Konsequenzen 
bezüglich der Verteilung der erzeugten Ener­
gie die nötige Aufmerksamkeit widmen. 

• Bei der Verwertung betrieblicher Abwärme 
oder der Verfeuerung von Abfällen hat sich 
erwiesen, daß diese oft einerseits durch die 
notwendige räumliche Trennung zwischen In-
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dustrie- und vornehmlich Wohngebieten, in 
denen die Abwärme zu Heizzwecken verwen­
det werden könnte, und andererseits durch die 
meist hohen Schadstoffanteile in den Abfällen, 
behindert ist. Ein weiteres Hindernis ist der 
zeitlich oft ungünstige Anfall der Abwärme. 
Demgemäß sind die bisherigen Erfolge vor­
nehmlich dort erzielt worden, wo diese Behin­
derungen nur abgeschwächt vorhanden wa­
ren: 

So wurde beispielsweise eine Studie über 
die Versorgung von Gärtnereibetrieben im 
Raum Wien mit Niedertemperatur-Abwär­
me des Wiener Fernwärmenetzes erstellt. 
Die energetische Verwertung betrieblicher 
Abfälle ist im besonderen Maße bei che­
misch unbelasteten Holzabfällen gelun­
gen. Diese fallen u. a. als Sägenebenpro­
dukte (Spreißel, Hackschnitzel, Rinde) an. 
Holzabfallverbrennung in Wirbelschicht­
anlagen mit Kraft-Wärme-Kupplung in den 
Papierfabriken ist bereits Stand der Tech­
nik. Zur optimalen Verwertung betriebli­
cher Abwärme und Abfälle werden ver­
stärkt raumplanerische Maßnahmen und 
Fortschritte bei der Entgiftung von Brenn­
stoffen und Verbrennungsprodukten erfor­
derlich sein. Durch weiteren Fortschritt bei 
der Verringerung der Umweltauswirkun­
gen technischer Anlagen entschärft sich 
letztlich auch das Problem der Standort­
trennung von Industrie- und Wohnanlagen. 

• Zukünftig kommt vor allem dem Einsatz der 
EDV im Bereich Prozeßwärme große Bedeu­
tung zu. Die Steuerung energieintensiver Pro­
zesse durch hochentwickelte Software ist ein 
zentrales Beispiel für die Möglichkeit der 
Energieeinsparung durch intelligente Techno­
logie. Eine umfassende Prozeßsteuerung er­
möglicht oft erst den Einsatz weiterer hoch­
wirksamer, aber sensibler technischer Ein­
richtungen. Dies umfaßt die Erfassung prozeß­
relevanter (speziell energierelevanter, um­
weltrelevanter) Größen, ihre zentrale Verar­
beitung in Rechnern und die nötige Peripherie. 
Die Bundesregierung wird den Einsatz von 
EDV zur Prozeßsteuerung weiterhin als min­
destens ebenso bedeutend ansehen wie den 
EDV-Einsatz zur Informationsverarbeitung all­
gemein (siehe auch Pkt. 10.8.6., S. 175 f) . 

• Im Forschungskonzept werden die Schwer-
punkte in folgenden Bereichen liegen: 

Die Umwelttechnik ist im Rahmen des neu­
geschaffenen Tech nolog ieschwerpunkts 
"Umwelttechnik" der Bundesregierung 
umfassend koordiniert und beinhaltet auch 
Energie- und Rohstoffrecycling und Reduk­
tion des Einsatzes von energieintensiven 
Verbrauchsgütern (siehe Pkt. 4.3., S. 34). 

Zur allgemeinen Verbesserung der Pro­
zeßführung gehört insbesondere auch die 
Prozeßsteuerung mittels EDV; diesbezüg­
lich ist der Technologieschwerpunkt "Mi­
kroelektronik" von Bedeutung. 
Die Bundesregierung mißt der exergetisch 
adäquaten Nutzung von Energieformen be­
sondere Bedeutung bei. Dies betrifft die 
Anhebung des Wirkungsgrades thermody­
namischer Prozesse sowie den forcierten 
Einsatz von Wärmepumpen. Auf beiden 
Gebieten ist Österreich im Rahmen der IEA 
intensiv an Forschungs- und Entwicklungs­
arbeiten beteiligt. 

• Die Verringerung der Umweltauswirkungen 
der Anlagen zur Aufbringung von Prozeßwär­
me ist weiterhin wesentlicher Bestandteil der 
Umweltpolitik der Bundesregierung. In diesem 
Bereich liegt auch der Schwerpunkt der Förde­
rungsaktionen des Umweltfonds, sowohl nach 
der Zahl der Förderungsfälle als auch nach 
dem finanziellen Förderungsvolumen. Vom 
Umweltfonds wurden bis zum 1. September 
1986 Förderungsmittel von über 1 Mrd. S für 
ein Investitionsvolumen von rund 3,5 Mrd. S 
vergeben. (Im einzelnen siehe Pkt. 43., S. 31.) 

10.8.4. Mechanische Arbeit 

Knapp 9.4% des Endenergieverbrauches entfällt 
auf mechanische Arbeit, die in stationären Elek­
tromotoren und in mit flüssigen und gasförmigen 
Treibstoffen betriebenen Verbrennungsmotoren 
geleistet wird. Von den eingesetzten Energieträ­
gern hält die elektrische Energie einen Anteil von 
rund 87%, während auf flüssige und gasförmige 
Energieträger 11 % bzw. 2% entfallen. (Im einzel­
nen siehe Tab. 121.) 

Tab. 121: Anteile der Energieträger an der mechanischen 
Arbeit 1984 

~-_. I 

'I ~1:sktrisChe Energie I 5::~ 
PJ 0; . ° 

10.9 
1,9 

87.1 
0,1 Wasserkraft ~.1 

I __ ~_~-.3---r--1-00-.-0-~ 
I·e::; BMfHGl/Energiebericht '861 -----~-----

Die Vorteile der Elektromotoren (besserer Wir­
kungsgrad, günstigerer Drehmomentverlauf, 
bessere Regelfähigkeit) werden zukünftig zur 
Substitution von Verbrennungsmotoren führen. 
Auch bietet vielfach die elektronisch gesteuerte 
lastabhängige Drehzahlregulierung im betriebli­
chen Bereich einen wirtschaftlichen Anreiz für 
energ iesparende Um rüstu ngen. 
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In einzelnen Anwendungsfällen wird es weiterhin 
zweckmäßig sein , der Möglichkeit der Nutzung 
von Abwärme bei großen Elektromotoren sowie 
vor allem bei Verbrennungsmotoren der Wär­
merückgewinnung aus den Abgasen und dem 
Kühlwasser spezielles Augenmerk zu widmen . 

10.8.5. Mobilität 

10.8.5.1. Allgemeines 

Der Anteil des Energieverbrauches des Sektors 
" Verkehr" am Endenergieverbrauch hat sich im 
Berichtszeitraum geringfügig verändert - er be­
trägt derzeit 24,4% -, ebenso der Aufwand für 
Mobilitätszwecke, der 23,4% des Endenergiever­
brauches ausmacht. Dieser Mobilitätsbedarf wird 
zu 95,8% durch Öl und zu 4,2% durch Elektrizität 
als Energieträger gedeckt (siehe Tab. 122). 
Während der Anteil des Erdöls am gesamten 
Endenergieverbrauch 1983 bis 1985 von 44,8% 
auf 40,8% deutlich zurückgegangen ist, war die 
Veränderung im Verkehrsbereich im selben 
Zeitraum nur geringfügig (94,1 auf 94,0%). 

Tab. 122: Anteile der Energieträger an der Mobilität 1984 

PJ % 

Öl 161 ,1 95,8 
Elektrische Energ ie 7,1 4,2 

168,2 100,0 

© BMfHGIiEnergiebericht '86 I 

Der Bestand an Kraftfahrzeugen hat im Berichts­
zeitraum absolut zugenommen (1983/84: +2,1%, 
1984/85: + 2,0%) und erreichte Ende 1985 insge­
samt bereits mehr als 3,8 Mio. Fahrzeuge, wovon 
2,53 Mio. auf Personenkraftwagen und Kombi­
kraftwagen entfielen . Bei Pkw und Kombi allein 
war zwischen 1983 und 1985 ein Zuwachs von fast 
5% zu verzeichnen . 
Eine Analyse des Bestandes der Pkw und Kombi 
nach dem Gesamthubraum läßt eindeutig einen 
Trend zu den mittelvolumigen Fahrzeugen erken­
nen . Vor allem in den Hubraumklassen 1250 bis 
1500 ccm , 1500 bis 1750 ccm und 1750 bis 
2000 ccm waren zwischen 1983 und 1985 kräftige 
Zuwächse zu verzeichnen , während der Bestand 
in den höheren Hubraumklassen großteils abge­
nommen hat. Den größten Teil am Gesamtbe­
stand von Pkw und Kombi hat die Hubraumklasse 
1250 bis 1500 ccm (1985: 26,2%) . 
Von 1980 bis 1985 haben sich die Gesamtemissio­
nen des Straßenverkehrs inklusive landwirt-
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schaftlich betriebener Fahrzeuge - in absoluten 
Zahlen - wie folgt verändert') 
Kohlenmonoxid (CO) von 

754000 auf 635000 Tonnen 
Stickoxide (NOxals N02) von 

141 000 auf 149 000 Tonnen 
Kohlenwasserstoffe (CxHy) von 

101000auf103000Tonnen 
Blei (Pb) von 925 auf 323 Tonnen 
Schwefeldioxid (S02) von 

15000 auf 10 000 Tonnen 
Mit einem Anteil an Stickoxiden von 72 %, an CO 
von 60% und an Kohlenwasserstoffen von 86% an 
den Emissionen aus energetischen Umwand­
lungsprozessen ist der Straßenverkehr nach wie 
vor der Hauptverursacher für die Luftverschmut­
zung durch diese Emittenten. 

10.8.5.2. Energie- und umweltpolitische 
Entwicklungen 

Die Bundesregierung hat das im Energiebericht 
1984 enthaltene Maßnahmenpaket für den Ver­
kehrsbereich , das insbesondere nach den Ge­
sichtspunkten der 

sinnvollen Nutzung von Energie, 
umweltfreundlichen Nutzung von Energie 
und der 
Substitution des Ölanteiles an der Energie­
versorgung 

ausgerichtet ist, konsequent verfolgt und weiter­
entwickelt. 
In Anbetracht der Priorität, welche der Erstellung 
und Verbesserung lokaler Verkehrskonzepte zur 
Verbesserung der Flüssigkeit des Verkehrs und 
der Attraktivität der Massenverkehrsmittel beige­
messen wird , wurden folgende Maßnahmen rea­
lisiert 
• Der Ausbau des öffentlichen Personennahver­

kehrs wurde durch Fortführung entsprechen­
der Finanzierungsmodelle (Nahverkehrsmilli­
arde) weiterhin gefördert. In diesem Zusam­
menhang führen u. a. der Verkehrsbund Ost­
Region (VOR) und die Österreichischen Bun­
desbahnen ein Programm zum Ausbau der 
Park-and-Ride-Anlagen durch. 

• Durch Zurverfügungstellung entsprechender 
Mittel wurde der Ausbau der U-Bahn (U 3 und 
U 6) und der Vorortelinie in Wien gesichert; die 
Bauarbeiten sind in vollem Gange. 

• Das Elektrifizierungsprogramm der ÖBB und 
die Modernisierung des Fahrparks der ÖBB 
und der Post wurden weitergeführt. 

') Die gegenüber den für das Jahr 1980 im Energiebericht 
1984 angegebenen Zahlen bestehenden Unterschiede er­
geben sich aus einer zwischenze itlich erfo lgten genaueren 
Abschätzung im Rahmen der Stud ie " Schadstoffemiss io­
nen von Kraftfahrzeugen in Österreich ", Nov. 1985, Verfas­
ser: Univ.-Prof. Dr. H. P. Lenz 
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Durch die fortschreitende Elektrifizierung 
des Streckennetzes der ÖBB wurden Ver­
brennungstriebfahrzeuge durch elektri­
sche ersetzt. Die Realisierung neuer Fahr­
zeugkonzeptionen bei elektrischen Trieb­
fahrzeugen bewirkte überdies eine Sen­
kung des Energieverbrauches beim Be­
trieb dieser Fahrzeuge. 
Als flankierende Maßnahmen wurden das 
neue Umformerwerk Bergern in Betrieb 
genommen und die maschinellen Anlagen 
im Kraftwerk Spullersee erneuert sowie in 
der Leistung vergrößert. 
Im Hinblick auf die jährliche Verbrauchs­
steigerung ab dem Jahr 1984 von etwa 4% 
wurde die Errichtung des Umformerwerkes 
Kledering und des Kraftwerkes Uttendorf 11 
eingeleitet. 

• Der Ausbau der Großverschiebebahnhöfe 
(Wien und Villaeh) erfolgt planmäßig. Am 
26. September 1986 wurde der Großverschie­
bebahnhof Wien-Kledering seiner Bestim­
mung übergeben. 

• Die Maßnahmen zur Verlagerung des Straßen­
verkehrs auf die Schiene und auf Wasserstra­
ßen wurden konsequent weitergeführt. 

Die Rollende Landstraße auf den Routen 
München-Ala, Regensburg-Graz, Wels­
Mainz und München-Ljubljana zur Verla­
gerung des Lkw-Verkehrs auf die Schiene 
wurde intensiv durchgesetzt. Weitere Pro­
jekte des Kombinierten Verkehrs wie 
Wels-Wörgl. Ungarn-Österreich-BRD­
Niederlande und die Erweiterung der Ter­
minalstandorte für begleiteten und unbe­
gleiteten Kombinierten Verkehr stehen vor 
der Verwirklichung oder sind in Planung. 
Das von der Bundesregierung vorgegebe­
ne Ziel ist, daß die Straßen nicht von dem 
vorausgesagten Zuwachs an Gütertransit­
verkehr belastet werden bzw. schon heute 
bestehende Überlastungen der Umwelt 
vermindert werden. Der Erfolg der An­
strengungen ist an den stetigen Zuwäch­
sen beim Kombinierten Verkehr feststell­
bar. 
Ein Ro-Ro-Verkehr besteht auf der Donau 
zwischen Bulgarien und Linz a. d. Donau. 
Die Österreichischen Bundesbahnen ver­
suchen auch durch neue Dienstleistungen 
(Kurierdienst usw.) und Arrangements 
(Grüne Karte usw.) die Attraktivität des 
Schienenverkehrs dem Autofahrer nahezu­
bringen. 
Die Autoreisezüge erzielten im Binnenver­
kehr auch 1985 eine Steigerung bei der 
Nachfrage. 

• Das Ergebnis des an eine internationale Con­
sultingfirma vergebenen Untersuchungsauf­
trages über die Konzeption und Erarbeitung 

der grundsätzlichen Vorhaben für die Planung 
eines speziell auf österreichische Bedürfnisse 
ausgerichteten Hochleistungsstreckennetzes 
liegt seit Ende Juni 1986 vor. 

• Hinsichtlich des Betriebes wird im Bereich der 
ÖBB daran gearbeitet, 

leistungsfähige Steuer- und Regelungsein­
richtungen verstärkt einzusetzen und 
durch leistungsfähige Transportketten und 
entsprechende Informationsnetze den 
Transportablauf zu verbessern (Logistik). 

• Auch im Bereich der Bundesverwaltung wurde 
der für Zwecke der Mobilität erforderliche spe­
zifische Energiebedarf weiter gesenkt: 

Zur Verminderung des Energieverbrau­
ches bei Verkehrsbauten haben PTV und 
ÖBB entsprechende Dienstvorschriften 
und Merkblätter erlassen. 
Es bestehen die organisatorischen Maß­
nahmen zur entsprechenden Kontrolle 
(Energiebeauftragte ). 
Der Energieverbrauch wird jährlich über­
prüft. 

• Nicht zuletzt wurde auch dem Fahrrad als Ver­
kehrsmittel weiterhin entsprechende Aufmerk­
samkeit gewidmet. 
- Die Radwegnetze wurden sowohl im urba­

nen Bereich als auch in Erholungsgebieten 
erweitert; u. a. durchgehender Radwander­
weg von Passau bis Wien. 
Ausgedehnt wurde auch der Fahrradver­
leih in den Bahnhöfen. 

Die Ansatzpunkte für effektive und gesamtwirt­
schaftlich sinnvolle Energieeinsparungen im Ver­
kehr - und damit auch die Reduktion der Um­
weltbelastungen durch diesen Sektor _. haben 
sich nicht geändert. nämlich 
• die Verringerung der Verkehrsleistungen, 
• die Veränderung der Anteile der einzelnen 

Verkeh rsträger zugu nsten energ iesparender 
Verkehrsmittel und 

• die Erhöhung der spezifischen Energiewir-
kungsgrade. 

Die Bundesregierung wird daher an dem im 
Energi ekonzept 1984 dargelegten energ iepol iti­
sehen Maßnahmen paket festhalten und dessen 
Durchführung laufend überprüfen. 
Im Hinblick auf den hohen Beitrag des Straßen­
verkehrs zur Umweltverschmutzung wurde ein 
sorgfältig erstelltes Programm zur Reduktion der 
Emissionen dieses Sektors durchgeführt, die sich 
auf 

Maßnahmen vor dem Motor, 
- Maßnahmen im Motor und 
- Maßnahmen nach dem Motor 
beziehen. 
Während die beiden ersten Bereiche durch die 
Motorenkontrolle zur Einstellung von Zündung 
und Vergaser sowie die Reduktion von Schad­
stoffkomponenten in den Kraftstoffen beeinfluß-
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bar sind , betreffen die Maßnahmen nach dem 
Motor im wesentlichen die Einführung des 
Abgaskatalysators. 
• Motorenkontrolle zur Einstellung von Zündung 

und Vergaser (Grünes Pickerl) . 
Zur Verminderung schädlicher Luftverunreini­
gungen hat anläßlich der wiederkehrenden 
Begutachtung gemäß § 57 a Kraftfahrgesetz 
1967 nunmehr auch eine jährliche Motoren­
kontrolle zur Einstellung von Zündung und 
Vergaser (" Grünes Pickerl " ) zu erfolgen , und 
zwar 

ab 1. Mai 1985 für Pkw mit Ottomotoren und 
- ab 1. Jänner 1986 auch für Pkw mit Diesel­

motoren . 
• Reduzierung von Schadstoffkomponenten in 

Kraftstoffen . 
Nachdem bereits mit früheren Novellen des 
Kraftfahrgesetzes 1967 und deren Verordnun­
gen der Gehalt an Bleiverbindungen in den 
Kraftstoffen systematisch herabgesetzt und 
das Ausmaß des Benzolgehaltes begrenzt 
wurde , hat die Verordnung des Bundesmini­
sters für Gesundheit und Umweltschutz vom 
7. März 1985 den höchstzulässigen Gehalt an 
Bleiverbindungen , Benzol und Schwefel neu 
festgelegt. 

Demnach darf in Superbenzin mit einer 
Klopffestigkeit von ROZ 97,5 und darüber 
der Gehalt an Bleiverbindungen berechnet 
als Blei 0,15 g je Liter und der Benzolgehalt 
5 v. H. des Volumens nicht überschreiten. 
Normalbenzin darf seit dem 1. Oktober 
1985 nur mehr unverbleit angeboten wer­
den . 
Seit 1. Juli 1986 darf Dieselkraftstoff nur 
mehr mit einem höchstzulässigen Gehalt 
an Schwefel von 0,15% in den Handel ge­
bracht werden . 

• Abgasgrenzwerte für Auspuffgase . 
- Für Mopeds und Kleinmotorräder gelten 

seit 1. Jänner 1986 die Abgasvorschriften 
der ECE-Richtlinie R. 47 und für Motorräder 
jene der ECE-Richtlinie R. 40. 
Die ECE-Richtlinie R. 49 minus 20% , die ab 
1. Jänner 1988 für schwere Nutzfahrzeuge 
verbindlich ist, wird nach Verhandlungen 
der Bundesregierung von den Herstellern , 
die 80 % des Marktes decken , bereits seit 
1. Jänner 1986 auf freiwilliger Basis erfüllt. 
Für schwere und leichte Nutzfahrzeuge gilt 
seit 1. Jänner 1986 die ECE-Richtlinie R. 24 
(bei den leichten Nutzfahrzeugen sind nur 
die Dieselfahrzeuge betroffen) . 
Für Pkw gelten die Grenzwerte der US-83-
Abgasbestimmung , und zwar 
+ ab 1. Jänner 1987 für alle Neuzulassun­

gen über 1 500 cm 3 und 
+ ab 1. Jänner 1988 für alle Neuzulassun­

gen bis 1 500 cm 3 Hubraum. 
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Um die Einführung abgasarmer Fahrzeuge 
zu beschleunigen, wurden folgende flan ­
kierende Maßnahmen getroffen : 
+ Pauschale Erstattung der Kraftfahrzeug­

steuer in Form einer Prämie anläßlich 
der Erstzulassung im Inland , wenn der 
Kraftwagen mit einem Hubraum über 
1500 cm 3 den mit 1. Jänner 1987, mit 
einem Hubraum bis 1 500 cm 3 den mit 
1. Jänner 1988 in Kraft tretenden kraft­
fahrrechtlichen Abgasvorschriften ent­
spricht. Das Ausmaß der Erstattung ist 
je nach dem Zeitpunkt der Erstzulas­
sung gestaffelt. 

+ Einreihung bei Anschaffung nicht abgas­
armer Fahrzeuge. 
Gemäß § 5 Abs . 7 Kraftfahrzeugsteuer­
gesetz sind Kraftfahrzeuge, sofern sie 
den am 1. Jänner 1987 bzw. 1. Jänner 
1988 in Kraft tretenden Abgasvorschrif­
ten nicht entsprechen , 
o bei einem Hubraum bis 1 500 cm 3

, 

wenn die erste Zulassung im Inland 
nach dem 30. September 1986 erfolgt, 

o bei einem Hubraum über 1 500 cm 3
, 

wenn die erste Zulassung im Inland 
nach dem 30. September 1985 erfolgt, 

in die nächsthöhere Steuerkategorie 
einzureihen . 

In der nachfolgenden Tab. 123 sind die wichtig­
sten Phasen des Kfz-Umweltfahrplanes zusam­
menfassend dargestellt. 
• Neben dem allgemeinen Programm zur Her­

absetzung der Emissionen aus dem Kraftfahr­
zeugverkehr wurden auch in den bundeseige­
nen Bereichen der ÖBB und der Post weitere 
Verbesserungen zur Minimierung der Schad­
stoffbelastung der Umwelt herbeigeführt. 

Die strengen Abgasvorschriften bei Ver­
brennungskraftfahrzeugen werden genau­
est eingehalten und bei den planmäßigen 
Arbeiten mit Hilfe von Testgeräten für Zün­
dungs- und Vergasereinstellungen ständig 
überprüft. 
Alle jene Kraftfahrzeuge der ÖBB, bei de­
nen es technisch möglich ist, werden mit 
unverbleitem Benzin betrieben . 
Bei dieselbetriebenen Kraftfahrzeugen , 
deren Ankauf von den ÖBB forciert wird , 
konnte durch ständige Optimierung der 
Verbrauchs- und Emissionswerte eine 
Senkung des durchschnittlichen Kraftstoff­
verbrauches von ca . 2% erreicht werden. 
Im Zuge von Schulungen des Fahrperso­
nals sowie durch Informationsblätter wird 
auf wirtschaftliche, energiesparende und 
umweltschonende Fahrweise laufend hin­
gewiesen . 
Seit 1. April 1985 - also ab dem frühest­
möglichen Zeitpunkt - fahren bei der Post, 
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Tab. 123 Kfz-Umweltfahrplan 
,--------- -~-

Ab 1. Mai 1986 müssen alle Fahrze~ 
GRÜNES PICKERL 

Fahrzeuge mit 
Ab 1. Mai 1985 
gibt es für 4-Takt-Motor 
Fahrzeuge mit (ausgenommen 
4-Takt-Motor dieser Kategorie das grüne Pickerl haben 

Mopeds) das grüne Pickerl 

Ab 1. Jänner 1986 

Fahrzeuge mit 
gibt es für 
Fahrzeuge mit Ab 1. Jänner 1987 müssen 2-Takt- und 2-Takt- und alle Fahrzeuge dieser Kategorie Diesel-Motor 

und Mopeds 
Diesel-Motoren das grüne Pickerl haben 
und Mopeds 
das grüne Pickerl 

I 

BENZIN I 
"--j 

Ab 1. April 
1985 Um· 
stellung. Es Ab 1. Oktober 1985 gibt es an Österreichs 

Normalbenzin 
gibt Normal Tankstellen Normalbenzin nur noch bleifrei 
verbleit (91 Oktan) 
(88 Oktan) 
und bleifrei 
(91 Oktan) 

I 
Voraussichtl ich wi rd 

Superbenzin ausschließlich verbleit es ab Mitte 1987 
i Superbenzin zusätzlich auch 

~ NEUWAGEN 

(98 Oktan) 
Superbenzin bleifrei 

I 
(ca. 96 Oktan) geben 

Ohne Normale Kfz-Steuer 
I 

Ab 1. Oktober 1986 Ab 1. Jänner 1988 
Pkw erhöhte Kfz-Steuer müssen alle Pkw 
bis Kata- dieser Kategorie 
1,5 Iysator Keine Prämie die neue Abgas-
Liter 

Normale Kfz-Steuer norm erfüllen') 
Hub- Mit 

') Erstzulassung bis 1 4 1988 

raum Kata- Prämie für freiwilligen Kauf eines S I s I s I S 
ohne Katalysator nur m6gllch. 

Iysator 
wenn das Fahr7cug vor dem 

Katalysator-Autos S 7000.- 5500.- 4500.- 3500.- 2500.- 1 10 1987 verzollt wurde 

Ohne Normale 
I 

Ab 1. Oktober 1985 
Pkw 

Kata- Kfz-Steuer erhöhte Kfz-Steuer Ab 1. Jänner 1987 
über müssen alle Pkw 
1,5 Iysator Keine Prämie dieser Kategorie 
Liter 

Normale Kfz-Steuer 
die neue Abgasnorm 

Hub- Mit erfüllen 2
) 

raum Kata- S S I s I s I s 
<) E:.rstzulassung bis 1. 4. 1987 ohne Katalysator nur mogllch. 

Iysator Prämie 7000.- 5500.· 4500.- 3500.- 2500.-
wenn das F-ahrzeug vor dem 1. 10 1986 verzollt wurde 

--

I 
Abgasnorm 

Diesel- und Ab 1. Jänner 1986 müssen alle Dieselmotoren 
fahrzeuge Kfz-Steuer die neue Abgasnorm erfüllen, keine Prämie 

wie bisher 

r----- - - - - - - - - - - - - - - - -
'-

~. 
'-

~ 
'- " '-

~ 
'- " '-

~ 
'- " '-

~ '" c g: -g ~ '" -g c '" -g C 
:0 :0 :0 

1985 1986 1987 1988 

Abdruck mit freundlicher Genehmigung des ARBÖ 
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dem größten zivilen Kraftfahrzeughalter 
Österreichs, 4900 Fahrzeuge nur mehr mit 
unverbleitem Benzin . Die verbleibenden 
rund 940 zweispurigen Betriebsfahrzeuge, 
die auf Grund ihrer Motorkonstruktion nicht 
allein mit bleifreiem Benzin betrieben wer­
den können , werden mit einem 1 :1-Ge­
misch von unverbleitem Normalbenzin und 
verbleitem Superbenzin betankt. 
Im Sinne einer sparsamen Energieverwen­
dung und darüber hinaus aus Gründen der 
Umweltverträglichkeit werden bis Ende 
1991 schrittweise alle Betriebsfahrzeuge 
mit Benzinmotor gegen solche mit Diesel­
motor ausgetauscht werden . 
Der Einsatz von Elektrofahrzeugen im 
Landverkehr, vor allem in Ballungsräumen 
und Umweltschutzzonen , soll erweitert 
werden . 

• Die Bundesregierung wird die weitere Ent­
wicklung zur Reduktion der Abgasemission , 
z. B. die Entwicklung neuer Motorkonzepte wie 
des Magermotors, eingehend verfolgen . Ins­
besondere werden auch die Maßnahmen zur 
Reduktion der Emission bei Dieselmotoren 
(wie NOx-Minderung durch Abgasführung) be­
sondere Beachtung erfahren . 
Die Bundesregierung ist entschlossen , die 
NOx-Emissionen neuzugelassener, dieselbe­
triebener Nutzfahrzeuge um 45% bis 1990 zu 
reduzieren . 

• Die Bundesregierung mißt der Entwicklung 
der Elektrotraktion und der Frage der Wasser­
stoffnutzung als Energieträger insbesondere 
aus umweltpolitischer Sicht die ihr zukom­
mende Bedeutung bei. Im Rahmen der euro­
päischen Forschungsaktion zur Untersuchung 
der technischen und wirtschaftlichen Voraus­
setzungen für den Einsatz von Elektro-Stra­
ßenfahrzeugen (COST-Aktion 302) wurde ge­
zeigt, daß Österreich entscheidende volkswirt­
schaftliche Einsparungen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes und der Zahlungsbilanz 
durch den Einsatz von privaten Elektrofahr­
zeugen erzielen kann. Auf Grund der österrei­
chischen Elektrizitätserzeugungsstruktur ist 
Österreich eines der am besten geeigneten 
Länder Europas für den Einsatz von Elektro­
fahrzeugen . 
Die laufenden Untersuchungen über 

Brennstoffzellen , 
- Zink-Brom-Batterien , 
- Herstellung und Speicherung von Wasser-

stoff 
werden daher forciert vorangetrieben und Hin­
dernisse, die der Einführung von Elektrofahr­
zeugen entgegenstehen , beseitigt. 

• Bei der Erstellung des österreich ischen Ge­
samtverkehrskonzeptes sind die energiepoliti-
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schen und ökologischen Gesichtspunkte zen­
trale Planungsthemen . 

10.8.6. Beleuchtung und EDV 

Der Anteil der Beleuchtung und der EDV (in der 
Statistik gemeinsam geführt) am Endenergiever­
brauch beträgt 3,64% . 
Der Anteil der Beleuchtung und EDV vergrößerte 
sich seit 1982 um 1,24% . Das entspricht einer Ex­
pansion dieses Sektors um rund 52%. 
Diese Steigerung ist hauptsächlich auf Zuwächse 
in " EDV-intensiven " Abnehmergruppen zurück­
zuführen . 

10.8.6.1. Beleuchtung 

Der Anteil der Beleuchtung am Endenergiever­
brauch ist, wie bereits im Energiebericht 1984 
dargestellt, relativ gering . Die Anteile der Ener­
gieträger sind in Tab. 124 dargestellt: 

Tab. 124: Anteile der Energieträger an Beleuchtung und EDV 
1984 

PJ % 

Elektrische Energie 25,5 97 ,3 
Petroleum und Flüssiggas 0,7 2,7 

26,2 100,0 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Einsparungen erfolgten in den letzten Jahren 
hauptsächlich durch die Umstellung von der 
Glühbirne auf die Gasentladungslampe, die im 
öffentlichen Bereich bereits nahezu vollständig 
erfolgt ist. Einsparungen im Haushaltsbereich 
sind auch durch die Markteinführung der soge­
nannten " Energiesparlampe" zu erwarten . Diese 
speziellen Leuchtstofflampen , die teilweise in 
herkömmliche Fassungen für Glühlampen pas­
sen , erzeugen einen Lichtstrom von bis zu 55 Lu­
men pro zugeführtem Watt (vgl. : herkömmliche 
Glühlampen erzeugen 111mlW). Nachteilig er­
weisen sich jedoch die hohen Anschaffungsko­
sten wie auch die Lichtfarbe und die Form der 
Lampen , welche nicht immer den Anforderungen 
eines Wohnraumes oder Arbeitsplatzes entspre­
chen . Aus diesen Gründen erfolgt die Umstellung 
auf Leuchtstoff- bzw. Energiesparlampen im 
Haushaltsbereich langsamer und nicht so konse­
quent. 
Erhebliche Reduzierungen des Energieverbrau­
ches sind weiterhin durch verbesserte Planung 
und Schalttechnik, vor al lem jedoch mittels bes­
serer Tageslichtnutzung durch entsprechende 
architektonische Maßnahmen bei der Planung 
der Räumlichkeiten , möglich . 
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10.8.6.2. EDV 

Die EDV ist auf Grund ihres geringen Anteiles am 
Endenergieverbrauch in der Statistik nicht ein­
zeln berücksichtigt. 
Eine Einsparung in diesem Sektor ist unter prinzi­
piell anderen Gesichtspunkten als bei der Be­
leuchtung zu betrachten. 
Der Sektor EDV benötigt ausschließlich die hoch­
wertige elektrische Energie. die in diesem Be­
reich jedoch nicht substituierbar ist. Einsparun­
gen durch Verbesserung der Geräte sind nur zu 
einem geringen Teil möglich. 
Hervorragende Möglichkeiten zur Energieein­
sparung bietet die EDV jedoch in ihren Anwen­
dungsbereichen. Komplizierte Vorgänge mit ho­
hem Energiebedarf können überwacht, gesteuert 
und optimiert werden. Bedingt durch diesen ge­
zielten Energieeinsatz sind große Einsparungen 
möglich (z. B.: industrielle Prozesse, Heizungsre­
gelung und Gebäudeautomatisation, Verkehrs­
überwachung). Auch in der Verwaltung und auf 
dem Dienstleistungssektor stellt die EDV, bedingt 
durch ihren effizienten und vielseitigen Einsatz, 
indirekt eine Möglichkeit zur Energieeinsparung 
dar. 
Ein breiterer Einsatz der EDV sollte daher wegen 
der daraus indirekt resultierenden Energieein­
sparung, trotz des benötigten Eigenverbrauches 
der EDV-Peripherie, forciert werden. 

10.8.7. Nichtenergetischer Verbrauch 

Der nichtenergetische Verbrauch wies von 1970 
bis 1982 einen Anteil zwischen 6,5 und 7,5% am 
Gesamtenergieverbrauch auf, stieg 1983 auf 
7,9% (73,3 PJ), erreichte 1984 mit einem Anteil 
von 8,2% (79,6 PJ) den bisherigen Höchststand 
und sank 1985 wieder auf 7,2% (71,5 PJ). 
Der nichtenergetische Verbrauch wurde 1985 von 
folgenden Energieträgern gedeckt: 
Feste Brennstoffe 1,2%, 
Erdölprodukte 72,9% und 
Erdgas 25,9%. 
Bei absoluten Rückgängen des energetischen 
Verbrauches sowohl von Erdölprodukten als 
auch von Erdgas haben sich - und damit einem 
langjährigen Trend folgend - die Anteile der 
Energieträger von Erdgas (1977: 31,5%) zu den 
Erdölprodukten (1977: 67,9%) verschoben. 
Die Verringerung des Erdgasanteils, dessen ab­
soluter Wert stark von der Konjunkturentwicklung 
in der Petrochemie abhängt, ist auf die in den 
letzten Jahren auf Grund geänderter Nachfrage­
präferenzen aufgetretenen Ertragseinbußen zu­
rückzuführen. Die petrochemische Industrie war 
deshalb gezwungen, die Erzeugung von Massen­
produkten auf Spezialprodukte umzustellen. Da­
mit in Verbindung steht auch die Stillegung grö­
ßerer Kapazitäten zur Ammoniakerzeugung, die 
hohen Erdgaseinsatz als Rohstoff erforderten. 
Der Rückgang des nichtenergetischen Verbrau­
ches an Erdölprodukten erklärt sich aus dem ge­
sunkenen Bitumen- (nur mäßige Baukonjunktur) 
und Schmiermittelverbrauch. 
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11. Zusammenfassung - internationale 
Beurteilung der österreich ischen 

Energiepolitik 
Die Entwicklung der energiewirtschaftlichen Si­
tuation in jüngster Zeit läßt bereits zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt erkennen, daß die Umsetzung 
des Energiekonzeptes 1984 erfolgreich in Gang 
gekommen ist. 
Die von Österreich eingeschlagene Strategie ent­
spricht auch den Zielen der Internationalen Ener­
gieagentur der OECD, welche die österreich ische 
Energiepolitik im Berichtszeitraum zweimal 
einer Länderprüfung unterzogen hat. Im Jahr 
1985 fand diese in Form einer sogenannten "Tie­
fenprüfung" statt. 
In der allgemeinen Beurteilung wurde dabei die 
österreichische Energiepolitik als zielführend be­
wertet und positiv registriert, daß 

das energiepolitische Maßnahmenprogramm 
umfangreich ist, 
die Abhängigkeit vom Erdöl in den Jahren 
1983 und 1984 weiter reduziert wurde, 
eine erfolgreiche energiepolitische Zusam­
menarbeit zwischen Bund und Ländern be­
steht, 
das Energiemodell MARKAL für Untersuchun­
gen im Rahmen der Erstellung des Energie­
konzeptes herangezogen wurde. 

Kritisch vermerkt wurden die Umkehr des Ver­
hältnisses zwischen Energieverbrauch und Brut­
toinlandsprodukt im Jahr 1985 (Analyse hiezu in 
Pkt. 10.1., S. 55 ff) sowie z. T. bei Energieimporten 
bestehende einseitige Abhängigkeiten. 
Im wesentlichen wurde der österreichischen 
Bundesregierung empfohlen, mit der Umsetzung 
ihrer im Energiebericht und Energiekonzept 1984 

dargelegten Energiepolitik fortzufahren. Hin­
sichtlich der Versorgungspolitik sollen dabei vor 
allem die Hindernisse, die der Realisierung not­
wendiger Energieerzeugungsanlagen entgegen­
stehen, beseitigt sowie die Sicherheit der Gas­
versorgung nach Möglichkeit durch eine größt­
mögliche Diversifikation der Gasversorgungs­
quellen zu kommerziell akzeptablen Bedingun­
gen erhöht werden. 

Was den sinnvollen Einsatz von Energie betrifft, 
so wird die fortgesetzte Kooperation zwischen 
Bund und Ländern empfohlen, um weiterhin wirk­
same Ergebnisse des ausgedehnten Systems 
von Einsparungs- und Förderungsmaßnahmen 
aufrechtzuerhalten. Insbesondere sollen die 
Standards für die Wärmedämmung und für die 
Installation von Heizanlagen wenn möglich noch 
verbessert werden. 

Schließlich wird zum Fragekomplex Umwelt an­
geregt zu gewährleisten, daß zusätzliche Um­
weltauflagen den Bau notwendiger Elektrizitäts­
erzeugungsanlagen innerhalb eines angemesse­
nen Zeitraumes nicht behindern. 

Die Bundesregierung wird bemüht sein, den von 
der Internationalen Energieagentur ausgespro­
chenen Empfehlungen im größtmöglichen Um­
fang Rechnung zu tragen. 

Im einzelnen wurden die Ergebnisse der energie­
politischen Länderprüfungen der IEA in den 
OECD-Publikationen "ENERGY POLICIES AND 
PROGRAMMES OF IEA COUNTRIES" in REVIEW 
1984 und REVIEW 1985 veröffentlicht. 
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Anhang I 

Maßeinheiten 

Für Masse: 
1 kg = 1 Kilogramm 
1 t = 1 Tonne = 103 Kilogramm 

Für Volumen : 
1 m 3 = 1 Kubikmeter 

Bei Gasen : 
1 m3 = 1 Kubikmeter unter Normbedingungen 

Für Energie , Arbeit, Wärmemenge: 
1 J = 1 Joule = Ws = 1 Wattsekunde 
1 Wh = 1 Wattstunde = 3,6 . 103 Ws = 3600 Watt­
sekunden 

Vorsätze und Vorsatzzeichen (Bildung von Vielfa­
chen) : 
Kilo 
Mega 
Giga 
Tera 
Peta 
Exa 

k 
M 
G 
T 
P 
E 

109 

10'2 
10'5 
10'8 

Umrechnungsfaktoren 

(Tausend) 
(Million) 
(Milliarde) 
(Billion) 
(Billiarde) 
(Trillion) 

Seit 1. Jänner 1978 ist die Einheit Joule (für Ener­
gie, Arbeit , Wärmemenge) zu verwenden . 
Die Umrechnung von bis dahin in Gebrauch ge­
wesenen Einheiten (z. B. Kalorie) auf die nun 
gültigen ist mit folgenden Umrechnungsfaktoren 
vorzunehmen : 

Tab. 125: Umrechnungsfaktoren 

Einheit kJ kcal kWh kg SKE 

1 kJ 1 0,239 0,000278 0,000034 
1 kcal 4,1868 1 0,001 163 0,000 143 
1 kWh 3600 860 1 0,123 
1 kg SKE 29308 7000 8,14 1 

© BMfHGl/Energiebericht '86 I 

Tab. 126: Energieäquivalente (Auszug) 

Mengen- Energie- durchschnittI . 
Heizwert in einheit träger 

T J/Mengeneinheit 

10' t Steinkohle 28,5 
10' t Braunkohle 12,5 
10' t Braun kohlenbri kelts 19,7 
10' t Koks 28 ,0 
10' t Erdöl 42 ,3 
10' t Benzin 42 ,0 
10' t Diesel 42 ,5 

© BMfHGIIEnergiebericht '86 I 

Definition der Heizgradtage 
Um den Einfluß der Witterung auf den Energie­
verbrauch beurteilen zu können , wird der saiso­
nale Temperaturverlauf in Form der " Heizgrad­
summen " festgehalten . Diese werden ab Be­
richtsmonat Jänner 1983 - auch rückwirkend­
gemäß Önorm B 8135 nach der Formel 

GTZ = ~ (BT-Tn) 
n 

sowohl bundesländerweise als auch für Öster­
reich insgesamt berechnet. 

Gradtagszahl oder Heizgradtag (GTZ) = 
Summe der Temperaturdifferenzen zwischen 
einer bestimmten konstanten Raumtemperatur 
(BT = 20° C) und dem Tagesmittel der Lufttempe­
ratur (Tn), falls diese gleich oder unter einer an­
genommenen Heizgrenztemperatur von 12° C 
liegt. 

Heizgradsumme = 
Summe der Heizgradtage eines bestimmten Zeit­
abschnittes. 
Die Bundesländerdurchschnitte werden als ein­
fache arithmetische Mittelwerte aller für das je­
weilige Bundesland vorliegenden relevanten 
Meßwerte errechnet. 
Der Österreichdurchschnitt wird als gewichtetes 
arithmetisches Mittel der neun Bundesländer er­
mittelt, wobei für die Gewichtung die Bevölke­
rungszahlen laut Volkszählung 1981 herangezo­
gen werden . 
Der langjährige Durchschnitt stellt das jeweilige 
arithmetische Mittel aus dreißig Jahresdurch­
schnitten dar. 

Mengen- Energie- durchschnittI. 
Heizwert in einheit träger 

T J/Mengeneinheit 

10' t Gasöl für Heizzwecke 42 ,5 
10' t Heizöl 40 ,7 

Mio. m' Erdgas 36,2 
GWh Fernwärme 3,6 
GWh Wasserkraft 4,5 
GWh elektr. Energie 3,6 

III-60 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 179 von 200

www.parlament.gv.at



180 

Anhang 11 

Definitionen der zusammengefaßten Energie­
bilanzen 

1. Allgemeines 

Gemeinsame Meßgröße der einzelnen Energie­
träger ist der Wärmewert, gemessen in Joule. Für 
die Bewertung der Wasserkraft zur Stromerzeu­
gung wird in Österreich die Äquivalenzmethode 
angewendet Die in Wasserkraftwerken anfallen­
den Verluste werden mit 20% angenommen. Dar­
aus ergibt sich ein theoretischer Wärmewert der 
Wasserkraft zur Erzeugung einer GWh elektri­
schen Stromes von 4,5 T J. Die elektrische Ener­
gie selbst wird entsprechend ihrem physikali­
schen Wärmewert mit 3,6 T J je GWh bewertet 
Im Gegensatz dazu wird in den OECD-Energie­
bilanzen die Substitutionsmethode angewendet 
Dabei wird die Stromerzeugung aus Wasserkraft 
so bewertet, als ob der Energieeinsatz in Wärme­
kraftwerken mit einem Wirkungsgrad von 38,5% 
erfolgte. Daraus resultiert die Bewertung von 
einer GWh elektrischer Energie mit 9,4 T J. 

2. Zusammengefaßte Energie­
bilanzen 

Erzeugung von Rohenergieträgern 

Im Inland geförderte Energiemengen einschließ­
lich der für die elektrische Stromerzeugung und 
für den Direktantrieb eingesetzten Wasserkraft 

- Einfuhr (von Roh- und abgel. Energieträgern) 

Der aus dem Ausland eingeführte elektrische 
Strom wird mit seinem physikalischen Wärme­
wert bewertet. Abweichungen zwischen den Bi­
lanzdaten und der Außenhandelsstatistik sind 
aus verschiedenen Gründen möglich. 

- Lagerveränderungen (von Roh- und abgel. 
Energieträgern) 

Soweit statistisch erfaßt, sind hier Veränderun­
gen bei den Produzenten, Importeuren (ein­
schließlich Krisenlager), Exporteuren, Umwand­
lungsbetrieben und Verbrauchern enthalten. Die 
Energievorräte in den Speichern der Wasser­
kraftwerke werden nicht berücksichtigt. Verein­
zelt gehen in diese Position auch statistische Dif­
ferenzen ein. 

- Ausfuhr (von Roh- und abgel. Energieträgern) 

Der an das Ausland gelieferte elektrische Strom 
wird mit seinem physikalischen Wärmewert be­
wertet, Abweichungen zwischen den Bilanzdaten 
und der Außenhandelsstatistik sind aus verschie­
denen Gründen möglich. 

- Gesamtenergieverbrauch 

Der Gesamtenergieverbrauch entspricht dem 
Primärenergieverbrauch. Im Außenhandel und 
bei der Lagerbewegung werden die abgeleiteten 
Energieträger wie Rohenergieträger behandelt 
Der Gesamtenergieverbrauch ergibt sich entwe­
der als Saldo aus dem Energieaufkommen, der 
Ausfuhr und der Lagerbewegung oder als Sum­
me des energetischen Endverbrauches, den 
Netzverlusten, dem Verbrauch des Sektors Ener­
gie, dem nichtenergetischen Verbrauch und den 
Verlusten bei der Energieumwandlung. 

- Umwandlung 

Diese Position enthält jene Energiemengen, die 
zur Erzeugung abgeleiteter Energieträger in Um­
wandlungsbetrieben eingesetzt werden. Dazu 
zählt auch der Brennstoffverbrauch der Eigen­
erzeuger (Kraftwerke der Industrie) zur Strom­
erzeugung, der Einsatz der Wasserkraft für die 
Stromerzeugung, das Wärmeäquivalent (Koks, 
Heizöl, Natur- und Gichtgas) des im Hochofen­
prozeß anfallenden Gichtgases und der Gasein­
satz in Gaswerken zur Erzeugung einer anderen 
Gasart Der Stromverbrauch für den Betrieb der 
Speicherpumpen gilt jedoch nicht als Einsatz in 
einem Umwandlungsbetrieb. sondern als Ver­
brauch des Sektors Energie. 

- Erzeugung abgeleiteter Energieträger 

Diese Position enthält die Produktion der Um­
wandlungsbetriebe (einschließlich der Mengen, 
die die Umwandlungsbetriebe davon selbst ver­
brauchen), nicht die Verluste bei der Energieum­
wandlung. Zu den erzeugten Mineralölprodukten 
zählen auch die nichtenergetischen Produkte. 
Die Fernwärmeerzeugung erfaßt die von Fern­
heizkraftwerken, Fernheizwerken und Blockheiz­
werken erzeugten sowie die von der Industrie 
abgegebenen (nicht die von der Industrie für den 
Eigenbedarf bestimmten) Fernwärmemengen. 
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- Nichtenergetischer Verbrauch 

Diese Position enthält insbesondere das für 
nichtenergetische Zwecke in der chemischen In­
dustrie eingesetzte Erdgas sowie die nichtener­
getisch verwendeten Mineralölprodukte. 

- Verbrauch des Sektors Energie 

Die Position enthält den Energieverbrauch der 
Energiewirtschaft, insbesondere den der Ener­
gieerzeugungs- und -umwandlungsbetriebe, 
nicht den Eigenverbrauch der Eigenerzeuger in 
der Industrie. (Der Gichtgaseinsatz zur Unter­
feuerung zählt nicht als Eigenverbrauch eines 
Energieproduzenten, sondern als Verbrauch der 
Eisenhüttenindustrie.) Der Verbrauch elektri­
scher Energie zum Betrieb der Speicherpumpen 
zählt zum Verbrauch des Sektors Energie. 

- Energetischer Endverbrauch 

Summe des Verbrauches der Industrie, des Ver­
kehrssektors und der Kleinabnehmer. 

- Industrie 

Summe des Verbrauches aller Industriebran­
chen, ausgenommen die Energiewirtschaft. Der 
Koks- und Heizöleinsatz in der eisenerzeugen­
den Industrie ist um das Koks-, Heizöl-, Natur­
und Gichtgasäquivalent der im Hochofenprozeß 
anfallenden Gichtgasmenge reduziert. 

- Verkehr 

Summe des Verbrauches aller Verkehrsmittel 
(funktionelle Zuordnung) und - soweit stati­
stisch erfaßt - des Verbrauches des institutio­
nellen Verkehrssektors. Die von den Kohlenberg­
bauen und den Österreich ischen Bundesbahnen 
an Bedienstete abgegebenen Brennstoffmengen 
zählen nicht zum Verbrauch des Verkehrssek­
tors, sondern werden den Kleinabnehmern zuge­
rech net. 

- Kleinabnehmer 

Summe der Lieferungen an Haushalte, das Groß­
und Kleingewerbe, die Landwirtschaft, die Ver­
waltung, für Dienstleistungen usw. 

3. Die Einzelbilanzen 

Kohle, Koks 

Umwandlung: Das Koksäquivalent des im Hoch­
ofenprozeß anfallenden Gichtgases gilt als Koks­
einsatz für Umwandlungszwecke. Um diese 
Menge wird der Koksverbrauch der Eisenhütten­
i nd ustrie verri ngert. 
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- Erdöl, Erdöl roh 

Förderung: Einschließlich Gasolin und Ligroin. 
Ei nfu h r: Oh ne Transitl ieferu ngen, insbesondere 
durch Rohrfernleitungen. 

- Rückstände für die Weiterverarbeitung, 
sonstiger Raffinerieeinsatz 

Förderung: Rückstände für die Weiterverarbei­
tung, erzeugt von der Erdölindustrie (Slop) und 
der chemischen Industrie (Alkohol, Fettsäure, 
Additive usw.). Ab 1983 nur noch sonstiger, nicht 
aus der Erdölindustrie stammender Raffinerie­
einsatz und Verbuchung der Komponenten bei 
dem jeweiligen Fertigprodukt. 
Umwandlung: Einsatz in der Raffinerie. 

- Mineralölprodukte 

Erzeugung ab 1979 einschließlich zurechenbarer 
Komponenten für die Weiterverarbeitung. Erzeu­
gung sonstiger Produkte der Erdölverarbeitung 
enthält im wesentlichen Schmieröle, Schmier­
fette, Bitumen, Schwefel, Trafoöle, Weißöle, Gas­
ölnaphtensäure, Spindelöl. Erzeugung von Flüs­
siggas enthält Propan, Butan, Propylen, Aethy­
len, C-4-Schnitt. 
Einfuhr, Ausfuhr: Der Außenhandel mit sonstigen 
Produkten der Erdölverarbeitung umfaßt ab 1979 
die Handelsstatistik Nr. 27 1065, -71, -75, -82, -83, 
-86, -87, -88 und 271411, -19. 
Umwandlung: Einschließlich Leichtbenzins für 
die Gaserzeugung. 
Nichtenergetischer Verbrauch: Einschließlich 
Test- und Spezialbenzinverbrauchs in der Indu­
strie, des Verbrauchs nichtenergetischer Mine­
ralölprodukte und des nichtenergetischen Ver­
brauchs von Flüssiggas in der Petrochemie. 
Verbrauch des Sektors Energie: Einschließlich 
des Ei genverbrauchs der Raffi nerie an Heizöl, 
Erdgas und Raffi nerierestgas. 

- Gas 

Die Gasbilanzen wurden auf Grund der Gasstati­
stiken des Bundesministeriums für Handel, Ge­
werbe und Industrie erstellt. Diese sind bis 1976 
in Kalorien, danach in Joule veröffentlicht. 
Umwandlung: Gas, das in Gaswerken in eine an­
dere Gasart umgewandelt wird, zählt als Einsatz 
für Umwandlungszwecke. 
Verbrauch des Sektors Energie: Verbrauch der 
Energiewirtschaft, insbesondere Verbrauch für 
die Erdöl- und Erdgasförderung. Der sonstige 
Selbstverbrauch von Gichtgas wird nicht dem 
Verbrauch des Sektors Energie zugerechnet, 
sondern dem Verbrauch der Eisenhütten. 
Netzverluste: Verluste beim Transport und bei 
der Verteilung. 
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Sonstige Energieträger 

Wasserkraft und elektrischer Strom 

Erzeugung: Wasserkraft zur Stromerzeugung, 
unbeschadet ob in Kraftwerken mit natürlichem 
Wasserzufluß oder mit Pumpspeicherung. Brutto­
stromerzeugung. Stromerzeugung der Elektrizi­
tätsversorgungsunternehmen und der Eigenver­
sorger. 
Umwandlung: Einsatz von Wasserkraft zur 
Stromerzeugung. 
Verbrauch des Sektors Energie: Einschließlich 
des Stromverbrauchs zum Antrieb der Speicher­
pumpen. 

4. Die erfaßten Energieträger 

• Kohle 
Rohenergieträger 
+ Steinkohle (einschließlich Steinkohle-

briketts) 
I Braunkohle 
+ Brenntorf 

Abgeleitete Energieträger 
t (Steinkohlebriketts) 

Steinkohlekoks 
j Braunkohlebriketts (einschließlich 

Braunkohleschwelkoks) 
• Erdöl 

Rohenergieträger 
+ Erdöl roh 
+ sonstiger Raffinerieeinsatz 

Abgeleitete Energieträger 
t Raffi nerierestgas 
+ Flüssiggas 
I Motorenbenzin (einschließlich Leicht-, 

Spezial-, Testbenzin) 
I Petroleum (einschließlich Flugturbinen­

kraftstoff) 
Gasöl 
Heizöl 

+ Sonstige Produkte der Erdölverarbei­
tung 

• Gas 
Rohenergieträger 

j Naturgas (einschließlich Grubenme­
than) 

Abgeleitete Energieträger 
I Generatorgas 
+ Kokereigas 
+ Stadtgas 
+ Gichtgas 

• Sonstige Energieträger 
Rohenergieträger 
I Brennholz 
+ Brennbare Abfälle 
I (Sonnenenergie) 
+ (Windenergie) 
i (Geothermalenergie) 
I Energie aus Biomasse 

.,.. (Kernbrennstoff) 
Abgeleitete Energieträger 
~ Fernwärme 

• Wasserkraft und elektrische Energie 
Rohenergieträger 
I Wasserkraft für die Erzeugung elektri­

scher Energie 
i Wasserkraft für sonstige Zwecke 

Abgeleitete Energieträger 
I Elektrischer Strom 
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Anhang 111 
Auszug aus "Heizungsanlagen - Handbuch zur Sanierung und Planung 

von Raumheizung und Warmwasserbereitung" 

• 

Handbuch zur Sanierung 
und Planung von Raumheizung 
und Warmwasserbereitung 

Bohmann Verlag 
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3.4. Warmwasserbereitung 

Vorbemerkung 
Im Zusammenhang mit der energietechnischen Sanie­
rung wird hier nur die Warmwasserversorgung behan­
delt. 

Gründe für eine Sanierung 
Die genannten Gründe gelten allgemein für Sanierungen 
von Warmwasserversorgungen. 

Unwirtschaftlicher Betrieb der Anlage wegen großer 
Warmeverluste und/oder Energiepreissteuerung. 

" Veraltete Anlagen 
o U nzu reichende Warmwassermengen oder zu hohe 

Wassertemperatu ren. 
\) Korrosion und Verkalkung von Wasserwärmern und 

Leitungen. 
Undichte. geräuschvolle. schlecht mischende Aus­
lauf-Armaturen. 

3.4.1 Grundlagen 

Begriffe 

Je nach Autorenschaft herrscht auf dem Gebiet der 
Warmwasserversorgung ein Durcheinander von Begrif­
fen 
Es folgt eine Gegenuberstellung der neuen und alten Be­
zeichnungen 

Neue Begriffe [1] 

Warmwasser 

Wassererwarmer 
Durchfluß-Wasser­
erwärmer 
Speicher -Wasser-

Alte, zu vermeidende 
Begriffe 
Brauchwarmwasserl 
Gebrauchswasser 
Boiler 
Durchlauferhitzer I 
SchnellheizboIler 
Boi ler IBrauchwasser-

erwärmer speicher 
Warmwasserspeicher Heißwasserspeicher 

In den Bildern 1 bis 3 sind diese und weitere Begriffe 
schematisch Illustriert. 

-1J [Cc, 

I 
I 
I 
I 
I _____________ :.J 

K 

B.ld 1 Versorgungsarten 
a Warm wasser - Einzelversorgung 
tJ Warmw;lsser - Gruppenversorgung 
c Warmwasser -- Zentralversorgung 

Bild 2 Wassererwarmer ® ~K_----' 
a Durchfluß-Wassererwarmer 
b Spelcher-Wassererwarmer (Bsp. mit Doppelmantel) 

v 

R 

187 

I 
I 
I 
I 
I 

W I 
~~~----~----------~~--------~I ____ .L ________ .L _______ ....J 

Bild 3 Verteilsysteme 
a Verteil system ohne Zirkulation 
b E;nzelleltungssystem 
c Verteilsystem mit Zirkulatiun (ZIrkulationssystem) 
d Kombiniertes Verteilsystem (Emzelleltungs- und ZirkulatIons­

system) 

3.4.1.1 Warmwasser -
Bedarfserm ittl u ng 

Bestimmungsgrößen 
Der Warmwasserbedarf in Volumeneinheiten ist abzulei­
ten aus 
() Verbrauchsmessungen in bestehenden Objekten 
o Erfahrungswerten 
o statistischen Erhebungen über Konsumgewohnhei­

ten 
o Tendenzen der zukünftigen Entwicklung 
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Anhang IV 
868 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVI. GP 

Regierungsvorlage 

Bundesgrundsatzgesetz vom XXXX, mit 
dem das Elektrizitätswirtschaftsgesetz geän­

dert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Elektrizitätswinschaftsgesetz, BG BI. 
Nr. 260/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. 131/1979 wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel lautet: 

"Bundesgesetz vom 11. April 1975, mit dem Grund­
satzbestimmungen für die Regelung des Elektrizi­
tätswesens erlassen werden (Elektrizitäts-Grund-

satzgesetz - ElGG)." 

2. § 2 lautet: 

,,§ 2. Die Ausführungsgesetze haben vorzusehen, 
daß der Betrieb eines Elektrizitätsversorgungsun­
ternehmens - unbeschadet der nach diesen Geset­
zen für die Errichtung und den Betrieb von Strom­
erzeugungsanlagen erforderlichen Bewilligungen 
und Genehmigungen sowie anderer außerhalb die­
ser Gesetze vorgesehenen Bewilligungen und 
Genehmigungen - einer Konzession bedarf." 

3. In § 6 Abs. 4 lit. c wird das Zitat ,,§ 11 Abs. 2" 
durch das Zitat ,,§ 11 Abs. 3" ersetzt. 

4. § 6 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Elektrizitätsversorgungsunternehmen dür­
fen die Versorgung nicht willkürlich, sondern nur 
im Falle unerläßlicher technischer Maßnahmen im 
Verteilnetz, zur Vermeidung eines drohenden 
Netzzusammenbruches oder bei Verletzung der 
Allgemeinen Bedingungen durch den Stromabneh­
mer unterbrechen bzw. einstellen. Versorgungsstö­
rungen sind raschestens zu beheben." 

5. In § 8 letzter Satz wird das Zitat ,,§ 11 Abs. 2" 
durch das Zitat ,,§ 11 Abs. }" ersetzt. 

6. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

,,§ 9 a. Die Ausführungsgesetze haben eine Auf­
sicht über die technischen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Betreiber von Stromerzeugungs­
und Stromverteilungsanlagen und deren Verpflich­
tung zur Auskunftserteilung vorzusehen, soweit 
dies zur Vollziehung der Ausführungsgesetze 
erforderlich ist." 

7. Die Überschrift des IV. Abschnittes lautet: 

"IV. ABSCHNITT 

Elektrizitätsrechtliches Vorprufungs- und Bewilli­
gungsverfahren für Anlagen zur Erzeugung elektri­

scher Energie" 

8. § 10 lautet: 

,,§ 10. (1) Unter Anlagen zur Erzeugung von 
Starkstrom im Sinne dieses Abschnittes werden alle 
Anlagen zur Erzeugung von elektrischer Energie 
mit einer Leistung von mehr als 100 Watt bei einer 
Spannung von mehr als 42 Volt verstanden, die von 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 betrieben werden oder die Eigenanlagen 
im Sinne des § 1 Abs. 2 und Abs. 3 darstellen 
(Stromerzeugungsanlagen). 

(2) Stromerzeugungsanlagen sind so zu betrei­
ben, daß 

1. entsprechend den vorgeschriebenen Auflagen 
nach dem Stand der Technik (§ 71 a GewO) 
vermeidbare Emissionen unterbleiben, 

2. Gefährdungen der Gesundheit von Menschen 
oder sonstige gefährliche Belastungen der 
Umwelt unterbleiben und 

3. entsprechend den vorgeschriebenen Auflagen 
die eingesetzte Primärenergie unter Bedacht­
nahme auf die in Z 1 und Z 2 aufgestellten 
Grundsätze möglichst wirtschaftlich verwertet 
wird. 
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86S der Beil~gen 

I.') I )ie ;\mführungognetze h~ben vorzusehen 
1. III Lilien von (;esundheitsgehhrdung die 

\orschreibung n,lchtrjglicher emissionsmin­

dernder Aufl"gell, 
7 in l'jllen '>unsriger betrjchrlicher Belastungen 

der l'1l1wclt die \' urschreibung nadnr:iglicher 
emissillllsmlnde;'ndn Aufl~gen, wobei auch 
Jie ~imclnftliche lUlllutb~rkeit dieser Aufla­

gen bnücblchtigt werden kann, 
.', in F::tllen, In dcnen :1Uf Grund einer ,Änderung 

c!l') Standes der Technik Fnw,siunen vermeid­
bar sind, die \',)[scll1'eibung nacbtrjglicher 

elllisslUmll1lndn'ndn :\uflagen, wobei unter 

andereITl :\Uf ell1en "irtsch~ftiI"h angemcsse­
lIen '\Illortlsatillnszt'itraulll der bntehenden 
:\nlage Scl\\' le t'lI1t' :mgemessene Fnst zur 

,\np:lssung Bnla"hl LU nehmen ist, Die Aus­
flihrungsgneugehung k.llln Ausnahm"n von 
der \'erpfli,htung zur AnpaS)ung festlegen, 
sLlfem die II:tt'lllrjglidle .-\npassullg im Hin­
blick :wf den nllch zu erwartenden !-:insatz 
der Anlage oder au I die durch die Anp~ssung 
erzielte \'(,[,flngerung der linn\'eltbelastung 
unverh:1ltnism::tEig w ire ," 

9. :\~ch :~ 10 "'ird folgender § le a samt Über­
schrift eingefügt' 

"I. Vorprufungsverfahren 

§ J 0 a. (1) Die Ausführungsgesetzc haben v'orzu­
sehen, daß .-\ntr::tge auf Fneilung der für die 
Lrrichlung einlT SuumtTzeugungoanlage erforder­
lilhen bundes- und landesrechtlichen Bewilligun­
gen ~ :lUsgeIHlllllTll'n iür Vurarbelten - erq nach 

AbschluE eint''> \urprüiungs\erfall1'ens gestt:'llt v"er­
den dürfen, III dem dIe grundsjLZliche Zuljssigkeit 
des In .-\US'>IClll genommenen Vorhabens von der 
Behi)rde bescheidnüilig ft'<,tgestellt wird. Wird 

Jedoch lllntThalb el ner hist von 1 S Monaten keine 
Ent"beidung über die Zulässigkeit eines Vorha­
bem getroffen, dürfen die zur I'rnchtung erforder­
lichen Bnv illigungcn beantragt werden 

(2) Illl Rahmen dle,se<, Vorprüfungsverfahrens 
SIIHJ Insbesondere 

dlc enngiewirtschaftlicht' Iweckmjlligkeit 
de'> \' urhabem und 

2. die Amwirkungen des Vurhabens ~ui die 
1; mv'eh (L: mweltvertrjgllchkeitsprüfung) 

zu beurteilen. Die Beurteilung hat auf Grundbge 
einer generelil'n Pr'1Jektsbeschreibung mit Varian­
tenunter<,uchung, ell1l'r Bestandsaufnahme der 
gegenwärtigen Umweltsitu~tiun, elller l'rognuse 
über die Ausw!rkungen deo Projt'ktes und einer 
Beschreibung der zu treffenden Maßnahmen, um 
schjdliche .-\mwirkungen auf die umwelt zu besei­
tigen, zu erfolgen. Die im Rahmen des Vorprü­
fungsverfahrens eingelangten Stellungnahmen 
sowie die bei den öffemlichen Erörterungen (~ 36 e 
AVe) angebrachten \-orbringen sind den zur 
Erteilung der bundes- und landesrechtlichen Bewil-

ligungen zmtändigen Behörden zur Kenmnis zu 
bringen. 

(3) Bei der Beurteilung der energiewirtschaftli­
L·hnl Zwecknülligkeit eines Vllfhabens (Abs. 2 LI) 
haben die Ausführungsgesetze insbe'>ondere auch 

eine Prüfung vorzusehen, inwieweit das in Aussicht 
genommene Vorhaben unter Bedachtnahme auf die 
wasserwirtschaftlichen Bebnge, die Standurtwahl 

sowie die eingesetzte Prinürenergie dem öffentli­
chen Interesse an einer bedarfsdeckenden, mög­
lichst sicheren, auslandsunabhjngigen, kostengün­
stigen und umweltschnnenden Energin nsorgung 
dn /\llgemeinheit entspricht. 

(4) Die Amführungsgnetze haben im Rahmen 
der Umweltvertrjglichkeitsprüfung (_-\bs.2 Z 2) 

insbesondere ellle Prüfung der voraussichtlich 
durch da'> Vorhaben bewirkten 

1. Verunreinigungt'n sowie thermischen Auswir­

kungen auf Luft und Gewjsser, 
2. Beeinträchtigungen durch L::trm und Erschüt­

terungen sowie 
3. dauernden Auswirkungen auf Landschaft und 

Ortsbild 
vorzusehen. 

(5) Die Ausführungsgesetze haben zu bestim­
men, daß im Rahmen des Vorprüfungsverfahrens 

ein Bü rgerbrteiligungsverbhrrn (I L Teil des A VG 
1950) durchgeführt wird, Sufern es sich um die 
ErrichtLIng oder Anderung von Stromerzeugungs­

anlagen bis zu einer installierten Leistung von 
50 000 k W handelt und das Vorhaben nur solche 
Maßnahmen umfallt, dlt' nicht geeignet sind, 

wesentliche Beeintr:i"htigungen der Umwtlt oder 
sunstiger öffentlicher Intern,en zu bewirken, kann 
von der Durchführung eine'> Vurprüfungsverfah­

rens abgesehen werden. Die Durchführung des 
Bürgerbeteiligung'>verfahrens hat durch die 
Behörde zu erfLllgen." 

10, Vor ~j 11 ist fulgende C!berschrift einzufügen: 

,,2. Anlagenbewilligungsverfahren" 

11. § 11 Abs, 1 bis 3 lauten: 

,,§ 11. (1) II nbeschadet der Entscheidung gellläg 
§ 10 a über die grundsjtzliche Lubssigkeit der 

FrrichtLIng einer Stromerzeugungsanlage bedarf 
die Errichtung uder wesentliche .Änderung einer 
Stromerzeugungsanlage (§ 10 Abs. 1) vor Inangriff­
nahme der Ausführung eines Bauvorhabens einer 
Bewilligung. Die Ausführungsgesl'tze haben die 
Voraussetzungen für die Erteilung dieser Bewilli­
gung sowie die Parteistellung von Nachbarn zu 
regeln. Sie haben insbesondere auch 

1. eine Prüfung 
a) der energiewirtschafrlichen 

keit, einschliefIlich der 
sowie 

lweckmjgig­
Standortwahl, 
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b) der möglichst wirtschaftlichen Verwer­
tung der Primärenergie, 

2. die Beurteilung der .\us\\·irkungen des \'orha­
bens auf die Gesundheit \on Menschen und 
die Umwelt, 

3. eine Begrenzung der Emissionen der Stromer­
zeugungsanlage gemäß dem Stand der Tech­
nik (§ 71 a GewO) sowie unter Bedacht­
nah me auf die Immissionssituation, 

4. Maßnahmen zur Vermeidung sonstiger 
Gefährdungen des Lehens oder der Gesund­
heit von Menschen, zur Vermeidung unzu­
mutbarer Belästigungen von 1\achbarn und 
zur Vermeidung sonstiger nachteiliger Aus­
wirkungen auf die Umwelt, wenn sich derar­
tige Gefährdungen, Belästigungen oder nach­
teilige Auswirkungen durch den Betrieh der 
Anlage oder durch die Lagerung von Betriebs­
mitteln oder Rückständtn ergeben können, 

vorzusthen. Weiters kann durch die Ausführungs­
gesetze bestimmt werden, dar; die Ausstattung und 
die technische Betriebsweise von Stromerzeugungs­
anlagen durch Verordnung näher geregelt werden 
kann. Insoweit im Rahmen anderer für die Errich­
tung einer Stromerzeugungsanlage notwendiger 
Verfahren eine Beurteilung der f\nlage unter den in 
7 1 his Z 4 angeführten Gesichtsrunkten erfolgt, 
kann von einem FrmittiungsH'rfahren im Rahmen 
des Anlagenbewilligungsverfahrens abgesehen wer­
den. Das Anlagenbewilligungs\erbhren hat in dem 
Ausmaß zu entbllen, als ein eenehmigungsverhh­
ren nach dem D3mpfkelsel-Eml'5iomgesetz oder 
em Bewilligungsverfahren n3ch dem UnterJb­
schnitt IV. C des Forstgesetzes 1975 durchzufüh­
ren ist. Die Errichtung oder wesentliche Anderung 
der Anlage ist erforderlichenfalls unter VorschreI­
bung solcher Auflagen zu bewilligen, deren Erfül­
lung den Schutz des Lebens und der Gesundheit 
von Menschen sowie der Umwelt gewährleisten 
soll. Diese Auflagen können In den Fjllen des § 10 
Abs. 3 3uch n3chträglich vorgeschrieben werden. 

(2) Die Errichtung oder Erweiterung einer 
Eigenanlage im Sinne des § 1 Abs. 2 und 3 bed3rf 
keiner Bewilligung gemäß Abs. I. lum Schutze des 
Lebens oder der Gesundheit von i\lenschen, zur 
Hinnnh31tung von nach dem St3ncl dei· Technik 
(§ 71 a eewO) vermeidbaren Belaswngen dn 
Umwelt, zur Vermeidung mnstiger nachteiliger 
Auswirkungen auf die Umv"c1t und !ur \'ermci­
dung unzumutb3rer- Belästigungen von :.Jachbarn 
können die Ausführungsgesctze auch ein Bewilli­
gungslcrfahren für die Errichtung oder .\nderung 
\·on Eigen3nlagen entsprechend Abs. 1 vorsehen. 

(3) Die ,-\u.lführungsgescve }uhen \\eiters \ 01·­
zusehen, d3ß derjenige, der beabsichtigt, eine 
Eigenanlage gemäl) § 1 Abs. 2 und 3 zu errichten 
oder zu erweitern, verpflichtet ist, vor Jp:lI1griH­
nah me des Projektes, mit dem für die Versorgung 
des betreffenden Cehietes zuständigen Elektri!i­
tätsversorgungsunternchmen über die Möglichkeit 
eIner seillen betriebswi rtschaftl ichcn Internsen 
Rechnung tragenden sicheren Versorgung !U ver­
h3ndeln. In diesen Verhandlungen ist auch auf die 
Kosten einer Reserve- oder lusauV"l'rsorgung fUr 
den Fall der Errichtung der Eigenanlage Bedacht 
zu nehmen. Die Behörde ist I·om \'er!undluilgser­
gebnis zu verständigen." 

12. Der bisherige ~ 11 :\hl . .l erhält die Bezeich­
nung ,,4", der bisherige § 11 Abl.4 entfällt. I; 11 
Abs. 5 bleibt unverändert aufrecht. 

13. ~ 17 Ahs. 1 lautet: 

,,( 1) Die Bestimmungen des 2. \ersra:nlicllllngs­
gesetzes, BGBI. 0ir. 81/1947, in der bsslIng dl'l 
Bundesgesetzes I'om 19. Feher 1 %4, BeBI. Nr. 4.', 
des Starkstromwcgegesell,es 1965, BCB!. Nr.70, 
des Bundesgest'tzn \ um 6. Feber 1965, Be BI 
Nr. 71, über elektrische Leitul1gsanlagen, die Sich 
nicht 3uf zwei ,)der mehrt'fc ßUl1dnländer erstr,," 
ken, des l'rrisgesetzc.s, BeBI. Nr. 260/1976, !Ulet/t 
geändert durL'h d3S Bundesgcscli \nll1 27. JUlll 
1984, BGBI. Nr. 265, des Energic!cnkullgsgcsct!'" 
19R2, BGB!. Nr 545, in ein I'a"ung d", BUlldnge­
setz es vom 27. Juni 1984, BCBI. 1\1·.267, dl's \'(',1'_ 

scrrcchtsgeset/CI 1959, BeBI. \Jr.215, lulct/t 
geändert durch das Bundesgesetz \"lll 2.' . .\1.11 
1985, BGBI. Nr. 23H, dl'" FlektrotcchnikgesClzn, 
13GB!. Nr. 57/1965, in der h,\\ung des ßundngl' 
setzes vom 14. Dezember I'JX3, BGBI. i\r.61>2, 
sowie des ForstgesClzt"l lei7:;, 13GB!. '\1·.44::, 
zuletzt geändert durch da,s ßunde.sgnetl 101ll 
2. März 1978, BGB!. \J r. 142, und des Dalllrfkcs­
sel- Emissionsgesctzes, BG BI 0J r. 559/1980, wer­
den durch diest' Bundesgeletz nicht bcrLihn." 

Artikel II 

I. Die nach dieselll Bundngesell. erforderlichl'll 
Ausführungsgesctze hahen innerh:db elT1t's Jahr", 
[13ch dem auf die KundlllJchung dieses Bundesge­
setzes folgenden Tag in Kraft /u tr('[en. 

2. Mit der Wahrnehmung der Rechte des Rundn 
gemä{~ Artikel 15 I\h,. S des Bundc.s- Verfassungs­
gesetzes in der Fassung \on 1929 i.st dn Bundnmi­
nister für Handel, C;ewcrbr und I nd ustrir betraut. 
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VORBLATT 

Problem: 

Entscheidungen der Behörden über die Errichtung von Großprojekten im Energiebereich wurden von 
der Bevölkerung nicht mehr akzeptiert und stießen in der Öffentlichkeit zunehmend auf Widerstand. In 
der Diskussion über die Verwirklichung technischer Großprojekte nahmen die Fragen der Öffentlichkeits­
beteiligung bei der grundsätzlichen Entscheidung über die Errichtung sowie einer ausreichenden Berück­
sichtigung der Interessen des Natur- und Umweltschutzes eine zentrale Stellung ein. 

Ziel: 

Verrechtlichung des Umweltschutzes im Elektrizitätsrecht mit dem Ziel, die Berücksichtigung von 
Umweltschutzgesichtspunkten zum jeweils frühestmöglichen Zeitpunkt sicherzustellen; stärkere Transpa­
renz des für die Entscheidung über die Errichtung eines Kraftwerkes maßgeblichen Willensbildungspro­
zesses durch die Einführung eines Bürgerbeteiligungsverfahrens noch vor Abschluß der Projektierungsar­
beiten. 

Mittel: 

Verankerung eines allen anderen Verfahren vorgelagerten Bewilligungsverfahrens (Umweltverträg­
lichkeitsprüfungsverfahrcn), in dessen Rahmen durch eine Interessensabwägung zwischen den Auswirkun­
gen eines Vorhabens auf die Umwelt und den energiepolitischen Erfordernissen eine grundsätzliche Ent­
scheidung über die Errichtung oder Nichterrichtung eines Kraftwerkes sowie dessen Standort und Type 
bewirkt werden soll; Durchführung eines Bürgerbeteiligungsverfahrens im Rahmen dieses Verfahrens; 
Verankerung eines umfassenden elektrizitätsrechtlichen Betriebsanlagengenehmigungsverfahrens, in dem 
neben energiewirtschaftlichen Kriterien auch eine Prüfung unter den Gesichtspunkten des Umweltschut­
zes erfolgen soll; ausdrückliche Verankerung des Grundsatzes, daß Kraftwerke so zu betreiben sind, daß 
gefährliche Belastungen der Umwelt unterbleiben und die eingesetzte Primärenergie möglichst wirtschaft­
lich venvertet wird; Verankerung einer Aufsicht der Elektrizitätsbehörde über die Betreiber von Elektrizi­
ti tsversorgungsanlage n. 

Alternativen: 

Bezüglich der Umweltverträglichkeitsprüfung: Schaffung eines rechtlich nicht verbindlichen Umwelt­
verträglichkeitsprüfungsverfahrens für Elektrizitätserzeugungsanlagen auf Grundlage der gegebenen ver­
fassungsrechtlichen Kompetenzsituation ; Schaffung eines eigenen verfassungsrechtlichen Kompetenztat­
bestandes "Angelegenheiten der Umweltverträglichkeitsprüfung". 

Kosten: 

Für den Bundesbereich 3 Planstellen der Verwendungsgruppe A. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

1. Der Mensch greift im Interesse der Erleichte­
rung und Verbesserung seiner Lebensverhältnisse 
und -bedingungen schon seit urdenklichen Zeiten 
in Abläufe und Regelkreise ökologischer Systeme 
ein. Aus dieser Tätigkeit des Menschen resultiert 
auch seine Verpflichtung, die Folgen dieser Ein­
griffe zu beobachten und bei Bedarf korrigierend 
einzugreifen. 

Der Mensch ist seiner Verpfliclltung im Laufe 
der Geschichte im großen und ganzen nachgekom­
men. Im wesentlichen wurden mit technischen und 
zivilisatorischen Neuerungen - dem "Fortschritt" 
- vom Menschen auch Maßnahmen gesetzt, die 
ein Ausufern der negativen Begleiterscheinungen 
verhinderten. Daneben erwies sich auch die Rege­
nerationskraft der Natur als derartig mächtig, daß 
selbst dort, wo unüberlegt gehandelt wurde, in der 
Regel keine oder nur kleine und erträgliche Dauer­
schäden entstanden. 

In den letzten Jahrzehnten hat sich allerdings die 
Situation in quantitativer Hinsicht grundlegend 
gewandelt: Vor allem seit dem 2. Weltkrieg ist eine 
Entwicklung eingetreten, die zwar einerseits -
zumindest den Industriestaaten emen nie 
gekannten und nie für möglich gehaltenen Wohl­
stand brachte; andererseits wurde jedoch Hand in 
Hand mit dem Vordringen von Großtechnologien 
die Begrenztheit der die Lebensgrundlagen der 
Menschheit bildenden ökonomischen und ökologi­
schen Ressourcen zu einem relevanten Faktor: 

1.1. Erstmals in der Geschichte ist es absehbar, 
da{~ nicht reproduzierbare Rohstoffressourcen nur 
in begrenztem Ausmaß zu Verfügung stehen. Für 
Österreich ergibt sich in diesem Zusammenhang 
das Problem einer extrem hohen Abhängigkeit von 
Energieimporten. Trotz forcierter Suche nach 
Energievorkommen im Inland und dem verstärkten 
Ausbau der Wasserkraft ist die heimische Energie­
aufbringung im Jahre 1983 um 3,7% zurückgegan­
gen; die Förderung von Erdöl war um 1,7%, die 
Förderung von Erdgas um 10,1% sowie die Förde­
rung von Kohle um 7,8% rückläufig. 

Zur langfristigen Sicherung der Energieversor­
gung und damit der wirtSchaftlichen Entwicklung 
ist es daher notwendig, weiterhin den Einsatz nicht 

reproduzierbarer Primärenergie, insbesondere den 
Erdölanteil am Energieverbrauch, soweit wie mög­
lich zurückzudrängen. Dies kann jedoch nu r 
erreicht werden, wenn die zur Verfügung stehende 
Primärenergie in allen Bereichen der Wirtschaft 
bestmöglich verwertet wird. 

1.2. Die mit dem Einsatz von Grofhechnologien 
verbundenen Schadstoffemissionen bilden nicht nur 
eine erhebliche Gefahr für das Leben und die 
Gesundheit von Menschen sowie für ihre ökologi­
sche Umgebung, sondern bewirken auch erhebliche 
volkswirtschaftliche Verluste; wie durch die Zahlen 
einer OECD-Studie belegt wird, machen die Wert­
verluste durch Umweltschäden in Industrieländern 
3 - 5% des Brutlonatiollalprod uktes aus. Deshalb 
Ist es auch nicht \olkswinschaftlich sinnvoll, 
Umweltschäden durch Unterlassung möglicher 
Umweltschutzinvestitionen in Kauf zu nehmell: 
Waldsterben, die Überb:lllung und Übnnutzung 
des Bodens, die Verschmutzung von Luft und Was­
ser mit schwer J.bbaubaren Stoffen, die Anreiche­
rung giftiger Stoffe in der N J.hrungskette sowie die 
Ausrottung von Pflanzen und Tieren und andere 
Eingriffe in die Natur sind auch mit hohem 
Kapitaleinsatz nur schwer zu korrigieren. 

1.3. Neben den unmittelbaren Gefahren, die sich 
durch die Anwendung von Großtechnologien für 
Pflanzen, Tier und Mensch ergeben, sind mit der 
Realisierung von Großprojekten auch oftmals 
erhebliche Eingriffe in dJ.s Landschaftsgefüge und 
in das Landschaftsbild verbunden. Um Gebiete für 
die Nachwelt zu erhalten, die eine besondere land­
schaftliche Schönheit aufweisen bzw. als charakte­
ristische Naturlandschaft von Bedeutung sind, 
sowie Landschaftsteile, die das Landschaftsbild 
besonders prägen oder Lebensgemeinschaften VOll 
Pflanzen und Tieren enthalten, gilt es daher bei der 
Realisierung künftiger Großprojekte derartige 
Räume vor der Zerstörung zu bewahren. Bei der 
Verwirklichung von Vorhaben im Bereich der 
Elektrizitätswirtschaft wird daher künftig auch 
sicherzustellen sein, daß bei der Bewilligung von 
Stromerzeugungsanlagen auch auf die Aspekte des 
N atur- und Landschaftsschutzes strengstens 
Bedacht genommen wird und Kraftwerksprojekte 
nur unter strengster Berücksichtigung dieser 
Aspekte einer Realisierung zugeführt werden. 
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2. Mit dem Bundesverfassungsgesetz vom 
27. November In4, BGBI. Nr. 491, über den 
umhssenden Umweltschutz wurde das Bekenntnis 
von Bund, Ländern und Gemeinden zur Bewah­
rung der natürlichen C mwelt als Lebensgrundlage 
des "1emchen vor schädlichen Einwirkungen, auf 
Verfas,ungs<;tufe programmatisch verankert. Der 
vorliegende Entwurf stellt sich daher als Konkreti­
sierung des In diesem Bundesverfassungsgesetz ent­
haltenen Grundsatzes dar. 

3. Um die Eingriffe 1I1 ökologische Systeme auf 
ein absolut notwendiges Minimum zu reduzieren, 
wird künftig bereits In der Planungsphase den 
Aspekten des Umweltschutzes verstärkt Rechnung 
7U tragen sein, wobei der Umfang der zu berück­
sichtigenden Faktoren von der Grö/le des zu reali­
sierenden Projektes, des beeinträchtigten geogra­
phischen Raumes und vor allem vom Umfang der 
zu erwartenden Beeinträchtigungen der Umwelt 
abhängen wird. 

Bereits vor Inangriffnahme von Großprojekten 
v;Jrd im Rahmen eines Vorprüfungsverhhrens eine 
grundsätzliche Entscheidung über die Zulässigkeit 
dieses Vorhabens zu treffen sein. Der Entscheidung 
über die grundSätzliche Zulässigkeit eines Projektes 
wird elI1e umwelt- und energiewirtschaftliche 
Bestandsaufnahme voranzugehen haben. Ausge­
hend von dieser Bestandsaufnahme sind dann die 
enrrgiewirtschaftlichen Vorteile eines Vorhabens 
mit den mit der Errichtung und dem Betrieb dieser 
Anlagen verbundenen nachteiligen Auswirkungen 
auf die Umwelt abzuwägen. 

Das im Rahmen des Vorprüfungsverfahrens 
du rchz u fü h rende Bü rgerbete iligu ngsve rfahren 
besteht 1I1 einem Recht zur Stellungnahme eines 
be<;timmten Personenkreises, sowie dem Recht die­
.\es Personenkreises, unter bestimmten Vorausset­
zungen am Vorprüfungsverfahren als Partei teilzu­
nehmen. 

Weiters können auch Gemeinden, in denen das 
Vorhaben verwirklicht werden soll, Stellungnah­
men einbringen und am weiteren Verfahren als 
Parteien teilnehmen. 

4. Ein weiterer Schwerpunkt des vorliegenden 
Entwurfes ist die positivrechtliche Verankerung d~r 
Verpflichtung, Stromerzeugungsanlagen so zu 
betreiben, daß gefährliche Belastungen der Umwelt 
unterbleiben und die eingesetzte Primärenergie 
möglichst wirtschaftlich verwertet wird. Korre­
spondierend mit dieser Verpflichtung wurden auch 
die Beurteilungstatbestände bei der Genehmigung 
der Stromerzeugungsanlage erweitert: Neben einer 
Beurteilung der energiewirtschaftlichen Zweckmä­
ßigkeit der Anlage, einschließlich der Prüfung der 
Standortwahl, wird insbesondere auch eine Beurtei­
lung unter dem GeSichtspunkt der möglichst wirt­
schaftlichen Verwendung der eingesetzten Primär­
energie sowie die Beurteilung der Auswirkungen 
der Anlage auf die Nachbarn und auf die Umwelt 

ausdrücklich verankert. Darüber hinaus ist auch die 
Möglichkeit vorgesehen, bei bereits bestehenden 
Anlagen zusätzliche emissionsmindernde Ma/lnah­
men vorzuschreiben. 

5. In kompetenzrechtlicher Hinsicht Stützt sich 
der vorliegende Entwurf auf Art. 12 Abs. I Z 5 
B-VG: 

Nach ständiger Judikatur des Verfassungsge­
richtshofes ist, wenn die Verhssung den zur 
Bezeichnung eines Kompetenztatbestandes verwen­
deten Begriff nicht näher definiert, der Inhalt dieses 
Begriffes in derjenigen Ausprägung zu ermitteln, 
die ihm nach der Rechtslage im Zeitpunkt seines 
Wirksamwerdens zukommt. Nach dieser Regel 
wird ein K.ompetenztatbestand durch den Inhalt 
Jener unterverfassungsrechtlichen Regelungen 
bestimmt, die zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens 
(hier: 1. Oktober 1925) den Normenkomplex des 
zur Bezeichnung des Kompetenztatbestandes ver­
wendeten Begriffes gebildet haben. Zu diesem Zeit­
punkt, dem I. Oktober 1925, war die Erzeugung 
und Weiterleitung von elektrischer Energie teils in 
der Gewerbeordnung, teils im Elektrizitätswegege­
setz, BGBI. Nr. 348/1922, geregelt. 

Letzteres normierte in seinem § 22 die Genehmi­
gungspflicht von Starkstromanlagen, also auch von 
Stromerzeugungsanlagen. Der Abs. 2 sah vor, da/l 
die geltenden Bestimmungen über die gewerbebe­
hördliche Genehmigung von Starkstromanlagen, 
die eine gewerbliche Betriebsanlage oder den 
Bestandteil einer solchen bildeten, aufrecht bleiben 
sollten, während der Abs. 3 bestimmte, daß Stark­
stromanlagen, die anderen als gewerblichen Zwek­
ken dienten und keine Eigenanlage für Eisenbahn 
oder Bergbauzwecke darstellten, der Genehmigung 
durch die politische Bezirksbehörde bedurften und 
da/l bezüglich des Verfahrens die Bestimmungen 
der §§ 29-31 und 34 der Gewerbeordnung sinnge­
mäß anzuwenden seien. Die für die Errichtung von 
Stromerzeugungsanlagen erforderlichen Bewilli­
gungen nach den Wasserrechtsgesetzen oder den 
Bauordnungen blieben durch diese Regelungen 
unberührt (§ 23 Elektrizitätswegegesetz). 

Mit Inkrafttreten der Kompetenzartikel wurde 
im Rahmen des Art. 12 ein eigener Kompetenztat­
bestand "Elektrizitätswesen" geschaffen, wobei die 
Angelegenheiten der Normalisierung und Typisie­
rung elektrischer Anlagen und Einrichtungen, der 
Sicherheitsmaßnahmen auf diesem Gebiet, sowie 
des Starkstromwegerechtes, soweit sich die Lei­
tungsanlage auf zwei oder mehrere Länder 
erstreckt, ausgegliedert wurden und eigenen Kom­
petenztatbeständen im Rahmen des Art. 10 B-VG 
zugeordnet worden sind. Im übrigen war jedoch 
das elektrizitätsrechtliche Betriebsanlagenrecht im 
Versteinerungszeitpunkt mit dem gewerberechtli­
chen Betriebsanlagenrecht in seinem Inhalt und 
Umfang im wesentlichen identisch. 
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Daraus ergibt sich sohin, dag die Festlegung der 
V oraussetzung für die Errichtung von Stromerzeu­
gungsanlagen sowie die Regelungen über deren 
Beschaffenheit und den Betrieh, insbesondere auch 
des damit im Zusammenhang stehenden Schutzes 
der Nachbarn, jedenfalls systematisch dem Kompe­
tenztathestand "Elektrizitäts wesen" zuzuordnen 
sind. 

Die Feststellung, daß der Begriff "Elektrizitäts­
wesen" im Sinne des Art. 12 B-VG mit Ausnahme 
der oben gemachten Einschränkungen im wesentli­
chen mit dem des Kompetenztatbestandes "Angele­
genheiten des Gewerbes" ident ist, gilt insbeson­
dere auch für die Einordnung der die Ausübung 
der Tätigkeit der ElektrizitätSversorgungsunterneh­
men einschränkenden Regelungen. Da in den 
Rechtsvorschriften, die zum Versteinerungszeit­
punkt (I. Oktober 1925) systematisch dem Gewer­
berecht zuzurechnen waren, auch Vorschriften ent­
halten waren, die gravierende Einschränkungen 
hinsichtlich der inhaltlichen Ausühung von Gewer­
hen, insbesondere auch Auskunfts- und Einschau­
rechte zum Gegenstand hatten (so etwa §§ 3 und 4 
der auf Grund des § 54 GewO 1859 ergangenen 
Verordnung RGBI. Nr. 69/1884), ist schon auf 
Grund dieses Umstandes davon auszugehen, daß 
die Verankerung einer Verpflichtung der Elektrizi­
tätsversorgungsunternehmen zur Auskunftsertei­
lung inhaltlich der Materie "Elektrizitätswesen" 
zuzuordnen ist. Darüber hinaus handelt es sich bei 
dieser Bestimmung, die inhaltlich mit den übrigen 
Bestimmungen des Elektrizitätswirtschaftsgesetzes 
in einem inneren Zusammenhang steht, um eine 
begleitende Nebenbestimmung, die für die Haupt­
regelung erforderlich erscheint. Selbst wenn diese 
Regelung daher - isoliert betrachtet - einem 
anderen Kompetenztypus zuzuordnen wäre, würde 
sie als begleitende Nebenbestimmung der Kompe­
tenz der Hauptmaterie folgen (VfSlg. 8035/1977). 

Nicht als eine Angelegenheit des Elektrizitätswe­
sens stellen sich die für den Bau und Betrieb von 
Wasserkraftwerken erforderlichen wasserrechtli­
chen Bewilligungen dar. Vorschriften, dIe die 
Errichtung, insbesondere auch die technische Aus­
gestaltung von Wasserkraftanlagen unter dem 
Aspekt der Wassernutzung zum Inhalt haben, sind 
kompetenzrechtlich der Materie "Angelegenheiten 
des Wasserrechts" zuzuordnen. 

Dies gilt auch für jene Lebenssachverhalte, die 
im Rahmen der Materie "Angelegenheiten der 
Normalisierung und Typisierung elektrischer Anla­
gen und Einrichtungen sowie Sicherheitsmaßnah­
men auf diesem Gebiet" (Art. 10 Abs. 1 Z 10 
B-VG) zu regeln sind. Dieser Bereich wird durch 
das Elektrotechnikgesetz bereits umfassend gere­
gelt. 

Unberührt bleiben auch die im Dampfkessel­
Emissionsgesetz enthaltenen Regelungen, die dem 
im Art. 10 Abs. 1 Z 10 B-VG enthaltenen Kompe-

tenztatbestand "Dampfkessel- und KraftmaschI­
nenwesen" zuzuordnen sind und die auch auf kalo­
fische Kraftwerke insofern Anwendung finden, als 
hier elektrische Energie durch Dampfturbinen 
erzeugt wird. 

6. In legistischer Hinsicht sieht der Entwurf vnn 
Detailregelungen ab und beschränkt sich lediglIch 
auf die Verankerung jener Grundsätze, die für das 
Elektrizitätswesen bundeseinheitlich zu gelten 
haben. Da Grundsatzgesetze lediglich den Inhalt 
der Ausführungsgesetze vorzeichnen und sich nicht 
an die Vollziehung, sondern an den Ausführungs­
gesetzgeber richten, kann bei den im vorliegenden 
Entwurf enthaltenen Regelungen auch von dem im 
Art. 18 Abs. 1 B-VG enthaltenen Determinierungs­
gehot abgesehen werden. Der vorliegende Entw~rf 
beschränkt sich sohin lediglich auf die Regelung 
jener Fragen, hinsichtlich derer ein Bedürfnis nach 
einer bundeseinheitlichen Regelung besteht. Im 
übrigen wurde - entsprechend dem dem Kompe­
tenztatbestand des Art. 12 B-VG immanenten Prin­
zip des kooperativen Bundesstaates - der Ausfüh­
rungsgesetzgehung ein genügend großer Spielraum 
gelassen, den jeweils regional verschiedenen Ver­
hältnissen in ihrem Bereich Rechnung 7U tragen 

7. Kosten 

Der zusätzliche Bedarf von drei Planstellen der 
Verwendungsgruppe A (zwei des höheren recht,­
kundigen Dienstes, eine des höheren technischen 
Dienstes) resultiert einerseits aus einem \·erstärkten 
Verkehr mit den Ländern zwecks einer möglich,t 
einheitlichen Vorgangsweise hei der Durchführung 
und Vollziehung der durch die gegenständliche 
Novelle in Aussicht genommenen :'-Jeuerungen, 
andererseits aus dem erhöhten Verwaltungsauf­
wand bei der Exekutierung der elektrizitätsrechtli­
chen Bestimmungen in Devolutionsfällen durch 
den Bund. 

Besonderer Teil 

Zu Art. I Z 1 

Durch die im Titel neu vorgesehene Bezeich­
nung "Grundsatzbestimmungen für die Regelung 
des Elektrizitätswesens" soll zum Ausdruck 
gebracht werden, daß durch die in diesem Gesetz 
enthaltenen Bestimmungen das Elektrizitätswesen 
nicht nur unter elektrizitätswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten geregelt wird, sondern eine 
umfassende Regelung der durch den Kompetenz­
tatbestand des Art. 12 Abs. 1 Z 5 umschriebenen 
Materie zum Inhalt haben. 

Durch die im Kurztitel vorgesehene Bezeich­
nung als "Elektrizitäts-Grundsatzgesetz" wird dem 
seit der B-VG-Novelle, BGBI. NI. 490/1984, beste­
henden verfassungsrechtlichen Gebot entsprochen, 
Grundsatzgesetze als solche ausdrücklich zu 
bezeichnen. 
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Zu Art. I Z 2 (§ 2) 

Durch die gemä{) :\n. I Z:'. bewirkte Anderung 
deI ~ 2 dn Summgesetzn soll dem Umstand Rech­
nung getragen werden, daß nunmehr der Genehmi­
gung einer Stromcrzeugungsanlage nicht nur eine 
Prüfung der elektrizitäts- bzw. energiewirtschaftli­
ehen Gnlchtspunkte voranzugehen hat, \ellldern 
dal\ In ;\u,,,cht genommene \'orhaben insbeson­
dere auch unter dem Gesichtspunkt ihrer Auswir­
kungen auf die Nachbarn und die Umwelt, die 
Standortwahl sowie die möglichst wirtschaftliche 
Yerwendung der eingesetzten Rohenergie zu beur­
teilen sind 

Zu Art. I Z 4 (§ 6 Abs. 5): 

])utTh die ttll ': (, ,-'\hs. 5 \orgesehene Ergänzung 
,oll 1--largntcllt "erden, daß E1ektrrzitätsversor­
gungsuntnnehtllct] auch dann berechtigt sind, die 
\'n,,)rgung einzeinet .-'\bnehmCf bzw. Ahnehmer­
gruppen zu unterbrechen, wenn hiedurch ein dro­
hctHln '\cl/zusatllmenbruch und damit die Unter­
htTchung dn Stt"()m\t't"sl)t'gung einn \'iel griißeren 
-'\I)tjchmerkreisn verhinden werden kann. 

Zu Art. I Z 6 (§ 9 a) 

\)ie \n,wknung eines :\mkunftsrechtcs der 
Llndesrcglcrung lihtr die technischen und wirt­
schaftlichen Belange der- Elektrizitätsversorgungs­
ulllcrnehmen t'tltspricht detll S\Stem der Energie­
aufsicht. Diesbc/üglich sei etwa auf dtn für den 
Bneich der- Gastwirtschaft noch immer gtltendtn 
~" Ennginsinschaftsgesetz, RGB\. Nr. [ 
S 1451/19.,5 \n\\ Inen Die vorgnehene Regelung 
\ et'stt'ht sich sohln als sv\tematische Ergänzung der 
im Uektri/itätswirtschaftsgesctz enthaltenen Auf­
'tchtsmittel 

Das nunmehr verankerte Aufsichtsrecht der 
Behörde urnfa(;t neben dem Recht auf Flmicht in 
alle ,\uf/t'IChnungcn und Unterlagen insbesondere 
das Rtcht dn \'on der Behörde beauftragten Perso­
nen :wf ungehtnderten lutritt zu den Stromnzeu­
gungs- und Stmmscrtcilung<,anlagen sowie die 
Berechtigung dieser Personen, die erforderlichen 
Messungen vorzunehmen und Proben von Stoffen 
zu entnehmen. Die nähere Regelung dieses Auf­
sie'hts- hz\\. ,-'\uskunftsrcchtes bleibt der Landesge­
setzgebung überlassen. 

Zu Art. I Z 8 (§ 10) 

Durch die neu angefügten Abs. 2 und.) wird den 
Betreibern \on Stromerzeugungsanlagen, entspre­
chend dem Im allgemclnen Teil der Erläuterungen 
dargelegten öifentliL'hen Interesse an einer mög­
lichsten Schonung der ökologischEn und ökonomi­
schen Substanz, diE öffentlich-rechtliche Verpflich­
tung auferlegt, bei ihrer Tätigkeit alle gefährlichen 
Bela.stungen der Umwelt zu unterlassen und die 
eingesetzte Primärenergie unter Bedachtnahme auf 
diesen Crundsatz bestmöglich zu \·erwerten. 

Der Begriff "Umwelt" im Sinne dieser Bestim­
mung umfaßt neben den Menschen auch sonstige 
Lebewesen, also Tiere und Pflanzen. Mit einbezo­
gen sind aber aucb leblose Sachen. 

Menschen, Tiere, Pflanzen und andere körperli­
che Sachen können durch den Betrieb von Stromer­
zeugungsanlagen, imbesondere durch die von die­
<,en Anlagen ausgehenden Emissionen, verschiede­
nen Belastungen ausgesetzt sein. Die Belastungen 
der Umwelt, auf die sich das neu geschaffene 
Gebot für die Betrtiber von Stromerzeugungsanla­
gen beziebt, mü",en gefährliche Belastungen sein. 
Ent.spI"t'chend dem allgtmeltlen Verständnis des 
Begriffes "Gefahr" sind "gefährliche Btlastungtn" 
Im Sinnt dieses Gesttzes Belastungen, mit dtnen 
cin bestimmter Grad der Wahrscheinlichkeit des 
Eintritte'> eines Nachteiles verbunden ist, wobei dn 
Grad der Wahrscheinlichkeit eine nnstzuneh­
Illende bzw. eme begründete besorgnlserwecktndt 
Höhe aufwtistn mull. 

Dabei sind unter gefährlichen Belastungen nicht 
nur solche Belastungen der Um""e1t (Mensch, Tier, 
Pflanz,e, Luft, Wasser, Boden) zu verstehen, denen 
durch die Festlegung \'on ,'\larmgrenzwerten zu 
htgegnen ist, sond,'rn auch solche Belastungen, 
denen IJngfristig im Sinne einer vorbeugenden 
Cdahrenabweh r entgegengttreten werden muß. 

Zu Art. I Z 9 (§ 10 a) 

I. Durch die Verankerung einer Prüfung unter 
umwelt- und tnergiepolitischen Gesichtspunkten 
/.u clllcm möglichst frühtn Zeitpunkt, \0[1 erreicht 
werden, daß bereits vor Inangriffnahme von Groll­
projekten eine mrbufige Entscheidung über die 
Errichtung einer Strornerzeugungsanlage getroffen 
werden kann, 

In der ersten Phase dieses Verfahrens Ist - aus­
gehend von der Beschreibung des in Aussicht 
genommenen Projektes sowie vom Istzustand der 
Umwelt'ltuation - ein Gutachten über die durch 
clas Vorhaben zu erwartenden Auswirkungtn auf 
die bestehende Umwtlt (zB Auswirkungen auf die 
Flora, Fauna und den Menschen) festzustelltn. 
Glcichi'Citig ist in einer energitwirt,chaftlichen 
Bestandsaufnahme das in Aussicht genommene 
Projekt einer energiewirtschaftlichen Beurteilung 
/.u unterziehen. 

N ach dieser energie- und umweltpolitischen 
Beurteilung Wird der Projektant unter Bedacht­
nahme auf bestehende planliche Rechtsvorschriften 
zu veranlassen sein, durch entsprechende Projekts­
änderungen Widersprüche zur energiewirtschaftli­
ehen Beurteilung sowit zu erwartende Beeinträchti­
gungen der Umwelt zu beseitigen oder auf ein trag­
bares Ausmall zu beschränken. Zu deren Beurtei­
lung wird die gesamtwirtschaftliche Bedeutung 
einer Anlage mit dem Ausmaß der zu erwarttnden 
Umwtltbeeinträchtigungen abzuwägen sein, 
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Der Behörde soll es nicht verwehrt sein, bei die­
ser Entscheidung Interessen mit zu berücksichtigen, 
die im Rahmen anderer Verwaltungsmaterien 
wahrgenommen werden und auch auf Rechtsakte 
Bedacht zu nehmen, die auf Grund anderer Rechts­
vorschriften erlassen worden sind (zB planliche 
Rechtsvorschriften). Es wird jedoch zu beachten 
sein, daß es sich bei diesem Verfahren um ein allen 
anderen für die Errichtung einer Stromerzeugungs­
anlage erforderlichen Bewilligungsverfahren vorge­
lagertes Verfahren handelt, durch das Entscheidun­
gen auf Grund anderer Verwaltungsvorschriften 
(wie zB Wasserrechtsgesetz oder Naturschutzge­
setze) nicht vorweggenommen werden können. 

Durch die im Abs. 1 enthaltene Wendung "erst 
nach Abschluß elIles Vorprüfungsverfahrens 
gestellt werden dürfen", soll zum Ausdruck 
gebracht werden, daß Adressat dieser Bestimmung 
lediglich die den Bestimmungen dieses Gesetzes 
unter! iegenden Elektrizitätsversorgungsunte rne h­
mungen, nicht jedoch die mit der Vollziehung 
anderer Verwaltungsmaterien befaßten Behörden 
sind. Für die Beachtung dieser Ordnungsvorschrifr 
können daher nur Sanktionen im Rahmen elektrizi­
tätsrechtlicher Vorschriften vorgesehen werden. 
Eine Zurück- oder Abweisung von Ansuchen zur 
Erteilung von Bewilligungen, die auf Grund ande­
rer Verwaltungsvorschriften für die Errichtung 
einer Stromerzeugungsanlage erforderlich sind 
(wie etwa wasserrechtliche oder naturschutzrechtli­
ehe), soll durch die auf Grund dieser Grundsatzbe­
stimmung in den Ausführungsgesetzen vorzusehen­
den Regelungen nicht bewirkt werden. 

2. Im § 10 a Abs. 5 in der Fassung des vorliegen­
den Entwurfes wird nunmehr das im A VG 1950 
näher geregelte Bürgerbeteiligungsverfahren vorge­
sehen. Dadurch soll jedem, der einem bestimmten, 
nach räumlichen Gesichtspunkten umschriebenen 
Personenkreis angehört, das Recht auf Einbringung 
einer schriftlichen Stellungnahme, auf Benachrich­
tigung von der Durchführung eines Anhörungsver­
fahrens sowie das Recht auf Einsicht in das Ergeb­
nis der öffentlichen Erörterung zustehen. Entspre­
chend dem § 36 c der als Regierungsvorlage vorlie­
genden AVG-Novelle können alle Personen eine 
solche schriftliche Stellungnahme bei der Behörde 
einbringen, die zum Gemeinderat einer Gemeinde 
jenes politischen Bezirks, in dem das Vorhaben ver­
wirklicht werden soll, oder eines unmittelbar 
angrenzenden politischen Bezirks wahlberechtigt 
sind. 

Wird eine Stellungnahme von einer qualifizierten 
Zahl von Personen unterStützt, so nimmt diese 
Gruppe als einheitliche verfahrensrechtliche Person 
am weiteren Verfahren als Partei mit allen Rechten 
teil. Diese Parteistellung soll sich jedoch nur auf 
den Umfang der abgegebenen Stellungnahme 
beschränken. 

Die Durchführung des Bürgerbeteiligungsverfah­
rens hat durch die Landesregierung zu erfolgen. 

Zu Art. I Z 11 (§ 11) 

Durch die neu vorgesehene Überschrift zu § 11 
soll zum Ausdruck gebracht werden, daß das Anla­
genbewilligungsverfahren nicht mehr ausschließlich 
auf die Beurteilung der elektrizitätswirtschaftlichen 
Aspekte beschränkt sein soll, sondern insbesondere 
auch eine Beurteilung der Anlage unter den 
Gesichtspunkten der Standortwahl, einer möglichst 
wirtschaftlichen Verwendung der eingesetzten Pri­
märenergie, des Nachbarschaftsschutzes sowie des 
Gesundheits- und Umweltschutzes zu umfassen 
hat. Entsprechend der im Punkt 6 des Allgemeinen 
Teils der Erläuterungen ausgeführten Überlegun­
gen wurde insbesondere auch hier von einer detail­
lierten Regelung abgesehen und lediglich Jene 
Grundsätze normiert, für die das Bedürfnis elIler 
bundeseinheitlichen Regelung besteht. 

Da kalorische Kraftwerke dann dem Dampfkes­
sel-Emissionsgesetz unterliegen, wenn die Erzeu­
gung elektrischer Energie mittels einer Dampfkes­
sel- und Kraftmaschinenanlage erfolgt, Stromer­
zeugungsanlagen anderer Art durch das Dampfkes­
sel-Emissionsgesetz jedoch nicht erfaßt werden, 
war die Möglichkeit von Emissionsbegrenzungen 
im Rahmen des elektrizitätswirtschaftlichen 
Betriebsanlagengenehmigungsverfahrens vorzuse­
hen. 

Zur Abgrenzung der jeweiligen Verfahren, die 
sowohl im Interesse der Rechtsunterworfenen als 
auch der für das jeweilige Verfahren zuständigen 
Behörde erfolgt, war expressis verbis zu normieren, 
daß das Anlagenbewilligungsverfahren in dem Aus­
maß nicht stattzufinden hat, als Verfahren nach 
dem Dampfkessel-Emissionsgesetz oder dem Forst­
gesetz 1975 durchzuführen sind, also in diesen Ver­
fahren bindende Entscheidungen ergehel1. 

Die im vorletzten Satz des Abs. 1 vorgesehene 
Regelung sieht vor, daß durch Verordnung nähere 
Bestimmungen über die Ausstattung und die techni­
sche Betriebsweise von Stromerzeugungsanlagen 
getroffen werden können. Keinesfalls vorgesehen 
werden können in diesen Verordnungen Regelun­
gen über den wirtschaftlichen Einsatz von Stromer­
zeugungsanlagen. Diesbezügliche Regelungen sind 
nur im Rahmen von Lenkungsmaßnahmen nach 
dem Energielenkungsgesetz 1982 möglich. 

Eine wesentliche Änderung einer Stromerzeu­
gungsanlage liegt auch dann vor, wenn durch sie 
Gefahren für die Gesundheit von Menschen entste­
hen können oder die Umwelt nicht geringfügig 
beeinträchtigt wird. 
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Bezüglich der Eigenanlage wird es der Ausfüh­
rungsgesetzgebung anheim gestellt, zum Schutze 
von Leben und Gesundheit sowie zur Vermeidung 
gefährlicher Belastungen der Umwelt eine Bewilli­
gung vorzusehen. Eine Prüfung unter elektnzltäts~ 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten hat Jedoch bel 
Eigenanlagen nicht zu erfolgen. 

Abs. 3 stellt sich lediglich als sprachliche Neufas­
sung des bisherigen Abs. 2 dar. Eine materielle 
Änderung ist nicht beabsichtigt. 

Zu Art. I Z 13 (§ 17) 

Durch die Anführung des Dampfkessel-Emis­
sionsgesetzes und des Forstgesetzes 1975 in § 17 
Abs. 1 wird klargestellt, daß diese Gesetze durch 
die in Aussicht genommene Novellierung keine 
Änderungen erfahren sollen. Im übrigen wurden 
die Zitate der hier angeführten Rechtsvorschnften 
den zwischenzeitlich eingetretenen Änderungen 
angepaßt. 
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Anhang V 
Studie des Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen: "Landwirtschaftliche Produktionsalternativen am 

Beispiel Ethanol, Ölsaaten und Eiweißfutterpflanzen", Wien 1985 

Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Der Beirat hat die Entwicklung auf den Agrar­
märkten analysiert. Er sieht die Gefahren, die ein 
wachsendes Angebot angesichts übervoller in­
ternationaler Märkte für die Aufrechterhaltung 
und Finanzierbarkeit unserer Agrarmarktord­
nung, die bäuerlichen Einkommen und die Bela­
stung der Konsumenten birgt. Er sieht auch die 
Notwendigkeit, diesen Tendenzen zu begegnen. 
Dabei sind die Grundsätze der gesamtwirtschaft­
lichen Effizienz und gerechten Verteilung der La­
sten zu beachten. 
1. Hauptansatzpunkt der Diskussion über die 

Ethanolerzeugung für die Beimischung zu 
Vergaserkraftstoff ist die mögliche Entlastung 
der Überschußproduktion im Ackerbau. Ohne 
Produktionsumschichtungen ist ein weiterer 
Zuwachs der Getreideüberschüsse von jähr­
lich durchschnittlich 87 000 t (entspricht 12 000 
ha) zu erwarten. Damit sind steigende Auf­
wendungen für Exportstützungen zu erwarten. 

2. Die Mineralölindustrie bestätigt, daß die Bei­
mischung von 2.6% Ethanol zu Vergaserkraft­
stoffen technisch problemlos möglich ist. 

3. Da die Entbleiung von Normalbenzin bereits 
durchgeführt wurde und schon derzeit ver­
schiedene Sauerstoffträger als Mischkompo­
nenten für Vergaserkraftstoffe eingesetzt wer­
den, bringt die Beimischung von Ethanol keine 
nennenswerte zusätzliche Verbesserung der 
Abgaswerte. 

4. Ein auf Ethanol beschränkter Beimischungs­
zwang ist handelspolitisch kaum begründ bar, 
beschränkt auf österreichisches Ethanol ein­
deutig im Widerspruch zu internationalen Ver­
pflichtungen. Von einem Beimischungszwang 
ist deshalb abzusehen. Österreichisches Etha­
nol würde jedoch dann als Beimischung Ver­
wendung finden, wenn sein Preis dem Substi­
tutionswert entspricht. Die dafür erforderliche 
Subvention müßte in einer Weise gewährt 
werden, die im Einklang mit den internationa­
len Verpflichtungen steht. Dies scheint insbe­
sondere bei der Subvention der für die Etha­
nolerzeugung verwendeten Rohstoffe der Fall. 
Eine steuerliche Differenzierung zwischen 
Kraftstoffen mit und ohne Ethanol-Beimi­
schung wäre denkbar. Sie scheint handelspo-

litisch vertretbar und könnte den Markt ohne 
Beeinträchtigung freier Importe in Richtung 
Beimischung steuern. 

5. Bei einer Beimischung von Ethanol im oben 
genannten Ausmaß ergibt sich im Hinblick auf 
die Preise der verdrängten Komponenten (vor 
allem TBA) ein Substitutionswert von S 4,90 je 
Liter Ethanol. Nach den dem Beirat vorgeleg­
ten Projekten (Österreichische Agrarindustrie, 
Zuckeri ndustrie, Steyrerm ühl-Lig nocell ulose 
und Kombinationsprojekt) ergeben sich Pro­
duktionskosten von S 8,12 bis S 11,47 und da­
mit Stützungserfordernisse von S 3,22 bis 
S 6,57 je Liter Ethanol. Wenn die Ethanoler­
zeugung zu Lasten der exportierten Getreide­
menge geht, verringert sich der Stützungsauf­
wand im Ausmaß der Exportstützung. 

6. Projekte, die den enzymatischen Aufschluß 
von Lignocellulose zum Gegenstand haben, 
sind vor allem unter industriepolitischen Ge­
sichtspunkten zu beurteilen, da deren Reali­
sierung nach Darstellung der Projektanten 
einen Einstieg in einen innovatorischen Zweig 
der Biotechnologie bedeutet. Diese Projekte 
tragen aber nur marginal zur Lösung agrari­
scher Probleme bei und sollten daher primär 
an industriepolitischen Kriterien gemessen 
werden und konkurrieren daher in ihrer För­
derungswürdigkeit mit anderen industriell-ge­
werblichen Vorhaben. 

7. Ohne Förderung ist Ethanol als Kraftstoffkom­
ponente derzeit nicht wettbewerbsfähig. Der 
Beirat hat die Kosten der Ethanolerzeugung 
zur Treibstoffbeimischung im Rahmen einer 
Kosten-Nutzen-Analyse mit den dadurch ver­
ursachten Nutzen verglichen. Als Nutzen wur­
den die entfallenden Getreideexportstützun­
gen angesetzt, andere Nutzen der Projekte 
konnten nicht quantifiziert werden. Dies trifft 
insbesondere auf die industriepolitischen Ef­
fekte (Anlagenbau, Biotechnologie, Beschäfti­
gung) zu. Das Ergebnis der Berechnungen ist 
mit dieser Einschränkung zu interpretieren. Im 
Kern wurde demnach ein Subventionsver­
gleich (Stand 1984/85) erstellt. allerdings mit 
entsprechend den wichtigsten agrarpol iti­
schen Zielen des Vorhabens (Schaffung zu-
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sätzlicher landwirtschaftlicher Einkommen, 
Nutzung landwirtschaftlicher Flächen, Schaf­
fung neuer Absatzmöglichkeiten für Getreide) 
unterschiedlichen Bezugsgrößen. 

8. Eine Ethanolerzeugung ist dann sinnvoll, 
wenn der Stützungsaufwand für dem Treibstoff 
beizumischendes Ethanol geringer ist als die 
Stützungserfordernisse der dadurch entfallen­
den Weizenexporte. Die Erzeugung von Etha­
nol zur Nutzung landwirtschaftlicher Flächen 
oder zur Schaffung landwirtschaftlicher Ein­
kommen ist nach den Ergebnissen der Kosten­
Nutzen-Analyse unter den getroffenen Annah­
men volkswirtschaftlich nicht vorteilhaft. Der 
Aufbau einer heimischen Ethanolproduktion 
wäre nur dann volkswirtschaftlich von Vorteil, 

199 

wenn strukturelle Maisüberschüsse nicht zu 
vermeiden sind. Weil die Maisverwertung 
sehr hohe Stützungen pro ha erfordert und die 
im Maisanbau erzielten landwirtschaftlichen 
Einkommen geringer sind als die im Export 
oder in der Ethanolerzeugung notwendigen 
Stützungen, sollten aber nach Ansicht des Bei­
rats Maisüberschüsse möglichst vermieden 
werden. Zur Überprüfung der Zweckmäßigkeit 
einer alternativen Flächennutzung sollten um­
gehend die Produktionsalternativen Ölsaaten­
anbau und Ausbau der Eiweißpflanzenproduk­
tion näher untersucht werden. Diese Kulturen 
scheinen aus ökonomischen und ökologi­
schen Gründen von besonderem Interesse zu 
sein. 
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Legende 
zu den Farbgrafiken 

des Energie­
berichtes 1986 

Inländische Aufbringung 

Import 

Export 

Kohle 

Erdöl 

Gas 

Holz, sonstige Biomasse 
und brennbare Abfälle 

Wasserkraft 

Elektrische Energie 

Fernwärme 

Erzeugung elektrischer 
Energie aus Wärmekraft 
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